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sem. semestre 
SHAB Schweizerisches Handelsamtsblatt 
SJ La Semaine Judiciaire (Genf/CH) 
SJZ Schweizerische Juristen-Zeitung (Zürich/CH) 
SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Förderung der wis-
senschaftlichen Forschung 
sog. sogenannt(e)(r) 
SR Systematische Sammlung des Bundesrechts 
ST Der Schweizer Treuhänder (Zürich/CH) 
StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 
1937 (SR 311.0), in Kraft seit 1. Januar 1942 
SZIER Schweizerische Zeitschrift für internationales und euro-
päisches Recht/Swiss Review of International and Euro-
pean Law (Zürich/CH) 
SZW Schweizerische Zeitschrift für Wirtschafts- und Finanz-
marktrecht (Zürich/CH) 
SZZP Schweizerische Zeitschrift für Zivilprozessrecht (Ba-
sel/CH) 
TGI Tribunal de grande instance (F) 
TJICL Tulane Journal of International and Comparative Law 
(New Orleans/USA) 
TREX Der Treuhandexperte (Zürich/CH) 
UNCITRAL United Nations Commission on International Trade 
Law/Kommission der Vereinten Nationen für internatio-
nales Handelsrecht 
UNCITRAL- UNCITRAL Model Law on Cross-Border Insolvency/ 




USA Vereinigte Staaten von Amerika 
Übereinkunft mit Übereinkunft zwischen den schweizerischen Kantonen  
dem Königreich  Zürich, Bern, Luzern, Unterwalden (ob und nid dem  
Bayern Wald), Freiburg, Solothurn, Basel (Stadt- und Landteil),  
  Schaffhausen, St. Gallen, Graubünden, Aargau, Thurgau,  
  Tessin, Waadt, Wallis, Neuenburg, Genf, sowie Appen- 
  zell AR und dem Königreich Bayern über gleichmässige  
  Behandlung der gegenseitigen Staatsangehörigen in Kon- 
  kursfällen vom 11. Mai/27. Juni 1834, LS 283.2 
Übereinkunft mit   Übereinkunft zwischen den schweizerischen Kantonen  
dem Königreich Zürich, Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Zug, Freiburg, Solo- 
Sachsen thurn, Basel (beide Landesteile), Schaffhausen, Graubün- 
  den, Aargau, Thurgau, Tessin, Waadt, Wallis, Neuenburg  
  und Genf sowie Appenzell der äussern Rhoden einerseits  
 und dem Königreich Sachsen andererseits über die  
 gleichmässige Behandlung der gegenseitigen Staatsange- 
 hörigen in Konkursfällen vom 4./18. Februar 1837,  
  BGS 233.23 
Übereinkunft mit Übereinkunft der Schweizerischen Eidgenossenschaft  
der Krone  und der Krone Württemberg betreffend die Konkursver- 
Württemberg  hältnisse und gleiche Behandlung der beiderseitigen  
 Staatsangehörigen in Konkursfällen vom 12. Dezember  
 1825/13. Mai 1826, LS 283.1 
v. vom 
VAG Bundesgesetz betreffend die Aufsicht über Versiche-
rungsunternehmen vom 17. Dezember 2004 (SR 961.01), 
in Kraft seit 1. Januar 2006 (Versicherungsaufsichtsge-
setz) 
VE-IPRG Vernehmlassungsentwurf zur Revision des 11. Kapitels 
des IPRG 
vgl. vergleiche 
VJ Vindobona Journal of International Commercial Law and 
Arbitration (Wien/A) 
VKV-FINMA Verordnung der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht 
über den Konkurs von Versicherungsunternehmen vom 




VwVG Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren vom 
20. Dezember 1968 (SR 172.021), in Kraft seit 
1. Oktober 1969 (Verwaltungsverfahrensgesetz) 
WM Wertpapier-Mitteilungen. Zeitschrift für Wirtschafts- und 
Bankrecht (Frankfurt am Main/D) 
z.B. zum Beispiel 
ZBJV Zeitschrift des Bernischen Juristenvereins (Bern/CH) 
ZfRV Zeitschrift für Europarecht, Internationales Privatrecht 
und Rechtsvergleichung (Wien/A) 
ZGB Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 
1907 (SR 210), in Kraft seit 1. Januar 1912 
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (Köln/DE) 
ZK Zürcher Kommentar 
ZPO Schweizerische Zivilprozessordnung vom 19. Dezember 
2008 (SR 272), in Kraft seit 1. Januar 2011 
ZSR Zeitschrift für Schweizerisches Recht (Basel/CH) 
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess (Köln/D) 
ZZZ Schweizerische Zeitschrift für Zivilprozess- und Zwangs-
vollstreckungsrecht (Zürich/CH) 
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1. Teil:  Einleitung 
I. Problemstellung 
Die Gewährleistung einer effektiven grenzüberschreitenden Rechtsdurchset-
zung ist eine der wesentlichen Voraussetzungen für einen erfolgreichen in-
ternationalen Wirtschafts-, Handels- und Rechtsverkehr.1 Die Ermöglichung 
der grenzüberschreitenden Prozessführung ist dafür eine notwendige Bedin-
gung. Einerseits sollte daher ausländischen Parteien grundsätzlich der Zu-
gang zu inländischen Gerichten offenstehen, andererseits sollte inländischen 
Parteien (nach inländischem Recht) der Zugang zu ausländischen Gerichten 
nicht verwehrt werden. Aber auch die Möglichkeit der Anerkennung, der 
Vollstreckbarerklärung und der tatsächlichen Vollstreckung ausländischer 
Entscheide im Inland leistet einen wichtigen und notwendigen Beitrag für 
das Funktionieren des internationalen Wirtschafts-, Handels- und Rechtsver-
kehrs, indem sie ein Mindestmass an Rechtsdurchsetzungssicherheit garan-
tiert. Das Erfordernis eines wirksamen nationalen und internationalen 
Zwangsvollstreckungsrechts geht damit einher. 
Bei der Ausgestaltung des internationalen Insolvenzrechts eines Staates soll-
te grundsätzlich der Schutz der an grenzüberschreitenden Insolvenzverfahren 
beteiligten Personen, d.h. sowohl des Gemeinschuldners als auch der Gläu-
biger und anderer betroffener Dritter, im Vordergrund stehen und die Aus-
richtung bestimmen. Zu diesem Zweck ist anzustreben, dass das internatio-
nale Insolvenzrecht eines Staates den Anforderungen der Effektivität, Vor-
hersehbarkeit und Verlässlichkeit zumindest in wesentlichen Zügen genügt. 
Von den Bedürfnissen der durch ein Insolvenzverfahren betroffenen Perso-
nen im Einzelfall abgesehen, kann ein effektives, vorhersehbares und ver-
lässliches nationales und internationales Insolvenzrecht Auswirkungen auf 
das Verhalten von Marktteilnehmern haben,2 indem eine solche Ausgestal-
tung indirekt die Attraktivität eines Staates als Wirtschaftsstandort, dessen 
                                               
1  Für die Schweiz hat der internationale Wirtschaftsverkehr eine signifikante Bedeutung. 
So betrugen für das Jahr 2016 die schweizerische Exportquote 32.6% des Bruttoinland-
produkts sowie die schweizerische Importquote 27% des Bruttoinlandprodukts 
(https://www.ezv.admin.ch/ezv/de/home/themen/schweizerische-aussenhandelsstatistik/ 
kurzportraet-des-schweizer-aussenhandels.html; zuletzt besucht am 04.11.2017). 
2  Vgl. PAULUS, Rechtsvergleichung, S. 799 f. 
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Wettbewerbsfähigkeit und Wirtschaftswachstum beeinflusst.3 Anerkennt ein 
Staat ausländische Insolvenzverfahren resp. ausländische Insolvenzdekrete 
nicht oder nur sofern hohe Anforderungen erfüllt sind, oder ist auch bei einer 
erfolgreichen Anerkennung der Zugriff auf im betreffenden Staat gelegene 
Vermögenswerte mit erheblichen Einschränkungen verbunden, dann kann 
sich wirtschaftliches Handeln unter Umständen als risikoreicher als in ande-
ren Staaten erweisen.4 Auch wenn derartige gesamtwirtschaftliche Auswir-
kungen der Ausgestaltung eines internationalen Insolvenzrechts nicht in 
jedem Fall die Entscheidungen von Marktteilnehmern beeinflussen müssen 
oder zu den wichtigsten Entscheidfaktoren gehören, kann auch solchen 
Auswirkungen mit einer inhaltlichen Harmonisierung der nationalen Insol-
venzrechtsgesetze entgegengewirkt werden. 
Mit dem UNCITRAL-Modellgesetz über grenzüberschreitende Insolvenz-
verfahren aus dem Jahr 1997, an dessen Bestimmungen bis dato 43 Staaten 
ihr nationales internationales Insolvenzrecht ausgerichtet haben5, sowie mit 
der in der EU (mit Ausnahme Dänemarks) seit dem Jahr 2002 (seit dem 
26. Juni 2017 in ihren wesentlichen Teilen in Form der Neufassung) gelten-
den Europäischen Insolvenzverordnung wurden auf internationaler Ebene 
Instrumente geschaffen, um eine wirksamere grenzüberschreitende Durch-
setzung von Insolvenzforderungen sicherzustellen. Diese Entwicklungen 
werden als Schritt in Richtung einer internationalen Harmonisierung des 
grenzüberschreitenden Insolvenzrechts gewertet.6 Der internationale Trend 
führt unter anderem auch zu einer liberaleren Gewährung resp. Anerkennung 
der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor nationa-
len Gerichten. 
Die internationalen Entwicklungen und Tendenzen stehen in einem Span-
nungsverhältnis zu dem im schweizerischen internationalen Insolvenzrecht 
weiterhin vorherrschenden – wenn auch gelockerten – passiven Territoriali-
tätsprinzip7. Nach der geltenden gesetzlichen Regelung (11. Kapitel des 
IPRG/Art. 166–175 IPRG) kann ein ausländisches Insolvenzdekret, sofern 
                                               
3  Vgl. IMF, Key Issues, Nr. 1 sowie Nr. 3; UNCITRAL Guide, Rz. 5; PAULUS, Rechts-
vergleichung, S. 799; PAULUS, Verbindungslinien, S. 2190; WALTHER, Allgemeiner 
Überblick, S. 2; WALTHER, Grundlagen, S. 59; ZILTENER/SPÄTH, S. 37. 
4  Vgl. SPRECHER, Europäische Verordnung, S. 23. 
5  http://www.uncitral.org/uncitral/en/uncitral_texts/insolvency/1997Model_status.html 
(zuletzt besucht am 04.11.2017). 
6  Vgl. POGACAR, S. 258. 





die diesbezüglichen Voraussetzungen erfüllt sind, durch ein schweizerisches 
Gericht anerkannt werden (vgl. Art. 166 Abs. 1 IPRG).8 Die erfolgreiche 
Anerkennung führt aber zu keiner Wirkungserstreckung der im ausländi-
schen Recht vorgesehenen Folgen der Insolvenzeröffnung auf die Schweiz.9 
Vielmehr wird in der Schweiz ein (Sekundär-)Konkursverfahren10 zu Guns-
ten des ausländischen Insolvenzverfahrens durchgeführt.11 Dieser Verfah-
rensablauf hat, unter anderem, erhebliche Auswirkungen auf die Prozessfüh-
rungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Ge-
richten. Im Anwendungsbereich des 11. Kapitels des IPRG12 kommt ihnen 
nahezu keine Prozessführungsbefugnis zu.13 Diese Regelung, die insbeson-
dere mit dem dadurch angestrebten Schutz der Interessen schweizerischer 
Gläubiger begründet wird,14 kann verschiedenen Interessen, unter anderem 
jenen der ausländischen Insolvenzmasse, des ausländischen Gemeinschuld-
ners, aber auch der in- und ausländischen Gläubiger, zuwiderlaufen. 
In der Praxis erweist sich das strikte Festhalten am gelockerten passiven 
Territorialitätsprinzip als zunehmend unzeitgemäss und nicht interessenge-
recht.15 Die gesetzliche Regelung, die einen konkursrechtlichen Protektio-
nismus propagiert, ist mit den internationalen Entwicklungen kaum mehr 
                                               
8  Vgl. dazu nachstehend Rz. 61 ff. 
9  Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 8. Vgl. auch BGE 135 III 40, 44; Furrer/Girsber-
ger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 170 N 3; ZK IPRG-VOLKEN, Art. 170 N 9; BER-
TI/INFANGER, S. 37; BRUNNER, Gläubigerschutz, S. 20; DOMEJ , Haftungsverwirklichung, 
S. 348; GEHRI/KOSTKIEWICZ, S. 194 f.; HANISCH, Vollstreckung, S. 17 sowie S. 27; 
JAQUES, S. 25; SIEHR, Grundfragen, S. 87; THEUS SIMONI, Konkurs im Ausland, 
S. 1431. A.A. wohl noch VOLKEN, S. 550 f. 
10  Nachfolgend wird der Begriff Sekundärkonkursverfahren für das Verfahren nach 
Art. 170 Abs. 1 IPRG verwendet. In der Lehre und der Rechtsprechung werden unter 
anderem auch die Begriffe Anschlusskonkurs, Hilfskonkurs, Hilfsverfahren, IPRG-
Konkurs, IPRG-Minikonkurs, Minikonkurs, Parallelkonkurs, Partikularkonkurs, Parti-
kularinsolvenzkonkurs, Rechtshilfekonkurs und Sonderkonkurs verwendet. 
11  Vgl. dazu nachstehend Rz. 60 sowie Rz. 65. 
12  Vgl. zum Anwendungsbereich des 11. Kapitels des IPRG nachstehend Rz. 76 ff. 
13  SCHWANDER, Besprechung, S. 430, stellt diesbezüglich zutreffend fest: «[I]n der 
Schweiz legt man ausländischen Konkursverwaltern nicht nachvollziehbare Hindernisse 
in den Weg, sodass sie nicht einmal als demütige Bittsteller eine Forderungseingabe 
machen können.» 
14  Vgl. dazu nachstehend Rz. 60. 
15  SCHWANDER, Einführung II, Rz. 908, führt(e) im Jahr 1997 (noch) aus, dass die Durch-
führung eines Sekundärkonkursverfahrens «zu einem rechtspolitisch gleichwertigen und 
souveränitätspolitisch akzeptablen und auch praktikablen Ergebnis» führe. 
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kompatibel und hat negative Auswirkungen für alle an einem ausländischen 
Insolvenzverfahren Beteiligten (z.B. Gemeinschuldner, in- und ausländische 
Gläubiger, ausländische Insolvenzverwalter)16. Doch trotz der offensichtli-
chen Notwendigkeit eines «judiziellen Richtungswechsel[s]»17 hält die bun-
desgerichtliche Rechtsprechung an der geltenden Regelung fest18. Der Hand-
lungsbedarf wurde aber erkannt. Nach Veröffentlichung des Vorentwurfs zur 
Änderung des 11. Kapitels des IPRG im Oktober 201519 erfolgte im Mai 
2017 die Publikation des definitiven Entwurfs zur Revision der Art. 166 ff. 
IPRG sowie der diesbezüglichen Botschaft20. Wie schon der VE-IPRG sieht 
auch der E-IPRG eine Erweiterung der Prozessführungsbefugnis ausländi-
scher Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten vor, wobei deren 
Ausgestaltung im E-IPRG gegenüber dem VE-IPRG einzelne Anpassungen 
erfuhr. 
II. Aufbau der Untersuchung und Eingrenzung 
Die vorliegende Arbeit untersucht die Prozessführungsbefugnis ausländi-
scher Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten und Schiedsgerich-
ten mit Sitz in der Schweiz. Daneben werden auch die Regelungen betref-
fend die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter nach der 
EuInsVO und dem UNCITRAL-Modellgesetz näher betrachtet. 
Die Arbeit ist, abgesehen von der vorliegenden Einleitung und der Zusam-
menfassung21, in sieben weitere Teile gegliedert. Nach der Einleitung erfolgt 
                                               
16  Vgl. Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4128 f.; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 4. 
17  So die Wortwahl von EMMENEGGER, S. 368, mit Bezug auf die richterliche Fortbildung 
des Rechts. 
18  Vgl. diesbezüglich die Ausführungen in BGE 137 III 570, 576: «[...] ob die Regelung 
gemäss Art. 166 ff. IPRG sinnvoll bzw. noch zeitgemäss ist (gerade auch im Lichte des 
[...] revidierten Art. 37g BankG), ist vorliegend nicht zu prüfen.» COURVOISIER, 
2011/2012, S. 212, führt zu diesem Entscheid aus: «Nun ist es aber ein anerkannter 
Auslegungsgrundsatz, dass wenn sich der Zweck einer Norm nicht verwirklichen kann, 
er nicht mehr zeitgemäss ist, eine entsprechende abweichende Auslegung geboten ist. 
Die Sturheit, mit der das Bundesgericht seine Linie verfolgt, ist daher umso erstaunli-
cher. Sie entspricht nicht Schweizer Rechtstradition.» 
19  BBl 2015 7661. 
20  BBl 2017 4125. 
21  Vgl. dazu nachstehend Rz. 387 ff. 
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im zweiten Teil22 zunächst eine Betrachtung der für die Untersuchung des 
Themas wichtigsten Grundlagen. Sodann wird im dritten Teil23 die Ausge-
staltung des schweizerischen internationalen Insolvenzrechts kurz beleuch-
tet. 
Der vierte Teil24 thematisiert die Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten. Nebst der Erörterung der 
Prozessführungsbefugnis, die ausländischen Insolvenzverwaltern im Anwen-
dungsbereich des 11. Kapitels des IPRG zusteht, wird auch der Frage nach 
dem Bestand und den etwaigen Wirkungen der Prozessführungsbefugnis 
ausländischer Insolvenzverwalter ausserh alb des 11. Kapitels des IPRG 
nachgegangen. Im fünften Teil25 folgt unter anderem eine Untersuchung der 
Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor Schiedsge-
richten mit Sitz in der Schweiz.  
Die Teile sechs26 und sieben27 behandeln die Prozessführungsbefugnis aus-
ländischer Insolvenzverwalter nach der EuInsVO sowie nach dem UNCIT-
RAL-Modellgesetz. 
Schliesslich wird im achten Teil28 die Prozessführungsbefugnis ausländi-
scher Insolvenzverwalter nach dem E-IPRG untersucht und analysiert. 
Der Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit liegt auf der Rechtslage in der 
Schweiz, vorwiegend unter Anwendung des IPRG. Auf die Prozessfüh-
rungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter im Anwendungsbereich des 
BankG, des VAG, des BEHG, des KAG sowie des FinfraG wird nur punktu-
ell eingegangen. Die Untersuchung beschränkt sich sodann auf die Prozess-
führungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter, soweit diese im Rahmen 
der Verwaltung der (ausländischen) Insolvenzmasse tätig werden. Nicht 
einbezogen wird die Befugnis ausländischer Insolvenzverwalter zur Prozess-
führung nach den im Bereich des internationalen Insolvenzrechts für die 
Schweiz in Kraft stehenden Staatsverträgen29. Ebenso wird die (etwaige) 
                                               
22  Vgl. dazu nachstehend Rz. 12 ff. 
23  Vgl. dazu nachstehend Rz. 54 ff. 
24  Vgl. dazu nachstehend Rz. 74 ff. 
25  Vgl. dazu nachstehend Rz. 193 ff. 
26  Vgl. dazu nachstehend Rz. 223 ff. 
27  Vgl. dazu nachstehend Rz. 286 ff. 
28  Vgl. dazu nachstehend Rz. 306 ff. 
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Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter im Niederlas-
sungsverfahren nach Art. 166 Abs. 2 IPRG sowie jene ausländischer Nach-
lassverwalter (vgl. Art. 175 IPRG) nicht behandelt. 
  7 
2. Teil:  Grundlagen 
I. Ausländischer Insolvenzverwalter 
Der Begriff des ausländischen Insolvenzverwalters30 resp. der ausländischen 
Insolvenzverwaltung31 im Sinne des schweizerischen internationalen Insol-
venzrechts wird von der Funktion der Konkursverwaltung nach schweizeri-
schem Recht (vgl. Art. 240 SchKG) präjudiziert.32 Nach der bundesgerichtli-
chen Rechtsprechung handelt es sich «um diejenige Instanz, welche das 
Vermögen des [ausländischen] Konkursiten [d.h. des Gemeinschuldners] 
verwaltet, verwertet und verteilt»33, «wobei sich die Ausgestaltung im Ein-
zelfall nach dem Recht des [ausländischen] Konkursstaates»34, d.h. nach der 
lex fori concursus richtet. Ausländische Insolvenzverwalter sind somit jene 
Personen oder Institutionen, die nach der lex fori concursus für die Anhe-
bung, Leitung und Durchführung des (Haupt-)Insolvenzverfahrens zuständig 
sind.35 
Nachfolgend wird von diesem engen Begriffsverständnis ausgegangen, das 
ausschliesslich ausländische Konkursverwalter, jedoch nicht ausländische 
Verwalter eines Sanierungsverfahrens umfasst.36 
                                               
30  Dem schweizerischen Gesetzes- und Verordnungsrecht war bis vor kurzem der Begriff 
der Insolvenz nahezu unbekannt. Mittlerweile enthalten unter anderem das OR (vgl. 
Art. 333b), das BankG (vgl. z.B. elfter und zwölfter Abschnitt), das VAG (vgl. z.B. 
Art. 1 Abs. 2 sowie Art. 54d), die BIV-FINMA (vgl. z.B. Art. 7 sowie Art. 10 Abs. 1 
und Abs. 3) und die KVV (vgl. Art. 22 Abs. 3 lit. b) den Insolvenzbegriff (z.B. «Insol-
venz», «Insolvenzgefahr», «Insolvenzverfahren», «Insolvenzort», «Insolvenzmassnah-
me», «Insolvenzmasse», «Insolvenzrisiken», «Insolvenzfonds»). Hingegen ist der Ter-
minus «Insolvenz» weder im SchKG noch im IPRG zu finden. 
31  Art. 166 Abs. 1 IPRG spricht von der «ausländischen Konkursverwaltung». 
32  BGE 137 III 631, 633; BGer v. 09.03.2011, 6B_557/2010, Erw. 6.1. 
33  BGE 137 III 631, 633; BGer v. 09.03.2011, 6B_557/2010, Erw. 6.1. Vgl. auch 
BGE 135 III 666, 668. 
34  BGE 137 III 631, 633; BGer v. 09.03.2011, 6B_557/2010, Erw. 6.1. 
35  BGE 137 III 631, 633 f.; BGE 135 I 63, 66; BGer v. 09.03.2011, 6B_557/2010, 
Erw. 6.1. 
36  In Anlehnung an SPÜHLER, Anerkennung, S. 83, wird im Folgenden angesichts der 
zahlreichen möglichen Ausgestaltungen von ausländischen Gesamtvollstreckungsver-
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Das im Insolvenzeröffnungsstaat geltende Recht legt fest, welche Stellung 
dem Insolvenzverwalter im betreffenden Insolvenzverfahren zukommt.37 
Nach der lex fori concursus bestimmen sich unter anderem auch das Ver-
hältnis des Insolvenzverwalters zur Insolvenzmasse und zum Gemeinschuld-
ner sowie die rechtlichen, d.h. materiellen und prozessualen Befugnisse des 
Insolvenzverwalters38.39 Eine solche Anknüpfung ist gerechtfertigt, da das 
Insolvenzverfahren die engste Verbindung zu jener Rechtsordnung hat, die 
im Staat der Insolvenzeröffnung gilt.40 
Zahlreiche nationale Insolvenzrechtsgesetze sehen mit der Insolvenzeröff-
nung auch den Verlust der Verwaltungs- und Verfügungsbefugnisse des 
Gemeinschuldners über das zur Insolvenzmasse gehörende Vermögen vor.41 
Diese Befugnisse, einschliesslich der Prozessführungsbefugnis42, gehen nach 
dem Insolvenzrecht verschiedener Staaten dabei vom Gemeinschuldner auf 
den Insolvenzverwalter über.43 Letzterer kann – aus der Sicht des schweize-
rischen Rechts – die Stellung eines Prozessstandschafters44 einnehmen, so-
fern nach der lex fori concursus, trotz der Insolvenzeröffnung, die Inhaber-
schaft des streitigen Rechts beim Gemeinschuldner verbleibt. Zieht die Er-
öffnung des ausländischen Insolvenzverfahrens nach der lex fori concursus 
hingegen nicht diese Folge nach sich, kann auch – und dies ist wiederum von 
                                               
fahren, sondern von Insolvenzverwalter, Insolvenzverwaltung sowie Insolvenzverfahren 
gesprochen (vgl. auch SPÜHLER, Vollstreckung, S. 155). 
37  Vgl. UNCITRAL Legislative Guide I and II, Rz. 83. Vgl. für den Anwendungsbereich 
der EuInsVO: Art. 7 Abs. 1 EuInsVO/Art. 4 Abs. 1 aEuInsVO. 
38  Vgl. für den Anwendungsbereich der EuInsVO: Art. 7 Abs. 1 sowie Abs. 2 lit. c EuIns-
VO/Art. 4 Abs. 1 sowie Abs. 2 lit. c aEuInsVO. 
39  Vgl. UNCITRAL Legislative Guide I and II, Rz. 83. Davon zu unterscheiden ist die 
Zuerkennung von Befugnissen an ausländische Insolvenzverwalter durch das Recht ei-
nes Staates ausserhalb des Insolvenzeröffnungsstaates, z.B. des Staates, in welchem die 
Anerkennung des ausländischen Insolvenzverfahrens bzw. -dekretes beantragt wird. 
40  Vgl. GOTTWALD, Grenzüberschreitende Insolvenzen, S. 31; HANISCH, Kollisionsrechtli-
che Grundsätze, S. 458. 
41  Vgl. KRÖLL, Arbitration, S. 359; NADEAU-SÉGUIN, S. 81. Vgl. für das deutsche Recht: 
§ 80 Abs. 1 InsO. Vgl. für das österreichische Recht: § 2 Abs. 2 IO (vgl. auch § 3 
Abs. 1 IO). Vgl. für die Regelung im schweizerischen Recht: Art. 204 Abs. 1 SchKG 
(vgl. in diesem Zusammenhang auch nachstehend FN 45). 
42  Vgl. zum Begriff der Prozessführungsbefugnis nachstehend Rz. 23 ff. 
43  Vgl. KRÖLL, Arbitration, S. 359; LAZIĆ, S. 345; NADEAU-SÉGUIN, S. 81. Vgl. für das 
deutsche Recht: § 80 Abs. 1 InsO. Vgl. für das österreichische Recht: DELLINGER/OBER-
HAMMER/KOLLER, Rz. 269. 
44  Vgl. zum Begriff der Prozessstandschaft nachstehend Rz. 28. 
14 
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der Ausgestaltung des nationalen Insolvenzrechts abhängig – die Insolvenz-
masse die Stellung einer Prozessstandschafterin des Gemeinschuldners ein-
nehmen. Diesfalls hat der Insolvenzverwalter im Rahmen eines Gerichtsver-
fahrens keine selbständigen Rechte bezüglich der Insolvenzmasse. Er ist 
ausschliesslich Vertreter der Insolvenzmasse.45 Ferner kann die Insolvenz-
masse mit Insolvenzeröffnung Rechtsträgerin werden;46 die Prozessführung 
durch die Insolvenzmasse erfolgt diesfalls aus eigenem Recht.47 
Zur rechtlichen Stellung eines Insolvenzverwalters in einem Insolvenzver-
fahren wurden verschiedene Theorien entwickelt, über die nach wie vor eine 
rege Auseinandersetzung in der Literatur herrscht48. Zu berücksichtigen ist 
                                               
45  Vgl. für das schweizerische Recht: Art. 240 SchKG. In der Lehre besteht Uneinigkeit 
darüber, wem in Verfahren bezüglich der schweizerischen Konkursmasse Partei- resp. 
Prozessstandschafterstellung zukommt (vgl. dazu Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, 
Art. 66 N 10 m.w.H.). Nach der hier vertretenen Ansicht gestaltet sich die Rechtslage 
folgendermassen: Als Folge der Konkurseröffnung in der Schweiz gehen die «Verwal-
tungs- und Verfügungsbefugnisse [...] auf die Konkursmasse über, die sie durch die 
Konkursverwaltung ausübt» (BGer v. 04.06.2012, 5A_302/2012, Erw. 2.2.1; vgl. auch 
BGE 121 III 28, 30). Ebenso büsst der Gemeinschuldner mit Eröffnung des Konkurs-
verfahrens die Prozessführungsbefugnis für Verfahren über das Konkursvermögen ein 
(BSK ZPO-GRABER, Art. 83 N 42; JAEGER/WALDER/KULL/KOTTMANN, Art. 204 N 8 f.; 
Hunkeler-STÖCKLI/POSSA, Art. 204 N 10; BSK SchKG II-WOHLFART/MEYER, Art. 204 
N 44). Die Prozessführungsbefugnis geht auf die Konkursmasse über, die sie durch die 
Konkursverwaltung bzw. das Konkursamt ausübt (vgl. BK ZPO I-GROSS/ZUBER, 
Art. 83 N 36; BSK SchKG II-WOHLFART/MEYER, Art. 204 N 44; FRITZSCHE/WALDER, 
§ 40 N 17. Im Ergebnis a.A.: Hunkeler-BÜRGI, Art. 240 N 7; JAEGER/WAL-
DER/KULL/KOTTMANN, Art. 240 N 5 f. sowie N 9 f.; BSK SchKG II-RUSSENBERGER, 
Art. 240 N 10 sowie N 12; Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-SCHWANDER, 
Art. 83 N 42). Die Konkursmasse wird damit zur Prozessstandschafterin des Gemein-
schuldners (vgl. BK ZPO I-GROSS/ZUBER, Art. 83 N 36. Im Ergebnis auch BSK SchKG 
II-WOHLFART/MEYER, Art. 204 N 44). Der Konkursverwaltung kommt die Stellung als 
Vertreterin der Konkursmasse zu. Dies gilt auch für die Sekundärkonkursmasse nach 
Art. 166 ff. IPRG, die ebenfalls durch die Konkursverwaltung vertreten wird. 
46  Kindler/Nachmann-DUURSMA-KEPPLINGER, Österreich N 51. 
47  So nach der in Österreich vorherrschenden Organtheorie (vgl. dazu nachstehend 
Rz. 18). 
48  Auf diesen Theorienstreit, insbesondere die Einwände gegen die einzelnen Theorien soll 
hier nicht näher eingegangen werden. Vgl. dazu z.B. eingehend Bartsch/Pollak/Bucheg-
ger-CHALUPSKY/DUURSMA-KEPPLINGER, § 81 N 1 ff.; Konecny/Schubert-HIERZENBER-
GER/RIEL, § 80 N 35 ff.; Kayser/Thole-KAYSER, § 80 N 11 ff.; MünchKomm InsO II-
OTT/VUIA, § 80 N 20 ff.; THOLE, S. 321 ff., insbesondere mit Blick auf anfechtungs-
rechtliche Aspekte. 
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allerdings, dass dem Theorienstreit geringe praktische Bedeutung zugemes-
sen wird.49 
Nach der in Deutschland vorherrschenden50 Amtstheorie handelt der Insol-
venzverwalter in eigenem Namen und aus eigenem Recht51, jedoch mit Wir-
kung für die Insolvenzmasse.52 Im Sinne dieser Theorie tritt ein Insolvenz-
verwalter in Prozessen für die Insolvenzmasse als Partei auf;53 ihm steht die 
Prozessführungsbefugnis kraft gesetzlicher Prozessstandschaft zu54. Der 
Insolvenzverwalter ist «Partei kraft Amtes»55, d.h. er vertritt weder den Ge-
meinschuldner noch die Gläubiger noch die Insolvenzmasse.56 Die Insol-
venzmasse hat nach dieser Theorie keine eigene Rechtspersönlichkeit.57 
Nach der Organtheorie, die herrschende Lehre in Österreich ist,58 wird die 
Insolvenzmasse als juristische Person59 oder als «Quasi-Rechtssubjekt»60 
                                               
49  Vgl. Kayser/Thole-KAYSER, § 80 N 13; HambKomm-KULEISA, § 80 N 8. Vgl. dazu 
MünchKomm InsO II-OTT/VUIA, § 80 N 24; Schmidt-STERNAL, § 80 N 20; Ner-
lich/Römermann-WITTKOWSKI/KRUTH, § 80 N 38; Gottwald-KLOPP/KLUTH/PECHART-
SCHECK, § 22 N 20. 
50  Uhlenbruck/Hirte/Vallender-MOCK, § 80 N 58 m.H.a. die Rechtsprechung; Münch-
Komm InsO II-OTT/VUIA, § 80 N 27 m.H.a. die Rechtsprechung; Schmidt-STERNAL, 
§ 80 N 18 m.H.a. die Rechtsprechung. 
51  Bartsch/Pollak/Buchegger-CHALUPSKY/DUURSMA-KEPPLINGER, § 81 N 2; Konec-
ny/Schubert-HIERZENBERGER/RIEL, § 80 N 36; MünchKomm InsO II-OTT/VUIA, § 80 
N 27; Nerlich/Römermann-WITTKOWSKI/KRUTH, § 80 N 40; DELLINGER/OBERHAM-
MER/KOLLER, Rz. 96. 
52  Kayser/Thole-KAYSER, § 80 N 14; HambKomm-KULEISA, § 80 N 7; MünchKomm InsO 
II-OTT/VUIA, § 80 N 27; Schmidt-STERNAL, § 80 N 19. Vgl. auch Gottwald-
KLOPP/KLUTH/PECHARTSCHECK, § 22 N 20. 
53  Bartsch/Pollak/Buchegger-CHALUPSKY/DUURSMA-KEPPLINGER, § 81 N 2. Konec-
ny/Schubert-HIERZENBERGER/RIEL, § 80 N 36; MünchKomm InsO II-OTT/VUIA, § 80 
N 27; Nerlich/Römermann-WITTKOWSKI/KRUTH, § 80 N 40; DELLINGER/OBERHAM-
MER/KOLLER, Rz. 96. 
54  MünchKomm InsO II-OTT/VUIA, § 80 N 27. 
55  HambKomm-KULEISA, § 80 N 7; Hess I-HESS, § 80 N 156; Uhlenbruck/Hirte/Vallen-
der-MOCK, § 80 N 58; DELLINGER/OBERHAMMER/KOLLER, Rz. 96. 
56  Gottwald-KLOPP/KLUTH/PECHARTSCHECK, § 22 N 24. 
57  DELLINGER/OBERHAMMER/KOLLER, Rz. 96. 
58  Bartsch/Pollak/Buchegger-CHALUPSKY/DUURSMA-KEPPLINGER, § 81 N 17; Konec-
ny/Schubert-HIERZENBERGER/RIEL, § 80 N 41; BUCHEGGER, S. 23 f. DELLINGER/OBER–
HAMMER/KOLLER, Rz. 96, weisen darauf hin, dass der Insolvenzverwalter auch in Öster-
reich üblicherweise in eigenem Namen als klägerische oder beklagte Partei auftritt. Da-
mit sei allerdings kein «ausdrückliches Bekenntnis» zur Amtstheorie verbunden. 
17 
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begriffen, welcher entsprechend Rechts- und Parteifähigkeit zukommt61. Der 
Insolvenzverwalter ist (gerichtlich bestelltes) Organ der Insolvenzmasse62 in 
der Stellung eines (gesetzlichen) Vertreters.63 In Verfahren ist die Insol-
venzmasse (prozessführungsbefugte) Partei, die durch den Insolvenzverwal-
ter vertreten wird.64 
Die Vertretertheorie basiert auf der Annahme, dass der Insolvenzverwalter 
als gesetzlicher Vertreter des Gemeinschuldners65 für die Insolvenzmasse 
handelt.66 In Zivilprozessen ist dabei der Gemeinschuldner (prozessfüh-
rungsbefugte) Partei, die durch den Insolvenzverwalter vertreten wird.67 
Daneben bestehen weitere Erklärungsansätze, wie die neutrale Theorie68 
oder die modifizierte Organ- bzw. Vertretertheorie69.  
                                               
59  Konecny/Schubert-HIERZENBERGER/RIEL, § 80 N 41; MünchKomm InsO II-OTT/VUIA, 
§ 80 N 29; DELLINGER/OBERHAMMER/KOLLER, Rz. 96. 
60  Kayser/Thole-KAYSER, § 80 N 15; MünchKomm InsO II-OTT/VUIA, § 80 N 29. 
61  Bartsch/Pollak/Buchegger-CHALUPSKY/DUURSMA-KEPPLINGER, § 81 N 17. Vgl. auch 
Schmidt-STERNAL, § 80 N 18. 
62  Nerlich/Römermann-WITTKOWSKI/KRUTH, § 80 N 39. 
63  Bartsch/Pollak/Buchegger-CHALUPSKY/DUURSMA-KEPPLINGER, § 81 N 17. Vgl. auch 
Hess I-HESS, § 80 N 191; Kayser/Thole-KAYSER, § 80 N 15; HambKomm-KULEISA, 
§ 80 N 6; MünchKomm InsO II-OTT/VUIA, § 80 N 29.  
64  Vgl. Konecny/Schubert-HIERZENBERGER/RIEL, § 80 N 41; Kayser/Thole-KAYSER, § 80 
N 15. 
65  Anders als in Deutschland wird in Österreich im Rahmen der Vertretertheorie auch die 
Vertretung der Insolvenzmasse sowie die Vertretung der Gläubiger durch den Insol-
venzverwalter thematisiert (vgl. dazu Bartsch/Pollak/Buchegger-CHALUPSKY/DUUR-
SMA-KEPPLINGER, § 81 N 7 ff. sowie N 16; Konecny/Schubert-HIERZENBERGER/RIEL, 
§ 80 N 38 sowie N 40; DELLINGER/OBERHAMMER/KOLLER, Rz. 98 ff.). 
66  Konecny/Schubert-HIERZENBERGER/RIEL, § 80 N 39. Vgl. auch Kayser/Thole-KAYSER, 
§ 80 N 16; HambKomm-KULEISA, § 80 N 5; Schmidt-STERNAL, § 80 N 18; Münch-
Komm InsO II-OTT/VUIA, § 80 N 28; Nerlich/Römermann-WITTKOWSKI/KRUTH, § 80 
N 39. 
67  Bartsch/Pollak/Buchegger-CHALUPSKY/DUURSMA-KEPPLINGER, § 81 N 9; Konec-
ny/Schubert-HIERZENBERGER/RIEL, § 80 N 39; Schmidt-STERNAL, § 80 N 18. Vgl. auch 
Kayser/Thole-KAYSER, § 80 N 16; MünchKomm InsO II-OTT/VUIA, § 80 N 28. 
68  Vgl. dazu Bartsch/Pollak/Buchegger-CHALUPSKY/DUURSMA-KEPPLINGER, § 81 N 27; 
Hess I-HESS, § 80 N 193 f.; Konecny/Schubert-HIERZENBERGER/RIEL, § 80 N 42; Kay-
ser/Thole-KAYSER, § 80 N 17; MünchKomm InsO II-OTT/VUIA, § 80 N 30.  
69  Hess I-HESS, § 80 N 195; Kayser/Thole-KAYSER, § 80 N 16; MünchKomm InsO II-
OTT/VUIA, § 80 N 31; Schmidt-STERNAL, § 80 N 18. 
19 
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Die Rechtsstellung eines Insolvenzverwalters im ausländischen Insolvenz-
verfahren, für das er eingesetzt wurde, ist insofern von beschränkter Bedeu-
tung für das hier zu diskutierende Thema der Prozessführungsbefugnis aus-
ländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten, als nach 
schweizerischem Recht zu beurteilen ist, welche (prozessualen) Befugnisse 
einem ausländischen Insolvenzverwalter in der Schweiz zukommen. 
Wohl als Folge der unterschiedlichen rechtlichen Verhältnisse zwischen 
Gemeinschuldner, Insolvenzverwalter und Insolvenzmasse in den jeweiligen 
nationalen (ausländischen) Insolvenzrechtsgesetzen ist der bundesgerichtli-
chen Rechtsprechung zu Art. 166 ff. IPRG keine strikte Trennung zwischen 
den Begriffen der ausländischen Insolvenzmasse und des ausländischen In-
solvenzverwalters zu entnehmen (exemplarisch: «Ob allerdings eine auslän-
dische Konkursmasse (bzw. deren Konkursverwalter) auf Vermögen in der 
Schweiz greifen kann, beurteilt sich nach Art. 166 ff. IPRG [...]»70).71 Daher 
ist die Rechtsprechung zur Stellung und zu den Befugnissen der ausländi-
schen Insolvenzmasse ebenfalls auf den ausländischen Insolvenzverwalter 
anwendbar. Dies gilt auch vice versa.72 
                                               
70  BGE 137 III 570, 572. Vgl. auch BGE 139 III 236, 238. 
71  Vgl. zur ausländischen Insolvenzmasse: BGE 138 III 628, 630 [Pra 102 (2013) Nr. 27, 
S. 206]; BGE 137 III 570, 572; BGE 135 III 40, 40; BGE 134 III 366, 378 [Pra 97 
(2008) Nr. 144, S. 938]; BGE 129 III 683, 688; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, 
Erw. 2.4.1; BGer v. 17.08.2004, 7B.109/2004, Erw. 3.1 f. Vgl. zum ausländischen In-
solvenzverwalter: BGE 139 III 236, 236 und 238 f.; BGE 137 III 631, 631 und 633 f.; 
BGE 137 III 570, 572; BGE 137 III 374, 376 f.; BGE 135 II 666, 666; BGE 135 III 40, 
44; BGE 134 III 366, 377 [Pra 97 (2008) Nr. 144, S. 937]; BGE 130 III 620, 629; 
BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1; JdT 1993 II 125, Erw. 2.b [SJ 1991 592, 
Erw. 2.b]. 
72  Nach OGer/ZH v. 19.03.2013, PS130044, Erw. 3.2.2. (darauf verwiesen in OGer/ZH v. 
20.03.2015, LB150005, Erw. 3.2.2.), kommt der Parteibezeichnung in einem Prozess 
keine eigenständige Bedeutung zu, da die Insolvenzmasse und die Insolvenzverwaltung 
«ein rechtlich voneinander abhängiges, austauschbares Konstrukt bilden». Es sei daher 
nicht entscheidend, «ob im Prozess die [ausländische] Konkursmasse als Partei im 
Rubrum erfasst oder die Verwaltung im eigenen Namen und damit als Partei aufge-
führt» werde «oder ob sie handelnd für die Konkursmasse oder als Vertreterin der Kon-







Die Prozessführungsbefugnis73 ist das Recht, als Partei in eigenem Namen 
über einen eigenen oder über einen fremden Anspruch ein Verfahren zu füh-
ren.74 In der Literatur wird die Prozessführungsbefugnis auch als prozess-
rechtliches Analogon zur materiell-rechtlichen Verfügungsbefugnis qualifi-
ziert.75 Im Übrigen gilt sie als (ungeschriebene) Prozessvoraussetzung im 
Sinn von Art. 59 Abs. 2 ZPO, d.h. falls einer Partei die Prozessführungsbe-
fugnis fehlt, muss ein Prozessentscheid ergehen, mit dem auf die Sache nicht 
eingetreten wird (sog. Nichteintretensentscheid; vgl. Art. 236 Abs. 1 ZPO).76 
In einem extensiven Begriffsverständnis muss die Prozessführungsbefugnis 
nicht nur die Prozessführung vor Gerichten, sondern auch jene vor anderen 
staatlichen Behörden und Organen, die mit hoheitlichen (Entscheid-)Befug-
nissen versehen sind, umfassen.  
                                               
73  Für die Prozessführungsbefugnis werden gelegentlich auch die Begriffe «Prozessfüh-
rungsberechtigung» (z.B. BERTI, Einführung, Rz. 339), «Prozessführungsrecht» (z.B. 
Botschaft ZPO, S. 7286; Stein/Jonas ZPO-JACOBY, Vor § 50 N 27; GRAF, Rechtsnatur, 
S. 382), «Prozesslegitimation» (Stein/Jonas ZPO-JACOBY, Vor § 50 N 27) oder – im 
Zusammenhang mit Schiedsverfahren – «Verfahrensführungsbefugnis» (FLÖTHER, 
Auswirkungen, S. 26 f., FLÖTHER, Schiedsverfahren, S. 91) verwendet. 
74  Vgl. zum Begriff der Prozessführungsbefugnis: Bohnet/Haldy/Jeandin/Schweizer/Tap-
py-BOHNET, Art. 59 N 95 ff.; Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 67 N 20; BK ZPO 
I-STERCHI, Art. 67 N 20; BSK SchKG II-WOHLFART/MEYER, Art. 204 N 44; BK ZPO I-
ZINGG, Art. 59 N 60; Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-ZÜRCHER, Art. 59 N 67; 
BERTI, Einführung, Rz. 339; MEIER, ZPR, S. 159; HABSCHEID, Zivilprozess- und Ge-
richtsorganisationsrecht, Rz. 276 f.; LÖTSCHER, Rz. 46; STAEHELIN/STAEHELIN/GROLI-
MUND, § 13 Rz. 24; STAEHELIN/SUTTER, § 9 N 21; WILLISEGGER, S. 66. Vgl. für das 
deutsche Recht: Stein/Jonas ZPO-JACOBY, Vor § 50 N 27; Thomas/Putzo-HÜSSTEGE, 
§ 51 N 20 ff.; MünchKomm ZPO-LINDACHER, Vorbemerkung zu § 50 N 41; Mu-
sielak/Voit-WETH, § 51 N 14 ff.; BAUMBACH/LAUTERBACH/ALBERS/HARTMANN, 
Grdz § 50 N 22. Vgl. für das österreichische Recht: KODEK/MAYR, Rz. 296; RECHBER-
GER/SIMOTTA, Rz. 304. 
75  MEIER, ZPR, S. 159; PICHLER, S. 35 f. Im Ergebnis auch BSK SchKG II-WOHL-
FART/MEYER, Art. 204 N 44; STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 25; STAEHE-
LIN/SUTTER, § 9 N 21; WILLISEGGER, S. 67. 
76  Vgl. Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 67 N 20; Sutter-Somm/Hasenböhler/Leu-
enberger-ZÜRCHER, Art. 59 N 69; STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 27. 
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Die Prozessführungsbefugnis umfasst zusätzlich zur gerichtlichen Geltend-
machung von materiell-rechtlichen Ansprüchen und der Abwehr von be-
haupteten materiell-rechtlichen Ansprüchen (d.h. Verfahren als klägerische 
oder beklagte Partei sowie entsprechende Rechtsmittelverfahren) auch die 
gerichtliche Geltendmachung von prozessualen Rechten sowie die Abwehr 
von behaupteten prozessualen Rechten (samt diesbezüglicher Rechtsmittel-
verfahren)77. Letzteres wird in der Literatur – soweit ersichtlich – nicht aus-
drücklich thematisiert.78 Die vorwiegend in der Doktrin für die Prozessfüh-
rungsbefugnis vorgebrachten Beispiele79 umfassen lediglich eine Prozessfüh-
rung um materielle und nicht um prozessuale Rechte. Dass die Prozessfüh-
rungsbefugnis auch die gerichtliche Geltendmachung und Abwehr von pro-
zessualen Rechten umfasst, ist jedoch eine logische Konsequenz. Steht einer 
Partei die Befugnis zu, über ein (eigenes oder fremdes) behauptetes materiel-
les Recht in eigenem Namen einen Prozess zu führen oder einen behaupteten 
Anspruch im Prozess abzuwehren, muss dieser Partei auch die Befugnis 
                                               
77  Dies ist z.B. die Prozessführungsbefugnis des ausländischen Insolvenzverwalters, die 
Anerkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes nach Art. 166 Abs. 1 IPRG (vgl. 
dazu nachstehend Rz. 91) resp. den Erlass sichernder Massnahmen nach Art. 168 IPRG 
(vgl. dazu nachstehend Rz. 92) zu beantragen. Erfasst ist jedoch auch die Befugnis einer 
Partei, den Erlass vorsorglicher Massnahmen nach Art. 261 ZPO zu beantragen resp. die 
von einer Gegenpartei beantragten vorsorglichen Massnahmen abzuwehren. 
78  Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 67 N 20, spricht generell von der «Befugnis, 
über das streitige Recht im eigenen Namen zu prozessieren» (im Ergebnis auch Sutter-
Somm/Hasenböhler/Leuenberger-ZÜRCHER, Art. 59 N 67; STAEHELIN/STAEHELIN/GRO-
LIMUND, § 13 Rz. 24). WILLISEGGER, S. 66, versteht unter Prozessführungsbefugnis die 
Verleihung des Rechts «über eine Klage (oder ein anderes Rechtsschutzgesuch) zu pro-
zessieren» [Kursivdruck hinzugefügt]. Der genannte Autor fügt seinem Begriffsver-
ständnis jedoch einschränkend hinzu: «Regelmässig wird mit der Klage ein privatrecht-
licher Anspruch geltend gemacht. Daher lässt sich sagen, die Prozessführungsbefugnis 
berechtigt, einen Prozess über den streitigen Sachanspruch zu führen.» 
79  Dies ist z.B. die Prozessführungsbefugnis der Abtretungsgläubiger nach Art. 260 
SchKG für an diese abgetretene Ansprüche. Bei den nach Art. 260 SchKG abtretbaren 
Ansprüchen handelt es sich ausschliesslich um materiell-rechtliche Ansprüche, die auf 
die Erweiterung bzw. Bewahrung des Konkursvermögens gerichtet sind (vgl. Hunkeler-
BÜRGI, Art. 260 N 3; BSK-SchKG II-BERTI, Art. 260 N 10). Des Weiteren wird die 
Prozessführungsbefugnis des Willensvollstreckers (Art. 518 ZGB), des amtlichen Erb-
schaftsverwalters (Art. 554 ZGB) sowie des amtlichen Erbenvertreters (Art. 602 Abs. 3 
ZGB) über Nachlassaktiven und -passiven genannt (vgl. zum Vorstehenden und unter 
anderem für weitere Beispiele: Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 67 N 22 ff.; BK 
ZPO I-STERCHI, Art. 67 N 21 sowie N 23 ff.; Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-
ZÜRCHER, Art. 59 N 67; LEUENBERGER/UFFER-TOBLER, Rz. 3.84; MEIER, ZPR, 




zuerkannt werden, allfällige prozessuale Rechte gerichtlich geltend zu ma-
chen. Zudem ist kein Grund ersichtlich, den Begriff der Prozessführungsbe-
fugnis auf die gerichtliche Geltendmachung von materiell-rechtlichen An-
sprüchen sowie die Abwehr von solchen behaupteten Ansprüchen zu be-
schränken und die gerichtliche Geltendmachung von prozessualen Rechten 
sowie die Abwehr von behaupteten prozessualen Rechten vom Begriff aus-
zunehmen. Der Begriff der Prozessführungsbefugnis erfasst somit z.B. auch 
(prozessuale) Antragsbefugnisse. Legt man dieses erweiterte Verständnis 
zugrunde, dann wirkt sich dies insofern aus, als eine Einschränkung oder gar 
Verweigerung der Prozessführungsbefugnis (z.B. ausländischer Insolvenz-
verwalter) nicht nur die Befugnis zur gerichtlichen Geltendmachung und 
Abwehr (behaupteter) materiell-rechtlicher Ansprüche, sondern auch die 
Befugnis zur gerichtlichen Geltendmachung und Abwehr (behaupteter) pro-
zessualer Rechte erfassen kann. 
Auch die Befugnis zur Intervention, sei es Haupt- (Art. 73 ZPO) oder Neben-
intervention (Art. 74 ff. ZPO), muss als Teil der Prozessführungsbefugnis 
betrachtet werden.80 Diesbezüglich sind für die Nebenintervention zwei un-
terschiedliche Ebenen der Prozessführungsbefugnis zu unterscheiden. Zum 
einen besteht die Prozessführungsbefugnis zur Nebenintervention. Zum an-
deren gibt es die durch eine erfolgreiche Nebenintervention im rechtshängi-
gen Verfahren bestehende Prozessführungsbefugnis (vgl. Art. 76 ZPO). Die 
Nebenintervention führt allerdings – im Gegensatz zur Hauptintervention – 
nicht zur Parteistellung des Nebenintervenienten, sondern die nebeninterve-
nierende Person ist lediglich «Streithelferin»81 der unterstützten Partei. Da-
her ist von einer unechten Prozessführungsbefugnis des Nebenintervenienten 
auszugehen. Diesem stehen die nach Art. 76 ZPO eingeräumten prozessua-
len Rechte zu. Die Hauptintervention zeichnet sich durch die direkte Klage-
befugnis des Hauptintervenienten aus (vgl. Art. 73 Abs. 1 ZPO). 
Nach ZINGG82 ist die beklagte Partei immer prozessführungsbefugt (sog. 
passive Prozessführungsbefugnis), da sie sich in einem Prozess verteidigen 
können muss. Diese Ansicht ist dahingehend zu präzisieren, dass auch hin-
sichtlich einer (gesuchs-)beklagten Partei die Prozessführungsbefugnis ge-
prüft werden muss. Eine (gesuchs-)beklagte Partei muss daher so lange pro-
                                               
80  Vgl. zur Interventionsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter nach Art. 24 UNCIT-
RAL-Modellgesetz nachstehend Rz. 303. 
81  So Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 74 N 1. 
82  BK ZPO I-ZINGG, Art. 59 N 60. 
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zessführungsbefugt sein, als in einem Prozess die Frage behandelt wird, ob 
die Prozessvoraussetzungen nach Art. 59 ZPO erfüllt sind.83 Das heisst, 
(auch) im Streit um das Vorliegen der Prozessführungsbefugnis einer Partei 
muss dieser Partei die Prozessführungsbefugnis zuerkannt werden.84 Wird 
die passive Prozessführungsbefugnis einer Partei verneint, hat ein Nichtein-
tretensentscheid zu ergehen85. 
Schliesslich muss die Prozessführungsbefugnis einer Partei grundsätzlich 
auch bei Erhebung eines Rechtsmittels vorliegen. Bei fehlender Prozessfüh-
rungsbefugnis ist – besondere Konstellationen im Rechtmittelverfahren vor-
behalten – auf ein Rechtsmittel nicht einzutreten.86 
Die Prozessführungsbefugnis ist von der Sachlegitimation87 zu unterschei-
den,88 auch wenn die Prozessführungsbefugnis einer Partei gewöhnlich mit 
                                               
83  Eine solche Konstellation lag BGE 139 III 236 zugrunde. In diesem Entscheid ging es 
um die Frage der passiven Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzver-
walters hinsichtlich einer gegen ihn erhobenen Widerklage. 
84  Vgl. zur gleichen Frage bei einem Prozess über das Vorliegen der Prozessfähigkeit einer 
Partei: Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 67 N 17; LEUENBERGER/UFFER-TOBLER, 
Rz. 3.5. 
85  Vgl. dazu vorstehend Rz. 23. 
86  Vgl. SEILER, Berufung, Rz. 145. 
87  Die Sachlegitimation ergibt sich aus dem materiellen Recht und umschreibt die Berech-
tigung (Aktivlegitimation) bzw. Verpflichtung (Passivlegitimation) hinsichtlich eines 
streitigen Anspruches (vgl. zum Begriff der Sachlegitimation: BGE 128 III 50, 55 
[Pra 91 [2002] Nr. 90, S. 517]; Bohnet/Haldy/Jeandin/Schweizer/Tappy-BOHNET, 
Art. 59 N 94; Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 59 N 22; BK ZPO I-ZINGG, 
Art. 59 N 171; Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-ZÜRCHER, Art. 59 N 67; KUM-
MER, S. 66; MEIER, ZPR, S. 162; STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 20; SUT-
TER-SOMM, Rz. 191). Sie ist keine Prozessvoraussetzung, von der die Zulässigkeit der 
Klage abhängen würde (BGE 106 Ib 357, 364; BGer v. 03.07.2003, 2C.4/2000, 
Erw. 2.1. Vgl. auch Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 59 N 22; BK ZPO I-ZINGG, 
Art. 59 N 171). Sie gehört vielmehr zur materiellen Begründetheit des eingeklagten An-
spruches, weshalb ihr Fehlen zur Abweisung der Klage und nicht zu einem Nichteintre-
ten auf die Klage führt (BGE 128 III 50, 55 [Pra 91 [2002] Nr. 90, S. 517]; BGer v. 
03.07.2003, 2C.4/2000, Erw. 2.1; BK ZPO I-ZINGG, Art. 59 N 171). 
88  Die ältere Literatur scheint oft keine strikte Differenzierung zwischen Sachlegitimation 
und Prozessführungsbefugnis vorgenommen zu haben, sondern qualifizierte beide Insti-
tute als Voraussetzungen der Begründetheit eines Anspruches (vgl. dazu Oberham-
mer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 67 N 20 m.V.a. FRANK/STRÄULI/MESSMER, §§ 27/28 
N 65 ff.; GULDENER, ZPR, S. 139. Vgl. auch die diesbezügliche Kritik von HABSCHEID, 
Zivilprozess- und Gerichtsorganisationsrecht, Rz. 277). Teils wird noch immer nicht 








der von dieser behaupteten Sachlegitimation übereinstimmt. So ist in der 
Regel jemand über einen streitigen (materiellen) Anspruch prozessführungs-
befugt, der auch aktiv- oder passivlegitimiert sein soll.89 In diesem Sinne ist 
grundsätzlich der Kläger prozessführungsbefugt, der ein behauptetes eigenes 
materielles Recht prozessual geltend macht; aktivlegitimiert ist er, wenn sich 
herausstellt, dass ihm dieses materielle Recht tatsächlich zusteht. Es beste-
hen jedoch Ausnahmen, bei denen aus Gründen des materiellen Rechts dem 
Träger des streitigen Rechts die Prozessführungsbefugnis von Gesetzes we-
gen entzogen ist und ausnahmsweise einem Dritten zusteht.90 Dieser (pro-
zessführungsbefugte) Dritte ist dann Prozessstandschafter91 und führt den 
Prozess in eigenem Namen als Partei anstelle des (behaupteten) materiell 
Berechtigten oder Verpflichteten.92 Formelle Parteistellung und Sachlegiti-
mation fallen daher bei der Prozessstandschaft notwendigerweise auseinan-
der.93 Der prozessführungsbefugte Prozessstandschafter hat stets Parteistel-
lung (und ist nicht Vertreter der nicht prozessführungsbefugten Partei)94, da 
eine Geltendmachung des fremden materiellen Rechts in eigenem Namen 
erfolgt.95 
Das schweizerische Recht kennt keine auf die Prozessführungsbefugnis oder 
ein Klagerecht beschränkte Abtretung, sondern lediglich die Abtretung des 
                                               
den (vgl. in diesem Zusammenhang zur inkonsistenten Begriffsverwendung in der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtes bezüglich der Prozessführungsbefugnis des aus-
ländischen Insolvenzverwalters nachstehend Rz. 74 f.). 
89  PICHLER, S. 36; STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 24. Vgl. auch BEINERT, 
S. 24. 
90  Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-ZÜRCHER, Art. 59 N 67; STAEHELIN/STAEHE-
LIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 24. Vgl. auch BEINERT, S. 15 f. 
91  Vgl. unter anderem für Beispiele von Prozessstandschaft im schweizerischen Recht: 
Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 67 N 22 ff.; Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuen-
berger-SCHWANDER, Art. 83 N 15; BK ZPO I-STERCHI, Art. 67 N 23a ff.; Sutter-
Somm/Hasenböhler/Leuenberger-ZÜRCHER, Art. 59 N 68; MEIER, ZPR, S. 159 f.; SEI-
LER, Berufung, Rz. 111; STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 26. 
92  BK ZPO I-STERCHI, Art. 67 N 22; Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-ZÜRCHER, 
Art. 59 N 67; STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 25. BERTI, Einfluss, 
Rz. 163 ff., hat früh den Begriff der Prozessstandschaft kritisiert und dafür plädiert, die 
Berechtigung zur Prozessführung in fremder Sache als «Prozessführungsbefugnis im 
Sinne einer materiellen Ermächtigung, ein fremdes Recht gerichtlich geltend zu ma-
chen» zu erfassen. 
93  Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-SCHWANDER, Art. 83 N 15. 
94  A.A. KUMMER, S. 64. 
95  WILLISEGGER, S. 66. 
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materiell-rechtlichen Anspruches (Art. 164 ff. OR), mittels derer die Berech-
tigung übergeht, den zedierten Anspruch auf dem Prozessweg in eigenem 
Namen geltend zu machen.96 Die gewillkürte Prozessstandschaft, d.h. die 
rechtsgeschäftliche Übertragung der Befugnis, einen Prozess in eigenem 
Namen als Partei anstelle des materiell Berechtigten zu führen, ist daher 
nach h.M. im schweizerischen Recht nicht zulässig.97 Entsprechend ist die 
Prozessstandschaft (grundsätzlich) nur in den durch das Gesetz vorgesehe-
nen Fällen möglich.98 
2. Prozessführungsbefugnis im internationalen 
Verhältnis 
Für die Anknüpfung einer Frage im internationalen Verhältnis ist deren Qua-
lifikation als materiell- oder formell-rechtlich massgebend. Dabei erfolgt die 
Anknüpfung im Bereich des materiellen Rechts an die lex causae, d.h. das 
auf die Sache anwendbare Recht, während im Bereich des internationalen 
Verfahrensrechts nach herrschender, wenn auch nicht unumstrittener Ansicht 
grundsätzlich die lex fori processus, d.h. das Recht des Forumstaates zur 
Anwendung gelangt.99 In der Lehre wird jedoch mitunter alternativ ein Kol-
                                               
96  Vgl. BGE 137 III 293, 298; BGE 130 III 417, 427 [Pra 94 (2005) Nr. 30, S. 230]. 
97  BK ZPO I-STERCHI, Art. 67 N 22; Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-ZÜRCHER, 
Art. 59 N 68; LEUENBERGER/UFFER-TOBLER, Rz. 3.83; STAEHELIN/STAEHELIN/GROLI-
MUND, § 13 N 26; WILLISEGGER, S. 66. Vgl. BGE 137 III 293, 298; BGE 129 III 715, 
720 f.; BGE 78 II 265, 274; BGer v. 12.10.2009, 5A_578/2009, Erw. 2.5; BGer v. 
05.05.2009, 5A_91/2009, Erw. 3.4.4. A.A. BERGER/GÜNGERICH, S. 136 ff. Vgl. dazu 
auch LÖTSCHER, Rz. 607 ff. Im österreichischen Recht ist eine gewillkürte (aktive) Pro-
zessstandschaft unzulässig (vgl. KODEK/MAYR, Rz. 299; RECHBERGER/SIMOTTA, 
Rz. 299). Das deutsche Recht lässt hingegen nach der h.L. und Rechtsprechung die ge-
willkürte Prozessstandschaft unter eingeschränkten Voraussetzungen zu (vgl. BGHZ 
119, 237 [242] = NJW 1993, 918 [919]; BGHZ 96, 151 [152 f.] = NJW 1986, 850 
[850 f.]; Stein/Jonas ZPO-JACOBY, Vor § 50 N 45 ff.; Thomas/Putzo-HÜSSTEGE, § 51 
N 31 ff.; MünchKomm ZPO-LINDACHER, Vorbemerkung zu § 50 N 55 ff.; Mu-
sielak/Voit-WETH, § 51 N 25 ff.; HAAS, S. 537 ff.). Die Zulässigkeit der gewillkürten 
(passiven) Prozessstandschaft auf Beklagtenseite ist umstritten (bejahend: Stein/Jonas 
ZPO-JACOBY, Vor § 50 N 47; ablehnend: Vorwerk/Wolf-HÜBSCH, § 51 N 46). 
98  BK ZPO I-STERCHI, Art. 67 N 22; WILLISEGGER, S. 66. 
99  GULDENER, IZPR, S. 7 f.; MARKUS, IZPR, Rz. 45; NAGEL/GOTTWALD, § 1 N 42. Vgl. 
auch GEIMER, Rz. 319; JUNKER, § 24 Rz. 1; SCHACK, Rz. 45; SZÁSZY, S. 205. Vgl. im 
Detail zur Geltung des lex fori-Prinzips im internationalen Zivilverfahrensrecht: 




lisionsrecht des internationalen Verfahrensrechts anstelle des zuvor ange-
sprochenen lex fori-Prinzips befürwortet.100 Dabei soll eine Regelanknüp-
fung an die lex fori processus die Grundlage bilden, wobei für einzelne Fra-
gen Sonderanknüpfungen notwendig sind,101 wenn die betreffende Frage mit 
einem anderen Recht als der lex fori processus eine so enge Verbindung 
aufweist, dass eine Sonderanknüpfung gerechtfertigt ist.102 Für die Anknüp-
fung der Prozessführungsbefugnis ist dieser Lehrstreit im Ergebnis aber 
(wohl) von geringer resp. keiner Bedeutung. So ist in Bezug auf die Prozess-
führungsbefugnis, wie nachfolgend zu zeigen sein wird103, eine differenzierte 
Anknüpfung erforderlich, abhängig davon, ob diese ihre Grundlage im mate-
riellen oder formellen Recht hat. Die Frage nach einer Sonderanknüpfung 
könnte sich daher in Bezug auf die Prozessführungsbefugnis kraft materiel-
len Rechts, wenn überhaupt, ausschliesslich für die Wirkungen einer solchen 
Prozessführungsbefugnis stellen, die nach der lex fori processus anzuknüp-
fen sind104, sowie für die Prozessführungsbefugnis kraft formellen Rechts für 
deren Bestand und Wirkungen, die sich ebenfalls nach der lex fori processus 
richten.105 Hinsichtlich dieser Fragen rechtfertigt sich jedoch keine Son-
deranknüpfung.106 
A. Lehre 
In der Lehre finden sich kontroverse Standpunkte, wie die Prozessführungs-
befugnis nach schweizerischem Recht in internationalen Sachverhalten an-
zuknüpfen sei: 
Nach STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND107 hat die Prozessführungsbefug-
nis – wie die Sachlegitimation – ihren Ursprung im materiellen Recht. Aus 
diesem Grund sei in internationalen Sachverhalten nicht auf die lex fori pro-
cessus abzustellen, sondern die tatsächliche Berechtigung zur gerichtlichen 
                                               
100  Dazu eingehend BRINKMANN, S. 461 ff. Vgl. auch GEIMER, Rz. 331 ff.; SZÁSZY, S. 225. 
101  BRINKMANN, S. 497 ff. 
102  BRINKMANN, S. 470 f. sowie Rz. 473. Vgl. auch GEIMER, Rz. 331; SCHACK, Rz. 49; 
SZÁSZY, S. 225. 
103  Vgl. dazu nachstehend Rz. 35 ff. 
104  Vgl. dazu nachstehend Rz. 36. 
105  Vgl. dazu nachstehend Rz. 37. 
106  Vgl. diesbezüglich die Argumente von BRINKMANN, S. 477 f., der jedoch die Prozess-
führungsbefugnis gesamthaft der lex fori processus unterstellt. 
107  STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 28. Vgl. auch ZK IPRG-VISCHER, Art. 35 
N 1; MEIER, IZPR, S. 61; WALDER, Einführung, § 6 N 7. 
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Geltendmachung des jeweiligen Anspruches sei dem in der Sache anwend-
baren Recht, d.h. der lex causae zu entnehmen. Das in der Sache anwendba-
re Recht sei nach den Regeln des IPRG zu bestimmen. Diesem sei in der 
Folge zu entnehmen, ob eine Partei prozessführungsbefugt sei oder nicht. 
Die Lehrmeinung von WALTER/DOMEJ108 unterscheidet hingegen bezüglich 
der Frage, nach welchem Recht sich die Prozessführungsbefugnis beurteilt, 
zwischen der Prozessstandschaft kraft materiellen Rechts und der Prozess-
standschaft kraft Prozessrechts109. Die Zulässigkeit und die Voraussetzungen 
der Prozessstandschaft kraft materiellen Rechts seien nach der lex causae zu 
beurteilen, die Wirkungen hingegen nach der lex fori processus, während 
sich die Zulässigkeit und die Wirkungen der Prozessstandschaft kraft Pro-
zessrechts nur nach der lex fori processus richteten. MARKUS110 schliesst 
sich dieser Ansicht im Grundsatz an und differenziert hinsichtlich der Pro-
zessstandschaft und der Prozessführungsbefugnis danach, ob diese auf for-
mellem oder materiellem Recht beruhen. Grundsätzlich sei jedoch davon 
auszugehen, dass sich die Prozessführungsbefugnis meist nach der lex fori 
processus bestimme. 
SPÜHLER/RODRIGUEZ111 gehen generell davon aus, dass sich die Prozess-
standschaft hinsichtlich der «Zuständigkeit [sic!]112 und [der] Wirkungen» 
nach der lex fori processus richte. Die Prozessführungsbefugnis bestimme 
sich hingegen nach der lex causae. Im Gegensatz dazu ist SCHWANDER113 
der Ansicht, dass sich die Prozessführungsbefugnis und die Prozessstand-
schaft aus derjenigen Rechtsordnung ergeben, welche über die Prozessfähig-
keit der in Frage stehenden Person entscheide. 
B. Würdigung 
Die Prozessführungsbefugnis in ihrer Funktion als Prozessvoraussetzung 
kann nicht abstrakt als prozess- oder materiell-rechtlich qualifiziert werden; 
sie ist in gewisser Weise bipolarer Natur, indem sie ihre Grundlage im mate-
                                               
108  WALTER/DOMEJ, S. 324 ff. 
109  Als Beispiel für die Prozessstandschaft kraft Prozessrechts wird die Prozessführungsbe-
fugnis des Veräusserers des Streitobjekts (vgl. Art. 83 Abs. 1 ZPO) angeführt (WAL-
TER/DOMEJ, S. 325). 
110  MARKUS, IZPR, Rz. 54. 
111  SPÜHLER/RODRIGUEZ, Rz. 84. 
112  Hier ist wohl die Zulässigkeit anstelle der Zuständigkeit gemeint. 






riellen oder formellen Recht haben kann.114 In Anlehnung an WAL-
TER/DOMEJ115 ist daher zwischen der Prozessführungsbefugnis kraft materi-
ellen Rechts und der Prozessführungsbefugnis kraft formellen Rechts116 zu 
unterscheiden.117 
Die Prozessführungsbefugnis kraft materiellen Rechts hat ihre Grundlage im 
Sachrecht. Der Bestand und die Voraussetzungen beurteilen sich in solchen 
Konstellationen nach der lex causae. Denn bei der materiell-rechtlichen Pro-
zessführungsbefugnis kann nur das in der Sache anwendbare Recht dafür 
massgebend sein, ob und unter welchen Voraussetzungen die Prozessfüh-
rungsbefugnis einer Partei bestehen kann. Es wäre sinnwidrig, die lex fori 
processus des Zweitstaates vor dessen Gerichten ein Verfahren hängig ist, 
über den Bestand und die Voraussetzungen einer Prozessführungsbefugnis 
des materiellen Rechts entscheiden zu lassen. Unumgänglich ist jedoch, dass 
die lex fori processus die Wirkungen der Prozessführungsbefugnis kraft ma-
teriellen Rechts bestimmt, denn die Wirkungen der Prozessführungsbefugnis 
sind als klar prozessrechtlich zu qualifizieren. Etwaige prozessuale Rechte, 
die als Wirkung der Prozessführungsbefugnis kraft materiellem Recht zu 
qualifizieren sind, sind daher zwingend nach der lex fori processus zu be-
stimmen. Denn grundsätzlich kann nur das im Forumstaat geltende Verfah-
rensrecht die prozessualen Rechte einer prozessführungsbefugten Partei fest-
legen. Dafür spricht auch das (vorliegend vertretene) international-zivil-
verfahrensrechtliche Prinzip, dass Gerichte die nationalen Prozessvorschrif-
ten des Forumstaates anzuwenden haben.118 So wäre es bei internationalen 
Sachverhalten denn auch nicht vertretbar, wenn die lex causae auch die Wir-
kungen der Prozessführungsbefugnis kraft materiellen Rechts bestimmen 
würde, da in diesem Fall die Gerichte des Forumstaates ein aus ihrer Per-
spektive ausländisches Prozessrecht anwenden müssten.  
                                               
114  Vgl. dazu nachstehend Rz. 36 f. 
115  Vgl. dazu vorstehend Rz. 33. 
116  WALTER/DOMEJ, S. 324 ff., verwenden diesbezüglich den Begriff der «Prozessführungs-
befugnis kraft Prozessrechts» (vgl. dazu vorstehend Rz. 33). 
117  Vgl. auch GEIMER, Rz. 2235 ff. sowie Rz. 2241 und NAGEL/GOTTWALD, § 5 Rz. 62 ff., 
die ebenfalls zwischen der Prozessführungsbefugnis kraft materiellen Rechts und jener 
kraft Prozessrechts unterscheiden. A.A. TRUNK, Internationales Insolvenzrecht, S. 120, 
demzufolge die Prozessführungsbefugnis als Institut des Verfahrensrechts grundsätzlich 
der lex fori processus unterliegt. Ebenso BRINKMANN, S. 477 f. 
118  Vgl. WALTER/DOMEJ, S. 103. 
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Die Prozessführungsbefugnis kraft formellen Rechts hat demgegenüber ihre 
Grundlage im Verfahrens- bzw. Zwangsvollstreckungsrecht. Entsprechend 
dem vorstehend dargestellten Prinzip, dass Gerichte grundsätzlich die natio-
nalen Prozessvorschriften des Forumstaates anzuwenden haben,119 sind kon-
sequenterweise der Bestand und die Wirkungen dieser Art der Prozessfüh-
rungsbefugnis ausschliesslich nach der lex fori processus zu beurteilen.120 
3. Prozessführungsbefugnis in internationalen 
Schiedsverfahren mit Sitz in der Schweiz 
Wie ein staatliches Gericht hat auch ein Schiedsgericht zu prüfen, ob alle 
notwendigen Prozessvoraussetzungen erfüllt sind, damit ein Urteil in der 
Sache ergehen kann.121 Die Prozessvoraussetzungen für Schiedsverfahren 
entsprechen zumeist jenen für Verfahren vor staatlichen Gerichten.122 Ein-
zelne von ihnen hängen indessen unmittelbar mit der staatlichen Gerichts-
barkeit zusammen und können nicht auf Schiedsverfahren übertragen wer-
den.123 Dies gilt jedoch nicht für die Prozessführungsbefugnis.124 Folglich 
muss auch im Rahmen eines Schiedsverfahrens vor einem Schiedsgericht 
mit Sitz in der Schweiz den am Verfahren beteiligten Parteien zwingend 
Prozessführungsbefugnis zukommen.125 LUCZAK126 führt diesbezüglich aus, 
                                               
119  Vgl. dazu vorstehend Rz. 36. 
120  Der Bestand und die Wirkungen der Prozessführungsbefugnis des Veräusserers eines 
Streitobjekts beurteilen sich nach der lex fori processus, vor einem schweizerischen Ge-
richt mithin nach Art. 83 Abs. 1 ZPO (Bsp. in Anlehnung an MARKUS, IZPR, Rz. 55). 
121  BSK IPRG-KARRER, Art. 187 N 34; BERGER/KELLERHALS, Rz. 1160; GÖKSU, Rz. 1528; 
RÜEDE/HADENFELDT, S. 228 f. sowie S. 331 f.; STACHER, Rz. 191. 
122  BERGER/KELLERHALS, Rz. 1163. Vgl. auch STACHER, Rz. 191 ff. 
123  Vgl. BERGER/KELLERHALS, Rz. 1163. 
124  Vgl. FLÖTHER, Auswirkungen, S. 26 f., wonach der «Grundsatz, dass nur der aus tat-
sächlichen oder rechtlichen Gründen Prozessführungsbefugte richtige Partei des Verfah-
rens ist» auch auf Schiedsverfahren übertragen werden könne. Die Befugnis als Rechts-
inhaber in eigenem Namen über einen eigenen Anspruch an einem Schiedsverfahren als 
Partei beteiligt zu sein, müsse auch in einem Schiedsverfahren der sachlegitimierten 
Partei zuerkannt werden. Sodann sei kein Grund ersichtlich, warum es einer Partei in 
einem Schiedsverfahren nicht zustehen solle – unter Erfüllung der diesbezüglichen Vo-
raussetzungen – einen fremden Anspruch in eigenem Namen geltend zu machen. 
125  Vgl. Geiser/Münch/Uhlmann/Gelzer-LUCZAK, Rz. 6.54; LÖTSCHER, Rz. 500 m.w.H. Im 
Ergebnis: BSK IPRG-SCHNEIDER/SCHERER, Art. 182 N 73; GÜNTER, Rz. 433. Vgl. für 
das deutsche Recht: FLÖTHER, Auswirkungen, S. 26; implizit auch SCHWAB/WALTER, 





dass es eine Frage des korrekten Verfahrens sei, als eingeklagte Partei (und 
m.E. konsequenterweise auch als klagende Partei) in einem Schiedsverfah-
ren nur jene Person am Verfahren teilnehmen zu lassen, die zur Prozessfüh-
rung befugt sei. Dies betreffe in erster Linie die Garantie eines fairen Ver-
fahrens. 
Wie bei staatlichen Verfahren127 ist auch im Rahmen von Schiedsverfahren 
mit Sitz in der Schweiz zwischen der Prozessführungsbefugnis kraft materi-
ellen Rechts und der Prozessführungsbefugnis kraft formellen Rechts zu 
unterscheiden. Für die kollisionsrechtliche Anknüpfung der Prozessfüh-
rungsbefugnis in internationalen Schiedsverfahren gilt das für staatliche 
Verfahren Ausgeführte mutatis mutandis, unter Berücksichtigung der cha-
rakteristischen Eigenheiten der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit: 
Der Bestand und die Voraussetzungen der Prozessführungsbefugnis kraft 
materiellen Rechts sind nach jenem Recht zu bestimmen, das auf die Beur-
teilung der Streitsache anwendbar ist.128 Dieses Recht ist von einem interna-
tionalen Schiedsgericht mit Sitz in der Schweiz grundsätzlich nach Art. 187 
Abs. 1 IPRG zu ermitteln, d.h. die Bestimmung erfolgt nach dem von den 
Parteien gewählten Recht oder, bei Fehlen einer Rechtswahl, nach dem 
Recht, mit dem die Streitsache am engsten zusammenhängt; nach Art. 187 
Abs. 2 IPRG können die Parteien das Schiedsgericht auch ermächtigen, nach 
Billigkeit zu entscheiden. In Bezug auf die Wirkungen der Prozessführungs-
befugnis ist zu berücksichtigen, dass die lokalen zivilprozessualen Vorschrif-
ten des Sitzstaates des Schiedsgerichtes grundsätzlich, insbesondere falls 
nicht ausdrücklich vereinbart, auf internationale Schiedsverfahren nicht an-
wendbar sind129. Stattdessen sind die Wirkungen nach dem gemäss Art. 182 
                                               
126  Geiser/Münch/Uhlmann/Gelzer-LUCZAK, Rz. 6.54. 
127  Vgl. dazu vorstehend Rz. 35 ff. 
128  So auch BSK IPRG-SCHNEIDER/SCHERER, Art. 182 N 73, die jedoch nicht zwischen der 
Prozessführungsbefugnis kraft materiellen Rechts und jener kraft Prozessrechts unter-
scheiden, sondern die Prozessführungsbefugnis generell nach den besonderen Anknüp-
fungsregeln von Art. 187 IPRG bestimmen. 
129  Vgl. Arroyo-KNOLL, Art. 182 N 2. Vgl. für internationale Schiedsverfahren mit Sitz in 
der Schweiz: BSK IPRG-SCHNEIDER/SCHERER, Art. 182 N 2; GIRSBERGER/VOSER, 
Rz. 194. Vgl. für nationale Schiedsverfahren mit Sitz in der Schweiz: Botschaft ZPO, 
S. 7392; Oberhammer/Domej/Haas-DASSER, Vor Art. 353–399 N 21; Arroyo-HOFBAU-
ER, History of Arbitration N 7; BK ZPO III-PFISTERER, Art. 353 N 5; Sutter-Somm/Ha-
senböhler/Leuenberger-COURVOISIER/WENGER, Vorbemerkungen zu Art. 353 N 21. 
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Abs. 1 und 2 IPRG auf das Schiedsverfahren anzuwendenden Verfahrens-
recht zu beurteilen. 
Der Bestand und die Wirkungen der Prozessführungsbefugnis kraft formellen 
Rechts, die ihre Grundlage vollständig im Verfahrens- bzw. Zwangsvollstre-
ckungsrecht hat,130 sind – gleich den Wirkungen der Prozessführungsbefug-
nis kraft materiellen Rechts – grundsätzlich nach dem in Anwendung von 
Art. 182 Abs. 1 und 2 IPRG auf das Schiedsverfahren anzuwendenden Ver-
fahrensrecht zu bestimmen.131 
4. Abgrenzungen 
Die Prozessführungsbefugnis ist unter anderem von den folgenden Rechtsin-
stituten zu unterscheiden: 
A. Parteifähigkeit 
a) Begriff 
Die Parteifähigkeit ist, wie die Prozessführungsbefugnis, eine Prozess-
voraussetzung (vgl. Art. 59 Abs. 2 lit. c ZPO) und wird definiert als die pro-
zessuale Berechtigung, unter eigenem Namen als klagende oder als beklagte 
Partei an einem Prozess teilnehmen zu können.132 Nach Art. 66 ZPO ist ei-
nerseits parteifähig, wer rechtsfähig ist. Rechtsfähigkeit kommt insbesondere 
allen natürlichen (Art. 11 ZGB) und juristischen Personen (Art. 53 ZGB) zu. 
Andererseits ist parteifähig, wer von Bundesrechts wegen als Partei auftreten 
                                               
130  Vgl. dazu vorstehend Rz. 37. 
131  Vgl. zur Ausnahme der Anknüpfung der Prozessführungsbefugnis eines ausländischen 
Insolvenzverwalters im Rahmen von Schiedsverfahren mit Sitz in der Schweiz nachste-
hend Rz. 203 ff. 
132  Vgl. zum Begriff der Parteifähigkeit: Botschaft ZPO, S. 7279; Oberhammer/Do-
mej/Haas-DOMEJ, Art. 66 N 1; Baker & McKenzie-FISCHER, Art. 66 N 1; Brunner/Gas-
ser/Schwander I-HRUBESCH-MILLAUER, Art. 66 N 1 sowie N 4; Bohnet/Haldy/Jean-
din/Schweizer/Tappy-JEANDIN, Art. 66 N 1 f.; Gehri/Jent-Sørensen/Sarbach-MORF, 
Art. 66 N 1; Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-STAEHELIN/SCHWEIZER, Art. 66 
N 1; BK ZPO I-STERCHI, Art. 66 N 1; BSK ZPO-TENCHIO, Art. 66 N 1 f.; GULDENER, 
ZPR, S. 112 f.; HABSCHEID, Zivilprozess- und Gerichtsorganisationsrecht, Rz. 272; 
KUMMER, S. 62; LEUENBERGER/UFFER-TOBLER, Rz. 3.1 f.; MEIER, ZPR, S. 151; SPÜH-
LER/DOLGE/GEHRI, § 19 N 1; STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 3 Rz. 1; SUTTER-






kann (Art. 66 ZPO).133 In diesem Sinne ist auch die (Sekundär-)Kon-
kursmasse nach Art. 166 ff. IPRG parteifähig (vgl. Art. 170 Abs. 1 IPRG 
i.V.m. Art. 240 SchKG).134  
b) Parteifähigkeit in internationalen Verhältnissen 
Im internationalen Verhältnis bestimmt sich die Parteifähigkeit nach dem 
gemäss IPRG auf die Rechtsfähigkeit anwendbaren materiellen Recht, d.h. 
für natürliche Personen nach Art. 34 Abs. 1 IPRG und für Gesellschaften 
nach Art. 154 sowie Art. 155 lit. c IPRG.135 Die Rechtsfolgen bei fehlender 
Parteifähigkeit sind hingegen der lex fori processus zu entnehmen.136 
c) Parteifähigkeit in internationalen Schiedsverfahren 
Auch im Rahmen eines internationalen Schiedsverfahrens mit Sitz in der 
Schweiz müssen die am Verfahren beteiligten Parteien parteifähig sein.137 
Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung hängt die Parteifähigkeit in 
Schiedsverfahren von der materiell-rechtlichen Vorfrage der Rechtsfähigkeit 
ab.138 Die kollisionsrechtliche Anknüpfung der Rechts- und damit Partei-
                                               
133  Vgl. für Fälle, in denen das Bundesrecht bestimmten Gebilden Parteifähigkeit zuspricht: 
Botschaft ZPO, S. 7279; Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 66 N 3 ff.; Ba-
ker & McKenzie-FISCHER, Art. 67 N 5 ff.; Bohnet/Haldy/Jeandin/Schweizer/Tappy-
JEANDIN, Art. 66 N 7 ff.; Gehri/Jent-Sørensen/Sarbach-MORF, Art. 66 N 6 ff.; BK 
ZPO I-STERCHI, Art. 66 N 4a ff.; BSK ZPO-TENCHIO, Art. 66 N 19 ff.; Brunner/Gas-
ser/Schwander I-HRUBESCH-MILLAUER, Art. 66 N 17; Sutter-Somm/Hasenböhler/Leu-
enberger-STAEHELIN/SCHWEIZER, Art. 66 N 18 ff.; LEUENBERGER/UFFER-TOBLER, 
Rz. 3.4; STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 3 ff.; SUTTER-SOMM, Rz. 171. 
134  Vgl. zur Parteifähigkeit der schweizerischen (Haupt-)Konkursmasse: Hunkeler-BÜRGI, 
Art. 240 N 7; Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-STAEHELIN/SCHWEIZER, Art. 66 
N 26; BK ZPO I-STERCHI, Art. 66 N 4e; BSK ZPO-TENCHIO, Art. 66 N 23; BSK 
SchKG II-WOHLFART/MEYER, Art. 204 N 45; AMONN/WALTHER, § 8 N 3; WALDER-
RICHLI/GROB-ANDERMACHER, § 8 Rz. 3 f. A.A. BGE 97 II 403, 409; GULDENER, ZPR, 
S. 126 f. 
135  STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 11. Vgl. auch MARKUS, IZPR, Rz. 50; 
MEIER, IZPR, S. 61; SPÜHLER/RODRIGUEZ, Rz. 76 f.; WALTER/DOMEJ, S. 320. 
136  STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 11.  
137  Vgl. BSK IPRG-SCHNEIDER/SCHERER, Art. 182 N 73; BERGER/KELLERHALS, Rz. 344; 
STACHER, Rz. 258. Vgl. auch GÖKSU, Rz. 571; KAUFMANN-KOHLER/RIGOZZI, Rz. 3.100. 
138  BGE 138 III 714, 320; BGer v. 31.03.2009, 4A_428/2008, Erw. 3.2. 
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fähigkeit erfolgt für natürliche Personen nach Art. 34 Abs. 1 IPRG und für 
Gesellschaften nach Art. 154 sowie Art. 155 lit. c IPRG.139 
d) Parteifähigkeit ausländischer Insolvenzverwalter 
Nach einem unpublizierten Entscheid des Bundesgerichtes richten sich die 
Rechtsfähigkeit140 und damit auch die Parteifähigkeit einer ausländischen 
Insolvenzmasse (und konsequenterweise auch eines ausländischen Insol-
venzverwalters) nach dem Recht des Staates, in dem das (ausländische) In-
solvenzverfahren eröffnet worden ist (lex fori concursus). Im Sinne einer 
einheitlichen Anknüpfung wäre zu überlegen, ob sich diesbezüglich nicht 
eher eine Anknüpfung analog der Vorgehensweise bei der Prozessführungs-
befugnis ausländischer Insolvenzverwalter141 rechtfertigen würde. 
B. Prozessfähigkeit 
a) Begriff 
Die Prozessfähigkeit ist eine weitere Prozessvoraussetzung (vgl. Art. 59 
Abs. 2 lit. c ZPO) und bezeichnet die Fähigkeit einer Partei, in einem Pro-
zess selbst oder durch einen selbst gewählten Vertreter rechtswirksam Hand-
lungen vorzunehmen.142 Nach Art. 67 Abs. 1 ZPO ist prozessfähig, wer 
handlungsfähig (Art. 12 ZGB) ist. Fehlt einer Partei die Prozessfähigkeit, 
d.h. ist sie prozessunfähig, handelt sie grundsätzlich durch ihre gesetzliche 
Vertretung (Art. 67 Abs. 2 ZPO).143 Natürliche Personen sind handlungsfä-
hig, wenn sie volljährig und urteilsfähig sind (Art. 13 ZGB). Juristische Per-
                                               
139  BGE 138 III 714, 320; BGer v. 31.03.2009, 4A_428/2008, Erw. 3.2. 
140  Vgl. BGer v. 17.08.2004, 7B.109/2004, Erw. 3.1. Vgl. für die Zeit vor Inkrafttreten des 
IPRG: BGE 109 III 112, 115 [Pra 73 (1984) Nr. 66, S. 159]; BGE 100 Ia 18, 21. 
141  Vgl. dazu nachstehend Rz. 82 ff. 
142  Vgl. zum Begriff der Prozessfähigkeit: Botschaft ZPO, S. 7279; Oberhammer/Do-
mej/Haas-DOMEJ, Art. 67 N 1; Baker & McKenzie-FISCHER, Art. 67 N 1; Brunner/Gas-
ser/Schwander I-HRUBESCH-MILLAUER, Art. 67 N 5; Bohnet/Haldy/Jeandin/Schwei-
zer/Tappy-JEANDIN, Art. 67 N 1 f.; Gehri/Jent-Sørensen/Sarbach-MORF, Art. 67 N 1; 
Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-STAEHELIN/SCHWEIZER, Art. 67 N 1; BK ZPO 
I-STERCHI, Art. 67 N 1; BSK ZPO-TENCHIO, Art. 67 N 1 f.; GULDENER, ZPR, S. 115; 
HABSCHEID, Zivilprozess- und Gerichtsorganisationsrecht, Rz. 273; KUMMER, S. 63; 
LEUENBERGER/UFFER-TOBLER, Rz. 3.7; MEIER, ZPR, S. 152; STAEHELIN/STAEHE-
LIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 7; SUTTER-SOMM, Rz. 177. 





sonen sind handlungsfähig, sobald die nach Gesetz und Statuten unentbehrli-
chen Organe bestellt sind (Art. 54 ZGB). Zudem kommt weiteren nach Bun-
desrecht «parteifähige[n] Gebilde[n]»144, z.B. der (Sekundär-)Konkursmasse 
im Sinne von Art. 166 ff. IPRG,145 durch die zur Vertretung nach aussen 
befugten Organe bzw. Personen Prozessfähigkeit zu.146 
b) Prozessfähigkeit in internationalen Verhältnissen 
Im internationalen Verhältnis bestimmt sich die Prozessfähigkeit nach dem 
gemäss IPRG auf die Handlungsfähigkeit anwendbaren materiellen Recht, 
d.h. für natürliche Personen nach Art. 35 IPRG und für Gesellschaften nach 
Art. 154 sowie Art. 155 lit. c IPRG.147 Die Rechtsfolgen bei fehlender Pro-
zessfähigkeit sind jedoch der lex fori processus zu entnehmen.148 
c) Prozessfähigkeit in internationalen Schiedsverfahren 
Die an einem internationalen Schiedsverfahren mit Sitz in der Schweiz betei-
ligten Parteien müssen auch prozessfähig sein.149 Die Prozessfähigkeit be-
stimmt sich, wie in staatlichen Verfahren, nach der Handlungsfähigkeit einer 
Partei.150 Die kollisionsrechtliche Anknüpfung erfolgt für natürliche Perso-
nen nach Art. 34 Abs. 1 IPRG und für Gesellschaften nach Art. 154 sowie 
Art. 155 lit. c IPRG.151 
d) Prozessfähigkeit ausländischer Insolvenzverwalter 
Auch hinsichtlich der Handlungsfähigkeit einer ausländischen Insolvenz-
masse (und konsequenterweise auch eines ausländischen Insolvenzverwal-
                                               
144  So die Bezeichnung von Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 67 N 3. 
145  Vgl. zur Prozessfähigkeit der schweizerischen (Haupt-)Konkursmasse: BSK ZPO-TEN-
CHIO, Art. 67 N 8; BK ZPO I-STERCHI, Art. 67 N 4. 
146  Baker & McKenzie-FISCHER, Art. 67 N 4; Brunner/Gasser/Schwander I-HRUBESCH-
MILLAUER, Art. 67 N 15; BSK ZPO-TENCHIO, Art. 67 N 8. Vgl. auch Oberhammer/Do-
mej/Haas-DOMEJ, Art. 67 N 3; BK ZPO I-STERCHI, Art. 67 N 3 ff. 
147  STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 11. Vgl. auch MARKUS, IZPR, Rz. 50; 
MEIER, ZPR, S. 61; SCHWANDER, Einführung I, Rz. 666; SPÜHLER/RODRIGUEZ, Rz. 78 
sowie Rz. 80; WALTER/DOMEJ, S. 321. 
148  STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 13 Rz. 11. 
149  Vgl. BSK IPRG-SCHNEIDER/SCHERER, Art. 182 N 73; BERGER/KELLERHALS, Rz. 44; 
GÖKSU, Rz. 571; STACHER, Rz. 259. 
150  Vgl. BERGER/KELLERHALS, Rz. 362. 
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ters) hat das Bundesgericht entschieden, dass sich diese152 und entsprechend 
auch die Prozessfähigkeit einer ausländischen Insolvenzmasse resp. eines 
ausländischen Insolvenzverwalters nach der lex fori concursus bestimmen. 
In Betracht zu ziehen wäre hinsichtlich der Prozessfähigkeit, ob sich – wie in 
Bezug auf die Parteifähigkeit153 – nicht eine Anknüpfung analog der Vorge-
hensweise bei der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwal-
ter154 anbieten würde. 
C. Subjektive Schiedsfähigkeit 
Die subjektive Schiedsfähigkeit ist die Fähigkeit einer Partei, eine Schieds-
vereinbarung abzuschliessen und in einem Schiedsverfahren als Partei aufzu-
treten.155 Voraussetzung für die subjektive Schiedsfähigkeit ist das Vorliegen 
von Partei- und Prozessfähigkeit der betreffenden Schiedspartei.156 Da es 
sich um eine Prozessvoraussetzung handelt, führt das Fehlen der subjektiven 
Schiedsfähigkeit zu einem Nichteintretensentscheid.157 
In internationalen Schiedsverfahren mit Sitz in der Schweiz bestimmt sich 
die subjektive Schiedsfähigkeit nach dem 12. Kapitel des IPRG.158 Dieses 
enthält jedoch, mit Ausnahme von Art. 177 Abs. 2 IPRG in Bezug auf staat-
lich beherrschte Unternehmen und staatlich kontrollierte Organisationen, 
keine Regelung zur subjektiven Schiedsfähigkeit und insbesondere nicht zur 
Partei- und Prozessfähigkeit nicht-staatlicher Parteien.159 Aus diesem Grund 
kommt gemäss der Rechtsprechung des Bundesgerichts der allgemeine pro-
zessuale Grundsatz zur Anwendung, wonach die Parteifähigkeit einer Partei 
                                               
152  Vgl. BGer v. 17.08.2004, 7B.109/2004, Erw. 3.1; BGer v. 20.05.2003, 5P.369/2002, 
Erw. 2.2. Vgl. für die Zeit vor Inkrafttreten des IPRG: BGE 109 III 112, 115. 
153  Vgl. dazu vorstehend Rz. 46. 
154  Vgl. dazu nachstehend Rz. 82 ff. 
155  BGE 138 III 714, 719; BGer v. 23.07.2014, 4A_118/2014, Erw. 3.1; BERGER/KELLER-
HALS, Rz. 344; CATELLI, S. 53 f.; GIRSBERGER/VOSER, Rz. 447; GÖKSU, Rz. 570; GÜN-
TER, Rz. 356; KAUFMANN-KOHLER/RIGOZZI, Rz. 3.100. Im Ergebnis: RÜEDE/HADEN-
FELDT, S. 57. 
156  BERGER/KELLERHALS, Rz. 344; GÖKSU, Rz. 571; GÜNTER, Rz. 356; NATER-BASS/MOSI-
MANN, S. 174. In BGE 138 III 714, 720 ff. sowie BGer v. 31.03.2009, 4A_428/2008, 
Erw. 3.2, wird nur die Rechts- bzw. Parteifähigkeit thematisiert. Vgl. auch 
BGer v. 23.07.2014, 4A_118/2014, Erw. 3.1.  
157  BGE 128 III 50, 55 [Pra 91 (2002) Nr. 90, S. 516 f.]; BGer v. 04.04.2003, 4P.137/2002, 
Erw. 3.2. 
158  BGE 138 III 714, 720. Vgl. auch BGer v. 31.03.2009, 4A_428/2008, Erw. 3.2. 





in einem Schiedsverfahren mit Sitz in der Schweiz von der materiell-
rechtlichen Vorfrage der Rechtsfähigkeit abhängt.160 
Mangels einer spezifischen Kollisionsnorm hinsichtlich der Rechtsfähigkeit 
von Schiedsparteien im 12. Kapitel des IPRG ist nach der Rechtsprechung 
des Bundesgerichts nach dem Personal- bzw. Gesellschaftsstatut, d.h. auf-
grund des gemäss Art. 34 f. IPRG bzw. Art. 154 i.V.m. Art. 155 lit. c IPRG 
anwendbaren Rechts zu bestimmen, ob einem Gebilde Rechtspersönlichkeit 
zukommt.161 Sofern die Rechtsfähigkeit eines Gebildes aufgrund eines aus-
ländischen Rechts zu bestimmen ist, muss gemäss bundesgerichtlicher 
Rechtsprechung festgestellt werden, ob dieses gemäss dem anwendbaren 
ausländischen Recht Träger von Rechten und Pflichten sein kann.162 Wird 
einem Gebilde durch das Personal- bzw. Gesellschaftsstatut Rechtspersön-
lichkeit zugesprochen, so ist es auch nach schweizerischer Rechtsbetrach-
tung als rechts- und damit parteifähig anzusehen.163 Dieses kaskadenartige 
Vorgehen hat letztlich auch für die Bestimmung der Parteifähigkeit eines 
Gebildes in einem Schiedsverfahren und im Ergebnis für die subjektive 
Schiedsfähigkeit zu gelten.164 
                                               
160  Vgl. BGE 138 III 714, 720; BGer v. 31.03.2009, 4A_428/2008, Erw. 3.2. 
161  BGE 138 III 714, 720 f. 
162  BGE 138 III 714, 721. 
163  BGE 138 III 714, 721 f. 
164  Vgl. BGE 138 III 714, 722. Anders noch BGer v. 31.03.2009, 4A_428/2008, Erw. 3.2. 
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3. Teil:  Überblick über das internationale 
Konkursrecht der Schweiz 
I. Wirkungen ausländischer Insolvenzverfahren 
vor Inkrafttreten des IPRG 
Bis zum Inkrafttreten des IPRG im Jahr 1989 verfügte das schweizerische 
Recht über keine gesetzliche Regelung zu den Wirkungen ausländischer 
Insolvenzverfahren auf schweizerischem Territorium.165 Lediglich vereinzelt 
hatte die Schweiz resp. hatten einzelne Kantone Staatsverträge im Bereich 
des internationalen Insolvenzrechts abgeschlossen.166 Die Wirkungen aus-
ländischer Insolvenzverfahren auf schweizerischem Boden wurden daher 
(mit Ausnahme der staatsvertraglichen Regelungen) durch die Rechtspre-
chung definiert.167 Das Bundesgericht ging vom absoluten passiven Prinzip 
der Territorialität aus,168 d.h. ein ausländisches Insolvenzverfahren konnte in 
der Schweiz keine Rechtswirkungen entfalten169. Dementsprechend war 
einem ausländischen Insolvenzverwalter der Zugriff auf in der Schweiz ge-
legene Vermögenswerte verwehrt.170 Die Rechtsprechung des Bundesgerich-
tes war jedoch von einer uneinheitlichen Ausgestaltung dieses Prinzips ge-
prägt171 und es zeigte sich zunehmend eine Tendenz in Richtung einer Auf-
lockerung des Territorialitätsgrundsatzes172.173 
                                               
165  STAEHELIN, Anerkennung, S. 3. 
166  Vgl. Botschaft IPRG, S. 448 f. 
167  KREN KOSTKIEWICZ, Anerkennung, S. 1 f. 
168  Vgl. BGE 109 III 112, 115 [Pra 73 (1984) Nr. 66, S. 160]; BGE 95 III 83, 89; BGE 37 
II 587, 596; BGE 36 I 794, 797; BGE 35 I 811, 812; BGE 38 II 717, 720 f. [Pra 1 
(1912) Nr. 286, S. 673]; BGE 37 II 587, 595 f. [Pra 1 (1912) Nr. 58, S. 149 f.]. Vgl. zu 
dieser Rechtsprechung KREN KOSTKIEWICZ/KÄHR, S. 407. 
169  Vgl. BOPP, S. 85; KREN KOSTKIEWICZ/KÄHR, S. 406; MARKUS, UNCITRAL-Modell-
gesetz, S. 16; RODRIGUEZ, Zuständigkeiten, Rz. 109; WALTHER, Grundlagen, S. 63. 
170  BREITENSTEIN, Rz. 192. 
171  Vgl. für eine Zusammenfassung der bundesgerichtlichen Rechtsprechung: BGE 109 III 
112, 115 f. [Pra 73 (1984) Nr. 66, S. 160]. 
172  BGE 109 III 112, 115 f. [Pra 73 (1984) Nr. 66, S. 160]; BGE 107 II 484, 486; BGE 102 
III 71, 74. 
173  Vgl. zur Rechtsprechung des Bundesgerichtes zum internationalen Konkursrecht der 
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In seiner frühesten Rechtsprechung erkannte das Bundesgericht, dass das 
SchKG nur für in der Schweiz eröffnete Konkursverfahren die Grundsätze 
der Universalität und Attraktivwirkung aufstelle.174 Das ungeschriebene 
schweizerische internationale Konkursrecht basiere hingegen auf dem Terri-
torialitätsprinzip.175 Vorbehaltlich einer anderslautenden staatsvertraglichen 
Regelung könnten in der Schweiz gelegene Vermögenswerte eines Gemein-
schuldners, über den im Ausland die Insolvenz eröffnet worden sei, daher 
nicht an die ausländische Insolvenzmasse abgeführt werden.176 An diesem 
Grundsatz, dass sich ein im Ausland eröffnetes Insolvenzverfahren in der 
Schweiz nur auswirke, wenn und soweit von einem Staatsvertrag vorgese-
hen, hielt das Bundesgericht über lange Jahre fest,177 obwohl die Rechtspre-
chung in einzelnen Teilaspekten uneinheitlich war.178 
In den 1970er Jahren erwog das Bundesgericht erstmals, dass es fraglich 
erscheine, ob die zuvor vom Bundesgericht vertretene Auffassung, dass die 
Grundsätze der Universalität und Attraktivwirkung des Konkurses nur inner-
staatlich gelten würden, einer erneuten Prüfung standhielte.179 Wenig später 
stellte das Bundesgericht fest, dass (hinsichtlich ausländischer Insolvenzver-
fahren resp. deren Wirkungen auf schweizerischem Territorium) sowohl die 
Lehre als auch die Rechtsprechung in zunehmendem Masse für eine Ein-
schränkung des Territorialitätsprinzips zugunsten des Universalitätsprinzips 
eintreten würden.180 Schliesslich verwies es darauf, dass sich die Rechtspre-
chung in Richtung einer Abschwächung des Territorialitätsprinzips entwick-
le, indem sie auch im internationalen Verhältnis eine gewisse Universalität 
                                               
che Staatsverträge, S. 184 ff.; HABSCHEID, Grenzüberschreitendes Insolvenzrecht, 
S. 14 f.; HANISCH, Wirkungen, S. 737 f.; KREN KOSTKIEWICZ/KÄHR, S. 407 f.; LORANDI, 
Handlungsspielraum, S. 561 f.; STAEHELIN, Anerkennung, S. 3 f. 
174  BGE 54 III 25, 28; BGE 37 II 587, 595 f.; BGE 32 I 774, 778; BGE 23 I 1285, 1288. 
175  BGE 109 III 112, 115 [Pra 73 (1984) Nr. 66, S. 160]; BGE 95 III 83, 89; BGE 37 II 
587, 596 f.; BGE 35 I 811, 812. 
176  BGE 54 III 25, 28 f.; BGE 37 II 587, 596; BGE 35 I 811, 812. 
177  BGE 94 III 46, 48. 
178  Vgl. diesbezüglich die Übersicht über die vergangene bundesgerichtliche Rechtspre-
chung in: BGE 109 III 112, 115 f. [Pra 73 (1984) Nr. 66, S. 160]. 
179  BGE 102 III 71, 74. 
180  BGE 107 II 484, 486 unter anderem m.V.a. BGE 103 III 54, 58 [Pra 66 (1977) Nr. 253, 
S. 624]; BGE 102 III 71, 74 f.; BGE 100 Ia 18, 23 ff. Vgl. für eine Zusammenfassung 
der Entwicklung in der bundesgerichtlichen Rechtsprechung: BGE 109 III 112, 115 f. 
[Pra 73 (1984) Nr. 66, S. 160]. 
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der Zwangsvollstreckung anstrebe und die Gleichbehandlung aller Gläubiger 
besser zu gewährleisten suche.181 
Mit Rücksicht auf diese Entwicklungen in der Rechtsprechung entschied das 
Bundesgericht in der Folge, dass unter bestimmten Voraussetzungen einer 
ausländischen Insolvenzmasse (und konsequenterweise auch einem auslän-
dischen Insolvenzverwalter182) die Aktivlegitimation183 (nach hier vertrete-
nem Verständnis die Prozessführungsbefugnis184 sowie die Aktivlegitimati-
on) zur Anfechtung eines Kollokationsplanes in einem schweizerischen 
Konkurs zuzuerkennen sei.185 
Entgegen der in seiner neueren Rechtsprechung angedeuteten liberaleren 
Auffassung entschied das Bundesgericht wenig später, unter anderem mit 
Verweis auf den Entwurf des IPRG, dass die legislativen Entwicklungen nur 
eine zurückhaltende Anwendung des Universalitätsprinzips erlauben würden 
und dem Grundsatz der Universalität weder gegenüber dem Schutz der 
schweizerischen Gläubiger noch gegenüber der schweizerischen Souveräni-
tät Vorrang gewährten.186 Ein ausländischer Insolvenzverwalter187 könne 
daher zwar seine Rechte wie eine Privatperson vor schweizerischen Gerich-
ten geltend machen188, er könne jedoch keine Zwangsmassnahmen ergreifen, 
um in der Schweiz gelegene Vermögenswerte an die ausländische Insol-
venzmasse abzuführen, sondern sei in dieser Beziehung auf die privatrechtli-
chen Möglichkeiten beschränkt189.190 
                                               
181  BGE 109 III 112, 116 [Pra 73 (1984) Nr. 66, S. 160]. 
182  Vgl. dazu vorstehend Rz. 22. 
183  Im italienischsprachigen Entscheid mit «legittimazione attiva» bezeichnet (BGE 109 III 
112, 117). 
184  Auch REISER, S. 320, führt hinsichtlich des Entscheides BGE 109 III 112 aus, dass dem 
ausländischen Insolvenzverwalter «die Prozessführungsbefugnis zuerkannt» wurde. 
185  BGE 109 III 112, 117 [Pra 73 (1984) Nr. 66, S. 161]. 
186  BGE 111 III 38, 42 [Pra 75 (1986) Nr. 16, S. 47]. 
187  Im französischen Originaltext jedoch mit «la masse étrangère» (d.h. als ausländische 
Insolvenzmasse) bezeichnet (vgl. BGE 111 III 38, 42). 
188  Vgl. diesbezüglich auch BGE 109 III 112, 117 [Pra 73 (1984) Nr. 66, S. 161]. 
189  Vgl. diesbezüglich auch BGE 102 III 71, 77. 
190  BGE 111 III 38, 42 [Pra 75 (1986) Nr. 16, S. 47 f.]. 
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II. Wirkungen ausländischer Insolvenzverfahren 
seit Inkrafttreten des IPRG 
Durch die Inkraftsetzung des IPRG, konkret des darin enthaltenen 
11. Kapitels «Konkurs und Nachlassvertrag» (Art. 166–175 IPRG),191 sollte 
ein erster «Schritt zur Beseitigung des Territorialitätsprinzips»192 gesetzt 
werden.193 Für die «vollständige Hinwendung zur Universalität des Konkur-
ses»194 erschien die Zeit dem Gesetzgeber jedoch noch nicht reif.195 Das 
11. Kapitel des IPRG enthält daher auch keine umfassende Regelung des 
schweizerischen internationalen Insolvenzrechts. Die Art. 166 ff. IPRG re-
geln lediglich die Anerkennung ausländischer Insolvenzdekrete und die sich 
daraus ergebenden Rechtsfolgen.196 
Aufgrund des seit der Einführung des IPRG geltenden gelockerten passiven 
Territorialitätsprinzips197 entfaltet ein im Ausland eröffnetes Insolvenzver-
fahren in der Schweiz grundsätzlich nur unter den im 11. Kapitel des IPRG 
eng definierten Voraussetzungen gewisse Wirkungen.198 Hingegen erfolgt 
keine Erstreckung der insolvenzrechtlichen Folgen des ausländischen Rechts 
auf die Schweiz.199 Zwar besteht grundsätzlich die Möglichkeit, in der 
Schweiz gelegene Aktiven eines ausländischen Gemeinschuldners, über den 
im Ausland die Insolvenz eröffnet wurde, der ausländischen Insolvenzmasse 
zuzuführen.200 Vor einer möglichen Auslieferung solcher Vermögenswerte 
ist jedoch ein zweistufiges Verfahren zu durchlaufen, welches zunächst die 
Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes201 und anschliessend die 
Eröffnung und Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens202 erfordert. 
Durch diese Regelung wird einerseits eine gewisse «Form von Rechtshilfe 
                                               
191  Vgl. zum Anwendungsbereich des 11. Kapitels des IPRG nachstehend Rz. 76 ff. 
192  Botschaft IPRG, S. 448. 
193  Botschaft IPRG, S. 448. 
194  Botschaft IPRG, S. 450. 
195  Botschaft IPRG, S. 450. 
196  Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 7; SCHNYDER/LIATOWITSCH, Rz. 466. 
197  Vgl. dazu BGE 139 III 236, 237; BGE 137 III 631, 633; BGE 137 III 570, 572; 
BGE 137 III 374, 377; BGE 129 III 683, 688; Botschaft IPRG, S. 450. 
198  Vgl. BGE 137 III 570, 572. 
199  Vgl. dazu vorstehend Rz. 4. 
200  Botschaft IPRG, S. 449 f. 
201  Vgl. dazu nachstehend im Detail Rz. 61 ff. 
202  Vgl. dazu nachstehend im Detail Rz. 65 ff. 
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zugunsten eines im Ausland durchgeführten [Insolvenz-]Verfahrens»203 er-
möglicht und andererseits der Schutz bevorrechtigter Forderungen nach 
Art. 172 Abs. 1 IPRG bezweckt.204 Überdies soll sichergestellt werden, dass 
der im Ausland erstellte Kollokationsplan «ungefähr den schweizerischen 
Vorstellungen der Gläubigerbehandlung im Konkurs Rechnung trägt»205. 
1. Voraussetzungen und Verfahren bezüglich der 
Anerkennung eines ausländischen 
Insolvenzdekretes 
Nach Art. 166 Abs. 1 IPRG wird ein ausländisches Insolvenzdekret, welches 
am (Wohn-)Sitz des (ausländischen) Gemeinschuldners ergangen ist, auf 
Antrag des ausländischen Insolvenzverwalters oder eines Insolvenzgläubi-
gers anerkannt, sofern das Insolvenzdekret in jenem Staat, in dem es ergan-
gen ist, vollstreckbar206 ist (lit. a), kein Verweigerungsgrund nach Art. 27 
IPRG207 vorliegt (lit. b) und der Staat, in dem das Insolvenzdekret ergangen 
ist, Gegenrecht208 hält (lit. c). 
Der Antrag auf Anerkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes ist an 
das zuständige Gericht am Ort des gelegenen Vermögens in der Schweiz zu 
richten (Art. 167 Abs. 1 IPRG). Diesbezüglich gelten Forderungen des Ge-
meinschuldners als dort gelegen, wo der Schuldner des Gemeinschuldners 
seinen (Wohn-)Sitz hat (Art. 167 Abs. 3 IPRG). Das Vorhandensein von 
Vermögenswerten muss der Antragsteller lediglich glaubhaft machen.209  
                                               
203  BGE 139 III 236, 238; BGE 137 III 631, 634; BGE 135 III 40, 44. Vgl. auch BGE 130 
III 620, 629; BGE 129 III 683, 688; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1. 
204  Botschaft IPRG, S. 450.  
205  Botschaft IPRG, S. 450. 
206  Vgl. diesbezüglich BGE 126 III 101, 105 [Pra 90 (2001) Nr. 53, S. 307]. 
207  Die Anerkennung kann nach Art. 27 IPRG verweigert werden, wenn diese mit dem 
materiell-rechtlichen ordre public (Abs. 1) oder dem verfahrensrechtlichen ordre public 
(Abs. 2) unvereinbar wäre. 
208  Vgl. diesbezüglich BGE 141 III 222, 223; BGE 137 III 517, 519 [Pra 101 (2012) Nr. 30, 
S. 214 f.]; BGE 126 III 101, 105 [Pra 90 (2001) Nr. 53, S. 308]. 
209  BGE 135 III 566, 571 f. [Pra 99 (2010) Nr. 62, S. 455]; BGer v. 05.10.2009, 
5A_236/2009, Erw. 3.3; BGer v. 04.01.2008, 5A_539/2007, Erw. 3.2; BGer v. 
19.10.2004, 5P.284/2004, Erw. 4.2. 
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Sobald der Antrag auf Anerkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes 
rechtshängig ist, kann das Anerkennungsgericht auf Begehren des Antrag-
stellers sichernde Massnahmen nach Art. 162–165 und Art. 170 SchKG an-
ordnen (Art. 168 IPRG). 
Eine vorfrageweise Anerkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes ist 
nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung nicht zulässig.210 
2. Vollstreckungsverfahren 
Soweit das IPRG nichts Gegenteiliges vorsieht, zieht die Anerkennung eines 
ausländischen Insolvenzdekretes für das in der Schweiz gelegene Vermögen 
des ausländischen Gemeinschuldners zwingend die konkursrechtlichen Fol-
gen des schweizerischen Rechts nach sich (Art. 170 Abs. 1 IPRG). Es 
kommt zur gerichtlichen Eröffnung eines Sekundärkonkursverfahrens in der 
Schweiz. Die Durchführung des Sekundärkonkursverfahrens liegt in der 
Zuständigkeit des Konkursamtes.211 Dieses ist ausschliesslich befugt, die der 
ausländischen Insolvenzmasse zustehenden Rechte auszuüben.212 Das Kon-
kursamt ist jedoch nur insoweit ausschliesslich zur Ausübung der zur aus-
ländischen Insolvenzmasse gehörenden Rechte zuständig, als in der Schweiz 
gelegene Vermögenswerte des ausländischen Gemeinschuldners davon er-
fasst sind.213 Dies folgt aus der Beschränkung des Anwendungsbereiches des 
11. Kapitels des IPRG auf Vermögenswerte des ausländischen Gemein-
schuldners, die auf schweizerischem Territorium gelegen sind.214 Hinsicht-
                                               
210  BGE 137 III 631, 634 f.; BGE 137 III 570, 574; BGE 135 I 63, 66; BGE 134 III 366, 
373 [Pra 97 (2008) Nr. 144, S. 930 f.]; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1. 
211  BGE 138 III 628, 630 [Pra 102 (2013) Nr. 27, S. 206 f.]; BGE 137 III 631, 634; 
BGE 135 III 40, 44; JdT 1993 II 125, 127 [SJ 1991 592, Erw. 2.d]. 
212   BGE 137 III 631, 634; BGE 135 III 40, 44; JdT 1993 II 125, 127 f. [SJ 1991 592, 
Erw. 2.d]. Vgl. auch BGE 138 III 628, 630 [Pra 102 (2013) Nr. 27, S. 206 f.]. 
213  Zutreffend BGE 138 III 628, 630: «[L]’office suisse des faillites est exclusivement 
compétent pour administrer et réaliser les droits patrimoniaux du débiteur commun en 
Suisse [...]» [Kursivdruck hinzugefügt]. In BGE 137 III 631, 634; BGE 135 III 40, 44; 
JdT 1993 II 125, 127 f. [SJ 1991 592, Erw. 2.d], wurde noch allgemein darauf verwie-
sen, dass dem Konkursamt die ausschliessliche Befugnis zustehe, die zur ausländischen 
Konkursmasse gehörenden Rechte auszuüben, soweit es um in der Schweiz gelegenes 
Vermögen gehe. 
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lich dieser Vermögenswerte steht der Sekundärkonkursmasse, die durch das 
Konkursamt vertreten wird, auch die Prozessführungsbefugnis zu.215 
Nach Eröffnung des Sekundärkonkursverfahrens erstellt das zuständige 
Konkursamt ein Inventar über die in der Schweiz gelegenen Aktiven 
(Art. 170 Abs. 1 IPRG i.V.m. Art. 221 Abs. 1 SchKG), führt einen Schul-
denruf durch (Art. 170 Abs. 1 IPRG i.V.m. Art. 232 SchKG) und erstellt den 
Kollokationsplan (Art. 170 Abs. 1 IPRG i.V.m. Art. 247 SchKG i.V.m. 
Art. 172 Abs. 1 IPRG).216 
In den zu erstellenden Kollokationsplan sind ausschliesslich pfandgesicherte 
Forderungen nach Art. 219 Abs. 1 SchKG (Art. 172 Abs. 1 lit. a IPRG)217 
sowie nicht-pfandgesicherte, aber privilegierte Forderungen von Gläubigern 
mit (Wohn-)Sitz in der Schweiz (Art. 172 Abs. 1 lit. b IPRG i.V.m. Art. 219 
Abs. 4 Erste Klasse und Zweite Klasse SchKG) aufzunehmen. Vor einer 
eventuellen Aushändigung von in der Schweiz gelegenen Vermögenswerten 
ist diese beschränkte Gruppe bevorrechtigter Forderungen vorab zu befriedi-
gen (vgl. Art. 173 Abs. 1 IPRG). 
Verbleibt nach der Befriedigung der bevorrechtigten Gläubiger im Sinne von 
Art. 172 Abs. 1 IPRG ein Überschuss, wird dieser grundsätzlich dem aus-
ländischen Insolvenzverwalter oder den berechtigten Insolvenzgläubigern 
zur Verfügung gestellt (Art. 173 Abs. 1 IPRG). Der Überschuss darf jedoch 
erst nach gerichtlicher Anerkennung des ausländischen Kollokationsplanes 
ausgehändigt werden (Art. 173 Abs. 2 IPRG). Das zuständige Anerken-
nungsgericht prüft dabei insbesondere, ob die Forderungen von (nicht-
bevorrechtigten) Gläubigern mit (Wohn-)Sitz in der Schweiz im ausländi-
schen Kollokationsplan angemessen berücksichtigt worden sind (Art. 173 
Abs. 3 IPRG). Wird der ausländische Kollokationsplan nicht anerkannt, so 
ist ein Überschuss an die Drittklassgläubiger mit (Wohn-)Sitz in der Schweiz 
zu verteilen (Art. 174 Abs. 1 IPRG i.V.m. Art. 219 Abs. 4 Dritte Klasse 
SchKG). Ungeklärt ist, was mit dem Überschuss geschehen soll, falls keine 
                                               
215  Vgl. dazu vorstehend FN 45. 
216  SCHNYDER, Internationales Konkursrecht, S. 131; SCHNYDER, Internationales Insolvenz-
recht, S. 400; SCHNYDER/LIATOWITSCH, Rz. 482. 
217  Da sich das Sekundärkonkursverfahren nur auf in der Schweiz gelegene Aktiven er-
streckt, erfasst Art. 172 Abs. 1 lit. a IPRG ausschliesslich Forderungen, die mit einem in 
der Schweiz gelegenen Pfandgegenstand gesichert sind (Furrer/Girsberger/Müller-
Chen-GASSMANN, Art. 172 N 2; vgl. auch CR LDIP-BRACONI, Art. 172 N 6; ZK IPRG-
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solchen Gläubiger der dritten Klasse vorhanden sind.218 In diesem Fall ist 
davon auszugehen, dass das überschüssige in der Schweiz gelegene Vermö-
gen des Gemeinschuldners wieder der Einzelzwangsvollstreckung zugäng-
lich ist.219 
3. Rechtsfolgen der Nichtanerkennung eines 
ausländischen Insolvenzdekretes 
Wird das Begehren um Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes 
abgewiesen, dann entfaltet das ausländische Insolvenzverfahren in der 
Schweiz grundsätzlich keine Wirkungen.220 Infolgedessen wird die Verfü-
gungsmacht des ausländischen Gemeinschuldners über die inländischen 
Vermögenswerte nicht beschränkt221 und es besteht die Möglichkeit, dass der 
ausländische Gemeinschuldner in der Schweiz gelegene Vermögenswerte ins 
Ausland schafft.222 Zudem sind weiterhin Einzelvollstreckungen gegen den 
ausländischen Gemeinschuldner in der Schweiz zulässig.223 Hingegen sind 
etwaige materiell-rechtliche Rechtsfolgen der ausländischen Insolvenzeröff-
nung zu berücksichtigen, sofern die diesbezüglich notwendigen Vorausset-
zungen erfüllt sind.224 
                                               
218  Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 173–174 N 14. 
219  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 12. Implizit: STAEHELIN, Anerkennung, 
S. 171. Offenlassend, ob ein aus dem Sekundärkonkursverfahren ergehender Über-
schuss dem Gemeinschuldner oder dem ausländischen Insolvenzverwalter auszuhändi-
gen ist: ZILTENER/SPÄTH, S. 87. 
220  BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 166 N 49. SCHWANDER, BGZ-Entscheid, S. 388, 
plädierte im Jahr 2000 (d.h. noch vor der Mehrzahl der bundesgerichtlichen Entscheide 
zum 11. Kapitel des IPRG) für eine «blosse Berücksichtigung» eines nicht-anerkannten 
ausländischen Insolvenzdekretes resp. dessen Wirkungen «als Faktum». Eine solche Be-
rücksichtigung könne insbesondere auch die «Anerkennung der Legitimation ausländi-
scher Konkursmassen» in einem Zivilprozess oder in einem Spezialexekutionsverfahren 
enthalten (ebenso SCHWANDER, Anerkennung, S. 333 f.). 
221  THEUS SIMONI, Konkurs im Ausland, S. 1430. 
222  BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 166 N 49b; Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASS-
MANN, Art. 166 N 16. 
223  Vgl. Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 166 N 16; BRUNNER, Gläubiger-
schutz, S. 5; MEIER, Einführung, S. 21 f. Vgl. auch OBERHAMMER, Deutsche Insolvenz-
verwalter, S. 328. 
224  Vgl. dazu nachstehend Rz. 70 ff. 
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4. Berücksichtigung materiell-rechtlicher 
Rechtsfolgen ausländischer Insolvenzverfahren 
Vorbehaltlich etwaiger Staatsverträge oder supranationaler Rechtsakte liegt 
es im Ermessen eines jeden Staates, inwieweit er die rechtlichen Wirkungen 
eines ausländischen Insolvenzverfahrens anerkennt oder berücksichtigt und 
ihnen damit Wirkung auf seinem Staatsgebiet verleiht, resp. unter welchen 
Voraussetzungen eine Anerkennung bzw. Berücksichtigung möglich sein 
soll.225 Dies gilt unabhängig davon, ob materiell-rechtliche oder insolvenz-
rechtstypische bzw. vollstreckungsrechtliche Rechtsfolgen – Letztere sind 
ausschliesslich nach Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes nach 
Art. 166 Abs. 1 IPRG in der Schweiz zu berücksichtigen226 – eines ausländi-
schen Insolvenzverfahrens betroffen sind.227 
In der Schweiz besteht keine (gesetzliche) Regelung hinsichtlich der Aner-
kennung bzw. Berücksichtigung materiell-rechtlicher Rechtsfolgen ausländi-
scher Insolvenzverfahren. Eine Berücksichtigung solcher Wirkungen in der 
Schweiz ohne Prüfung jeglicher Voraussetzungen würde zu einer Aushebe-
lung des Schutzzweckes und der Schutzwirkungen der gesetzlichen Voraus-
setzungen für die Anerkennung ausländischer Hoheitsakte (z.B. der Verein-
barkeit mit dem schweizerischen ordre public) führen und stünde unter Um-
ständen im Widerspruch zu den Interessen der durch ein ausländisches In-
solvenzverfahren betroffenen Personen (z.B. ausländischer Gemeinschuld-
ner, in- und ausländische Gläubiger, Drittschuldner).228 So könnte z.B. eine 
im Ausland erfolgte und aus schweizerischer Sicht ordre public-widrige 
Insolvenzeröffnung auf schweizerischem Territorium materiell-rechtliche 
Wirkung entfalten, obwohl die formelle Anerkennung des ausländischen 
Insolvenzdekretes aufgrund von Art. 166 Abs. 1 lit. b i.V.m. Art. 27 IPRG 
versagt werden müsste. 
Nach der hier vertretenen Ansicht muss daher die Berücksichtigung materi-
ell-rechtlicher Rechtsfolgen der ausländischen Insolvenzeröffnung auf 
schweizerischem Territorium an die Erfüllung bestimmter (Anerken-
nungs-)Voraussetzungen geknüpft sein. Für die Berücksichtigung solcher 
materiell-rechtlicher Rechtsfolgen kann allerdings kein formeller Exequa-
                                               
225  Vgl. DOMEJ, Haftungsverwirklichung, S. 481. 
226  Vgl. dazu nachstehend Rz. 168. 
227  Vgl. DOMEJ, Haftungsverwirklichung, S. 481. 
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turentscheid nach Art. 166 Abs. 1 IPRG notwendig sein. Die kumulativ er-
forderlichen, strengen Anerkennungsvoraussetzungen von Art. 166 Abs. 1 
IPRG229 rechtfertigen sich nicht vollumfänglich, soweit jene Wirkungen 
eines ausländischen Insolvenzverfahrens betroffen sind, die keine Beschlags- 
resp. Verwertungswirkung zum Ziel haben. Es erscheint jedoch gerechtfer-
tigt, die in Frage stehenden materiell-rechtlichen Rechtsfolgen auf ihre Ver-
einbarkeit mit dem schweizerischen ordre public zu prüfen, um sicherzustel-
len, dass die Berücksichtigung der Wirkungen nicht zu einer Verletzung des 
schweizerischen materiellen oder verfahrensrechtlichen ordre public 
(Art. 166 Abs. 1 lit. b i.V.m. Art. 27 IPRG) führt. Darüber hinaus muss der 
Insolvenzstaat zur Eröffnung des ausländischen Insolvenzverfahrens nach 
Art. 166 Abs. 1 IPRG indirekt zuständig und das ausländische Insolvenzdek-
ret im Sinne von Art. 166 Abs. 1 lit. b IPRG vollstreckbar sein. Im Ergebnis 
ist daher für eine Berücksichtigung materiell-rechtlicher Wirkungen auf 
schweizerischem Staatsgebiet die Erfüllung der Anerkennungsvoraussetzun-
gen nach Art. 166 Abs. 1 lit. a–b IPRG zu verlangen. 
Einige Autoren scheinen hingegen zumindest gewissen materiell-rechtlichen 
Rechtsfolgen eines ausländischen Insolvenzverfahrens bzw. einer ausländi-
schen Insolvenzeröffnung in der Schweiz ohne Prüfung von (Anerken-
nungs-)Voraussetzungen und unabhängig von der Anerkennung eines aus-
ländischen Insolvenzdekretes230 in der Schweiz Rechnung tragen zu wol-
len.231 Materiell-rechtliche Wirkungen sollen danach grundsätzlich in An-
wendung des Kollisionsrechts berücksichtigt werden.232 Das Bundesge-
richt233 scheint diesem Ansatz zu folgen, wenn es eine Beeinträchtigung der 
Handlungsfähigkeit eines ausländischen Gemeinschuldners, die aufgrund der 
ausländischen Insolvenzeröffnung eintritt, nach Art. 35 IPRG (für natürliche 
Personen) resp. nach Art. 154 Abs. 1 bzw. Art. 155 lit. c IPRG (für Gesell-
schaften) in der Schweiz ohne die Prüfung weiterer Voraussetzungen beach-
                                               
229  Vgl. dazu vorstehend Rz. 61. 
230  Vgl. zur fehlenden Notwendigkeit der Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekre-
tes: STAEHELIN, Konkurs im Ausland, S. 412. Im Ergebnis wohl auch BGE 139 III 236, 
237 f.; BGE 137 III 570, 572; SIEHR, Grundfragen, S. 87 
231  Vgl. dazu OBERHAMMER, Urteilsbesprechung, S. 437; STAEHELIN, Anerkennung, 
S. 16 ff.; THEUS SIMONI, Konkursverwalter, S. 255 ff. Im Ergebnis: SIEHR, Grundfragen, 
S. 87 f. 
232  BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 166 N 43; OBERHAMMER, Urteilsbesprechung, 
S. 437. Vgl. auch SIEHR, Grundfragen, S. 87. 
233  BGE 139 III 236, 237 f.; BGE 137 III 570, 572. 
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tet. In diesem Zusammenhang ist zu bemerken, dass das Bundesgericht in 
den betreffenden Entscheiden234 hinsichtlich natürlicher Personen von der 
Verminderung der «Verfügungsbefugnis» und mit Bezug auf juristische 
Personen von der Beeinträchtigung der «Handlungsfähigkeit» spricht. Der 
Verweis auf Art. 35 IPRG sowie Art. 154 Abs. 1 resp. Art. 155 IPRG lässt 
jedoch darauf schliessen, dass nicht die Verfügungsbefugnis, sondern die 
Handlungsfähigkeit des ausländischen Gemeinschuldners gemeint ist. Von 
der Handlungsfähigkeit ist die Verfügungsbefugnis (resp. die Verfügungs-
macht) eines ausländischen Gemeinschuldners zu unterscheiden. Deren als 
Folge der ausländischen Insolvenzeröffnung eingetretene Einschränkung ist 
ohne formelle Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes in der 
Schweiz nicht zu beachten, da es sich um eine insolvenzrechtstypische Wir-
kung handelt.235 
                                               
234  BGE 139 III 236, 237 f.; BGE 137 III 570, 572. 
235  So im Ergebnis: BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 166 N 49b; Furrer/Girsberger/Mül-
ler-Chen-GASSMANN, Art. 166 N 16. 
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4. Teil:  Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Insolvenzverwalter vor schweizerischen 
Gerichten 
I. Einleitende Bemerkungen 
1. Uneinheitliche Begriffsverwendung 
In der Rechtsprechung des Bundesgerichtes ist hinsichtlich des Rechts eines 
ausländischen Insolvenzverwalters, ein Verfahren zu führen, eine uneinheit-
liche Begriffsverwendung zu beobachten. So spricht das Bundesgericht hin-
sichtlich der Klage- und Antragsberechtigung ausländischer Insolvenzver-
walter vor schweizerischen Gerichten in einigen Fällen von der (fehlenden) 
Aktivlegitimation236, in anderen Fällen verwendet es den Begriff der (fehlen-
den) Prozessführungsbefugnis237.238 
Unabhängig von der uneinheitlichen Begriffsverwendung geht das Bundes-
gericht in den betreffenden Entscheiden239 im Ergebnis stets von einer Pro-
zessvoraussetzung im Sinne von Art. 59 Abs. 2 ZPO und damit von der Pro-
zessführungsbefugnis aus.240 Dies ist darauf zurückzuführen, dass hinsicht-
lich der Befugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters zur gerichtlichen 
                                               
236  BGE 137 III 631, 634; BGE 137 III 374, 376; BGE 134 III 366, 375 ff. [Pra 97 (2008) 
Nr. 144, S. 935 ff.]; BGE 129 III 683, 688; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, 
Erw. 1.2; BGer v. 17.08.2004, 7B.109/2004, Erw. 3.2. Vgl. auch schon BGE 109 III 
112, 115 [Pra 73 (1984) Nr. 66, S. 159]. 
237  BGE 139 III 236, 239; BGE 137 III 631, 634; BGE 137 III 570, 575; BGE 135 III 40, 
43; BGE 134 III 366, 377 [Pra 97 (2008) Nr. 144, S. 937]; BGer v. 19.01.2017, 
5A_520/2016, Erw. 2; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 1.2. 
238  KUHN/JAKOB, Rz. 36. Vgl. auch OGer/ZH v. 19.03.2013, PS130044, Erw. 3.2.2. und 
den Verweis darauf in OGer/ZH v. 20.03.2015, LB150005, Erw. 3.2.2. In BGer v. 
24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 1.2, führte das Bundesgericht explizit aus, «[...] dass es 
dieser [der Beschwerdeführerin] an der Prozessführungsbefugnis (bzw. Aktivlegitimati-
on) [...] fehle». 
239  Im Ergebnis: BGE 139 III 236, 239 f., 242 ff.; BGE 137 III 631, 635 f.; nicht publizierte 
Erw. 3 in BGE 134 III 366 sowie BGE 134 III 366, 374 ff. [Pra 97 (2008) Nr. 144, 
S. 926, 934 ff.]. 
240  OGer/ZH v. 19.03.2013, PS130044, Erw. 3.2.2. und den Verweis darauf in OGer/ZH v. 
20.03.2015, LB150005, Erw. 3.2.2.; KUHN/JAKOB, Rz. 36 f.  
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Geltendmachung eines Anspruches nicht die materielle Berechtigung an 
diesem berührt ist, sondern die prozessuale Befugnis, den jeweiligen An-
spruch in eigenem Namen geltend zu machen.241 Vor diesem Hintergrund ist 
in den folgenden Ausführungen ausschliesslich von der (fehlenden) Prozess-
führungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter zu sprechen. 
2. Anwendungsbereich des 11. Kapitels des IPRG 
Auf den ersten Blick scheint die Funktion des ausländischen Insolvenzver-
walters im schweizerischen Recht untrennbar mit dem 11. Kapitel des IPRG 
und den dort geltenden Beschränkungen verknüpft. Die Rollen scheinen klar 
verteilt: Als Folge des gelockerten passiven Territorialitätsprinzips wird 
ausländischen Insolvenzverwaltern von der Rechtsprechung nur vereinzelt 
die Prozessführungsbefugnis zuerkannt.242 Leicht vergessen wird aber, dass 
die erwähnte Rechtsprechung (ausschliesslich) zum 11. Kapitel des IPRG 
ergangen ist. Für eine allgemeine Untersuchung der ausländischen Insol-
venzverwaltern vor schweizerischen Gerichten zustehenden Prozessfüh-
rungsbefugnis bzw. deren Bestandes muss daher zunächst der Anwendungs-
bereich der Art. 166 ff. IPRG genauer betrachtet und abgegrenzt werden. Es 
ist insbesondere die Frage zu stellen, ob der Anwendungsbereich dieser we-
nigen Artikel umfassend ist, d.h. ob die Art. 166 ff. IPRG die Prozessfüh-
rungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Ge-
richten abschliessend regeln, oder ob auch Konstellationen denkbar sind, die 
das 11. Kapitel des IPRG nicht erfasst und in denen ausländische Insolvenz-
verwalter vor hiesigen Gerichten zur Prozessführung befugt sind. 
                                               
241  KUHN/JAKOB, Rz. 37. Vgl. auch OGer/ZH v. 19.03.2013, PS130044, Erw. 3.2.2. und 
den Verweis darauf in OGer/ZH v. 20.03.2015, LB150005, Erw. 3.2.2. Siehe auch die 
widersprüchlichen Ausführungen in BGE 139 III 504, 507: «En effet, la qualité pour 
recourir [Beschwerdelegitimation], qui est une condition de recevabilité, ne se confond 
pas avec la qualité pour agir ou pour défendre [aktive und passive Prozessführungsbe-
fugnis] au fond, en l’espèce avec la qualité pour requérir la reconnaissance de la décisi-
on étrangère ou la qualité pour s’opposer à la reconnaissance au sens de l’art 167 al. 1 
en relation avec l’art 29 al. 2 LDIP (SR 291), qui est une condition de droit matériel.» 
[Kursivdruck hinzugefügt]. CR LP-KAUFMANN-KOHLER/RIGOZZI, Art. 166 LDIP N 37, 
weisen darauf hin, dass im Rahmen des Rechts einen Antrag auf Anerkennung eines 
ausländischen Insolvenzdekretes nach Art. 166 Abs. 1 IPRG zu stellen, statt von Aktiv-
legitimation richtigerweise von Antragsberechtigung oder Prozessführungsbefugnis ge-
sprochen werden muss. 
242  Vgl. dazu nachstehend Rz. 88 sowie nachstehend im Detail Rz. 91 ff. 
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In seiner Rechtsprechung hat das Bundesgericht festgestellt, dass das 
11. Kapitel des IPRG jene Fälle regle, in denen über einen Gemeinschuldner 
mit (Wohn-)Sitz im Ausland, der über Vermögenswerte in der Schweiz ver-
fügt, ausserhalb der Schweiz die Insolvenz eröffnet worden ist.243 Das in den 
Art. 166–175 IPRG vorgesehene System sei abschliessend.244 
Im Jahr 2011 stimmte das Bundesgericht in einem wegweisenden Entscheid 
den Ausführungen einer der am Beschwerdeverfahren beteiligten Parteien 
zu, dass die Art. 166 ff. IPRG «nur greifen, wenn in der Schweiz gelegenes 
Vermögen zur [ausländischen] Masse gezogen werden soll»245. Andernfalls 
fehle «es am territorialen Bezug zur Schweiz»246. Im Umkehrschluss liess 
sich daraus folgern, dass das 11. Kapitel des IPRG keine Anwendung findet, 
soweit durch die Prozessführung eines ausländischen Insolvenzverwalters 
keine in der Schweiz gelegenen Vermögenswerte des ausländischen Ge-
meinschuldners erfasst sind, d.h. ein Gerichtsverfahren entweder inländische 
Vermögenswerte betrifft, die nicht dem Gemeinschuldner gehören oder dem 
ausländischen Gemeinschuldner zustehende Vermögenswerte, die ausserhalb 
des schweizerischen Territoriums gelegen sind. 
In einem späteren Entscheid aus dem Jahr 2013 stellte das Bundesgericht 
denn auch fest, dass sich der ergangenen Rechtsprechung nicht entnehmen 
lasse, «dass durch das 11. Kapitel des IPRG einer ausländischen Konkurs-
verwaltung die Prozessführung vor schweizerischen Gerichten (abgesehen 
von den im Gesetz ausdrücklich vorgesehenen Befugnissen) generell unter-
sagt werden sollte, so insbesondere auch dann, wenn keine Vermögenswerte 
in der Schweiz betroffen sind»247. Es führte weiter aus: «Aus welchem 
Grund die Prozessführungsbefugnis der ausländischen Insolvenzverwaltung 
über diesen Fall [d.h. die Abführung von in der Schweiz gelegenem Vermö-
gen des ausländischen Gemeinschuldners an die ausländische Insolvenzmas-
se] hinaus beschränkt sein sollte, ist denn mit Blick auf die Entstehungsge-
schichte des 11. Kapitels des IPRG auch nicht ohne Weiteres ersichtlich 
[...]»248. Das Bundesgericht liess am Ende allerdings offen, «[w]ie es sich 
mit der Prozessführungsbefugnis des ausländischen Konkursverwalters aus-
                                               
243  BGE 134 III 366, 377 f. [Pra 97 (2008) Nr. 144, S. 937]; BGE 130 III 620, 630 f. 
244  BGE 139 III 236, 238; BGE 137 III 570, 573. 
245  BGE 137 III 631, 635. Vgl. auch BGE 139 III 236, 242. 
246  BGE 137 III 631, 635. Vgl. auch BGE 139 III 236, 242. 
247  BGE 139 III 236, 242. 
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serhalb der von Art. 166 ff. IPRG erfassten Konstellation allgemein ver-
hält»249 [Kursivdruck hinzugefügt]. Obwohl sich das Bundesgericht diesbe-
züglich nicht ohne konkreten Anlass festlegen wollte, bestätigte es doch mit 
dieser Rechtsprechung, dass das 11. Kapitel des IPRG ausschliesslich zur 
Anwendung gelangt, soweit in der Schweiz gelegene Vermögenswerte des 
ausländischen Gemeinschuldners durch das Handeln eines ausländischen 
Insolvenzverwalters betroffen sind und dass es somit Konstellationen geben 
muss, in denen die Prozessführung eines ausländischen Insolvenzverwalters 
in der Schweiz nicht von den Bestimmungen des 11. Kapitels des IPRG er-
fasst ist. 
Der Vollständigkeit halber ist im Übrigen darauf hinzuweisen, dass die 
Art. 166 ff. IPRG nur zur Anwendung kommen, sofern keine dem IPRG 
vorgehende staatsvertragliche Regelung250 besteht (Art. 1 Abs. 2 IPRG).251 
Der geographische Anwendungsbereich dieser Staatsverträge ist begrenzt, da 
sich deren räumlicher Anwendungsbereich auf Teilgebiete von Deutschland 
und der Schweiz beschränkt.252 Zudem sollen im Zuge der Revision des 
11. Kapitels des IPRG diese Staatsverträge entweder gekündigt oder im ge-
genseitigen Einvernehmen mit Deutschland aufgehoben werden.253 
3. Kollisionsrechtliche Anknüpfung 
Welche Prozessvoraussetzungen erfüllt sein müssen, damit ein Gericht auf 
eine anhäng ige Rechtssache eintritt, bestimmt sich aus kollisionsrechtlicher 
Perspektive nach der lex fori processus.254 Wie bei einem rein nationalen 
                                               
249  BGE 139 III 236, 242. Vgl. auch BGer v. 19.01.2017, 5A_520/2016, Erw. 2.2 sowie 
KÖLZ, S. 748. 
250  Für die Schweiz bzw. einzelne Kantone sind die folgenden international konkursrechtli-
chen Staatsverträge heute noch anwendbar: Übereinkunft mit der Krone Württemberg; 
Übereinkunft mit dem Königreich Bayern sowie Übereinkunft mit dem Königreich 
Sachsen (vgl. diesbezüglich Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4147 f.; Erläuterungsbericht 
IPRG-Konkurs, S. 19; KREN KOSTKIEWICZ/RODRIGUEZ, Rz. 190, Rz. 193 sowie 
Rz. 196). 
251  BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 166 N 3. Vgl. auch Erläuterungsbericht IPRG-
Konkurs, S. 19. 
252  Vgl. KREN KOSTKIEWICZ/RODRIGUEZ, Rz. 187. 
253  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4131 sowie S. 4147. 
254  Vgl. STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 11 Rz. 8. Im Ergebnis: SIEHR, Das internati-
onale Privatrecht, S. 645 ff. 
80 
81 
I. Einleitende Bemerkungen 
 47 
Sachverhalt erfolgt die Beurteilung bei einem internationalen Sachverhalt 
und schweizerischer Gerichtszuständigkeit daher nach Art. 59 Abs. 2 
ZPO.255 Im Rahmen der inhaltlichen Prüfung, ob die Prozessvorausset-
zungen tatsächlich erfüllt sind, müssen international-zivilverfahrens-
rechtliche Fragestellungen berücksichtigt werden.256 Die Bestimmung bzw. 
Überprüfung der einzelnen Prozessvoraussetzungen folgt dabei nicht zwin-
gend der lex fori processus.257 
So stellt sich auch in Bezug auf die Prozessvoraussetzung der Prozessfüh-
rungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters vor schweizerischen 
Gerichten die Frage, nach welchem Recht diese zu bestimmen ist. Wie be-
reits erläutert wurde,258 ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen, 
dass für die kollisionsrechtliche Anknüpfung zwischen der Prozessführungs-
befugnis kraft materiellen Rechts und der Prozessführungsbefugnis kraft 
formellen Rechts zu unterscheiden ist. Es ist daher zunächst zu untersuchen, 
ob die Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters 
kraft formellen oder kraft materiellen Rechts besteht. 
Das Insolvenzrecht als Teil des Zwangsvollstreckungsrechts dient der 
Durchsetzung materieller Rechte und gilt als formelles Recht.259 Die Pro-
zessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters, die diesem 
als Folge der ausländischen Insolvenzeröffnung zusteht,260 ist daher aus der 
Perspektive des schweizerischen Rechts eine Prozessführungsbefugnis kraft 
formellen Rechts.261 Dies hat auch dann zu gelten, wenn für eine bestimmte 
Streitsache die Prozessführungsbefugnis vor der Insolvenzeröffnung dem 
Gemeinschuldner zustand und dabei als Prozessführungsbefugnis kraft mate-
                                               
255  STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 11 Rz. 8. Im Ergebnis: BK ZPO-ZINGG, Art. 59 
N 23; Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-ZÜRCHER, Art. 59 N 5. 
256  STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 11 Rz. 8. 
257  So z.B. die Parteifähigkeit und die Prozessfähigkeit (vgl. dazu vorstehend Rz. 44 sowie 
Rz. 48). 
258  Vgl. dazu vorstehend Rz. 35 ff. 
259  Vgl. FORSTMOSER/VOGT, § 4 N 34 ff.; RÖDIG, S. 108 f.; SEILER, Einführung, S. 81. 
260  Vgl. z.B. für das deutsche Recht: Andres/Leithaus/Dahl-LEITHAUS, § 80 N 7; Münch-
Komm InsO II-OTT/VUIA, § 80 N 75; Graf-Schlicker-WEBEL, § 80 N 9; GUND-
LACH/FRENZEL/SCHMIDT, S. 3223. Vgl. z.B. für das österreichische Recht: DELLIN-
GER/OBERHAMMER/KOLLER, Rz. 271 sowie Rz. 273. 
261  Davon zu unterscheiden ist die Frage, ob der ausländische Insolvenzverwalter nach der 
lex fori concursus zur Prozessführung «legitimiert» ist (vgl. dazu BGE 135 III 666, 668; 
KREN KOSTKIEWICZ, Anerkennung, S. 9; NUSSBAUM, S. 16). 
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riellen Rechts galt. Denn mit der Insolvenzeröffnung steht die Prozessfüh-
rungsbefugnis einem ausländischen Insolvenzverwalter aufgrund der lex fori 
concursus zu und verliert somit ihren ursprünglichen Charakter. Die Klassi-
fizierung als Prozessführungsbefugnis kraft formellen Rechts führt dazu, 
dass sich der Bestand und die Wirkungen der Prozessführungsbefugnis eines 
ausländischen Insolvenzverwalters nach der lex fori processus richten,262 d.h. 
bei einem Gerichtsstand in der Schweiz nach schweizerischem Recht zu 
bestimmen sind.263 
Allerdings ist zu berücksichtigen, dass im internationalen Insolvenzrecht von 
einem grundsätzlichen Vorrang der lex fori concursus ausgegangen wird.264 
Vor diesem Hintergrund könnte die Bestimmung des Bestandes und der 
Wirkungen der Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzver-
walters nach der lex fori processus, obwohl diese prozessuale Befugnis aus 
der Sicht des ausländischen Rechts kraft der ausländischen Insolvenzeröff-
nung besteht, als widersprüchlich erscheinen. Es könnte der Schluss gezogen 
werden, dass die Anknüpfung trotz des verfahrensrechtlichen Charakters der 
Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters in Abwei-
chung von den eingangs dargestellten Grundsätzen,265 bei insolvenzrechtli-
chen Tatbeständen nach der lex fori concursus vorzunehmen sei. 
In Analogie zur kollisionsrechtlichen Anknüpfung der Prozessführungsbe-
fugnis kraft materiellen Rechts266 wäre in diesem Fall der Bestand der Pro-
zessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters nach der lex 
fori concursus zu bestimmen, während sich lediglich ihre Wirkungen nach 
der lex fori processus richten würden. Ein solcher Ansatz würde den Fokus 
stärker darauf legen, dass die Befugnisse eines ausländischen Insolvenzver-
walters – und damit auch die Befugnis zur Prozessführung – grundsätzlich 
                                               
262  Vgl. dazu vorstehend Rz. 37. 
263  In diesem Sinne auch THEUS SIMONI, Konkursverwalter, S. 340: «Vom schweizerischen 
Recht hängt es [...] ab, ob und inwieweit es die Befugnisse des ausländischen Konkurs-
verwalters (insbesondere die Prozessführungs- sowie die Verwaltungs- und Verfü-
gungsbefugnis) für das Gebiet der Schweiz anerkennen will.» Vgl. auch GRAF, Aner-
kennung, S. 346 f., die von der «Anerkennung des Übergangs der Prozessführungsbe-
fugnis» vom Gemeinschuldner auf den Insolvenzverwalter spricht. 
264  KREN KOSTKIEWICZ/RODRIGUEZ, Rz. 36 sowie Rz. 276. Vgl. auch UNCITRAL Legisla-
tive Guide I and II, Rz. 80 sowie Rz. 83; Gottwald-KOLMANN/KELLER, § 130 N 22. 
265  Vgl. dazu vorstehend Rz. 37.  
266  Vgl. dazu vorstehend Rz. 36. 
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infolge der Insolvenzeröffnung bestehen und sich daher nach der ausländi-
schen lex fori concursus zu richten hätten. 
Nach der hier vertretenen Ansicht sprechen jedoch zwei Argumente gegen 
eine solche Anknüpfung. Zum einen wird das internationale Konkursrecht 
der Schweiz de lege lata vom Grundsatz der gelockerten passiven Territo-
rialität beherrscht.267 Dies hat zur Folge, dass ausländisches Insolvenzrecht 
in der Schweiz grundsätzlich nicht zur Anwendung gelangt.268 Der Bestand 
der Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters kann 
daher nicht nach der lex fori concursus bestimmt werden. Zum anderen rich-
ten sich im Anwendungsbereich der Art. 166 ff. IPRG der Bestand und die 
Wirkungen der Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzver-
walters ausschliesslich nach schweizerischem Recht, namentlich nach dem 
11. Kapitel des IPRG.269 Entsprechend käme eine Anknüpfung der Prozess-
führungsbefugnis nach der lex fori concursus nur ausserhalb des Anwen-
dungsbereiches der Art. 166 ff. IPRG in Betracht und damit nur in jenen 
Fällen, in denen keine in der Schweiz gelegenen Vermögenswerte des aus-
ländischen Gemeinschuldners von der Prozessführung eines ausländischen 
Insolvenzverwalters erfasst sind270. Dies würde zu dem unbefriedigenden 
Resultat führen, dass die Prozessführungsbefugnis eines ausländischen In-
solvenzverwalters unterschiedlich anzuknüpfen wäre, je nachdem, ob von 
dessen Prozessführung vor schweizerischen Gerichten in der Schweiz gele-
gene Vermögenswerte des ausländischen Gemeinschuldners betroffen wären 
oder nicht. Die Belegenheit und Zugehörigkeit der von der Prozessführung 
eines ausländischen Insolvenzverwalters betroffenen Vermögenswerte eig-
nen sich hingegen nicht als Kriterium für eine uneinheitliche Anknüpfung. 
4. Fehlende Rechtsverfolgungsbefugnisse 
ausländischer Insolvenzverwalter 
Als Folge des im internationalen Insolvenzrecht der Schweiz geltenden gelo-
ckerten Territorialitätsprinzips und zum damit angestrebten Schutz inländi-
scher Gläubiger271 hat das Bundesgericht in zahlreichen Entscheiden auslän-
                                               
267  Vgl. dazu vorstehend Rz. 60. 
268  Vgl. Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 166 N 1. 
269  Vgl. dazu nachstehend Rz. 87 ff. sowie Rz. 90 ff. 
270  Vgl. dazu vorstehend Rz. 78 f. 
271  Vgl. dazu vorstehend Rz. 60. 
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dischen Insolvenzverwaltern (im Anwendungsbereich der Art. 166 ff. 
IPRG272) die Befugnis abgesprochen, in der Schweiz Forderungen in Betrei-
bung zu setzen,273 Ansprüche klageweise geltend zu machen274, definitive 
Rechtsöffnung zu beantragen275 sowie Forderungen in einem schweizeri-
schen Konkurs einzugeben276.277 Ausländische Insolvenzverwalter verfügen 
zudem nicht über die Befugnis, Verwertungshandlungen in einem schweize-
rischen Konkurs vorzunehmen.278 Diese und weitere Rechtsverfolgungsbe-
fugnisse (Betreibungseinleitung, Klageerhebung und Forderungseingabe in 
einem Konkurs) können einzig – nach der Anerkennung des ausländischen 
Insolvenzdekretes – durch die Sekundärkonkursmasse, vertreten durch das 
Konkursamt, vorgenommen werden.279 
Das Bundesgericht führte in verschiedenen Entscheiden aus, dass ein aus-
ländischer Insolvenzverwalter ausschliesslich befugt sei, einen Antrag auf 
Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes (Art. 166 Abs. 1 
IPRG)280 und auf Anordnung sichernder Massnahmen (Art. 168 IPRG)281 zu 
stellen.282 Ausserdem sei er zur Anhebung von Anfechtungsklagen nach 
Art. 285 ff. SchKG (Art. 171 IPRG) berechtigt,283 sofern das ausländische 
Insolvenzdekret in der Schweiz anerkannt worden ist und die notwendigen 
                                               
272  Vgl. dazu vorstehend Rz. 76 ff. 
273  BGE 139 III 236, 239; BGE 137 III 631, 633; BGE 135 III 40, 43; BGE 134 III 366, 
377 [Pra 97 (2008) Nr. 144, S. 937]; BGE 129 III 683, 688; BGer v. 19.01.2017, 
5A_520/2016, Erw. 2.1. 
274  BGE 139 III 236, 239; BGE 137 III 631, 634; BGE 137 III 570, 573; BGE 135 III 
40, 43; BGE 134 III 366, 377 [Pra 97 (2008) Nr. 144, S. 937]; BGer v. 19.01.2017, 
5A_520/2016, Erw. 2.1; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1.  
275  BGer v. 19.01.2017, 5A_520/2016, Erw. 2.2. 
276  BGE 139 III 236, 239; BGE 137 III 570, 573; BGE 135 III 40, 44; BGer v. 19.01.2017, 
5A_520/2016, Erw. 2.1. 
277  Das Bundesgericht hat mit Bezug auf diese ausländischen Insolvenzverwaltern verwehr-
ten Befugnisse unter anderem auf die «Beschränkung der Prozessführungsbefugnis» 
verwiesen (BGE 139 III 236, 239). 
278  BGE 137 III 631, 633; JdT 1993 II 125, 127 [SJ 1991 592, Erw. 2.c]. 
279  Vgl. dazu vorstehend Rz. 65. 
280  Vgl. dazu nachstehend Rz. 91. 
281  Vgl. dazu nachstehend Rz. 92. 
282  BGE 139 III 236, 238 f.; BGE 137 III 631, 634; BGE 135 III 40, 44; BGE 134 III 366, 
375 [Pra 97 [2008] Nr. 144, S. 935]; BGE 129 III 683, 688; BGer v. 19.01.2017, 
5A_520/2016, Erw. 2.1; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1; JdT 1993 II 
125, 127 [SJ 1991 592, Erw. 2.b]. 
283  Vgl. dazu nachstehend Rz. 93 f. 
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Voraussetzungen erfüllt sind.284 Gemäss einem neueren bundesgerichtlichen 
Entscheid steht einem ausländischen Insolvenzverwalter zudem die Prozess-
führungsbefugnis zur klageweisen Geltendmachung von bestrittenen Forde-
rungen zu, sofern im Sekundärkonkursverfahren keine Gläubiger vorhanden 
sind und daher weder ein Beschluss über das Schicksal der bestrittenen For-
derungen noch eine Abtretung derselben durch abtretungsberechtigte Gläu-
biger verlangt werden kann.285 
Vor dem Hintergrund dieser Rechtsprechung ist davon auszugehen, dass es 
einem ausländischen Insolvenzverwalter ebenso verwehrt ist, ein Arrestver-
fahren nach Art. 271 ff. SchKG einzuleiten, soweit in der Schweiz gelegene, 
dem ausländischen Gemeinschuldner zustehende Aktiven betroffen sind.286 
Ein solches Sicherungsverfahren kann nur nach der Anerkennung des aus-
ländischen Insolvenzdekretes im Rahmen eines Sekundärkonkursverfahrens 
durch die Sekundärkonkursmasse anhängig gemacht werden.287 
                                               
284  BGE 139 III 236, 238 f.; BGE 137 III 631, 634; BGE 135 III 40, 44; BGE 134 III 366, 
375 [Pra 97 [2008] Nr. 144, S. 935]; BGE 129 III 683, 688; BGer v. 19.01.2017, 
5A_520/2016, Erw. 2.1; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1; JdT 1993 II 
125, 127 [SJ 1991 592, Erw. 2.b]. In diversen bundesgerichtlichen Entscheiden wurde 
darauf verwiesen, dass ein ausländischer Insolvenzverwalter andere Rechtshandlungen 
nicht vornehmen könne (vgl. BGE 134 III 366, 375 [Pra 97 [2008] Nr. 144, S. 935]; 
BGE 129 III 683, 688; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1. Vgl. auch JdT 
1993 II 125, 127 [SJ 1991 592, Erw. 2.b]). 
285  BGE 137 III 374, 377 (vgl. dazu nachstehend Rz. 95 ff.). Dieser Entscheid wurde in der 
Aufzählung der ausländischen Insolvenzverwaltern zustehenden (Prozessführungs-)Be-
fugnisse in BGE 139 III 236, 238 f. sowie BGE 137 III 631, 634 anscheinend nicht be-
rücksichtigt. 
286  Im Ergebnis wohl gl.A. Hunkeler-MEIER-DIETERLE, Art. 271 N 2a (aber ohne Ein-
schränkung auf in der Schweiz gelegene Vermögenswerte des ausländischen Gemein-
schuldners); BRUNNER, Bundesgericht, S. 58; THEUS SIMONI, Konkursverwalter, S. 341. 
Vgl. auch BGE 102 III 71, 74, der vor Inkrafttreten des IPRG ergangen ist. Der Ent-
scheid thematisiert die Frage des Anspruches auf Verarrestierung von Bankguthaben 
des ausländischen Gemeinschuldners (auf Begehren des ausländischen Insolvenzver-
walters hin) und ist folglich auf die Frage der Prozessführungsbefugnis des ausländi-
schen Insolvenzverwalters zwecks Einleitung eines Arrestverfahrens zur Sicherung von 
fälligen Forderungen des ausländischen Gemeinschuldners gegenüber einem seiner 
Schuldner (und damit hinsichtlich der Verarrestierung z.B. von Bankguthaben eines 
Schuldners des Gemeinschuldners) nicht direkt anwendbar.  
287  Vgl. aber den Hinweis in Arroyo-BÜHLER/CARTIER, Recognition and Enforcement of 
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II. Prozessführungsbefugnis im Rahmen des 
11. Kapitels des IPRG 
Das Bundesgericht hatte mehrfach Gelegenheit, sich zur Prozessführungsbe-
fugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten im 
Anwendungsbereich des 11. Kapitels des IPRG zu äussern.288 Im Zuge sei-
ner Rechtsprechung hat das Bundesgericht gewisse prozessuale Befugnisse 
als von der Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwal-
ters erfasst anerkannt.289 Zudem ist ein ausländischer Insolvenzverwalter im 
Rahmen der Art. 166 ff. IPRG in weiteren Konstellationen zur Prozessfüh-
rung vor schweizerischen Gerichten befugt.290  
1. Anerkannte Prozessführungsbefugnis gemäss 
bundesgerichtlicher Rechtsprechung  
A. Antrag auf Anerkennung eines ausländischen 
Insolvenzdekretes 
Ein ausländischer Insolvenzverwalter ist befugt, die Anerkennung eines aus-
ländischen Insolvenzdekretes bei dem nach Art. 167 IPRG zuständigen Ge-
richt zu beantragen (Art. 166 Abs. 1 IPRG).291 
B. Antrag auf Erlass sichernder Massnahmen 
Einem ausländischen Insolvenzverwalter steht zudem vom Zeitpunkt der 
Beantragung der Anerkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes an292 
                                               
Befugnis zur Einreichung eines Arrestbegehrens (z.B. bei Vorliegen eines ausländi-
schen Entscheides oder Schiedsspruches) zuerkennen. 
288  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87 f.  
289  Vgl. dazu nachstehend im Detail Rz. 91 ff. 
290  Vgl. dazu nachstehend im Detail Rz. 101 ff. 
291  Vgl. BGE 139 III 236, 238; BGE 137 III 631, 634; BGE 134 III 366, 375 ff. [Pra 97 
(2008) Nr. 144, S. 935 ff.]; BGE 130 III 620, 629; BGE 129 III 683, 688; 
BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1; JdT 1993 II 125, Erw. 2.b [SJ 1991 592, 
Erw. 2.b]. 
292  BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 168 N 3; Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASS-
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die Prozessführungsbefugnis zu, den Erlass sichernder Massnahmen nach 
Art. 162–165 und Art. 170 SchKG zu beantragen (Art. 168 IPRG).293 
C. Erheben von paulianischen Anfechtungsklagen 
Nach der Anerkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes und der Er-
öffnung eines Sekundärkonkursverfahrens in der Schweiz kann der ausländi-
sche Insolvenzverwalter befugt sein, eine paulianische Anfechtungsklage 
nach Art. 285 ff. SchKG zu erheben (Art. 171 IPRG).294 Die Prozessfüh-
rungsbefugnis zur Erhebung einer solchen Klage steht dem ausländischen 
Insolvenzverwalter jedoch nur in dritter bzw. letzter Position zu. Im Sinne 
einer Kaskade sind primär das schweizerische Konkursamt bzw. die Sekun-
därkonkursmasse und sekundär etwaige Abtretungsgläubiger295 (vgl. 
Art. 172 Abs. 1 sowie Art. 170 Abs. 1 IPRG i.V.m. Art. 260 SchKG) befugt, 
Prozesse über paulianische Anfechtungsansprüche zu führen; erst in dritter 
Linie verfügt der ausländische Insolvenzverwalter über eine entsprechende 
Befugnis zur gerichtlichen Geltendmachung.296 Ein etwaiger Erlös eines 
durch den ausländischen Insolvenzverwalter geführten Anfechtungsprozes-
ses fliesst nach Anerkennung des ausländischen Kollokationsplanes (vgl. 
Art. 173 Abs. 2 und 3 IPRG)297 direkt in die ausländische Insolvenzmasse.298 
Diesfalls entfällt somit das Vorabbefriedigungsrecht von Gläubigern nach 
Art. 172 Abs. 1 IPRG.299 Die bevorrechtigen Gläubiger geben mit dem Ver-
                                               
293  Vgl. BGE 139 III 236, 238; BGE 137 III 631, 634; BGE 134 III 366, 375 ff. [Pra 97 
(2008) Nr. 144, S. 935 ff.]; BGE 129 III 683, 688; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, 
Erw. 2.4.1; JdT 1993 II 125, Erw. 2.b [SJ 1991 592, Erw. 2.b]. 
294  Vgl. BGE 139 III 236, 238 f.; BGE 137 III 631, 634; BGE 137 III 374, 377; BGE 135 
III 666, 667 f.; BGE 135 III 40, 44; BGE 134 III 366, 375 ff. [Pra 97 (2008) Nr. 144, 
S. 935 ff.]; BGE 129 III 683, 688; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1; 
JdT 1993 II 125, Erw. 2.b [SJ 1991 592, Erw. 2.b]. 
295  Vgl. zur Frage der Zulässigkeit einer Abtretung von Rechtsansprüchen nach Art. 260 
SchKG an einen Pfandgläubiger nach Art. 172 Abs. 1 IPRG im Sekundärkonkursver-
fahren: BGE 138 III 628, 631 ff. [Pra 102 [2013] Nr. 27, S. 207 ff.] (siehe zu diesem 
Entscheid auch MABILLARD, Urteilskommentar 2013, S. 48). 
296  BGE 137 III 374, 376. Vgl. auch BGE 139 III 236, 238 f.; BGE 137 III 631, 634; 
BGE 135 III 666, 667 f.; BGE 135 III 40, 44. 
297  BGE 137 III 374, 378 f. Der ausländische Insolvenzverwalter klagt somit auf eigene 
Gefahr und übernimmt damit auch das Risiko, dass die Verteilungsfolgen gemäss 
Art. 174 Abs. 1 IPRG eintreten, wenn der Kollokationsplan nicht anerkannt werden 
kann (BGE 137 III 374, 378 f.). 
298  Vgl. BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 171 N 10. 
299  Vgl. BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 171 N 10. 
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zicht auf die Geltendmachung des Anspruches auch ihr Recht auf eine be-
vorrechtigte Befriedigung preis. Die gegenteilige Ansicht würde dazu füh-
ren, dass im Falle des Vorhandenseins bevorrechtigter Gläubiger im Sekun-
därkonkursverfahren in erster Linie das Prozess- und Kostenrisiko auf die 
ausländische Insolvenzmasse überwälzt würde, unter Umständen aber nicht 
das Recht auf Befriedigung (namentlich, wenn nach der Befriedigung der 
bevorrechtigten Gläubiger kein Überschuss zuhanden der ausländischen 
Insolvenzmasse verbliebe). Dies kann jedoch insbesondere auch unter Be-
rücksichtigung von Art. 260 Abs. 2 SchKG nicht Sinn der Regelung von 
Art. 171 IPRG sein. 
Als Folge dessen, dass das Sekundärkonkursverfahren auf in der Schweiz 
gelegene Vermögenswerte beschränkt ist, erfasst die Sekundärkonkursmasse 
nach Art. 170 Abs. 1 IPRG i.V.m. Art. 200 SchKG ausschliesslich Anfech-
tungsansprüche, die in der Schweiz lokalisiert sind.300 Mit der wohl herr-
schenden Lehre301 ist für die Lokalisierung von Anfechtungsansprüchen in 
der Schweiz (und die diesbezügliche Anwendung von Art. 171 IPRG) – 
nebst der Zuständigkeit schweizerischer Gerichte für eine Anfechtungsklage 
gegen den Anfechtungsschuldner (Art. 171 IPRG i.V.m. Art. 289 SchKG)302 
– massgebend, dass für den Fall eines gutheissenden Anfechtungsurteils eine 
Vollstreckungsmöglichkeit in auf schweizerischem Territorium gelegene 
Vermögenswerte besteht.303 Vor schweizerischen Gerichten können zudem 
ausschliesslich paulianische Anfechtungsklagen gestützt auf schweizerisches 
Recht erhoben werden.304 
                                               
300  BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 171 N 4. 
301  Vgl. für eine Übersicht über die Lehrmeinungen: CR LP-KAUFMANN-KOHLER/SCHÖLL, 
Art. 171 LDIP N 7 ff.; GEHRI/KOSTKIEWICZ, S. 218 f.; THEUS SIMONI, Konkursverwal-
ter, S. 349 ff.; WALTHER, Paulianische Anfechtungsansprüche, S. 98 ff. 
302  BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 171 N 5. 
303  Vgl. BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 171 N 5; GEHRI/KOSTKIEWICZ, S. 218; THEUS 
SIMONI, Konkursverwalter, S. 349 f.; WALTHER, Paulianische Anfechtungsansprüche, 
S. 99 f. 
304  JUCKER, S. 406; WALTHER, Paulianische Anfechtungsansprüche, S. 91 f. Vgl. auch BSK 
IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 171 N 5 sowie N 12; Furrer/Girsberger/Müller-Chen-
GASSMANN, Art. 171 N 3. Vgl. zur fehlenden Möglichkeit der Anerkennung und Voll-
streckbarerklärung ausländischer insolvenznaher Entscheide in der Schweiz nachste-
hend Rz. 140. 
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D. Klageweise Geltendmachung bestrittener Forderungen 
bei Fehlen kollozierter Gläubiger 
Im Rahmen der bereits erwähnten Rechtsprechung305 verweist das Bundes-
gericht wiederholt darauf, dass ausländische Insolvenzverwalter «einzig»306 
befugt seien, «die Anerkennung des ausländischen Konkursdekretes sowie 
den Erlass sichernder Massnahmen [...] und – nach erfolgter Anerkennung 
des ausländischen Konkursdekretes in der Schweiz – gestützt auf Art. 171 
IPRG Anfechtungsansprüche gemäss den Artikeln 285–292 SchKG einzu-
klagen, sofern das schweizerische Konkursamt und die kollozierten Gläubi-
ger darauf verzichtet haben»307. Die bundesgerichtliche Rechtsprechung hat 
jedoch unter eingeschränkten Voraussetzungen auch die klageweise Gel-
tendmachung von bestrittenen Forderungen durch ausländische Insolvenz-
verwalter zugelassen.308 Dies gerät als Folge der zu restriktiven bundesge-
richtlichen Erwägungen häufig in Vergessenheit.309 
Unbestrittene Forderungen des ausländischen Gemeinschuldners werden im 
Sekundärkonkursverfahren grundsätzlich von dem für die Durchführung des 
Sekundärkonkursverfahrens zuständigen schweizerischen Konkursamt ein-
gezogen (Art. 170 Abs. 1 IPRG i.V.m. Art. 243 Abs. 1 SchKG).310 Dabei hat 
das Konkursamt fällige Forderungen, die dem Gemeinschuldner zustehen 
und die von einem Drittschuldner auf eine Zahlungsaufforderung hin weder 
                                               
305  Vgl. dazu vorstehend Rz. 88. 
306  BGE 139 III 236, 238. So wird auch in BGE 137 III 631, 634, allerdings mit dem Be-
griff «ausschliesslich», in BGE 134 III 366, 375, mit dem Begriff «uniquement» sowie 
in BGE 129 III 683, 688, mit dem Begriff «nur» der Eindruck der Ausschliesslichkeit 
der genannten Befugnisse ausländischer Insolvenzverwalter im Anwendungsbereich der 
Art. 166 ff. IPRG erweckt. 
307  BGE 139 III 236, 238 f. Vgl. auch BGE 137 III 631, 634; BGE 134 III 366, 375 ff. [Pra 
97 (2008) Nr. 144, S. 936 ff.]; BGE 129 III 683, 688; JdT 1993 II 125, Erw. 2.b 
[SJ 1991 592, Erw. 2.b]. Vgl. dazu auch schon vorstehend Rz. 88. 
308  BGE 137 III 374, 377 f. Vgl. auch BGE 138 III 628, 631 f. [Pra 102 (2013) Nr. 27, 
S. 207 f.]. 
309  So z.B. bei BRUNNER, Bundesgericht, S. 58; COURVOISIER, 2013/2014, S. 214; KREN 
KOSTKIEWICZ/RODRIGUEZ, Rz. 252 f.; MEIER/GIUDICI, S. 17; RODRIGUEZ, Zuständigkei-
ten, Rz. 205 sowie FN 409; Vgl. auch Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, 
Art. 170 N 3. Anders hingegen RODRIGUEZ, Rechtsvergleichende Betrachtungen, 
S. 407, der auf die durch die bundesgerichtliche Rechtsprechung zuerkannte Befugnis 
ausländischer Insolvenzverwalter zur klageweisen Geltendmachung bestrittener Forde-
rungen bei Fehlen kollozierter Gläubiger ausdrücklich verweist. 
310  Vgl. BGE 137 III 374, 376. 
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bezahlt noch ausdrücklich bestritten werden, im Namen der Sekundärkon-
kursmasse in Betreibung zu setzen (vgl. Art. 170 Abs. 1 IPRG i.V.m. 
Art. 243 Abs. 1 SchKG) und für den Fall, dass kein Rechtsvorschlag erfolgt, 
eine Fortsetzung der Betreibung zu verlangen.311  
Bei bestrittenen Forderungen hingegen hört das Konkursamt die Gläubiger 
(in Analogie zum summarischen Konkursverfahren nach Art. 231 SchKG) 
auf dem Zirkularweg an.312 Verzichtet die Gläubigergesamtheit auf die 
Durchsetzung der bestrittenen Forderungen, kann nach der Rechtsprechung 
«jeder einzelne Gläubiger die Abtretung der betreffenden Rechtsansprüche 
gemäss Art. 260 Abs. 1 SchKG verlangen»313. 
Unklar und in der Lehre lange umstritten war jedoch,314 wie bestrittene For-
derungen zu behandeln seien, falls das zuständige Konkursamt die betref-
fenden Ansprüche nicht verwertet und keine Gläubiger im Sekundärkon-
kursverfahren vorhanden sind, die eine Abtretung im Sinne von Art. 260 
SchKG verlangen könnten. 
In einem wegweisenden Entscheid hat das Bundesgericht diesbezüglich fest-
gestellt, dass bei einem Fehlen von jeglichen Gläubigern, welche die Abtre-
tung verlangen könnten, weder ein Beschluss über das Schicksal der bestrit-
tenen Forderungen gefällt noch eine Abtretung derselben verlangt werden 
könne.315 Zudem bestehe für das Konkursamt grundsätzlich (und insbesonde-
re) aufgrund des einzugehenden Prozess- und Kostenrisikos kein Anlass zur 
klageweisen Durchsetzung der bestrittenen Rechtsansprüche.316 Demgegen-
                                               
311  Vgl. in Bezug auf schweizerische (Haupt-)Konkursverfahren: Hunkeler-BÜRGI, Art. 243 
N 2; JAEGER/WALDER/KULL/KOTTMANN, Art. 243 N 2; CR LP-JEANDIN/FISCHER, 
Art. 243 LP N 3; BSK SchKG II-RUSSENBERGER, Art. 243 N 6. 
312  Vgl. BGE 137 III 374, 376. 
313  Vgl. BGE 137 III 374, 376. Aus den weiteren Ausführungen im Entscheid ergibt sich, 
dass mit der Umschreibung «jeder einzelne Gläubiger», die im Sekundärkonkursverfah-
ren «kollozierten Gläubiger» gemeint sind (BGE 137 III 374, 376). Diesbezüglich hat 
das Bundesgericht in der Zwischenzeit präzisiert, dass eine Abtretung von Rechtsan-
sprüchen nach Art. 260 SchKG an Pfandgläubiger i.S.v. Art. 172 Abs. 1 lit. a IPRG nur 
ausnahmsweise und unter eingeschränkten Voraussetzungen möglich ist (BGE 138 III 
628, 631 [Pra 102 [2013] Nr. 27, S. 207]; vgl. dazu schon vorstehend FN 295). 
314  Vgl. z.B. CR LP-JEANNERET/CARRON, Art. 260 LP N 55 f.; CR LP-KAUFMANN-KOH-
LER/RIGOZZI, Art. 170 LDIP N 20; THEUS SIMONI, Konkursverwalter, S. 353; WÜTH-
RICH, Rz. 8. 
315  BGE 137 III 374, 377. 




II. Prozessführungsbefugnis im Rahmen des 11. Kapitels des IPRG 
 57 
über könne ein ausländischer Insolvenzverwalter, welcher die Interessen der 
Gläubigergesamtheit des Hauptinsolvenzverfahrens vertritt, an einer Rechts-
durchsetzung in der Schweiz interessiert sein.317 Da in dieser Konstellation 
auch keine zu schützenden inländischen Gläubiger vorhanden seien, sind aus 
Sicht des Bundesgerichtes keine Gründe erkennbar, aus denen eine bestritte-
ne Forderung nicht an den ausländischen Insolvenzverwalter abgetreten 
werden sollte.318 Dieses Vorgehen sei auch im Interesse der nicht-
privilegierten schweizerischen Gläubiger (d.h. der Gläubiger nach Art. 219 
Abs. 4 Dritte Klasse SchKG mit [Wohn-]Sitz in der Schweiz), die nicht am 
Sekundärkonkursverfahren, jedoch am ausländischen Insolvenzverfahren 
teilnehmen dürfen.319 
Bestrittene Forderungen können daher an den ausländischen Insolvenzver-
walter nach Art. 260 SchKG abgetreten werden, sofern das Konkursamt 
resp. die Sekundärkonkursmasse auf eine gerichtliche Geltendmachung ver-
zichtet haben320, im Sekundärkonkursverfahren keine kollozierten Gläubiger 
vorhanden sind und somit weder ein Beschluss über das Schicksal der be-
strittenen Forderungen ergehen noch eine Abtretung der Forderungen an 
abtretungsberechtigte Gläubiger verlangt werden kann. Entsprechend kommt 
dem ausländischen Insolvenzverwalter subsidiär die Prozessführungsbefug-
nis zur klageweisen Geltendmachung dieser Forderungen zu. 
2. Andere Anwendungsfälle der 
Prozessführungsbefugnis 
A. Antrag auf Anerkennung ausländischer 
Kollokationspläne 
Ein etwaiger Aktivenüberschuss aus dem Sekundärkonkursverfahren darf 
dem ausländischen Insolvenzverwalter nur zur Verfügung gestellt werden, 
sofern der ausländische Kollokationsplan in der Schweiz gerichtlich aner-
                                               
317  BGE 137 III 374, 377. 
318  BGE 137 III 374, 377 f. 
319  BGE 137 III 374, 378. Vgl. auch BGE 138 III 628, 631 f. [Pra 102 (2013) Nr. 27, 
S. 207 f.]. 
320  Vgl. dazu auch RODRIGUEZ, Rechtsvergleichende Betrachtungen, S. 407. 
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kannt worden ist (Art. 173 Abs. 2 IPRG).321 Dem ausländischen Insolvenz-
verwalter steht diesbezüglich die Antragsbefugnis zu.322 
B. Klageweise Geltendmachung bestrittener Forderungen 
mangels einer Abtretung 
Die zuvor erwähnte Rechtsprechung,323 die einem ausländischen Insolvenz-
verwalter die Prozessführungsbefugnis zur klageweisen Geltendmachung 
bestrittener Forderungen bei Fehlen jeglicher kollozierter Gläubiger zuer-
kannt hat, muss konsequenterweise auf Fälle ausgedehnt werden, bei denen 
in einem Sekundärkonkursverfahren zwar abtretungsberechtigte Gläubiger 
vorhanden sind, aber kein Gläubiger eine Abtretung eines bestrittenen 
Rechtsanspruches nach Art. 260 SchKG verlangt.324 In diesem Fall ist es, 
wie bei Fehlen kollozierter Gläubiger, gerechtfertigt, dem ausländischen 
Insolvenzverwalter die Prozessführungsbefugnis für die klageweise Gel-
tendmachung bestrittener Forderungen nach Art. 260 SchKG zu übertragen, 
besteht doch kein zu schützendes bevorrechtigtes Gläubigerinteresse mehr. 
Die gegenteilige Ansicht würde bedeuten, dass die fraglichen Ansprüche 
überhaupt nicht durchgesetzt werden könnten und sie den Gläubigern, die 
ihre Forderungen im ausländischen Hauptinsolvenzverfahren angemeldet 
haben, definitiv verloren gingen; eine Art «rechtsdurchsetzungsfreier 
Raum»325 wäre die Folge.326 
C. Erheben von betreibungsrechtlichen Beschwerden 
Im Anwendungsbereich des SchKG kann grundsätzlich gegen Verfügungen 
der Zwangsvollstreckungsorgane wegen Gesetzesverletzung oder Unange-
messenheit sowie wegen Rechtsverweigerung oder Rechtsverzögerung bei 
der zuständigen Aufsichtsbehörde Beschwerde geführt werden (Art. 17 
Abs. 1 sowie Abs. 3 SchKG). 
                                               
321  Vgl. dazu vorstehend Rz. 68. 
322  CR LDIP-BRACONI, Art. 173 N 12; BSK IPRG-BÜRGI, Art. 173 N 5; Furrer/Girsber-
ger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 173–174 N 6; CR LP-KAUFMANN-KOHLER/RIGOZZI, 
Art. 173 LDIP N 6. 
323  BGE 137 III 374, 377 f. Vgl. dazu vorstehend Rz. 99 f. 
324  Gl.A. RODRIGUEZ, Rechtsvergleichende Betrachtungen, S. 407. 
325  So die Wortwahl in BGE 137 III 374, 378. 
326  Vgl. die Überlegungen bezüglich der vorstehend in Rz. 99 f. dargestellten Situation, die 
auch vorliegend einschlägig sind. 
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Zur Beschwerdeführung nach Art. 17 SchKG ist legitimiert327, wer durch die 
angefochtene Verfügung eines Zwangsvollstreckungsorgans bzw. durch 
Rechtsverweigerung oder -verzögerung in seinen rechtlichen oder zumindest 
tatsächlichen Interessen betroffen und dadurch beschwert ist und deshalb ein 
schutzwürdiges Interesse an der Aufhebung oder der Abänderung der Verfü-
gung bzw. an der Anordnung einer solchen hat.328 
In diesem Sinne ist auch ein ausländischer Insolvenzverwalter zur Be-
schwerdeerhebung nach Art. 17 SchKG gegen Verfügungen des für die 
Durchführung des Sekundärkonkursverfahrens zuständigen schweizerischen 
Konkursamtes bzw. wegen Rechtsverweigerung oder -verzögerung legiti-
miert,329 soweit durch die angefochtene Verfügung resp. die Unterlassung 
seine tatsächlichen oder rechtlich geschützten Interessen bzw. jene der aus-
ländischen Insolvenzmasse betroffen sind.330 In einem neueren Entscheid hat 
nun auch das Bundesgericht die Beschwerdelegitimation eines ausländischen 
Insolvenzverwalters in einem Sekundärkonkursverfahren bestätigt (hingegen 
erfolgten keine Ausführungen zur Prozessführungsbefugnis).331 
                                               
327  Die Definition des Begriffes der «Legitimation» im Rahmen von Art. 17 SchKG ent-
spricht in etwa jener des Verwaltungsrechts (MEIER, Verwaltungsverfahren, S. 81; vgl. 
zur verwaltungs- und staatsrechtlichen Legitimation: Art. 48 VwVG sowie Art. 89 
BGG). Dies hat zur Konsequenz, dass die Legitimation im Rahmen von Art. 17 SchKG 
rein prozessualen Charakter hat. Fehlt in einem Verwaltungs(gerichts)verfahren einer 
Partei die Legitimation, die wie die Prozessführungsbefugnis eine Prozessvoraussetzung 
darstellt (vgl. BGE 139 III 504, 507 [Pra 103 [2014] Nr. 48, S. 367]), dann ergeht ein 
Nichteintretensentscheid (KÖLZ/HÄNER/BERTSCHI, Rz. 939). 
328  Vgl. BGE 138 III 628, 630 [Pra 102 (2013) Nr. 27, S. 206]; BGE 129 III 595, 597. 
329  Hingegen kommt einem ausländischen Insolvenzverwalter auch nach Anerkennung des 
ausländischen Insolvenzdekretes keine Legitimation zur Beschwerdeführung nach 
Art. 17 SchKG in einem schweizerischen Hauptkonkursverfahren, d.h. in einem Dritt-
verfahren, in dem z.B. eine Forderung der ausländischen Insolvenzmasse durch die 
schweizerische Sekundärkonkursmasse im Rahmen des Sekundärkonkursverfahrens an-
gemeldet wurde, zu. Denn ausschliesslich die Sekundärkonkursmasse ist legitimiert, ei-
ne betreibungsrechtliche Beschwerde gegen eine Verfügung oder Unterlassung des das 
schweizerische Hauptkonkursverfahren durchführenden Zwangsvollstreckungsorgans 
zu erheben. 
330  Vgl. CR LDIP-BRACONI, Art. 172 N 16; JAQUES, S. 83; STAEHELIN, Anerkennung, 
S. 142 f.; THEUS SIMONI, Konkursverwalter, S. 348. Im Ergebnis wohl auch BSK IPRG-
BÜRGI, Art. 170 N 14. Vgl. zur Beschwerdelegitimation eines ausländischen Insolvenz-
verwalters auch BRACONI, S. 165. 
331  BGE 138 III 628, 630 [Pra 102 (2013) Nr. 27, S. 206 f.]. Im Ergebnis wohl auch 






4. Teil: Prozessführungsbefugnis vor schweizerischen Gerichten 
 60 
Von der Legitimation eines ausländischen Insolvenzverwalters zur Be-
schwerdeerhebung nach Art. 17 SchKG zu unterscheiden ist dessen Prozess-
führungsbefugnis332. Wird die Legitimation eines ausländischen Insolvenz-
verwalters bejaht, kann daraus grundsätzlich auf die Befugnis des ausländi-
schen Insolvenzverwalters geschlossen werden, in eigenem Namen über den 
Anspruch auf Aufhebung oder Abänderung bzw. dem Erlass einer Verfü-
gung ein (Beschwerde-)Verfahren zu führen. 
D. Ausländischer Insolvenzverwalter als 
Beklagter/Gesuchsgegner 
Die Art. 166 ff. IPRG bezwecken in erster Linie den Schutz der Interessen 
inländischer Gläubiger.333 Mit diesem Zweck wird im Ergebnis auch die 
Beschränkung der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwal-
ter bei Aktivprozessen vor schweizerischen Gerichten, die in der Schweiz 
gelegene Vermögenswerte des ausländischen Gemeinschuldners zum Ge-
genstand haben,334 begründet.335 Bei Passivprozessen (d.h. Verfahren, in 
denen der ausländische Insolvenzverwalter Beklagter resp. Gesuchsgegner 
ist) ist hingegen aufgrund der konkreten Verhältnisse, die Anlass zum ge-
genständlichen Gerichtsverfahren geben, zu differenzieren:336 
Besteht ein enger sachlicher Zusammenhang des mit dem Verfahren vor 
einem schweizerischen Gericht verfolgten Zwecks zu Bestrebungen des aus-
ländischen Insolvenzverwalters, in der Schweiz gelegene Vermögenswerte 
des ausländischen Gemeinschuldners in die ausländische Insolvenzmasse 
einzubeziehen, dann ist einem ausländischen Insolvenzverwalter die Pro-
zessführungsbefugnis auch in seiner Parteistellung als Beklagter abzuspre-
chen.337 Die passive Prozessführungsbefugnis muss einem ausländischen 
Insolvenzverwalter zudem dann abgesprochen werden, wenn durch den Ver-
fahrensausgang auf schweizerischem Territorium gelegene Vermögenswerte 
                                               
bestehen zudem auch ausserhalb der Art. 166 ff. IPRG Konstellationen, bei denen der 
ausländische Insolvenzverwalter betreibungsrechtliche Beschwerde erheben kann (vgl. 
BGer v. 28.03.2013, 5A_665/2012). 
332  Vgl. diesbezüglich RHINOW/KOLLER/KISS/THURNHERR/BRÜHL-MOSER, Rz. 864. 
333  Vgl. dazu vorstehend Rz. 60. 
334  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87. 
335  Vgl. BGE 139 III 236, 239; BGE 137 III 570, 574.  
336  Vgl. BGE 139 III 236, 242 ff. 
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des ausländischen Gemeinschuldners beeinträchtigt resp. vermindert werden 
könnten. Denn ein ausländischer Insolvenzverwalter ist hinsichtlich solcher 
Vermögenswerte in der Schweiz grundsätzlich (d.h. mit Ausnahme der ihm 
durch das Gesetz und die Rechtsprechung zugesprochenen Befugnisse) nicht 
handlungsbefugt.338 Darüber hinaus könnte in der Schweiz gelegenes Haf-
tungssubstrat für mögliche bevorrechtigte inländische Forderungen (Art. 172 
Abs. 1 IPRG) sowie unter Umständen für inländische Drittklassforderungen 
(vgl. Art. 174 Abs. 1 IPRG) verloren gehen.339 
Sind hingegen von einem Gerichtsverfahren keine inländischen Aktiven des 
ausländischen Gemeinschuldners erfasst resp. liegt keine der soeben darge-
stellten Konstellationen vor, kann durch eine Passivprozesskonstellation der 
Bestand des in der Schweiz gelegenen Haftungssubstrats des ausländischen 
Insolvenzverfahrens weder direkt noch indirekt beeinträchtigt werden. In 
diesem Fall wäre einem ausländischen Insolvenzverwalter somit die passive 
Prozessführungsbefugnis zuzuerkennen. Im Übrigen müsste einem ausländi-
schen Insolvenzverwalter als beklagte Partei die Prozessführungsbefugnis 
zuerkannt werden, wenn und soweit es im betreffenden Verfahren um die 
formelle Frage des Vorliegens seiner Prozessführungsbefugnis und damit um 
die Frage des Eintretens auf die Klage geht.340 
Erhebt hingegen ein ausländischer Insolvenzverwalter im Rahmen eines 
Verfahrens, bei dem ihm die Prozessführungsbefugnis als beklagte Partei 
zuzusprechen ist, eine Widerklage, ist auf diese nicht einzutreten, falls die 
Widerklage in der Schweiz gelegene Vermögenswerte des ausländischen 
Gemeinschuldners zum Gegenstand hat oder ein enger sachlicher Zusam-
menhang zu den Bestrebungen des ausländischen Insolvenzverwalters be-
                                               
338  Im Ergebnis: BGE 139 III 236, 238 f.; BGE 137 III 570, 572 f.; BGE 135 III 40, 44; 
BGE 129 III 683, 688; BG v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1; JdT 1993 II 125, 
Erw. 2.b [SJ 1991 592, Erw. 2.b]. Vgl. auch Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASS-
MANN, Art. 166 N 17; GEHRI/KOSTKIEWICZ, S. 204 ff.; KREN KOSTKIEWICZ/RODRIGUEZ, 
Rz. 250 ff.; OBERHAMMER, Deutsche Insolvenzverwalter, S. 339; OBERHAMMER, Ur-
teilsbesprechung, S. 431 ff.  
339  Z.B. bei Klagen im Zusammenhang mit der Rückabwicklung von Verträgen, bei deren 
Gutheissung es zu einer Herausgabe von in der Schweiz gelegenen Vermögenswerten 
des ausländischen Gemeinschuldners an den klagenden Dritten kommen könnte, wäh-
rend die Rückerstattung einer etwaigen Gegenleistung durch den klagenden Dritten di-
rekt in die ausländische Insolvenzmasse fliessen würde. 
340  Vgl. dazu vorstehend Rz. 26. 
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steht, in der Schweiz gelegene Vermögenswerte des Gemeinschuldners an 
die ausländische Insolvenzmasse abzuführen.341 
E. Erheben von Rechtsmitteln 
Die Parteien eines vorinstanzlichen Verfahrens sind – sofern die jeweiligen 
Rechtsmittelvoraussetzungen342 erfüllt sind – legitimiert, ein Rechtsmittel 
gegen ein rechtsmittelfähiges Anfechtungsobjekt zu erheben.343 Die Rechts-
mittellegitimation ist ebenfalls eine Prozessvoraussetzung.344 
Sofern ein ausländischer Insolvenzverwalter im vorinstanzlichen Verfahren 
die Stellung einer prozessführungsbefugten Hauptpartei hatte, ist dieser auch 
legitimiert und prozessführungsbefugt ein Rechtsmittel gegen einen anfecht-
baren Entscheid zu erheben.345 Stellt sich im Rahmen des Rechtsmittelver-
fahrens heraus, dass dem ausländischen Insolvenzverwalter im vorinstanzli-
                                               
341  Diese Situation lag BGE 139 III 236 zugrunde, wobei dem ausländischen Insolvenz-
verwalter schon im Hauptklageverfahren die aktive Prozessführungsbefugnis abgespro-
chen wurde (BGE 137 III 631, 635 f.). Die Prozessführungsbefugnis des ausländischen 
Insolvenzverwalters für die Widerklage wurde ebenfalls verneint, da die Widerklage 
«eine untrennbare Folge des unzulässigen Versuchs der Parteien»  darstellte, eine in der 
Schweiz gelegene Liegenschaft dem ausländischen Insolvenzverfahren zuzuführen und 
die Widerklage daher «in engem Zusammenhang zu dem in der Schweiz gelegenen 
Schuldnervermögen» stand (BGE 139 III 236, 242 f.). 
342  Dies sind analog zu den vor der ersten Instanz nach Art. 59 Abs. 2 ZPO zu erfüllenden 
Prozessvoraussetzungen, diejenigen Bedingungen, die erfüllt sein müssen, damit die 
Rechtsmittelinstanz auf ein erhobenes Rechtsmittel eintreten kann (BK ZPO II-STERCHI, 
Vorbemerkungen zu Art. 308 N 15). 
343  Vgl. Sutter-Somm/Hasenböhler/Leuenberger-REETZ, Vorbemerkungen zu den Art. 308–
318 N 35; BK ZPO II-STERCHI, Vorbemerkungen zu Art. 308 N 19; MEIER, ZPR, 
S. 502; SEILER, Berufung, Rz. 86; STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, § 25 Rz. 30. 
344  BGE 139 III 504, 507 [Pra 103 (2014) Nr. 48, S. 367 f.]. 
345  Eine solche Konstellation lag BGE 141 III 222 zugrunde. In diesem Entscheid ging es 
um die Verweigerung der durch den ausländischen Insolvenzverwalter beantragten An-
erkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes nach Art. 166 Abs. 1 IPRG. Für den 
Anerkennungsantrag steht dem ausländischen Insolvenzverwalter die Prozessführungs-
befugnis zu (vgl. dazu vorstehend Rz. 91). Die durch den ausländischen Insolvenzver-
walter gegen den Abweisungsentscheid erhobene Beschwerde an das Obergericht des 
Kantons Zug wurde abgewiesen. In der Folge erhob der ausländische Insolvenzverwal-
ter Beschwerde in Zivilsachen an das Bundesgericht und verlangte unter anderem die 
Aufhebung des vorinstanzlichen Entscheides sowie die Anerkennung des ausländischen 
Insolvenzdekretes. Vgl. für eine ähnliche Konstellation: BGE 126 III 101 [Pra 90 
(2001) Nr. 53]. 
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chen Verfahren ungerechtfertigterweise die Prozessführungsbefugnis zuer-
kannt wurde, hat das Rechtsmittelgericht das Rechtmittel gutzuheissen, den 
vorinstanzlichen Entscheid aufzuheben und durch einen Nichteintretensent-
scheid zu ersetzen (z.B. Nichteintreten auf eine Klage aus Anlass des 
Rechtsmittels). 
Zudem muss einem ausländischen Insolvenzverwalter dann die Prozessfüh-
rungsbefugnis zur Einlegung eines Rechtsmittels zuerkannt werden, wenn 
und soweit es schon im vorinstanzlichen Verfahren um die formelle Frage 
des Vorliegens seiner Prozessführungsbefugnis ging und ihm diese abge-
sprochen wurde.346 
F. Antrag auf Vollstreckbarerklärung von ausländischen 
Entscheiden? 
Als Folge des grundsätzlichen Fehlens von Rechtsverfolgungsbefugnissen 
ausländischer Insolvenzverwalter in der Schweiz, insbesondere der Befugnis 
Forderungen in Betreibung zu setzen,347 kann darauf geschlossen werden, 
dass ausländischen Insolvenzverwaltern im Anwendungsbereich des 
11. Kapitels des IPRG generell die Befugnis fehlt, die Vollstreckung eines 
Entscheides eines schweizerischen Gerichtes zu beantragen. Diese Befugnis 
steht lediglich der Sekundärkonkursmasse zu. 
Differenzierter zu betrachten ist die Rechtslage, wenn ein ausländischer In-
solvenzverwalter die Vollstreckung resp. die Vollstreckbarerklärung eines 
ausländischen gerichtlichen Entscheides in der Schweiz anstrebt, mit dem 
Ziel, in der Schweiz gelegene Vermögenswerte eines ausländischen Gemein-
schuldners in die ausländische Insolvenzmasse einzubeziehen bzw. dieser 
                                               
346  Dies war in BGE 137 III 631 (vgl. auch die nicht in der amtlichen Sammlung publizier-
ten Ausführungen zum Sachverhalt in BGer v. 26.10.2011, 4A_389/2011) der Fall. Das 
Verfahren behandelte die Frage, ob dem ausländischen Insolvenzverwalter die Prozess-
führungsbefugnis für eine Forderungsklage gegen einen Schuldner des ausländischen 
Gemeinschuldners zukommt. Nachdem die erste Instanz die Prozessführungsbefugnis 
bejahte, hob die zweite Instanz den erstinstanzlichen Entscheid auf. Gegen diesen Ent-
scheid erhob der ausländische Insolvenzverwalter Beschwerde in Zivilsachen an das 
Bundesgericht und beantragte die Feststellung, «dass er zur Einreichung der [...] Forde-
rungsklage legitimiert» sei (BGer v. 26.10.2011, 4A_389/2011, Sachverhalt C [nicht 
publizierte Ausführungen in BGE 137 III 631]). 
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zuzuführen.348 Nach Art. 1 Abs. 2 IPRG bleiben völkerrechtliche Verträge 
bei der Anwendung des IPRG vorbehalten. Fällt somit ein Antrag auf die 
Erteilung einer Vollstreckbarerklärung eines ausländischen gerichtlichen 
Entscheides in den Anwendungsbereich eines völkerrechtlichen Vertrages, 
dann geht dieser den Bestimmungen des IPRG zur Anerkennung und Voll-
streckbarerklärung von ausländischen Entscheiden in Zivilsachen (Art. 25 ff. 
IPRG) vor. Der im Bereich der Anerkennung und Vollstreckbarerklärung 
von ausländischen Zivilentscheiden wohl praktisch bedeutsamste Anwen-
dungsfall dieses gesetzlichen Vorbehalts, insbesondere auch im Verhältnis 
zu den direkten Nachbarstaaten der Schweiz (mit Ausnahme Liechtensteins), 
ist das LugÜ, welches im Verhältnis zu den an dieses Übereinkommen ge-
bundenen Staaten zur Anwendung kommt. Es ist somit zwischen der Voll-
streckbarerklärung eines gerichtlichen Entscheides unter Anwendung des 
LugÜ sowie der Vollstreckbarerklärung eines gerichtlichen Entscheides un-
ter Anwendung des IPRG zu unterscheiden. 
a) Vollstreckbarerklärung unter Anwendung des LugÜ 
aa) Sachlicher Anwendungsbereich des LugÜ 
Im Grundsatz erfasst der sachliche Anwendungsbereich349 des LugÜ aus-
schliesslich Zivil- und Handelssachen unter Ausschluss von Steuer- und 
Zollsachen sowie verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten (Art. 1 Abs. 1 
LugÜ). Weitere Rechtsgebiete werden in Art. 1 Abs. 2 lit. a–d LugÜ aus-
drücklich vom Anwendungsbereich des Übereinkommens ausgeschlossen, 
obwohl diese grundsätzlich unter den Begriff der Zivil- und Handelssache 
gefasst werden könnten.350 Der Begriff der Zivil- und Handelssache sowie 
                                               
348  In der Praxis steht die Admassierung inländischer Vermögenswerte zuhanden der aus-
ländischen Insolvenzmasse im Vordergrund. Aus diesem Grund wird nachstehend in 
erster Linie auf die Erteilung eines Exequatur (dessen notwendige Voraussetzung die 
Anerkennung des ausländischen Entscheides ist) eingegangen. Die Ausführungen gelten 
jedoch sinngemäss auch für die Beantragung der alleinigen Anerkennung eines auslän-
dischen Entscheides durch einen ausländischen Insolvenzverwalter. 
349  Hinsichtlich des räumlichen Anwendungsbereiches findet das LugÜ auf sämtliche 
gerichtlichen Entscheide Anwendung, die in einem durch das LugÜ gebundenen Staat 
erlassen worden sind (vgl. Art. 32 LugÜ). Vgl. für den zeitlichen Anwendungsbereich: 
Art. 63 LugÜ. 
350  WALTER/DOMEJ, S. 183. 
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allgemein die in Art. 1 LugÜ verwendeten Begriffe sind staatsvertragsauto-
nom auszulegen.351 
Mit Blick auf die Beteiligung eines ausländischen Insolvenzverwalters an 
einem Verfahren auf Vollstreckbarerklärung eines Entscheides aus einem 
LugÜ-Staat in der Schweiz sollen nachfolgend die möglicherweise relevan-
ten Ausschlüsse vom sachlichen Anwendungsbereich des LugÜ betrachtet 
werden. 
i) Ausschluss öffentlich-rechtlicher Streitigkeiten 
Das LugÜ findet auf öffentlich-rechtliche Streitgegenstände, als Folge der 
Beschränkung des Regelungsbereiches des LugÜ auf Zivil- und Handelssa-
chen, keine Anwendung (vgl. Art. 1 Abs. 1 LugÜ e contrario).352 Bei der 
Prüfung, ob ein öffentlich-rechtlicher Streitgegenstand vorliegt, ist darauf 
abzustellen, ob in der Streitsache die Ausübung resp. Wahrnehmung hoheit-
licher Befugnisse betroffen ist.353 Es kommt dabei auf die Natur des zwi-
schen den Parteien bestehenden Rechtsverhältnisses und nicht auf die recht-
liche Natur der beteiligten Parteien an.354 Für die Ausübung hoheitlicher 
                                               
351  Vgl. EuGH v. 14.11.2002, Rs. C-271/00, Gemeente Steenbergen/Luc Baten, Rz. 28; 
EuGH v. 21.04.1993, Rs. C-172/91, Volker Sonntag/Hans Waidmann et al., Rz. 18; 
EuGH v. 16.12.1980, Rs. C-814/79, Niederländischer Staat/Reinhold Rüffer, Rz. 7; 
EuGH v. 22.02.1979, Rs. C-133/78, Henri Gourdain/Franz Nadler, Rz. 3; EuGH v. 
14.07.1977, Rs C-9/77 sowie Rs C-10/77, Bavaria Fluggesellschaft Schwabe & Co. KG 
sowie Germanair Bedarfsluftfahrt GmbH & Co. KG/Europäische Organisation zur Si-
cherung der Luftfahrt Eurocontrol, Rz. 7; EuGH v. 14.10.1976, Rs. C-29/76, LTU Luft-
transportunternehmen GmbH & Co. KG gegen Eurocontrol, Rz. 3 ff. Vgl. auch BGE 
124 III 382, 395 [Pra 88 (1999) Nr. 24, S. 136 f.]. 
352  Vgl. Schnyder-ACOCELLA, Art. 1 N 6; Dasser/Oberhammer-DASSER, Art. 1 N 42; KRO-
PHOLLER/VON HEIN, Art. 1 EuGVVO N 1; Rauscher I-MANKOWSKI, Art. 1 Brüssel Ia-
VO N 1 sowie N 18; BSK LugÜ-ROHNER/LERCH, Art. 1 N 43. 
353  EuGH v. 21.04.1993, Rs. C-172/91, Volker Sonntag/Hans Waidmann et al., Rz. 20. Vgl. 
auch Schnyder-ACOCELLA, Art. 1 N 12; Dasser/Oberhammer-DASSER, Art. 1 N 46; 
Geimer/Schütze-GEIMER, Art. 1 N 9; KROPHOLLER/VON HEIN, Art. 1 EuGVO N 6; Rau-
scher I-MANKOWSKI, Art. 1 Brüssel Ia-VO N 18 ff.; BSK LugÜ-ROHNER/LERCH, Art. 1 
N 44; Stein/Jonas EuGVVO-WAGNER, Art. 1 N 11. 
354  Vgl. EuGH v. 21.04.1993, Rs. C-172/91, Volker Sonntag/Hans Waidmann et al., Rz. 21. 
Vgl. auch Dasser/Oberhammer-DASSER, Art. 1 N 46; BSK LugÜ-ROHNER/LERCH, 
Art. 1 N 45. Im Ergebnis: Geimer/Schütze-GEIMER, Art. 1 N 16; KROPHOLLER/VON 
HEIN, Art. 1 EuGVO N 6; Rauscher I-MANKOWSKI, Art. 1 Brüssel Ia-VO N 22 f.; 
Stein/Jonas EuGVVO-WAGNER, Art. 1 N 13. 
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Befugnisse ist entscheidend, dass die betreffenden Befugnisse von den im 
Verhältnis zwischen Privatpersonen geltenden Regeln abweichen.355 
Alleine die Teilnahme eines Insolvenzverwalters als Partei im Rahmen des 
Gerichtsverfahrens, das dem für vollstreckbar zu erklärenden Entscheid zu-
grunde liegt, kann nicht dazu führen, dass der Entscheid eine vom Anwen-
dungsbereich des LugÜ ausgeschlossene öffentlich-rechtliche Streitigkeit 
betrifft. Für eine Qualifikation des Entscheids als eine öffentlich-rechtliche 
Streitigkeit betreffend, müssen weitere Merkmale hinzukommen, die darauf 
schliessen lassen, dass die Streitsache die Ausübung hoheitlicher Befugnisse 
betrifft und damit vom sachlichen Anwendungsbereich des LugÜ ausge-
schlossen ist. 
ii) Ausschluss von Konkursen, Vergleichen und ähnlichen Verfah-
ren 
Um vom Anwendungsbereich des LugÜ erfasst zu sein, darf der für voll-
streckbar zu erklärende Entscheid zudem keines der nach Art. 1 Abs. 2 
lit. a–d LugÜ ausgeschlossenen Rechtsgebiete betreffen.356 Für Sachverhalte 
bei denen ein (ausländischer) Insolvenzverwalter die Vollstreckbarerklärung 
eines ausländischen Entscheides begehrt, ist insbesondere der insolvenz-
rechtliche Ausnahmetatbestand nach lit. b von Interesse, wonach das LugÜ 
nicht auf «Konkurse, Vergleiche und ähnliche Verfahren» anzuwenden ist. 
Dies bedeutet, dass die Anwendbarkeit des LugÜ ausgeschlossen ist, wenn 
der für vollstreckbar zu erklärende Entscheid aus einem insolvenzrechtlichen 
Verfahren nach Art. 1 Abs. 2 lit. b LugÜ stammt.357 Nicht ausgeschlossen ist 
die Anwendbarkeit des LugÜ hingegen, wenn die Vollstreckbarerklärung 
einen in den sachlichen Anwendungsbereich des LugÜ fallenden Entscheid 
betrifft, die Vollstreckbarerklärung aber im Zusammenhang mit einem In-
solvenzverfahren (durch den Insolvenzverwalter) beantragt wird. 
                                               
355  Vgl. EuGH v. 21.04.1993, Rs. C-172/91, Volker Sonntag/Hans Waidmann et al., Rz. 22. 
Vgl. auch Schnyder-ACOCELLA, Art. 1 N 15; Dasser/Oberhammer-DASSER, Art. 1 N 43; 
KROPHOLLER/VON HEIN, Art. 1 EuGVO N 6; Rauscher I-MANKOWSKI, Art. 1 Brüssel 
Ia-VO N 22; BSK LugÜ-ROHNER/LERCH, Art. 1 N 46; Stein/Jonas EuGVVO-WAGNER, 
Art. 1 N 13. 
356  Vgl. dazu vorstehend Rz. 116. 
357  Vgl. WALTER/DOMEJ, S. 183. 
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(1) Rechtsprechung des EuGH 
Aus der Rechtsprechung des EuGH ergibt sich, dass unter den insolvenz-
rechtlichen Ausnahmetatbestand des LugÜ, insbesondere unter die sog. 
«ähnliche[n] Verfahren» nach Art. 1 Abs. 2 lit. b LugÜ, jene Klagen resp. 
Einzelverfahren fallen, die «unmittelbar aus einem Insolvenzverfahren»358 
hervorgehen «und in engem Zusammenhang damit»359 stehen.360 Entschei-
dend für die Qualifikation ist letztlich, ob eine Klage «anlässlich eines Insol-
venzverfahrens erhoben»361 wurde sowie ob die fragliche «Klage ihren Ur-
sprung im Insolvenzverfahrensrecht»362 hat.363 Somit fallen solche Verfahren 
unter den Ausschluss, die durch die Insolvenzeröffnung ausgelöst werden, 
d.h. eine direkte Folge davon sind, grundsätzlich nicht aber Verfahren, bei 
denen der Insolvenzverwalter bloss die bereits vorgängig bestehenden Rech-
te des Gemeinschuldners geltend macht.364 Die Beteiligung eines Insolvenz-
verwalters an einem Rechtsstreit ist daher noch nicht ausreichend, um einen 
unmittelbaren und engen Zusammenhang zum Insolvenzverfahren herzustel-
                                               
358  EuGH v. 04.12.2014, Rs. C-295/13, H/H.K., Rz. 18. 
359  EuGH v. 04.12.2014, Rs. C-295/13, H/H.K., Rz. 18. 
360  EuGH v. 04.12.2014, Rs. C-295/13, H/H.K., Rz. 18. Vgl. auch EuGH v. 04.09.2014, 
Rs. C-157/13, Nickel & Goeldner Spedition GmbH/«Kintra» UAB, Rz. 23; EuGH v. 
19.04.2012, Rs. C-213/10, F-Tex SIA/Lietuvos-Anglijos UAB «Jadecloud-Vilma», 
Rz. 22 sowie Rz. 26 ff.; EuGH v. 10.09.2009, Rs. C-292/08, German Graphics Graphi-
sche Maschinen GmbH/Alice van der Schee, Rz. 26; EuGH v. 02.07.2009, 
Rs. C-111/08, SCT Industri AB i likvidation/Alpenblume AB, Rz. 21 sowie R. 25; EuGH 
v. 12.02.2009; Rs. C-339/07, Christopher Seagon/Deko Marty Belgium NV, Rz. 19 ff.; 
EuGH v. 22.02.1979, Rs. C-133/78, Henri Gourdain/Franz Nadler, Rz. 4. Vgl. zu dem 
durch die EuGH-Rechtsprechung geforderten «engen Zusammenhang» im Detail: 
HAAS/BRUNNER, S. 172 ff. 
361  EuGH v. 04.12.2014, Rs. C-295/13, H/H.K., Rz. 18. Vgl. auch EuGH v. 04.09.2014, 
Rs. C-157/13, Nickel & Goeldner Spedition GmbH/«Kintra» UAB, Rz. 24 sowie Rz. 26. 
362  EuGH v. 04.12.2014, Rs. C-295/13, H/H.K., Rz. 18. 
363  EuGH v. 04.12.2014, Rs. C-295/13, H/H.K., Rz. 18. Vgl. auch EuGH v. 04.09.2014, 
Rs. C-157/13, Nickel & Goeldner Spedition GmbH/«Kintra» UAB, Rz. 24 sowie 
Rz. 26 f.; EuGH v. 10.09.2009, Rs. C-292/08, German Graphics Graphische Maschinen 
GmbH/Alice van der Schee, Rz. 32 f. Vgl. zum Erfordernis eines insolvenzrechtlichen 
Gegenstands im Detail: HAAS/BRUNNER, S. 174 f. 
364  Vgl. Dasser/Oberhammer-DASSER, Art. 1 N 81; BSK LugÜ-ROHNER/LERCH, Art. 1 
N 88; BOMMER, S. 113; MANKOWSKI, Insolvenznahe Verfahren, S. 511 f. Im Ergebnis: 
EuGH v. 04.09.2014, Rs. C-157/13, Nickel & Goeldner Spedition GmbH/«Kintra» 
UAB, Rz. 26 ff. 
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len365 und das Verfahren damit als insolvenzrechtlich im Sinne von Art. 1 
Abs. 2 lit. b LugÜ zu qualifizieren. 
(2) Rechtsprechung des Bundesgerichtes 
Das Bundesgericht geht in seiner Rechtsprechung davon aus, dass Verfah-
ren, die ihren Ursprung nicht im Insolvenzrecht haben und die aller Wahr-
scheinlichkeit nach auch ohne das Insolvenzverfahren erhoben worden wä-
ren, nicht unter den Ausschlusstatbestand von Art. 1 Abs. 2 lit. b LugÜ fal-
len.366 Ebenso wird der Tatsache Bedeutung zugemessen, ob das betroffene 
Gerichtsverfahren im Ergebnis der Vergrösserung der Insolvenzmasse dient. 
Ist dies der Fall, so ist es nach Ansicht des Bundesgerichtes als insolvenz-
rechtlich im Sinne von Art. 1 Abs. 2 lit. b LugÜ zu qualifizieren.367 Auf-
grund der Unbestimmtheit dieser Kriterien und der weiteren Rechtsprechung 
zu Art. 1 Abs. 2 lit. b LugÜ368 ist fraglich, ob es überhaupt Fallkon-
stellationen geben kann, in denen die Anforderungen dieser Rechtsprechung 
(eindeutig) erfüllt wären und eine im Zusammenhang mit einem Insolvenz-
verfahren erhobene Klage nicht unter den Ausschlusstatbestand von 
Art. 1 Abs. 2 lit. b LugÜ fallen würde. 
In einem Urteil aus dem Jahr 2008 entschied das Bundesgericht im Sinne 
einer restriktiveren Rechtsprechung, dass eine Klage eines ausländischen 
Insolvenzverwalters (betreffend einen ursprünglich dem ausländischen Ge-
meinschuldner zustehenden Anspruch) gegen einen in der Schweiz wohnhaf-
ten (Dritt-)Schuldner die Vergrösserung der ausländischen Insolvenzmasse 
bezwecke und ohne das Insolvenzverfahren im Ausland nicht eingeleitet 
                                               
365  EuGH v. 10.09.2009, Rs. C-292/08, German Graphics Graphische Maschinen 
GmbH/Alice van der Schee, Rz. 33. Vgl. auch Dasser/Oberhammer-DASSER, Art. 1 
N 66; Rauscher I-MANKOWSKI, Art. 1 Brüssel Ia-VO N 66 sowie N 76. 
366  BGE 140 III 320, 323; BGE 139 III 236, 245; BGer v. 06.03.2008, 4A_231/2007, 
Erw. 4.2 (nicht publizierte Erw. in BGE 134 III 366) [Pra 97 (2008) Nr. 144, S. 927]; 
BGE 133 III 386, 389; BGE 131 III 227, 231 [Pra 95 (2006) Nr. 57, S. 413]; BGE 129 
III 683, 685; BGE 125 III 108, 111. Im Ergebnis auch BGE 141 III 382, 386. 
367  BGE 140 III 320, 323; BGE 139 III 236, 245; BGer v. 06.03.2008, 4A_231/2007, 
Erw. 4.2 (nicht publizierte Erw. in BGE 134 III 366) [Pra 97 (2008) Nr. 144, S. 927]; 
BGE 131 III 227, 231 [Pra 95 (2006) Nr. 57, S. 413 f.]; BGE 129 III 683, 685. Vgl. im 
Übrigen zur Rechtsprechung des Bundesgerichtes zu Art. 1 Abs. 2 lit. b LugÜ: 
HAAS/BRUNNER, S. 175 ff. 
368  Vgl. dazu nachstehend Rz. 123 ff. 
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worden wäre.369 Das Gericht kam zu dem Schluss, dass das streitgegenständ-
liche Verfahren als insolvenzrechtliches Verfahren nach Art. 1 Abs. 2 lit. b 
LugÜ zu qualifizieren sei und daher nicht in den Anwendungsbereich des 
LugÜ falle.370 Das Bundesgericht wies die Beschwerde schliesslich unter 
anderem mit Verweis auf die fehlende Prozessführungsbefugnis des auslän-
dischen Insolvenzverwalters zur Klageeinleitung ab.371 
Der genannte Entscheid ist in mehrfacher Hinsicht kritisch zu hinterfragen. 
Es trifft zwar zu, dass aus schweizerischer Sicht bei Gutheissung der Klage 
und erfolgreicher Vollstreckung die der ausländischen Insolvenzmasse zur 
Verfügung stehenden Mittel vermehrt worden wären; tatsächlich bestand der 
streitgegenständliche Anspruch des ausländischen Gemeinschuldners jedoch 
schon vor und bei Insolvenzeröffnung und wurde lediglich als Folge der 
Insolvenzeröffnung durch den ausländischen Insolvenzverwalter klageweise 
geltend gemacht. Demnach wäre es im Falle der Gutheissung der Klage (die 
richtigerweise durch die schweizerische Sekundärkonkursmasse hätte erho-
ben werden müssen372) und erfolgreicher Vollstreckung in wirtschaftlicher 
Hinsicht nicht zu einer Vergrösserung der Insolvenzmasse gekommen,373 
sondern es hätte sich lediglich ihre Zusammensetzung verändert. 
Zu beachten ist ferner, dass eine entsprechende Klage auf Geltendmachung 
eines Anspruches des ausländischen Gemeinschuldners unmittelbar vor der 
Insolvenzeröffnung durch den sachlichen Anwendungsbereich des LugÜ 
erfasst wäre (sofern es sich um eine Zivil- und Handelssache handelt und 
kein nach Art. 1 Abs. 2 lit. a, c–d LugÜ ausgeschlossenes Rechtsgebiet be-
troffen ist). Vorausgesetzt, dass es nach der lex fori concursus zulässig wäre, 
könnte ein solches Verfahren auch nach der Insolvenzeröffnung fortdauern 
und würde nicht als Folge der Insolvenzeröffnung aus dem sachlichen An-
wendungsbereich des LugÜ fallen. Aufgrund dieser Rechtsprechung des 
Bundesgerichtes wäre jedoch im Falle der Verfahrenseinleitung im Moment 
nach der Insolvenzeröffnung ein Verfahren über den identischen Streitge-
                                               
369  BGer v. 06.03.2008, 4A_231/2007, Erw. 4.2 (nicht publizierte Erw. in BGE 134 III 
366) [Pra 97 (2008) Nr. 144, S. 927]. 
370  BGer v. 06.03.2008, 4A_231/2007, Erw. 4.2 (nicht publizierte Erw. in BGE 134 III 
366) [Pra 97 (2008) Nr. 144, S. 927]. 
371  BGE 134 III 366, 377 f. [Pra 97 (2008) Nr. 144, S. 937 ff.]. 
372  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87. 
373  Vgl. auch die weiteren bundesgerichtlichen Entscheide, die auf die «Vergrösserung der 
Konkursmasse» verweisen (BGE 140 III 320, 323; BGE 139 III 236, 245; BGE 131 III 
227, 231 [Pra 95 (2006) Nr. 57, S. 413]; BGE 129 III 683, 685). 
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genstand – allerdings unter Beteiligung des ausländischen Insolvenzverwal-
ters – vom Ausschlussgrund nach Art. 1 Abs. 2 lit. b LugÜ erfasst, obwohl 
im Ergebnis beide Verfahren (als Folge der Insolvenzeröffnung) der Ver-
mehrung der liquiden Mittel resp. der Vergrösserung der ausländischen In-
solvenzmasse dienen können. Dass ein Verfahren im Ergebnis der Realisie-
rung von Aktiven der ausländischen Insolvenzmasse dient, kann jedoch nicht 
als Kriterium für das Vorliegen eines nach Art. 1 Abs. 2 lit. b LugÜ vom 
Anwendungsbereich des LugÜ ausgeschlossenen insolvenzrechtlichen Tat-
bestandes entscheidend sein. Vielmehr ist bereits die dem Entscheid zu ent-
nehmende, aber nicht begründete Annahme,374 dass das betreffende Verfah-
ren ohne das im Ausland eröffnete Insolvenzverfahren nicht eingeleitet wor-
den wäre,375 nicht nachvollziehbar. Die ursprünglich dem Gemeinschuldner 
zustehende Forderung hätte, wie erwähnt, schon vor der ausländischen In-
solvenzeröffnung jederzeit durch den Gemeinschuldner klageweise geltend 
gemacht werden können.376 Das Bundesgericht verkennt mit dieser Argu-
mentation, dass alleine die Tatsache, dass eine Klage durch einen (ausländi-
schen) Insolvenzverwalter (und nicht durch den ausländischen Gemein-
schuldner) erhoben wird, nicht zwingend bedeutet, dass das Verfahren sei-
nen Ursprung im ausländischen Insolvenzrecht hat, auch wenn die Klage 
anlässlich des (ausländischen) Insolvenzverfahrens erhoben wurde.377 Mit 
dieser Vorgehensweise lässt das Bundesgericht insbesondere auch unberück-
sichtigt, dass ausschliesslich der Streitgegenstand eines Verfahrens für die 
Beurteilung massgeblich ist, ob das betreffende Verfahren in den Anwen-
dungsbereich des LugÜ fällt.378 Die bundesgerichtliche Rechtsprechung 
führt folglich zu einer unzulässigen Erweiterung des insolvenzrechtlichen 
Ausnahmetatbestandes von Art. 1 Abs. 2 lit. b LugÜ bzw. eine Einschrän-
                                               
374  An einer anderen Stelle des Entscheides wird Folgendes angeführt: «Il s’agit au 
contraire d’une action qui est ouverte à la suite d’une procédure de faillite italienne afin 
de faire entrer des actifs dans les biens saisissables de la société faillie, lesquels seront 
affectés au paiement de l’ensemble des créanciers.» (BGE 134 III 366, 376 f.). Diese 
Begründung lässt jedoch nicht darüber hinwegsehen, dass die Klage auch ohne Insol-
venzverfahren hätte eingereicht werden können. 
375  Vgl. dazu vorstehend Rz. 123. 
376  Wie in BGE 139 III 236, 246, geht das Bundesgericht im angesprochenen Entscheid 
(BGE 134 III 366) von einer «kausalen Betrachtung» aus und stellt fälschlicherweise 
darauf ab, ob das konkrete Streitverfahren auch ohne Insolvenzeröffnung rechtshängig 
geworden wäre. 
377  Vgl. diesbezüglich die Ausführungen zur Rechtsprechung des EuGH, vorstehend in 
Rz. 121. 
378  Vgl. Stein/Jonas EuGVVO-WAGNER, Art. 1 N 4. 
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kung des Anwendungsbereiches des LugÜ, was eine Verletzung des LugÜ 
zur Folge hat.379 
Im Rahmen der Rechtsprechung des Bundesgerichtes, die im Zusammen-
hang mit dem Niedergang der «Swissair» und den daraus resultierenden 
verschiedenen in- und ausländischen Insolvenzverfahren ergangen ist, äus-
serte sich das Bundesgericht auch zur Möglichkeit der Anerkennung und 
Vollstreckbarerklärung eines Urteils des Cour d’Appel de Bruxelles (auf 
Antrag der schweizerischen Sekundärkonkursmasse der Sabena SA380), mit 
welchem über eine zivilrechtliche Forderungs- resp. Haftungsklage der bel-
gischen Sabena SA (en faillite) gegen die schweizerischen Nachlassmassen 
der SAirGroup AG in Nachlassliquidation sowie der SAirLines AG in Nach-
lassliquidation entschieden wurde.381 Dabei stand insbesondere auch die 
Frage der Anwendbarkeit des LugÜ auf die Anerkennung resp. Vollstreck-
barerklärung des erwähnten belgischen Entscheides im Zentrum.382 Das 
Bundesgericht kam zu dem Schluss, dass die betreffenden Forderungen der 
Sabena SA zu einem Zeitpunkt vor dem belgischen Gericht geltend gemacht 
worden waren, als sich die SAirGroup AG sowie die SAirLines AG bereits 
in der Schweiz im Nachlassverfahren und somit in einem Gesamtverfahren 
befunden hatten.383 Das Bundesgericht führte weiter aus, es sei bereits bei 
Anhängigmachung des Klageverfahrens absehbar gewesen, dass das dereins-
tige Urteil ausschliesslich im schweizerischen Nachlassverfahren würde 
vollstreckt werden können.384 Demzufolge sei davon auszugehen, dass die 
Klägerin ihre Klage in Belgien in der Absicht eingeleitet habe, mit dem Zi-
vilurteil ihre Kollokation im schweizerischen Nachlassverfahren erwirken zu 
können.385 Mit dem belgischen Verfahren habe die Klägerin daher zumindest 
mittelbar das gleiche Ziel wie mit einer Kollokationsklage (vgl. Art. 321 
                                               
379  Hinzuweisen ist diesbezüglich darauf, dass die betreffende Erwägung 
(BGer 4A_231/2007, Erw. 4.2) nicht in die amtliche Sammlung der publizierten Bun-
desgerichtsentscheide (BGE 134 III 366) aufgenommen wurde, womit ihr das Bundes-
gericht wohl keinen präjudiziellen Charakter beimessen möchte (vgl. zur fehlenden prä-
judiziellen Wirkung nicht publizierter Entscheide bzw. Erwägungen: NAEGELI, Auswir-
kungen, Rz. 48). 
380  Vgl. BGE 140 III 320 sowie BGer 4A_740/2012, Rubrum [nicht publiziertes Rubrum in 
BGE 140 III 320]. 
381  BGE 140 III 320. 
382  HUNKELER/WOHL, Wirkungen, S. 1. 
383  BGE 140 III 320, 331. Vgl. auch BGE 141 III 382, 387. 
384  BGE 140 III 320, 332. Vgl. auch BGE 141 III 382, 388. 
385  BGE 140 III 320, 332. 
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i.V.m. Art. 250 SchKG) verfolgt.386 Die insolvenzrechtliche Wirkung des 
Entscheides sei das eigentliche Klageziel gewesen.387 Angesichts dieser 
«funktionalen Beziehung»388 stelle die in Belgien nach der Eröffnung des 
schweizerischen Nachlassverfahrens ausschliesslich im Hinblick auf die 
Kollokation in diesem Nachlassverfahren erhobene Klage ein insolvenz-
rechtliches Verfahren» im Sinne von Art. 1 Abs. 2 lit. b LugÜ dar.389 Das 
Urteil konnte daher in der Schweiz nicht anerkannt resp. für vollstreckbar 
erklärt werden.390 
Selbst wenn ein Verfahren nicht unmittelbar aus einem Nachlassverfahren 
hervorgeht, schliesst dies nach Ansicht des Bundesgerichtes nicht aus, dass 
diese dennoch unter den LugÜ-Ausschluss fallen, sofern das Ziel und die 
Funktion des ausländischen Verfahrens (aus schweizerischer Sicht) insol-
venzrechtlicher Natur sind.391 Die Konzentration der Verfahren geht nach 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtes jedoch «nicht so weit, dass jedem 
hängigen Zivilprozess [...] mit Eröffnung eines Insolvenzverfahrens [...] die 
zuständigkeitsrechtliche Grundlage entzogen würde oder dass ausländische 
Entscheidungen gar generell nicht mehr unter dem Lugano-Übereinkommen 
anerkannt und vollstreckt werden könnten, wenn ein Schuldner der Gene-
ralexekution unterliegt»392. Offen bleibt, welche Konstellationen das Bun-
desgericht damit angesprochen hat. Im Übrigen ist es mehr als fraglich, ob 
diese durch die schweizerische Rechtsauffassung geprägte Rechtsprechung 
mit dem LugÜ, insbesondere auch der Pflicht zur vertragsautonomen Ausle-
gung und zur Berücksichtigung der Rechtsprechung des EuGH, vereinbar 
ist.393 
bb) Prozessführungsbefugnis zur Beantragung der Vollstreckbar-
erklärung? 
Fällt der Titel, der einem Verfahren auf Vollstreckbarerklärung zugrunde 
liegt, in den Anwendungsbereich des LugÜ, stellt sich die Frage, ob ein aus-
                                               
386  BGE 140 III 320, 333. 
387  BGE 140 III 320, 333. 
388  BGE 140 III 320, 333.  
389  BGE 140 III 320, 333. Vgl. auch BGE 141 III 382, 388. 
390  BGE 140 III 320, 334. 
391  BGE 141 III 382, 390. 
392  BGE 140 III 320, 334. Vgl. auch BGE 141 III 382, 392. 
393  Vgl. dazu: SCHWANDER, Rechtsprechung, S. 652 ff. Vgl. auch die Kritik an BGE 140 III 
320 von MARKUS, Revision, S. 29 ff. 
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ländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten befugt ist, die 
Vollstreckbarerklärung dieses ausländischen Entscheides zu beantragen. 
Die Beantragung der Vollstreckbarerklärung eines in den Anwendungsbe-
reich des LugÜ fallenden Entscheides kann nur durch den Berechtigten im 
Sinne von Art. 38 Abs. 1 LugÜ erfolgen. In der Lehre herrscht in diesem 
Zusammenhang Uneinigkeit darüber, welches Recht für die Bestimmung des 
Berechtigten massgebend ist, namentlich ob sich die Titelberechtigung aus 
dem Recht des Titelstaates oder jenem des Vollstreckungsstaates ergibt.394 
Überzeugender erscheint dabei eine Anknüpfung am Titelstaatsrecht. Dafür 
spricht das Interesse an einem internationalen Entscheidungseinklang; so 
wird einer Mehrfachvollstreckung aus einem Entscheid zugunsten unter-
schiedlicher Personen bzw. einer mehrfachen Inanspruchnahme eines 
Schuldners am ehesten vorgebeugt (z.B. eine mehrfache Inanspruchnahme 
des Drittschuldners durch den Vollstreckungsgläubiger und den Vollstre-
ckungsschuldner).395 Eine Anknüpfung an das Recht des Vollstreckungsstaa-
tes kann demgegenüber diese wichtigen Aspekte nicht in angemessener Wei-
se adressieren. Wird davon ausgegangen, dass im Anwendungsbereich des 
europäischen Zivilverfahrensrechts das Titelstaatsrecht (einschliesslich des-
sen Kollisionsrecht) für die Beurteilung der Titelberechtigung entscheidend 
ist,396 so ergeben sich mit Blick auf die hier zu behandelnde Konstellation de 
lege lata allerdings schwer lösbare Konflikte. 
Die restriktive bundesgerichtliche Rechtsprechung zu den Rechtsverfol-
gungsbefugnissen ausländischer Insolvenzverwalter in der Schweiz397 lässt 
vermuten, dass ein ausländischer Insolvenzverwalter aufgrund der 
Art. 166 ff. IPRG nicht über die Befugnis verfügt, die Vollstreckbarerklä-
rung eines ausländischen Entscheides nach Art. 38 Abs. 1 LugÜ zu beantra-
gen.398 Aus den Art. 166 ff. IPRG und der diesbezüglichen Rechtsprechung 
                                               
394  Vgl. dazu im Detail mit einer Übersicht über den Lehrstreit: BSK LugÜ-HOF-
MANN/KUNZ, Art. 38 N 193 ff. 
395  DOMEJ, Haftungsverwirklichung, S. 391. 
396  Vgl. im Detail die Argumente, die für eine solche Anknüpfung sprechen: DOMEJ, Haf-
tungsverwirklichung, S. 390 ff. 
397  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87. 
398  So auch BSK LugÜ-KUNZ/HOFMANN, Art. 38 N 199. Dafür spricht auch ein vor Kur-
zem ergangener Entscheid des Bundesgerichtes, wonach ein ausländischer Insolvenz-
verwalter nicht prozessführungsbefugt ist, für einen in Deutschland ergangenen rechts-
kräftigen Entscheid in der Schweiz definitive Rechtsöffnung nach Art. 80 Abs. 1 
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ergibt sich somit, dass das schweizerische Recht im Ergebnis für die Frage 
der Berechtigung nach Art. 38 Abs. 1 LugÜ von einer Anknüpfung am 
Recht des Vollstreckungsstaates ausgeht. Diese Anknüpfung kollidiert mit 
dem nach der hier vertretenen Auffassung im europäischen Zivilverfahrens-
recht für die Beurteilung der subjektiven Reichweite eines Entscheides mass-
geblichen Titelstaatsrecht. 
Als Folge der (wohl) fehlenden Befugnis ausländischer Insolvenzverwalter 
die Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Entscheides nach Art. 38 
Abs. 1 LugÜ zu beantragen, steht einem ausländischen Insolvenzverwalter 
einzig die Möglichkeit offen, in einem separaten Verfahren um Anerken-
nung des ausländischen Insolvenzdekretes nach Art. 166 Abs. 1 IPRG zu 
ersuchen. Die Vollstreckbarerklärung hat anschliessend im Rahmen des Se-
kundärkonkursverfahrens auf Antrag der Sekundärkonkursmasse zu erfol-
gen.399 Dieses Vorgehen ist allerdings nur nach und im Falle einer erfolgrei-
chen Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes möglich.  
Es stellt sich zudem die Frage, ob der Sekundärkonkursmasse in den hier 
besprochenen Konstellationen überhaupt die Stellung eines Titelgläubigers 
zukommt, da die Sekundärkonkursmasse nicht der im Titel genannte Berech-
tigte ist. Ausserdem kommt der Sekundärkonkursmasse aus schweizerischer 
Rechtsbetrachtung von Gesetzes wegen keine Rechtsnachfolgerstellung zu. 
Wohl käme aber eine Abtretung der titulierten Forderung an die Sekundär-
konkursmasse in Betracht, sofern eine solche im Rahmen des ausländischen 
Insolvenzverfahrens erfolgen kann.400 
Fraglich ist allerdings, ob nach der Praxis der schweizerischen Gerichte im 
Falle einer Beantragung einer Vollstreckbarerklärung eines ausländischen 
Entscheides durch eine Sekundärkonkursmasse überhaupt eine Prüfung er-
folgt, ob diese als Berechtigte im Sinne von Art. 38 Abs. 1 LugÜ angesehen 
                                               
dass die Prozessführungsbefugnis von ausländischen Insolvenzverwaltern durch das 
LugÜ keine Regelung erfahre (vgl. zum Ganzen: BGer v. 17.01.2017, 5A_520/2016, 
Erw. 2.2). 
399  Eine solche Vorgehensweise lag BGE 140 III 320 zugrunde. Die Sekundärkonkursmas-
se der belgischen Luftfahrtgesellschaft Sabena SA ersuchte um Anerkennung und Voll-
streckbarerklärung eines belgischen Urteils (vgl. dazu auch schon vorstehend Rz. 126). 
400  So wirken aus schweizerischer Sicht die Urteilswirkungen auch gegenüber einem Zes-
sionar, an den der titulierte Anspruch abgetreten wurde, soweit die Rechtsnachfolge 
durch Urkunde nachgewiesen werden kann (vgl. hinsichtlich der Erteilung der definiti-
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werden könnte oder müsste. So wurde hinsichtlich der Anerkennung und 
Vollstreckbarerklärung eines Entscheides eines belgischen Gerichtes, der in 
einem Klageverfahren der Sabena SA (en faillite) gegen die Schweizer 
Nachlassmassen der SAirGroup AG in Nachlassliquidation sowie der SAir-
Lines in Nachlassliquidation erging,401 die Frage, ob die Sekundärkonkurs-
masse der Sabena SA (en faillite) die Voraussetzungen für eine Berechti-
gung im Sinne von Art. 38 Abs. 1 LugÜ für einen auf den ausländischen 
Gemeinschuldner (namentlich die Sabena SA en faillite) lautenden Ent-
scheid erfüllt, weder im Verfahren vor dem Zürcher Obergericht402 (in wel-
chem der streitgegenständliche ausländische Entscheid partiell anerkannt 
wurde403) noch im bundesgerichtlichen Verfahren404 thematisiert. 
Vor dem zuvor beschriebenen Hintergrund ist es zweifelhaft, ob die schwei-
zerische Sekundärkonkursmasse die Voraussetzungen für eine Titelberechti-
gung im Sinne von Art. 38 Abs. 1 LugÜ erfüllt. In solchen Fällen wäre daher 
der ausländische Entscheid in der Schweiz nicht vollstreckbar, denn infolge 
der ausländischen Insolvenzeröffnung ist zumeist auch der ausländische 
Gemeinschuldner nicht mehr handlungsfähig. Ihm mangelt es entsprechend 
an der Prozessfähigkeit, um die Vollstreckbarerklärung eines ausländischen 
Entscheides zu beantragen.405 Es müsste somit wohl zunächst eine neue Titu-
lierung des Anspruches zugunsten der Sekundärkonkursmasse an einem 
Erkenntnisgerichtsstand erfolgen.406 
Noch weit unbefriedigender gestaltet sich die Rechtslage, falls mangels Er-
füllung der Anerkennungsvoraussetzungen nach Art. 166 Abs. 1 IPRG keine 
Anerkennung des ausländischen Konkursdekretes erfolgen kann. Die Bean-
tragung der Vollstreckbarerklärung kann diesfalls nicht im Rahmen eines 
Sekundärkonkursverfahrens erfolgen. Ebenso wenig kann der ausländische 
Insolvenzverwalter die Vollstreckbarerklärung beantragen. Überdies ist nach 
der (nach der hier vertretenen Ansicht zweifelhaften407) Rechtsprechung des 
Bundesgerichtes unabhängig von der (fehlenden) Anerkennung des ausländi-
                                               
401  Vgl. dazu vorstehend Rz. 126. 
402  OGer ZH v. 07.11.2012, RV110006. 
403  Vgl. OGer ZH v. 07.11.2012, RV110006, Urteilsdispositiv Ziff. 1 sowie Ziff. 2. 
404  BGE 140 III 320. 
405  Bedenklich ist im Rahmen der bestehenden Rechtslage aber auch, dass bei Erfüllung 
einer Forderung durch einen Drittschuldner an die Sekundärkonkursmasse die Situation 
eintreten kann, dass aus ausländischer Sicht die Zahlung nicht schuldbefreiend wirkt. 
406  Vgl. Stein/Jonas EuGVVO-OBERHAMMER, Art. 38 N 33. 
407  Vgl. dazu vorstehend Rz. 70 ff. 
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schen Insolvenzdekretes eine aufgrund der ausländischen Insolvenzeröff-
nung eintretende Beeinträchtigung der Handlungsfähigkeit des ausländi-
schen Gemeinschuldners nach Art. 35 IPRG resp. nach Art. 154 Abs. 1 bzw. 
Art. 155 lit. c IPRG zu beachten.408 Dem ausländischen Gemeinschuldner 
wird daher in der Regel wohl die Prozess- und Betreibungsfähigkeit fehlen, 
um die Vollstreckbarerklärung zu beantragen und vollstreckungseinleitende 
Handlungen vorzunehmen. Als Folge der fehlenden Eröffnung eines Sekun-
därkonkursverfahrens sind Einzelzwangsvollstreckungen gegen den auslän-
dischen Gemeinschuldner resp. hinsichtlich dessen in der Schweiz gelegenen 
Vermögens zwar weiterhin zulässig,409 ein Gläubiger wird jedoch nur im 
Falle einer Abtretung (sofern eine solche Abtretung im Rahmen des auslän-
dischen Insolvenzverfahrens erfolgen kann) aus einem Titel, der ursprüng-
lich zu Gunsten des ausländischen Gemeinschuldners oder von dessen Insol-
venzverwalter ergangen ist, als Rechtsnachfolger die Vollstreckbarerklärung 
des ausländischen Entscheides beantragen können.410  
Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich, dass im Falle der Nichtan-
erkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes nach Art. 166 Abs. 1 
IPRG in der Regel eine vollständige Vollstreckungsblockade besteht, die 
rechtspolitisch äusserst bedenklich erscheint. Mit der bundesgerichtlichen 
Rechtsprechung besteht somit ein kaum lösbarer Konflikt, der auch nach der 
vorgeschlagenen Regelung des E-IPRG weiterhin bestehen bleibt, zumindest 
soweit kein Verzicht auf die Durchführung eines Sekundärkonkursverfah-
rens nach Art. 174a E-IPRG411 erfolgt. 
b) Vollstreckbarerklärung unter Anwendung des IPRG 
In Bezug auf die Vollstreckbarerklärung ausländischer Entscheide nach den 
Regeln des IPRG (Art. 25 ff. IPRG) stellt sich die Frage, ob einem ausländi-
schen Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten die Prozessfüh-
rungsbefugnis zur Beantragung der Vollstreckbarerklärung eines ausländi-
schen Entscheides (Art. 28 IPRG) zukommt oder ob die in Art. 166 ff. IPRG 
                                               
408  Vgl. dazu vorstehend Rz. 73. 
409  Vgl. dazu vorstehend Rz. 69. 
410  Auf die Frage, ob diesfalls auch die Möglichkeit der Pfändung des titulierten Anspru-
ches des ausländischen Gemeinschuldners gegen den Drittschuldner bestünde, wird vor-
liegend nicht eingegangen. 
411  Vgl. dazu nachstehend Rz. 318 ff. 
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vorgesehenen Einschränkungen und die diesbezügliche Rechtsprechung412 
zur Anwendung gelangen müssen. Letzteres hätte zur Folge, dass ausländi-
sche Insolvenzverwalter nicht über eine entsprechende Antragsbefugnis ver-
fügen würden. 
Während die Regelungen des LugÜ den Bestimmungen des IPRG aufgrund 
von Art. 1 Abs. 2 IPRG vorgehen, stellen die Art. 166 ff. IPRG eine lex spe-
cialis zu der allgemeinen Regel in den Art. 25 ff. IPRG dar.413 In Anbetracht 
der bundesgerichtlichen Rechtsprechung zum 11. Kapitel des IPRG, die, wie 
bereits mehrfach erwähnt, einen Ausschluss von Rechtsverfolgungsbefugnis-
sen ausländischer Insolvenzverwalter zur Folge hat,414 ist einem ausländi-
schen Insolvenzverwalter daher die Prozessführungsbefugnis zu Beantra-
gung der Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Entscheides nach 
Art. 28 IPRG abzusprechen. In solchen Fallkonstellationen kann ein auslän-
discher Insolvenzverwalter somit einzig die Anerkennung des ausländischen 
Insolvenzdekretes nach Art. 166 Abs. 1 IPRG beantragen. Die Vollstreck-
barerklärung des ausländischen Entscheides kann dann erst nach erfolgrei-
cher Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes im Rahmen des 
Sekundärkonkursverfahrens erfolgen. Der Exequaturantrag kann nur durch 
die schweizerische Sekundärkonkursmasse gestellt werden. Ist die Anerken-
nung des ausländischen Insolvenzdekretes mangels Erfüllung der diesbezüg-
lich notwendigen Anerkennungsvoraussetzungen nach Art. 166 Abs. 1 IPRG 
nicht möglich, dann führt dies auch zu der (problematischen) Rechtslage, 
dass in der Regel keine Möglichkeit besteht, die Vollstreckbarerklärung 
sowie im Ergebnis die Vollstreckung des ausländischen Entscheides in der 
Schweiz zu bewirken.415 
c) Fehlende Vollstreckbarkeit ausländischer insolvenznaher 
Entscheide 
Insolvenznahe Verfahren bzw. insolvenzrechtliche Annexverfahren sind 
Einzelverfahren, die unmittelbar aus einem Insolvenzverfahren hervorgehen 
                                               
412  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87 f. 
413  Dies ist unter anderem daraus ersichtlich, dass die Art. 166 ff. IPRG eine eigene Rege-
lung zur Anerkennung ausländischer Insolvenzdekrete enthalten. Zudem wird in 
Art. 166 Abs. 1 lit. b IPRG auf Art. 27 IPRG verwiesen. Vgl. auch BSK IPRG-DÄP-
PEN/MABILLARD, Art. 25 N 3; RODRIGUEZ, Zuständigkeiten, Rz. 613. 
414  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87. 
415  Vgl. dazu die Ausführungen in Rz. 135, die auch vorliegend einschlägig sind. 
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und materiell in einem engen Zusammenhang zu diesem stehen.416 Haupt-
anwendungsfall sind paulianische Anfechtungsklagen.417 Insolvenznahe 
Verfahren gelten als «ähnliche Verfahren» im Sinne von Art. 1 Abs. 2 lit. b 
LugÜ418 und sind daher vom sachlichen Anwendungsbereich des LugÜ nicht 
erfasst; sie fallen hingegen nach der Rechtsprechung des EuGH in den Rege-
lungsbereich der EuInsVO.419  
Vor dem Hintergrund der EuGH-Rechtsprechung zu Art. 1 Abs. 2 lit. b 
LugÜ resp. Art. 1 Abs. 2 Ziff. 2 EuGVÜ/Art. 1 Abs. 2 lit. b EuGVVO hat 
das schweizerische Bundesgericht mehrfach darauf verwiesen, dass ein aus-
ländischer Entscheid über eine insolvenznahe Klage nicht in den Anwen-
dungsbereich des LugÜ falle.420 Für die Vollstreckbarerklärung ausländi-
scher insolvenznaher Entscheide würden daher einzig die subsidiär anwend-
baren allgemeinen Regeln des IPRG in Frage kommen. Die Art. 25 ff. IPRG 
erfassen jedoch ausschliesslich Zivilsachen,421 worunter insolvenznahe Kla-
gen angesichts ihres vollstreckungsrechtlichen Charakters nicht fallen. Daher 
kommen insolvenznahe Klagen auch nicht als Anerkennungsobjekte im Sin-
ne von Art. 25 ff. IPRG in Frage.422 Des Weiteren enthalten die Art. 166 ff. 
IPRG ausschliesslich Regeln zur Anerkennung ausländischer Insolvenzde-
krete, jedoch ist den genannten Bestimmungen keine Regelung zur Aner-
kennung resp. Vollstreckbarerklärung von Entscheiden in insolvenzrechtli-
chen Annexsachen zu entnehmen. Insolvenznahe Entscheide aus dem Aus-
land sind daher in der Schweiz grundsätzlich weder anerkennbar noch voll-
streckbar.423 
                                               
416  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4143; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 15. 
417  Vgl. Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4143; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 15. 
418  Vgl. zum insolvenzrechtlichen Ausnahmetatbestand von Art. 1 Abs. 2 lit. b LugÜ vor-
stehend Rz. 120 ff. 
419  EuGH v. 16.01.2014, Rs. C-328/12, Ralph Schmid/Lilly Hertel, Rz. 30; EuGH v. 
19.04.2012, Rs. C-213/10, F-Tex SIA/Lietuvos-Anglijos UAB «Jadecloud-Vilma», 
Rz. 27 ff.; EuGH v. 12.02.2009; Rs. C-339/07, Christopher Seagon/Deko Marty Belgi-
um NV, Rz. 21 sowie Rz. 28. 
420  BGE 141 III 382, 386 ff.; BGE 140 III 320, 323 ff.; BGE 129 III 683, 685. Im Ergebnis 
auch BGE 139 III 236, 245 f.; BGE 131 III 227, 232 f. [Pra 95 (2006) Nr. 57, S. 414]. 
421  BGE 135 III 127, 134; BGE 129 III 683, 687. 
422  BGE 129 III 683, 687. Im Ergebnis auch BGE 135 III 127, 133 f. 
423  Vgl. Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4143; Erläuterungsberic ht IPRG-Konkurs, S. 15 f.; 
BSK SchKG II-STAEHELIN, Art. 289 N 27 f.; Hunkeler-UMBACH-SPAHN/BOSSART, 
Art. 289 N 10 f.; OBERHAMMER, Deutsche Insolvenzverwalter, S. 344 ff.; WALTHER, 
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Für (Haupt-)Insolvenzverfahren, die in der EU eröffnet worden sind und die 
damit unter die EuInsVO fallen (vgl. Art. 3 Abs. 1 EuInsVO/aEuInsVO),424 
spricht sich der EuGH klar für eine vis attractiva concursus425 aus.426 Die 
internationale Zuständigkeit für insolvenzrechtliche Annexverfahren427 be-
steht danach bei den Gerichten jenes Mitgliedstaates, in dessen Hoheitsge-
biet das Insolvenzverfahren nach Art. 3 Abs. 1 EuInsVO/aEuInsVO eröffnet 
worden ist.428 Dies gilt nach der Rechtsprechung des EuGH nicht nur im EU-
internen Verhältnis, sondern auch gegenüber Drittstaaten,429 wie zum Bei-
spiel gegenüber der Schweiz. Das bedeutet, dass sich die Zuständigkeit auch 
dann nach der EuInsVO richtet, wenn eine insolvenznahe Klage gegen einen 
Schuldner erhoben wird, der seinen (Wohn-)Sitz nicht im Gebiet eines EU-
Mitgliedstaates hat.430 
Entscheide über insolvenzrechtliche Annexklagen sind in der Schweiz aber 
weiterhin nicht vollstreckbar.431 Dies führt letztlich dazu, dass aus ausländi-
scher Sicht im Ergebnis rechtswidrige Handlungen geschützt werden, indem 
eine Vollstreckung in Vermögenswerte, die in der Schweiz gelegen sind und 
die aus einer solchen rechtskräftig festgestellten rechtswidrigen Handlung 
resultieren, durch das schweizerische Recht (auch im Rahmen eines Sekun-
därkonkursverfahrens) verhindert wird.432  
                                               
Annexverfahren, S. 254, schliessen im deutsch-schweizerischen Verhältnis eine Aner-
kennung nach dem D/CH-Abkommen nicht aus. 
424  Vgl. zur EuInsVO nachstehend Rz. 223 ff. 
425  Vgl. zum Begriff sowie zu den Vor- und Nachteilen: WALDMANN, S. 25 ff. 
426  EuGH v. 16.01.2014, Rs. C-328/12, Ralph Schmid/Lilly Hertel, Rz. 39; EuGH v. 
12.02.2009; Rs. C-339/07, Christopher Seagon/Deko Marty Belgium NV, Rz. 28. 
427  Welche Annexverfahren unter Art. 3 Abs. 1 EuInsVO/aEuInsVO resp. unter Art. 6 
Abs. 1 EuInsVO fallen, ist durch die Rechtsprechung noch ungeklärt (BECKER, S. 40; 
vgl. auch PARZINGER, S. 65). 
428  EuGH v. 12.02.2009; Rs. C-339/07, Christopher Seagon/Deko Marty Belgium NV, 
Rz. 28. Vgl. auch Art. 6 EuInsVO, der als Konsequenz dieser Rechtsprechung in die 
Neufassung (EuInsVO) der aEuInsVO aufgenommen wurde und nun die Zuständigkeit 
für Annexklagen ausdrücklich regelt. 
429  EuGH v. 16.01.2014, Rs. C-328/12, Ralph Schmid/Lilly Hertel, Rz. 39. 
430  EuGH v. 16.01.2014, Rs. C-328/12, Ralph Schmid/Lilly Hertel, Rz. 39. 
431  Vgl. dazu vorstehend Rz. 140. 
432  Eine insolvenznahe Klage wäre jedoch nach Anerkennung des ausländischen Insol-
venzdekretes in der Schweiz grundsätzlich möglich, sofern dafür ein Gerichtsstand be-
steht (z.B. Art. 171 IPRG i.V.m. Art. 289 SchKG).  
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Der daraus resultierende Handlungsbedarf wurde in der Zwischenzeit er-
kannt. Nach Art. 174c E-IPRG sollen künftig «[a]usländische Entscheidun-
gen über Anfechtungsansprüche und andere gläubigerschädigende Handlun-
gen, die in einem engen Zusammenhang zu einem in der Schweiz anerkann-
ten Konkursdekret stehen», nach den Art. 25–27 IPRG anerkannt werden 
können, «wenn sie im Ursprungsstaat des Konkursdekrets ergangen sind 
oder in diesem Staat anerkannt werden und der Beklagte seinen Wohnsitz 
nicht in der Schweiz hatte».433 
3. Würdigung 
Ob die im Rahmen des 11. Kapitels des IPRG bestehende Einschränkung der 
Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter mit dem gelten-
den passiven Territorialitätsprinzip de lege lata gerechtfertigt werden kann, 
ist fraglich. Ein ausländischer Insolvenzverwalter muss sich den schweizeri-
schen Gerichten zur Entscheidung und damit deren Gerichtshoheit unterwer-
fen.434 Ein ausländischer Insolvenzverwalter kann folglich durch die Prozess-
führung nicht selbst hoheitlich tätig werden.435 
Gegen die Einordnung der Prozessführungsbefugnis eines ausländischen 
Insolvenzverwalters als Hoheitsakt spricht auch, dass nach dem E-IPRG 
ausländischen Insolvenzverwaltern künftig bei einem Verzicht auf die 
Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens (Art. 174a Abs. 1 und 2 
E-IPRG)436 in der Schweiz unter anderem die Befugnis zur Führung von 
Prozessen zustehen soll (Art. 174a Abs. 4 E-IPRG), soweit die Verfahren 
sich auf die der ausländischen Insolvenzmasse zur Verfügung gestellten, in 
der Schweiz gelegenen Vermögenswerte des ausländischen Gemeinschuld-
ners beziehen.437 Art. 174a Abs. 4 E-IPRG führt denn auch ausdrücklich aus, 
dass die infolge eines Sekundärkonkursverfahrensverzichts einem ausländi-
                                               
433  Vgl. dazu Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4143 f. Vgl. noch zu Art. 174c VE-IPRG: 
Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 6 sowie S. 15 f.  
434  Vgl. SCHWANDER, IPR und IZPR des Konzernrechts, S. 99. 
435  SCHWANDER, IPR und IZPR des Konzernrechts, S. 99. Gl.A. WALTHER, Grundlagen, 
S. 67, der Folgendes ausführt: «Keine hoheitliche Handlung stellt insbesondere das Auf-
treten [des ausländischen Insolvenzverwalters] im Namen der ausländischen Masse vor 
schweizerischen Gerichten dar [...]». 
436  Vgl. dazu nachstehend Rz. 319 f. 
437  Vgl. Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4141 f. Vgl. auch Erläuterungsbericht IPRG-




II. Prozessführungsbefugnis im Rahmen des 11. Kapitels des IPRG 
 81 
schen Insolvenzverwalter in der Schweiz zustehenden Befugnisse, wie das 
Recht Prozesse zu führen, «[...] nicht die Vornahme hoheitlicher Handlungen 
[...]» umfassen.438 Der E-IPRG geht daher – m.E. zu Recht – davon aus, dass 
die Prozessführung durch den ausländischen Insolvenzverwalter nicht die 
Voraussetzungen für eine hoheitliche Handlung erfüllt. 
In diesem Sinn hatte auch das Bundesgericht – ohne Differenzierung, ob in 
der Schweiz gelegene Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuld-
ners durch die Prozessführung betroffen sind – noch vor Inkrafttreten des 
11. Kapitels des IPRG entschieden, dass eine ausländische Insolvenzmasse 
in der Schweiz ihre Rechte wie eine Privatperson vor schweizerischen Ge-
richten geltend machen könne.439 Der ausländischen Insolvenzmasse abge-
sprochen wurde jedoch die Befugnis zur Ergreifung von Zwangsmassnah-
men, um in der Schweiz gelegene Vermögenswerte an die ausländische In-
solvenzmasse abzuführen.440 Auch wenn diese Rechtsprechung mit Inkraft-
treten des IPRG (wohl) obsolet wurde,441 kann daraus abgeleitet werden, 
dass vor Inkrafttreten des IPRG, d.h. zu einer Zeit, in der das schweizerische 
internationale Insolvenzrecht noch auf dem absoluten passiven Territoriali-
tätsprinzip beruhte,442 die Prozessführung durch einen ausländischen Insol-
venzverwalter vor schweizerischen Gerichten keine hoheitliche Handlung 
war und nicht als Verletzung des Territorialitätsprinzips angesehen wurde. 
Dies muss umso mehr unter der heutigen gesetzlichen Regelung gelten, die 
auf dem Grundsatz des gelockerten passiven Territorialitätsprinzips ba-
siert443. 
Weiter ist zu berücksichtigen, dass zumindest ein Teil der prozessualen 
Handlungen eines ausländischen Insolvenzverwalters – z.B. die Erhebung 
von Klagen – Streitsachen betreffen, deren zugrunde liegende Rechtsbezie-
hung ursprünglich zwischen dem Gemeinschuldner und einem Dritten be-
stand. Für Rechtsstreitigkeiten aus solchen Rechtsverhältnissen wäre der 
Gemeinschuldner vor der Insolvenzeröffnung grundsätzlich prozessfüh-
                                               
438  Vgl. dazu Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4141 f. Vgl. auch Erläuterungsbericht IPRG-
Konkurs, S. 14. 
439  BGE 111 III 38, 42 [Pra 75 (1986) Nr. 16, S. 47 f.]. 
440  BGE 111 III 38, 42 [Pra 75 (1986) Nr. 16, S. 47 f.]. 
441  BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Vor Art. 166 ff. N 6. 
442  Vgl. dazu vorstehend Rz. 54. 
443  Vgl. dazu vorstehend Rz. 60. 
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rungsbefugt gewesen. Auch dies spricht gegen den hoheitlichen Charakter 
der Prozessführung durch einen ausländischen Insolvenzverwalter.444 
Fraglich ist zudem, ob der Prozessführung durch einen ausländischen Insol-
venzverwalter vor schweizerischen Gerichten im Anwendungsbereich der 
Art. 166 ff. IPRG vollstreckungsrechtliche Wirkung zukommt. Durch die 
Prozessführung – zumindest im Rahmen von Erkenntnisverfahren – erfolgt 
weder eine Einschränkung der Verfügungsmacht des ausländischen Gemein-
schuldners noch eine Verwertung von Vermögenswerten zugunsten der 
Gläubiger. Daraus kann geschlossen werden, dass die Prozessführung durch 
einen ausländischen Insolvenzverwalter an sich noch keine direkte Be-
schlagswirkung entfalten kann.  
Mit Verweis auf die Rechtsprechung des Bundesgerichtes zur «finalen Be-
trachtungsweise»445 wird in der Lehre jedoch die Ansicht vertreten, dass die 
klageweise Geltendmachung einer Forderung zwar keine Vollstreckungs-
handlung darstelle, sie aber der Durchsetzung einer (in der Schweiz gelege-
nen) Forderung des ausländischen Gemeinschuldners diene, die aufgrund der 
Insolvenzeröffnung im Ausland zur ausländischen Insolvenzmasse gehöre. 
Das Vorgehen unterstütze somit letztlich die zwangsweise Verwertung eines 
Insolvenzmassebestandteils und sei daher dem Zweck nach als Vollstre-
ckungshandlung zu qualifizieren.446  
Gegen diese Ansicht könnte vorgebracht werden, dass nur auf die jeweils 
einzelne Handlung abgestellt werden dürfe, d.h. vorliegend auf die Prozess-
führung. Diese habe für sich genommen keine vollstreckungsrechtliche Wir-
kung. Auch bei Gutheissung einer durch einen ausländischen Insolvenzver-
walter erhobenen Klage müsse nicht zwangsläufig eine Vollstreckung fol-
gen, auch wenn dies meist der Fall sei. Die automatische Qualifikation der 
Prozessführung als Vollstreckung(-shandlung) würde zur Vermischung des 
Zwecks von Erkenntnisverfahren und der effektiven Vollstreckung führen. 
Das Territorialitätsprinzip könne daher allein durch die Beteiligung eines 
                                               
444  In diesem Sinne führte das Bundesgericht aus: «In der Tat ist weder die Forderungsan-
meldung noch die Einreichung einer Kollokationsklage per se ein hoheitlicher Akt. Dies 
erhellt allein schon daraus, dass eine nicht-konkursite ausländische Gesellschaft eine 
solche Handlung in der Schweiz ohne weiteres vornehmen kann» (BGE 137 III 570, 
575). 
445  BGE 139 III 236, 239 f.; BGE 137 III 631, 634. 
446  OBERHAMMER, Deutsche Insolvenzverwalter, S. 338; OBERHAMMER, Urteilsbespre-
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ausländischen Insolvenzverwalters an einem Verfahren über in der Schweiz 
gelegene Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners nicht be-
einträchtigt werden. 
Geht man jedoch von einem objektbezogenen Verständnis des Territoriali-
tätsprinzips, d.h. von einer Anknüpfung am Objekt der Vollstreckung,447 aus, 
dann stellt die Prozessführung durch einen ausländischen Insolvenzverwalter 
keine hoheitliche Handlung dar. Jedoch dient sie im Anwendungsbereich 
des 11. Kapitels des IPRG im Ergebnis dem Zugriff auf in der Schweiz gele-
genes Vermögen des ausländischen Gemeinschuldners und ist damit Aus-
fluss ausländischer Vollstreckungsgewalt. In Anbetracht des in der Schweiz 
geltenden gelockerten Territorialitätsprinzips ist daher die Einschränkung 
der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor schwei-
zerischen Gerichten, soweit Vermögenswerte des ausländischen Gemein-
schuldners betroffen sind, legitim. 
III. Prozessführungsbefugnis ausserhalb des 
11. Kapitels des IPRG 
1. Einleitende Bemerkungen 
Bereits ausgeführt wurde,448 dass das Bundesgericht in seiner bisherigen 
Rechtsprechung die Frage offengelassen hat, «[w]ie es sich mit der Prozess-
führungsbefugnis»449 ausländischer Insolvenzverwalter «ausserhalb der von 
Art. 166 ff. IPRG erfassten Konstellation allgemein verhält»450. Aus der 
bundesgerichtlichen Rechtsprechung zum 11. Kapitel des IPRG451 kann so-
mit nicht zwangsläufig der Schluss gezogen werden, dass ausländische In-
solvenzverwalter im Übrigen, d.h. soweit keiner der durch das 11. Kapitel 
des IPRG gedeckten Fälle vorliegt, in der Schweiz generell nicht zur Pro-
zessführung befugt sind. In der Lehre wird denn auch vereinzelt darauf hin-
gewiesen, dass es nicht zutreffe, dass ein ausländischer Insolvenzverwalter 
                                               
447  Vgl. DOMEJ, Haftungsverwirklichung, S. 218. 
448  Vgl. dazu vorstehend Rz. 79. 
449  BGE 139 III 236, 242. 
450  BGE 139 III 236, 242. 
451  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87 f. 
151 
152 
4. Teil: Prozessführungsbefugnis vor schweizerischen Gerichten 
 84 
in der Schweiz ausnahmslos keine Prozesse führen könne.452 Ein Ausnahme-
fall sei zum Beispiel gegeben, wenn die durchzusetzende Forderung nicht in 
der Schweiz belegen sei, jedoch ein Gerichtsstand in der Schweiz bestehe.453 
Diese Situation könne dann vorliegen, wenn ein zwischen dem Gemein-
schuldner und einer Drittpartei vor der Insolvenzeröffnung abgeschlossener 
Vertrag eine Gerichtsstandsvereinbarung zugunsten schweizerischer Gerich-
te enthalte, während die vom Gerichtsverfahren betroffene Forderung (oder 
ein anderer betroffener Vermögenswert) ausserhalb der Schweiz gelegen 
sei.454 
Überdies wird in der Lehre (zuweilen) vertreten, dass ein ausländischer In-
solvenzverwalter, soweit dafür ein Gerichtsstand in der Schweiz besteht, zur 
Durchsetzung der von ihm im Rahmen der Verwaltung der ausländischen 
Insolvenzmasse begründeten Insolvenzmasseforderungen vor schweizeri-
schen Gerichten prozessführungsbefugt sei.455 In solchen Konstellationen sei 
nämlich nicht die Verwertung von in der Schweiz gelegenen Vermögenswer-
ten des ausländischen Gemeinschuldners betroffen, für deren Verwaltung 
und Verwertung ausschliesslich das schweizerische Konkursamt zuständig 
sei, sondern es handle sich um die gerichtliche Geltendmachung einer durch 
einen ausländischen Insolvenzverwalter vertraglich begründeten Forde-
rung.456 Dementsprechend seien Insolvenzmasseforderungen nicht vom An-
                                               
452  OBERHAMMER, Urteilsbesprechung, S. 436, weist darauf hin, dass jedoch in der Litera-
tur in verkürzter Wiedergabe der Rechtsprechung dieser Eindruck erweckt werde. Vgl. 
auch Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 166 N 17; GASSMANN/BOMMER, 
Rz. 14.86; JAKOB, Rz. 45; OBERHAMMER, Deutsche Insolvenzverwalter, S. 340. Wohl 
zu allgemein: BÜRGI, Verfahren und Anerkennung, S. 81: «Demnach kann er [der aus-
ländische Insolvenzverwalter] namentlich Prozesse in der Schweiz zu Gunsten einer 
ausländischen Konkursmasse führen, wie dies jeder beliebigen ausländischen Privatper-
son erlaubt ist.» GOTTWALD, Annexverfahren, S. 257, spricht sich für die Befugnis aus-
ländischer Insolvenzverwalter aus, in der Schweiz eine Klage auf Schadenersatz wegen 
Insolvenzverschleppung zu erheben. Vgl. auch MEIER, IZPR, S. 204 f., nach dessen An-
sicht die Führung von Zivilprozessen durch ausländische Insolvenzverwalter möglich 
sein muss, «wenn und soweit sie mit dem Institut des Sekundärkonkurses vereinbar 
sind». 
453  OBERHAMMER, Deutsche Insolvenzverwalter, S. 340; OBERHAMMER, Urteilsbespre-
chung, S. 436. Vgl. auch Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 166 N 17; 
GASSMANN/BOMMER, Rz. 14.86; KUHN, S. 41; KUHN/JAKOB, Rz. 25.  
454  Vgl. KUHN, S. 41; KUHN/JAKOB, Rz. 25 f. 
455  OBERHAMMER, Deutsche Insolvenzverwalter, S. 340; OBERHAMMER, Urteilsbespre-
chung, S. 436. Im Ergebnis auch BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 166 N 49a. 
456  OBERHAMMER, Urteilsbesprechung, S. 437. 
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wendungsbereich der Art. 166 ff. IPRG erfasst.457 In der Lehre wird vor die-
sem Hintergrund dafür plädiert, dass ausländischen Insolvenzverwaltern die 
Prozessführungsbefugnis für die klageweise Geltendmachung solcher Forde-
rungen zukommen müsse.458 
Gesamthaft ist davon auszugehen, dass stets ein Anwendungsfall ausserhalb 
des Anwendungsbereiches des 11. Kapitels des IPRG gegeben ist, wenn 
keine in der Schweiz gelegenen Vermögenswerte des ausländischen Ge-
meinschuldners durch die Prozessführung eines ausländischen Insolvenz-
verwalters vor schweizerischen Gerichten betroffen sind. 
2. Bestimmung des Bestandes und der Wirkungen der 
Prozessführungsbefugnis 
Im Hinblick auf die durch das Bundesgericht bisher nicht geklärte Rechts-
frage, ob ausländische Insolvenzverwalter ausserhalb des 11. Kapitels des 
IPRG vor schweizerischen Gerichten prozessführungsbefugt sind, müssen 
der Bestand und die etwaigen Wirkungen einer solchen Prozessführungsbe-
fugnis untersucht werden. Dabei ist die Prozessführungsbefugnis eines aus-
ländischen Insolvenzverwalters vor schweizerischen Gerichten auch aus-
serhalb des Anwendungsbereiches des 11. Kapitels des IPRG als Prozessfüh-
rungsbefugnis kraft formellen Rechts zu qualifizieren, womit sich diese nach 
der lex fori processus, d.h. nach schweizerischem Recht, richtet.459 
Der schweizerischen Rechtsordnung ist keine Vorschrift zu entnehmen, wel-
che den Bestand und die etwaigen Wirkungen der Prozessführungsbefugnis 
ausländischer Insolvenzverwalter ausserhalb des Anwendungsbereiches des 
11. Kapitels des IPRG regelt. Es stellt sich somit die Frage, ob in Bezug auf 
diese Konstellationen eine (echte) Gesetzeslücke vorliegt. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtes besteht eine Lücke in einem 
Gesetz, «wenn sich eine Regelung als unvollständig erweist, weil sie jede 
                                               
457  Im Ergebnis: BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 166 N 49a; JAQUES, S. 28; KUHN, 
S. 39; MABILLARD, Urteilskommentar 2012, S. 42 f.; OBERHAMMER, Deutsche Insol-
venzverwalter, S. 340; OBERHAMMER, Urteilsbesprechung, S. 436 f. 
458  Vgl. BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 166 N 49a; MABILLARD, Urteilskommentar 
2012, S. 42 f.; OBERHAMMER, Deutsche Insolvenzverwalter, S. 340; OBERHAMMER, Ur-
teilsbesprechung, S. 436 f. 
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Antwort auf die sich stellende Rechtsfrage schuldig bleibt»460. Hingegen 
bleibt nach der Praxis des Bundesgerichtes «kein Raum für richterliche Lü-
ckenfüllung»461, wenn «der Gesetzgeber eine Rechtsfrage nicht übersehen, 
sondern stillschweigend – im negativen Sinn – mitentschieden (qualifiziertes 
Schweigen)»462 hat.463 Sodann liegt nach der stetigen Praxis des Bundesge-
richtes eine (echte) Gesetzeslücke, die durch das Gericht zu füllen ist, «nur 
dann vor, wenn der Gesetzgeber etwas zu regeln unterlassen hat, was er hätte 
regeln sollen, und dem Gesetz diesbezüglich weder nach seinem Wortlaut 
noch nach dem durch Auslegung zu ermittelnden Inhalt eine Vorschrift ent-
nommen werden kann»464. 
In Bezug auf die sich vorliegend stellende Frage des Bestandes und der Wir-
kungen der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter aus-
serhalb des 11. Kapitels des IPRG kann weder dem 11. Kapitel des IPRG 
noch den übrigen Bestimmungen des IPRG oder einem anderen schweizeri-
schen Gesetz dem Wortlaut nach oder nach dem durch Auslegung zu ermit-
telnden Inhalt eine Vorschrift entnommen werden,465 obwohl sich eine ge-
setzliche Regelung der Thematik aufdrängen würde und in der Rechtsan-
wendungspraxis dringend erforderlich wäre. Es ist daher von einer echten 
Gesetzeslücke auszugehen. Bei Bestehen einer solchen echten Gesetzeslücke 
ist nach der in Art. 1 Abs. 2 ZGB statuierten Regel vorzugehen:466 «Kann 
dem Gesetz keine Vorschrift entnommen werden, so soll das Gericht nach 
Gewohnheitsrecht und, wo auch ein solches fehlt, nach der Regel entschei-
den, die es als Gesetzgeber aufstellen würde.» 
                                               
460  BGE 141 III 43, 45. Vgl. auch BGE 140 III 206, 213; BGE 139 II 404, 416 f.; BGE 138 
II 1, 3; BGE 135 III 385, 386. 
461  BGE 141 III 43, 45. 
462  BGE 141 III 43, 45. 
463  BGE 141 III 43, 45; BGE 140 III 206, 213; BGE 139 II 404, 416 f.; BGE 138 II 1, 3; 
BGE 135 III 385, 386. 
464  BGE 141 III 43, 45. Vgl. auch BGE 140 III 206, 213; BGE 139 II 404, 416 f.; BGE 138 
II 1, 3. 
465  Vgl. zu diesen, für das Vorliegen einer echten Gesetzeslücke, notwendigen Vorausset-
zungen: BGE 141 III 43, 45; BGE 140 III 206, 213; BGE 139 II 404, 416 f.; BGE 138 II 
1, 3; BGE 136 III 96, 99 f.; BGE 128 I 34, 42; BGE 121 III 219, 225; BGE 108 Ib 
78, 82; BGE 103 Ia 501, 502 f.; BGE 100 1b 137, 157 f. 
466  HÜRLIMANN-KAUP/SCHMID, Rz. 169 sowie Rz. 180. Vgl. auch BGE 126 III 128, 138. 
Vgl. zudem zur Feststellung, dass echte Lücken zu füllen sind, jedoch ohne (direkten) 
Verweis auf Art. 1 Abs. 2 ZGB: BGE 138 II 1, 3; BGE 136 III 96, 100; BGE 128 I 
34, 42; BGE 121 III 219, 226. 
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Weder aus der Literatur noch aus der Rechtsprechung oder aus sonstigen 
Quellen467 können Hinweise für eine über längere Zeit andauernde, ununter-
brochene und auf Rechtsüberzeugung beruhende Übung468 und damit einen 
gewohnheitsrechtlichen Rechtssatz ermittelt werden, dass ausländischen 
Insolvenzverwaltern, soweit keine in der Schweiz gelegenen Vermögenswer-
te des Gemeinschuldners betroffen sind, die Prozessführungsbefugnis vor 
schweizerischen Gerichten (uneingeschränkt) zukommen soll. 
Besteht kein Gewohnheitsrecht, dann ist die sich stellende Frage nach der 
Regel zu entscheiden, die ein Gericht in einem entsprechenden Streitfall als 
Gesetzgeber aufstellen würde (vgl. Art. 1 Abs. 2 ZGB). Nach der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtes bedeutet dies Folgendes: «Richterliche Lücken-
füllung besteht in der Bildung einer Rechtsregel in umfassender Würdigung 
der generell-abstrakten Interessenlage unter dem Gesichtspunkt der Realien, 
der Gerechtigkeit und der Rechtssicherheit [...]. Zudem gilt es, das Prinzip 
der Einheit der Rechtsordnung zu beachten. Die richterliche Rechtsregel soll 
sich nach Möglichkeit in das vorgegebene System einpassen, dem Gedanken 
Rechnung tragend, dass gleichgelagerte Rechtsfragen ohne Not nicht unter-
schiedlich beantwortet werden sollten. Die Lückenfüllung ist damit auf den 
Weg der Analogie verpflichtet, auf die Gesetzesanalogie wenn eine positive 
Norm Gleichwertiges regelt, auf die Rechtsanalogie wenn eine solche Norm 
fehlt, aber aus dem Geist der positiven Rechtsordnung ein Prinzip auszu-
machen ist, welches regelfähig umgesetzt werden kann [...].»469 Die richter-
liche Rechtsregel darf demnach nicht in Widerspruch zur bestehenden 
Rechtsordnung stehen.470 
Unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Bundesgerichtes zum Be-
griff der echten Gesetzeslücke und zum Vorgehen bei der richterlichen Lü-
ckenfüllung sollen nachfolgend der Bestand und die etwaigen Wirkungen 
der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter in der 
Schweiz ausserhalb der Regelung im 11. Kapitel des IPRG betrachtet wer-
den. 
                                               
467  Vgl. dazu BK ZGB-EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, Art. 1 N 421; HAUSHEER/JAUN, 
Art. 1 N 34; BSK ZGB I-HONSELL, Art. 1 N 22. 
468  Vgl. zu dieser Voraussetzung: TUOR/SCHNYDER/SCHMID/JUNGO, § 5 Rz. 21. Vgl. auch 
BGE 119 Ia 59, 62. 
469  BGE 126 III 129, 138. 
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A. Bestand 
Zunächst ist die Bildung einer möglichen Rechtsregel hinsichtlich der Frage 
des Bestandes der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwal-
ter ausserhalb des Anwendungsbereiches des 11. Kapitels des IPRG zu un-
tersuchen. In diesem Zusammenhang ist zu prüfen, ob eine analoge Anwen-
dung der Art. 166 ff. IPRG in Frage kommt471 sowie ob aufgrund bestehen-
der gesetzlicher Regelungen und Prinzipien der Bestand der Prozessfüh-
rungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter allgemein ausgeschlossen 
werden muss472. Anschliessend erfolgt eine Prüfung, ob im Falle des Bestan-
des der Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters 
diese nur unter der Voraussetzung der (inzidenten) Anerkennung des auslän-
dischen Insolvenzdekretes gewährt werden kann.473 
a) Analoge Anwendung der Art. 166 ff. IPRG? 
Sachverhalte, bei denen nicht in der Schweiz gelegene Vermögenswerte 
eines ausländischen Gemeinschuldners durch Handlungen eines ausländi-
schen Insolvenzverwalters auf schweizerischem Staatsgebiet betroffen sind, 
entsprechen bei einer teleologischen Betrachtung nicht den in den 
Art. 166 ff. IPRG geregelten Tatbeständen, sondern unterscheiden sich von 
diesen in einem wesentlichen Aspekt.474 Bei den betreffenden Sachverhalten 
geht es gerade nicht um die Realisierung von in der Schweiz gelegenen, dem 
ausländischen Gemeinschuldner zugehörigen Vermögenswerten sowie um 
deren Aushändigung an den ausländischen Insolvenzverwalter resp. die aus-
ländische Insolvenzmasse; es ergeben sich letztlich keine Auswirkungen auf 
solche in der Schweiz gelegene Aktiven. Zu bedenken ist überdies, dass mit 
der Regelung in den Art. 166 ff. IPRG für das in der Schweiz befindliche 
Vermögen eines Gemeinschuldners, über den im Ausland ein Insolvenzver-
fahren eröffnet wurde, eine dem schweizerischen Recht angemessene Vertei-
lung ermöglicht werden soll.475 Der mit dem 11. Kapitel des IPRG verfolgte 
                                               
471  Vgl. dazu nachstehend Rz. 163.  
472  Vgl. dazu nachstehend Rz. 164 ff. 
473  Vgl. dazu nachstehend Rz. 176 ff. 
474  Vgl. zum für den Analogieschluss notwendigen Erfordernis, dass «in wesentlicher 
Beziehung» ein gleicher oder ähnlicher Tatbestand besteht: HÜRLIMANN-KAUP/SCHMID, 
Rz. 207. 
475  Botschaft IPRG, S. 287. 
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Regelungszweck, der den Schutz schweizerischer Gläubiger beabsichtigt,476 
rechtfertigt sich ausserhalb des Anwendungsbereiches der Art. 166 ff. IPRG 
nicht, wenn gerade keine in der Schweiz gelegenen Vermögenswerte des 
ausländischen Gemeinschuldners betroffen sind. Aufgrund dieser erhebli-
chen Unterschiede entspricht der zu beurteilende Sachverhalt bzw. Tatbe-
stand nicht dem «Wertmuster»477 resp. «Wertungssystem»478 der Art. 166 ff. 
IPRG. Folglich sind sachlich und/oder rechtlich nicht zu rechtfertigende 
Wertungsinkonsequenzen durch eine analoge Anwendung des 11. Kapitels 
des IPRG auf die betreffenden Sachverhalte zu vermeiden.479 Eine analoge 
Anwendung der Art. 166 ff. IPRG auf die Frage des Bestandes der Prozess-
führungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter ausserhalb des 11. Kapi-
tels des IPRG rechtfertigt sich daher nicht. 
b) Ausschluss als Folge des Territorialitätsprinzips? 
Bereits hingewiesen wurde darauf,480 dass die bundesgerichtliche Rechtspre-
chung für das schweizerische internationale Konkursrecht vom passiven 
Territorialitätsprinzip ausgeht, welches durch das 11. Kapitel des IPRG eine 
Auflockerung erfahren hat.481 Nur unter gewissen, im 11. Kapitel des IPRG 
eng definierten Voraussetzungen482 wird einem ausländischen Insolvenzver-
fahren in der Schweiz eine gewisse Wirkung zugesprochen.483 In Bezug auf 
die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter ausserhalb 
des Anwendungsbereiches des 11. Kapitels des IPRG stellt sich somit die 
                                               
476  Vgl. dazu vorstehend Rz. 60. 
477  KRAMER, S. 214. 
478  WALTER, S. 227. 
479  Vgl. HÜRLIMANN-KAUP/SCHMID, Rz. 207, wonach durch die «Gesetzesanalogie eine 
Wertungskonsequenz gesucht» wird. Vgl. KRAMER, S. 214 m.V.a. WALTER, S. 227, zu 
dem für den Analogieschluss notwendigen Erfordernis, dass «der zu beurteilende, nicht 
geregelte Sachverhalt dem der fraglichen gesetzlichen Vorschrift zugrunde liegenden 
‹Wertmuster› entspricht, so dass es dem positiven Gleichheitssatz (Gleiches gleich zu 
behandeln) entspricht, ihn auch analog (sinngemäss gleich) zu beurteilen und damit 
‹Widerspruchsfreiheit im› gesetzlichen ‹Wertungssystem› zu garantieren». Vgl. auch 
WALTER, S. 227 (vor dem Hintergrund von BGE 123 III 292, 297): «Regelhaftigkeit 
fordert indessen nicht nur Wiederholbarkeit der Rechtsanwendung, sondern auch Wi-
derspruchsfreiheit im Wertungssystem.» 
480  Vgl. dazu vorstehend Rz. 60. 
481  Vgl. BGE 137 III 570, 572; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1. 
482  Vgl. dazu vorstehend im Detail Rz. 61 ff. 
483  BGE 137 III 570, 572. Vgl. auch Botschaft IPRG, S. 450. 
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Frage, ob das Territorialitätsprinzip dem Bestand der Prozessführungsbefug-
nis in diesen Sachverhaltskonstellationen entgegensteht, denn das (passive) 
Territorialitätsprinzip schliesst hoheitliches Handeln ausländischer Insol-
venzverwalter auf schweizerischem Territorium aus.484 Vor diesem Hinter-
grund ist zu untersuchen, ob in den vorliegend diskutierten Fällen die Pro-
zessführung durch einen ausländischen Insolvenzverwalter vor schweizeri-
schen Gerichten als hoheitliche Handlung einzustufen ist.485 
Hoheitliches Handeln ist einseitiges staatliches Handeln, das sich aus der 
Überordnung des Staates ergibt und mit dem die Möglichkeit der Ausübung 
staatlicher Anordnungs- und Zwangsbefugnisse verbunden ist.486 Die Tätig-
keit von Gerichten und Behörden ist entsprechend als hoheitlich zu qualifi-
zieren,487 soweit dabei einseitige Anordnungen getroffen oder Zwangsmittel 
eingesetzt werden können, unabhängig davon, ob tatsächlich Zwang ausge-
übt wird.488 In diesem Sinne wird in der Lehre die Ansicht vertreten, dass 
auch die Tätigkeit einer (schweizerischen) Konkursverwaltung eine hoheitli-
che Tätigkeit darstelle.489 Ergänzend ist dazu festzuhalten, dass wohl nicht 
jeder Handlung einer Konkursverwaltung hoheitlicher Charakter zukommt, 
sondern dies nur soweit der Fall ist, als sie in ihrer Funktion als übergeord-
netes Organ des Staates auftritt und Regelungs- oder Zwangsbefugnisse, z.B. 
durch den Erlass von Verfügungen, ausübt. Aus schweizerischer Sicht wer-
den denn auch Handlungen eines ausländischen Insolvenzverwalters auf 
schweizerischem Territorium als hoheitlich angesehen.490 Infolgedessen 
werden sie mit Verweis auf das Territorialitätsprinzip grundsätzlich pauschal 
                                               
484  Vgl. allgemein zum Verbot des hoheitlichen Tätigwerdens ausländischer Insolvenzver-
walter in der Schweiz: NEURONI NAEF/NAEF, S. 1400; WALTHER, Allgemeiner Über-
blick, S. 5; WALTHER, Grundlagen, S. 61; WALTHER, Paulianische Anfechtungsansprü-
che, S. 83. 
485  Vgl. zur ähnlichen Fragestellung für den Anwendungsbereich des 11. Kapitels des 
IPRG vorstehend Rz. 144 ff. 
486  Vgl. BSK StGB II-HEIMGARTNER, Art. 287 N 3; BSK StGB II-HUSMANN, Art. 271 
N 16; ROSENTHAL/JÖHRI, Art. 271 StGB N 6; GAUTHEY/MARKUS, Zivile Rechtshilfe, 
S. 370; HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, Rz. 30; JAAG, S. 633. 
487  Vgl. in Bezug auf Gerichte: WALTER/DOMEJ, S. 74. 
488  JAAG, S. 636. Vgl. auch GAUTHEY/MARKUS, Zivile Rechtshilfe, S. 371. 
489  BÜRGI, Verfahren und Anerkennung, S. 80; JAAG, S. 636; LORANDI, Bankengesetzliches 
Insolvenzrecht, S. 504. 
490  Vgl. BÜRGI, Verfahren und Anerkennung, S. 80. 
165 
III. Prozessführungsbefugnis ausserhalb des 11. Kapitels des IPRG 
 91 
als unzulässig erachtet.491 Dabei wird weder auf die einzelne Handlung abge-
stellt noch wird berücksichtigt, ob nach der lex fori concursus die Tätigkeit 
von Insolvenzverwaltern überhaupt als hoheitliches Handeln eingestuft 
wird.492 
Die an dieser Stelle zu betrachtende Konstellation der Prozessführung durch 
einen ausländischen Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten be-
darf mit Blick auf das Territorialitätsprinzip einer eingehenden Betrachtung. 
Im Rahmen einer Prozessführung unterwirft sich der ausländische Insol-
venzverwalter den schweizerischen Gerichten zur Entscheidung, d.h. die 
Gerichte treten dem ausländischen Insolvenzverwalter gegenüber hoheitlich 
auf.493 Dementsprechend kann seitens des ausländischen Insolvenzverwalters  
keine hoheitliche Tätigkeit vorliegen;494 er kann im Rahmen der Prozessfüh-
rung gerade keine Befehls- oder Zwangsbefugnisse495 ausüben. 
Darüber hinaus ist Folgendes zu bedenken: Einem ausländischen Insolvenz-
verfahren kommen verschiedene materiell-rechtliche496, aber auch vollstre-
ckungsrechtliche Wirkungen zu.497 Letztere zielen im Ergebnis darauf ab, die 
Vermögenswerte des Gemeinschuldners mit Beschlag zu belegen, d.h. die 
Verfügungsmacht des Gemeinschuldners einzuschränken und die Vermö-
genswerte zugunsten der Gläubiger zu verwerten.498 Dies gilt in der Regel – 
aus Sicht der lex fori concursus – nicht nur für die im Staat der Insolvenzer-
öffnung gelegenen Aktiven, sondern auch für ausserhalb des Insolvenzeröff-
                                               
491  Vgl. BÜRGI, Verfahren und Anerkennung, S. 80; STAEHELIN, Konkurs im Ausland, 
S. 409. Vgl. in diesem Zusammenhang auch die Ausführungen zu den fehlenden 
Rechtsverfolgungsbefugnissen ausländischer Insolvenzverwalter in vorstehend Rz. 87 f. 
492  So ist z.B. nach deutscher Rechtsauffassung ein Insolvenzverwalter kein Hoheitsträger 
(Schmidt-STERNAL, § 80 N 19; KLUTH, S. 353). 
493  Vgl. dazu vorstehend Rz. 144. 
494  Vgl. dazu vorstehend Rz. 144. 
495  Nach OBERHAMMER, Aktuelle Probleme, S. 118 gehört «die Ausübung von Vollstre-
ckungszwang [...] zum ‹harten Kern› territorialer Souveränität». 
496  Vgl. dazu vorstehend Rz. 71 ff. 
497  Vgl. STAEHELIN, Anerkennung, S. 15 ff.; THEUS SIMONI, Konkursverwalter, S. 255 ff. 
Im Ergebnis auch BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 166 N 42 f. Kritisch zu dieser 
begrifflichen Unterscheidung: HANISCH, Vollstreckung, S. 27 f. M.E. können ausländi-
sche Insolvenzverfahren auch weitere «Arten» von Wirkungen haben. 
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nungsstaates gelegene Vermögenswerte.499 Vollstreckungsrechtliche Wir-
kungen eines ausländischen Insolvenzverfahrens können als Folge des Terri-
torialitätsprinzips ausschliesslich im Rahmen von Art. 166 ff. IPRG berück-
sichtigt werden.500 
Wie bereits ausgeführt wurde,501 sind materiell-rechtliche Wirkungen eines 
ausländischen Insolvenzverfahrens in der Schweiz ungeachtet einer (formel-
len) Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes (Art. 166 Abs. 1 
IPRG) zu berücksichtigen, sofern die diesbezüglichen (Anerkennungs-)Vo-
raussetzungen502 erfüllt sind. Diese Anerkennungs- bzw. Berücksichtigungs-
fähigkeit materiell-rechtlicher Wirkungen zeigt einerseits, dass einem aus-
ländischen Insolvenzverfahren ausserhalb des Anwendungsbereiches der 
Art. 166 ff. IPRG nicht generell die Wirkung versagt wird, und andererseits, 
dass gewissen Wirkungen eines ausländischen Insolvenzverfahrens durch 
das schweizerische Recht Rechnung getragen wird bzw. getragen werden 
kann. 
Die Prozessführung eines ausländischen Insolvenzverwalters vor schweizeri-
schen Gerichten hat – jedenfalls ausserhalb des Anwendungsbereiches der 
Art. 166 ff. IPRG – keine Beschlagswirkung auf in der Schweiz gelegene 
Aktiven des ausländischen Gemeinschuldners. Es besteht folglich in der hier 
besprochenen Konstellation auch keine Gefahr, dass in der Schweiz gelege-
nes Insolvenzhaftungssubstrat an die ausländische Insolvenzmasse abgeführt 
wird. Durch eine solche Prozessführung eines ausländischen Insolvenzver-
walters vor schweizerischen Gerichten können daher grundsätzlich keine 
vollstreckungsrechtlichen Wirkungen des ausländischen Insolvenzverfahrens 
in der Schweiz eintreten.503 Dies gilt auch, wenn man in Anlehnung an die 
bundesgerichtliche Rechtsprechung zum 11. Kapitel des IPRG auf den 
                                               
499  So erfasst die Insolvenzmasse meist auch die ausserhalb des Insolvenzeröffnungsstaates 
gelegenen Vermögenswerte. Vgl. für die Schweiz: Art. 197 SchKG; BSK SchKG II-
WOHLFART MEYER, Art. 204 N 3; Hunkeler-STÖCKLI/POSSA, Art. 204 N 5. Vgl. für 
Deutschland: § 35 Abs. 1 InsO; Braun-BÄUERLE, § 35 N 3; MünchKomm InsO I-PE-
TERS, § 35 N 36. 
500  STAEHELIN, Anerkennung, S. 18 f. 
501  Vgl. dazu vorstehend Rz. 70 ff. 
502  Vgl. dazu vorstehend Rz. 72. 
503  Offen bleiben kann im Übrigen die Frage, um was für eine sonstige «Art» von Wirkung 
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Zweck der in Frage stehenden Klage abstellt.504 Für die an dieser Stelle rele-
vanten Tatbestände bzw. Sachverhalte wird mit dem Gerichtsverfahren nicht 
die Vergrösserung des Insolvenzmassesubstrats um in der Schweiz gelegene 
Vermögenswerte des Gemeinschuldners angestrebt. Daher handelt es sich im 
Ergebnis nicht um die zwangsweise Verwertung von auf hiesigem Territori-
um gelegenen Insolvenzmassebestandteilen, die als Vollstreckung qualifi-
ziert werden könnte. 
In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen kann somit ausserhalb des 
Anwendungsbereiches des 11. Kapitels des IPRG alleine durch die Prozess-
führung eines ausländischen Insolvenzverwalters vor schweizerischen Ge-
richten noch keine Verletzung des Territorialitätsprinzips erfolgen. Das im 
internationalen Insolvenzrecht der Schweiz vorherrschende gelockerte passi-
ve Territorialitätsprinzip steht dementsprechend dem Bestand der Prozess-
führungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter, soweit keine in der 
Schweiz gelegenen Vermögenswerte des ausländischen Gemeinschuldners 
betroffen sind, nicht entgegen.505 
c) Ausschluss als Folge von verbotenen Handlungen für einen 
fremden Staat (Art. 271 Ziff. 1 StGB)? 
Wegen einer verbotenen Handlung für einen fremden Staat macht sich nach 
Art. 271 Ziff. 1 StGB strafbar, wer auf schweizerischem Gebiet ohne Bewil-
ligung für einen fremden Staat Handlungen vornimmt, die einer Behörde 
oder einem Beamten zukommen (Abs. 1), wer solche Handlungen für eine 
ausländische Partei oder eine andere Organisation des Auslandes vornimmt 
(Abs. 2) oder wer solchen Handlungen Vorschub leistet (Abs. 3). Art. 271 
Ziff. 1 StGB dient der Verhinderung der Ausübung fremder Staatsgewalt auf 
schweizerischem Boden sowie dem Schutz der Souveränität der Schweiz 
und des staatlichen Machtmonopols.506 Staatliche Handlungen sollen auf 
dem Gebiet der Schweiz alleine durch die zuständigen schweizerischen Be-
                                               
504  Vgl. in diesem Zusammenhang zur sog. finalen Betrachtungsweise: BGE 139 III 236, 
239; BGE 137 III 631, 635. 
505  Vgl. Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 166 N 17; GASSMANN/BOMMER, 
Rz. 14.86. 
506  BGer v. 06.11.2008, 6B_402/2008, Erw. 2.3.2. 
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hörden vorgenommen werden, mit Ausnahme etwaiger bewilligter ausländi-
scher Akte (vgl. Art. 271 Ziff. 1 Abs. 1 StGB).507 
Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung erfasst Art. 271 Ziff. 1 StGB 
jede Handlung, die nach ihrem «Wesen und Zweck sich als Amtstätigkeit 
charakterisiert»508. Die Einordnung als Amtstätigkeit hat dabei nach schwei-
zerischer Rechtsauffassung zu erfolgen.509 Danach gilt als amtlich, was in 
Erfüllung einer öffentlich-rechtlichen Aufgabe erfolgt, wobei das mit der 
Handlung verfolgte Ziel massgebend ist.510 Die Erfüllung einer öffentlich-
rechtlichen Aufgabe muss dabei nicht zwingend mit der Ausübung hoheitli-
cher Gewalt verbunden sein.511 Nach der Rechtsprechung des Bundesgerich-
tes ist zudem massgeblich, ob die Handlung «ihrer Natur nach amtlichen 
Charakter trage und nicht die Person des Täters».512 Es kommt daher nicht 
darauf an, ob der Täter als Beamter zu qualifizieren ist.513 
In der Literatur wird hingegen vermehrt dafür plädiert, dass die nach 
Art. 271 Ziff. 1 StGB verbotene amtliche Handlung zwingend auch in Aus-
übung hoheitlicher Funktionen für einen fremden Staat erfolgen und damit 
hoheitlicher Natur514 sein müsse.515 Im Sinne dieses restriktiven Verständnis-
                                               
507  BSK StGB II-HUSMANN, Art. 271 N 8. Vgl. auch GAUTHEY/MARKUS, L’entraide judi-
ciaire internationale, Rz. 130. 
508  BGE 114 IV 128, 130. Vgl. auch BGE 65 I 39, 43 f.; BGer v. 06.11.2008, 
6B_402/2008, Erw. 2.3.2. 
509  BGE 114 IV 128, 130; BGE 65 I 39, 44.  
510  BSK StGB II-HUSMANN, Art. 271 N 15; ROSENTHAL/JÖHRI, Art. 271 StGB N 6; Do-
natsch, S. 590. 
511  GAUTHEY/MARKUS, Zivile Rechtshilfe, S. 369. 
512  BGE 114 IV 128, 130. Vgl. auch BGE 65 I 39, 43 f.; BGer v. 06.11.2008, 
6B_402/2008, Erw. 2.3.2. 
513  BGE 114 IV 128, 130 f. Vgl. auch BGE 65 I 39, 44. 
514  Vgl. zum Begriff der hoheitlichen Handlung vorstehend Rz. 165. 
515  Vgl. BSK StGB II-HUSMANN, Art. 271 N 15; ROSENTHAL/JÖHRI, Art. 271 StGB N 6; 
Trechsel/Pieth-TRECHSEL/VEST, Art. 271 N 2; DONATSCH/WOHLERS, S. 332; GAU-
THEY/MARKUS, L’entraide judiciaire internationale, Rz. 144. Vgl. auch GAU-
THEY/MARKUS, Zivile Rechtshilfe, S. 369 sowie S. 371. Für diese Auslegung spricht 
auch der Wortlaut des französisch- («[...] des actes qui relèvent des pouvoirs publics 
[...]») sowie des italienisch-sprachigen («[...] atti che spettano a poteri pubblici [...]») 
[Kursivdruck hinzugefügt] Gesetzestextes von Art. 271 Ziff. 1 Abs. 1 StGB (vgl. dazu 
GAUTHEY/MARKUS, L’entraide judiciaire internationale, Rz. 114). Zu allgemein: DO-
NATSCH, S. 589 f.: «[...] Handlungen iure imperii, d.h. Handlungen mit hoheitlichem 
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ses der verbotenen Handlungen für einen fremden Staat müssen mit der ver-
botenen Handlung gewisse, durch das ausländische Recht zugesprochene 
Macht- oder Gewaltbefugnisse verbunden sein.516 Dieser Ansicht soll vorlie-
gend gefolgt werden, da nicht-hoheitliche Amtshandlungen, die sich vorwie-
gend danach charakterisieren, dass sie in Erfüllung einer öffentlich-
rechtlichen Aufgabe erfolgen,517 die staatliche Souveränität sowie das staat-
liche Machtmonopol nicht beeinträchtigen können.518 Sie können daher auch 
nicht vom Tatbestand nach Art. 271 Ziff. 1 StGB erfasst sein. 
Wie im Vorstehenden dargestellt wurde,519 stellt die Prozessführung durch 
einen ausländischen Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten kei-
ne hoheitliche Handlung dar.520 Unter Zugrundelegung der hier vertretenen 
Ansicht, wonach eine nach Art. 271 Ziff. 1 StGB tatbestandsmässige Hand-
lung zwingend eine hoheitliche Amtshandlung sein muss,521 macht sich folg-
lich ein ausländischer Insolvenzverwalter im Rahmen einer solchen Prozess-
führung nicht nach Art. 271 Ziff. 1 StGB strafbar.522 
d) Bestand der Prozessführungsbefugnis unter der 
Voraussetzung der vorfrageweisen Anerkennung des 
ausländischen Insolvenzdekretes 
Die Prozessführungsbefugnis steht einem Insolvenzverwalter als Folge der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens, für dessen Verwaltung er eingesetzt 
wurde, zu.523 Ein Insolvenzverwalter stützt seine Berechtigung zur Führung 
eines Prozesses daher grundsätzlich auf einem ausländischen insolvenzrecht-
lichen Entscheid. Folglich beruht die Prozessführungsbefugnis eines auslän-
                                               
516  Auf schweizerischem Staatsgebiet kommen hingegen dem potentiellen Täter als Folge 
der Souveränität und des staatlichen Machtmonopols der Schweiz gerade keine staatli-
chen Macht- oder Gewaltbefugnisse zu (vgl. BSK StGB II-HUSMANN, Art. 271 N 16). 
517  Vgl. dazu vorstehend Rz. 173. 
518  Vgl. BSK StGB II-HUSMANN, Art. 271 N 15; ROSENTHAL/JÖHRI, Art. 271 StGB N 6. 
519  Vgl. dazu vorstehend Rz. 144 ff. sowie Rz. 167. 
520  Einzelne Stimmen in der Lehre sehen das Handeln eines ausländischen Insolvenzver-
walters auf schweizerischem Territorium als vom Tatbestand des Art. 271 Ziff. 1 StGB 
erfasst (KREN KOSTKIEWICZ/RODRIGUEZ, Rz. 178 sowie Rz. 208; vgl. auch OBERHAM-
MER, Deutsche Insolvenzverwalter, S. 327; SCHWANDER, Entwicklungen, Rz. 53). 
521  Vgl. dazu vorstehend Rz. 174. 
522  In Bezug auf die sich stellende Rechtsfrage sind in erster Linie die nach Art. 271 Ziff. 1 
Abs. 1 StGB tatbestandsmässigen Handlungen («Handlungen [...], die einer Behörde 
oder einem Beamten zukommen») von Relevanz. 
523  Vgl. dazu vorstehend Rz. 83. 
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dischen Insolvenzverwalters auf einem ausländischen Hoheitsakt. Ist nun die 
Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters in der hier 
besprochenen Konstellation nach schweizerischem Recht zulässig, beinhaltet 
dies die Anerkennung der durch das ausländische Recht erteilten Prozessfüh-
rungsbefugnis. Dadurch erfolgt eine Wirkungsverleihung des ausländischen 
Insolvenzdekretes und damit eines ausländischen Entscheides für die 
Schweiz. Dafür ist stets eine Anerkennung des ausländischen Titels notwen-
dig,524 wobei die vom Recht des Anerkennungsstaates vorgeschriebenen 
Voraussetzungen erfüllt sein müssen.525 
Im Anwendungsbereich des 11. Kapitels des IPRG sind die Voraussetzungen 
dafür, dass einem ausländischen Insolvenzdekret in der Schweiz Wirkung 
verliehen wird, in Art. 166 Abs. 1 IPRG enthalten.526 Ausserhalb des An-
wendungsbereiches des 11. Kapitels des IPRG ist hingegen unklar, welche 
Anforderungen für die Anerkennung eines Insolvenzdekretes in der Schweiz 
erfüllt sein müssen.527 Im Gegensatz zur Rechtslage nach Art. 166 Abs. 1 
IPRG ist zumindest eine inzidente Anerkennung528 nicht zwingend ausge-
schlossen.529 Soweit keine in der Schweiz gelegenen Vermögenswerte des 
ausländischen Gemeinschuldners von der Prozessführung betroffen sind, 
kann nämlich durch eine inzidente Anerkennung eines ausländischen Insol-
venzdekretes das mit den Art. 166 ff. IPRG konzipierte System, welches 
insbesondere den Schutz bevorrechtigter (inländischer) Gläubiger be-
zweckt530 und mit dem letztlich der Ausschluss der inzidenten Anerkennung 
im Rahmen von Art. 166 ff. IPRG begründet wird531, nicht ausgehöhlt wer-
den. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, nach welchen Regeln eine 
solche inzidente Anerkennung zu erfolgen hat. 
Eine direkte Anwendung des Art. 166 Abs. 1 IPRG ist im vorliegenden Fall 
ausgeschlossen, da der Anwendungsbereich der Art. 166 ff. IPRG auf die 
                                               
524  Vgl. dazu DOMEJ, Haftungsverwirklichung, S. 193. Vgl. in diesem Zusammenhang auch 
AHRENS, S. 66 ff. 
525  Vgl. WALTER/DOMEJ, S. 409. 
526  Vgl. dazu vorstehend Rz. 61. 
527  Vgl. zu den Voraussetzungen für die Berücksichtigung materiell-rechtlicher Wirkungen 
vorstehend Rz. 72. 
528  Vgl. dazu vorstehend Rz. 64. 
529  Gl.A. im Ergebnis: NEURONI NAEF/NAEF, S. 1409 f. 
530  Vgl. dazu vorstehend Rz. 60. 
531  Vgl. BGE 137 III 631, 634; BGE 137 III 570, 574; BGE 134 III 366, 372 f. [Pra 97 
(2008) Nr. 144, S. 930 ff.]; BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1. 
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Realisierung von in der Schweiz gelegenen, einem ausländischen Gemein-
schuldner zugehörigen Vermögenswerten und die Abführung dieser an eine 
ausländische Insolvenzmasse beschränkt ist.532 Ferner sind die allgemeinen 
Bestimmungen betreffend die Anerkennung und Vollstreckung ausländi-
scher Entscheide in Art. 25 ff. IPRG ausschliesslich auf ausländische Titel in 
Zivilsachen anwendbar und damit nicht auf die hier thematisierten Entschei-
de in Insolvenzsachen.533 Mangels einer besonderen Regelung für die inzi-
dente Anerkennung solcher Entscheide kann diese daher nur in sinngemässer 
Anwendung von Art. 166 Abs. 1 IPRG und der darin normierten Anerken-
nungsvoraussetzungen erfolgen, da die dort geregelten Situationen den vor-
liegend relevanten Sachverhalten zumindest in ihrer Grundstruktur im We-
sentlichen entsprechen. In beiden Fällen geht es letztlich um die Anerken-
nung resp. Berücksichtigung von Wirkungen eines ausländischen Insolvenz-
verfahrens in der Schweiz. Eine voraussetzungslose Berücksichtigung wäre 
nicht gerechtfertigt, da für eine Wirkungsverleihung an ein ausländisches 
Insolvenzdekret die Einhaltung gewisser unentbehrlicher Grundsätze (wie 
z.B. die Vereinbarkeit mit dem ordre public) notwendig ist. Weitergehende 
Voraussetzungen, als die nach Art. 166 ff. IPRG erforderlichen, wären hin-
gegen nicht vertretbar, da auch die Wirkungen der an dieser Stelle themati-
sierten Anerkennung bzw. Berücksichtigung nicht über die Wirkungen, der 
in Art. 166 ff. IPRG geregelten Fällen hinausgehen. 
Folglich muss in Analogie zu den in Art. 166 Abs. 1 IPRG statuierten Vo-
raussetzungen das ausländische Insolvenzdekret im (Wohn-)Sitzstaat des 
Gemeinschuldners ergangen (vgl. Art. 166 Abs. 1 IPRG) und vollstreckbar 
sein (Art. 166 Abs. 1 lit. a IPRG). Zudem darf kein Verweigerungsgrund 
nach Art. 27 IPRG vorliegen. Die Anerkennung des ausländischen Insol-
venzentscheides darf daher nicht mit dem schweizerischen materiellen ordre 
public unvereinbar sein (Art. 166 Abs. 1 lit. b i.V.m. Art. 27 Abs. 1 IPRG). 
Daneben wäre eine Anerkennung zu verweigern, wenn diese eine Verletzung 
des schweizerischen formellen (verfahrensrechtlichen) ordre public bewir-
ken würde (Art. 166 Abs. 1 lit. b i.V.m. Art. 27 Abs. 2 IPRG). Auf das Er-
fordernis des Gegenrechts nach Art. 166 Abs. 1 lit. c IPRG ist hingegen zu 
verzichten. Zum einen sind die Eignung, Erforderlichkeit und Zweckdien-
                                               
532  Vgl. dazu vorstehend Rz. 76 ff. 
533  Vgl. dazu vorstehend Rz. 140. 
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lichkeit dieser Anerkennungsvoraussetzung nicht unumstritten.534 Zum ande-
ren greifen in der vorliegenden Konstellation nicht die das Gegenrecht recht-
fertigenden Argumente (u.a. Verbesserung der zwischenstaatlichen Koopera-
tionsbereitschaft535), da keine (eigentliche) Rechtshilfesituation besteht. Das 
Gegenrechtserfordernis würde daher lediglich dazu dienen, die Prozessfüh-
rung durch ausländische Insolvenzverwalter in der Schweiz zu erschweren. 
e) Fazit 
Das schweizerische Recht steht dem (uneingeschränkten) Bestand der Pro-
zessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen 
Gerichten, soweit keine in der Schweiz gelegenen Vermögenswerte des aus-
ländischen Gemeinschuldners von der Prozessführung betroffen sind, im 
Grundsatz nicht entgegen. Mit Bezug auf die für diesen Fall zu bildende 
Rechtsregel ist daher vom grundsätzlichen Bestand der Prozessführungsbe-
fugnis ausländischer Insolvenzverwalter ausserhalb des Anwendungsberei-
ches des 11. Kapitels des IPRG auszugehen.536 Die inzidente Anerkennung 
des ausländischen Insolvenzdekretes ist jedoch in jedem Fall Voraussetzung 
für die Zuerkennung der Prozessführungsbefugnis eines ausländischen In-
solvenzverwalters vor schweizerischen Gerichten. 
B. Wirkungen 
Der im Gegensatz zur Rechtslage nach Art. 166 ff. IPRG grundsätzlich un-
eingeschränkte Bestand der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insol-
venzverwalter hat die von der schweizerischen lex fori processus zugespro-
chenen Wirkungen der Prozessführungsbefugnis zur Folge. Ein ausländi-
scher Insolvenzverwalter verfügt daher im Prinzip über eine unlimitierte 
Prozessführungsbefugnis vor schweizerischen Gerichten;537 er ist zusätzlich 
                                               
534  Vgl. Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4135; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 8; 
Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 166 N 13; BREITENSTEIN, Rz. 375 ff.; 
HANISCH, Gegenrecht, S. 4 ff.; STAEHELIN, Anerkennung, S. 65 ff. Im Rahmen des 
E-IPRG wird denn auch der Verzicht auf das Gegenrecht vorgeschlagen (vgl. Art. 166 
Abs. 1 E-IPRG; Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4135; vgl. auch Erläuterungsbericht 
IPRG-Konkurs, S. 6 und S. 8). 
535  Botschaft IPRG, S. 451. 
536  Vgl. JAKOB, Rz. 45. Im Ergebnis gl.A.: Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, 
Art. 166 N 17; GASSMANN/BOMMER, Rz. 14.86; OBERHAMMER, Deutsche Insolvenz-
verwalter, S. 340; OBERHAMMER, Urteilsbesprechung, S. 436 f. 
537  Vgl. JAKOB, Rz. 45. 
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zur prozessualen Geltendmachung von materiell-rechtlichen Ansprüchen 
und der Abwehr von behaupteten materiell-rechtlichen Ansprüchen auch zur 
Geltendmachung von prozessualen Rechten sowie zur Abwehr von behaup-
teten prozessualen Rechten befugt. Ein ausländischer Insolvenzverwalter ist 
daher ausserhalb des Anwendungsbereiches des 11. Kapitels des IPRG bei-
spielsweise (prozessführungs-)befugt vor schweizerischen Gerichten eine 
Klage anhängig zu machen. 
Ungeachtet dessen muss in einem entsprechenden Verfahren vor schweizeri-
schen Gerichten, an dem ein ausländischer Insolvenzverwalter als Partei 
beteiligt ist, durch das Gericht sichergestellt werden, dass keine in der 
Schweiz gelegenen Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners 
durch das jeweilige Verfahren betroffen sind. So sind vor dem Hintergrund 
der bundesgerichtlichen Rechtsprechung die konkreten Verhältnisse zu be-
achten, die Anlass zu einer Widerklage geben.538 Stehen diese in engem 
sachlichen Zusammenhang zu Bestrebungen des Insolvenzverwalters in der 
Schweiz gelegenes Vermögen in die ausländische Insolvenzmasse einzube-
ziehen539, dann ist auf eine Widerklage mangels Prozessführungsbefugnis 
des ausländischen Insolvenzverwalters nicht einzutreten. 
Mit Blick auf die Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenz-
verwalters vor schweizerischen Gerichten für im Ausland gelegene Forde-
rungen eines ausländischen Gemeinschuldners540 gegenüber einem im Aus-
land ansässigen Drittschuldner ist zu beachten, dass eine etwaige Vollstre-
ckung in Vermögenswerte dieses Drittschuldners, die auf schweizerischem 
Territorium gelegenen sind, (wohl) versagt werden muss. Zwar sind diesfalls 
nicht Vermögenswerte des ausländischen Gemeinschuldners durch die Voll-
streckung betroffen, jedoch erfolgt im Ergebnis durch die Aushändigung von 
in der Schweiz gelegenen Aktiven des Drittschuldners an den ausländischen 
Insolvenzverwalter eine Vergrösserung der ausländischen Insolvenzmasse 
aus in der Schweiz gelegenen Vermögenswerten, ohne Berücksichtigung 
etwaiger Vorrechte schweizerischer Gläubiger. Für den Vollstreckungsfall 
müssen daher in solchen Konstellationen ebenfalls die Art. 166 ff. IPRG 
gelten, auch wenn zum einen die von der Vollstreckung erfassten Vermö-
genswerte in der Schweiz nicht dem ausländischen Gemeinschuldner gehö-
ren und zum anderen das dem Vollstreckungsverfahren zugrunde liegende 
                                               
538  Vgl. BGE 139 III 236, 242 f. 
539  BGE 139 III 236, 243. 
540  Vgl. dazu vorstehend Rz. 152. 
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Erkenntnisverfahren nicht vom Anwendungsbereich des 11. Kapitels des 
IPRG erfasst war. 
IV. Fazit 
1. Regelung der Prozessführungsbefugnis nach den 
Art. 166 ff. IPRG 
Soweit in der Schweiz gelegene Vermögenswerte eines ausländischen Ge-
meinschuldners von prozessualen Handlungen betroffen sind, steht ausländi-
schen Insolvenzverwaltern in der Schweiz nur eine äusserst beschränkte 
Prozessführungsbefugnis zu.541 Insbesondere fehlen ihnen nahezu jegliche 
Rechtsverfolgungsbefugnisse.542 Nur bei einer erfolgreichen Anerkennung 
eines ausländischen Insolvenzdekretes, gefolgt von der zwingenden Eröff-
nung und Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens, wird die Ergrei-
fung von Rechtsverfolgungshandlungen möglich.543 Die Zuständigkeit dafür 
liegt dann aber bei der schweizerischen Sekundärkonkursmasse.544 Dieser 
zwingende Verfahrensablauf kann in mehrfacher Hinsicht negative Auswir-
kungen auf die Interessen ausländischer Insolvenzverwalter resp. ausländi-
scher Insolvenzmassen und letztlich der Insolvenzgläubiger haben, darunter 
insbesondere auch auf jene schweizerischer Gläubiger, die im Sekundärkon-
kursverfahren keine bevorrechtigte Befriedigung erfahren.545 Mit Blick auf 
die prozessualen Befugnisse ausländischer Insolvenzverwalter hat das im 
IPRG vorgesehene System unter anderem die folgenden negativen Konse-
quenzen: 
Unverzügliches prozessuales Handeln durch einen ausländischen Insolvenz-
verwalter, z.B. im Falle einer möglichen Gefährdung in der Schweiz gelege-
ner Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners, ist nicht mög-
lich. Zum einen kann ein ausländischer Insolvenzverwalter frühestens mit 
dem Gesuch auf Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes (vgl. 
                                               
541  Vgl. dazu vorstehend Rz. 90 ff. 
542  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87. 
543  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87. 
544  Vgl. dazu vorstehend Rz. 65 sowie Rz. 87. 






Art. 166 Abs. 1 IPRG) den Erlass sichernder Massnahmen (vgl. Art. 168 
IPRG) beantragen.546 Wird die Anerkennung des ausländischen Insolvenz-
dekretes abgelehnt, kann auch keine Sicherung der betroffenen Vermögens-
werte erfolgen; allfällige bereits angeordnete Massnahmen verlieren ihre 
Wirksamkeit. Zum anderen liegt im Fall einer erfolgreichen Anerkennung 
des ausländischen Insolvenzdekretes die Zuständigkeit für die Beantragung 
von sichernden Massnahmen nach Eröffnung des Sekundärkonkursverfah-
rens allein bei der Sekundärkonkursmasse.  
Als Folge der zwingenden Durchführung des Sekundärkonkursverfahrens (in 
der Praxis meist als summarisches Konkursverfahren im Sinne von Art. 231 
SchKG547) liegt die Entscheidgewalt, ob etwaige prozessuale Handlungen – 
wie z.B. eine Klageerhebung – in der Schweiz zu ergreifen sind, in der Zu-
ständigkeit des schweizerischen Konkursamtes (dies zumindest soweit für 
einen Anspruch keine Abtretung nach Art. 260 SchKG erfolgt548). Es besteht 
lediglich die Möglichkeit, dass der ausländische Insolvenzverwalter und das 
zuständige Konkursamt miteinander kooperieren. Durch eine solche Koope-
ration ist unter Umständen eine gewisse Einflussnahme durch den ausländi-
schen Insolvenzverwalter auf die Verwaltung der schweizerischen Sekun-
därkonkursmasse möglich. Damit einhergehend kann insbesondere auch eine 
(indirekte) Einbindung des ausländischen Insolvenzverwalters in die Füh-
rung von Prozessen erfolgen, die wohl in den meisten Fällen die gerichtliche 
Geltendmachung einer in der Schweiz gelegenen Forderung des ausländi-
schen Gemeinschuldners betreffen. Eine solche Kooperation dürfte häufig 
auch unumgänglich sein, da in der Regel nur der ausländische Insolvenzver-
walter über die für die gerichtliche Geltendmachung eines Anspruches not-
wendigen Informationen verfügt. 
Das schweizerische Recht sieht hingegen hinsichtlich grenzüberschreitender 
Insolvenzverfahren weder eine ausdrückliche Kooperationsbefugnis noch 
eine Kooperationspflicht schweizerischer Konkursämter vor.549 Es ist daher 
denkbar und grundsätzlich zulässig, dass ein Konkursamt ohne Rücksprache 
                                               
546  Vgl. dazu vorstehend Rz. 92. 
547  Vgl. dazu nachstehend Rz. 312. 
548  Vgl. dazu vorstehend Rz. 93 f., Rz. 95 ff. sowie Rz. 102. 
549  Vgl. für rein schweizerische Sachverhalte: Art. 4a Abs. 1 SchKG. Nach Art. 174b 
E-IPRG sollen bei Verfahren, die in einem sachlichen Zusammenhang stehen, die betei-
ligten Behörden und Organe ihre Handlungen untereinander sowie mit ausländischen 
Behörden und Organen koordinieren können. 
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mit dem ausländischen Insolvenzverwalter oder ohne Berücksichtigung von 
Empfehlungen des ausländischen Insolvenzverwalters über die Vornahme 
von prozessualen Handlungen entscheidet. Einem ausländischen Insolvenz-
verwalter kann daher im ungünstigsten Fall jegliche Einflussnahme auf 
Handlungen des Konkursamtes in Bezug auf einzuleitende oder rechtshängi-
ge Prozesse, welche die schweizerische Sekundärkonkursmasse betreffen, 
verwehrt sein. 
Die Beschränkung der einem ausländischen Insolvenzverwalter zustehenden 
Prozessführungsbefugnis bzw. seiner Rechtsverfolgungsbefugnisse ist insbe-
sondere auch im Hinblick auf verjährungsunterbrechende Handlungen pro-
zessualer Natur von Relevanz. Nach Art. 135 Ziff. 2 OR kann die Verjäh-
rung durch Schuldbetreibung, Schlichtungsgesuch, Klageerhebung oder 
Geltendmachung einer Einrede vor einem staatlichen Gericht oder einem 
Schiedsgericht sowie durch eine Eingabe im Konkurs unterbrochen werden. 
In Anbetracht der Regelung in Art. 166 ff. IPRG ist es einem ausländischen 
Insolvenzverwalter aber grundsätzlich verwehrt, verjährungsunterbrechende 
Handlungen nach Art. 135 Ziff. 2 OR vor schweizerischen Behörden oder 
Gerichten vorzunehmen, da ihm die dazu notwendige (Prozessführungs-)Be-
fugnis fehlt. Lediglich die schweizerische Sekundärkonkursmasse kann – 
selbstredend nach erfolgter Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekre-
tes – entsprechende prozessuale Handlungen mit verjährungsunterbrechen-
der Wirkung vornehmen. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass 
ausländischen Insolvenzverwaltern die Befugnis zur Vornahme (prozessua-
ler) verjährungsunterbrechender Handlungen vor schweizerischen Gerichten 
und Behörden aufgrund der Art. 166 ff. IPRG fehlt, unabhängig davon, ob 
schweizerisches Recht und damit Art. 135 Ziff. 2 OR oder ausländisches 
Recht auf den Anspruch und die Unterbrechung der Verjährung anwendbar 
ist.550 
Besteht hingegen bezüglich in der Schweiz gelegener Vermögenswerte des 
ausländischen Gemeinschuldners eine Gerichtszuständigkeit im Ausland, 
während in der Sache schweizerisches Recht anwendbar ist, dann muss von 
                                               
550  Nach Art. 148 Abs. 1 IPRG unterstehen die Verjährung und das Erlöschen einer Forde-
rung dem auf die Forderung anwendbaren Recht. Von Art. 148 Abs. 1 IPRG wird auch 
die Unterbrechung der Verjährung erfasst (BSK IPRG-DASSER, Art. 148 N 7; ZK 
IPRG-GIRSBERGER/KELLER, Art. 148 N 21; Furrer/Girsberger/Müller-Chen-MÖCKLIN-
DOSS/SCHNYDER, Art. 148 N 2). Sofern ausländisches Recht auf eine Forderung an-





einem Ausschluss der Anwendbarkeit der Art. 166 ff. IPRG ausgegangen 
werden. Das 11. Kapitel des IPRG stellt lediglich eine Art Rechtshilfever-
fahren in der Schweiz zur Verfügung551 und richtet sich daher nicht an aus-
ländische Behörden. Vor ausländischen Gerichten ist der ausländische Insol-
venzverwalter daher – auch wenn (materielles) schweizerisches Recht auf 
die Streitsache anwendbar ist – grundsätzlich zu (prozessualen) verjährungs-
unterbrechenden Handlungen befugt, soweit und in der Form, in der das 
jeweils ausländische Recht diese vorsieht. 
2. Regelung der Prozessführungsbefugnis ausserhalb 
der Art. 166 ff. IPRG 
Ausserhalb des Anwendungsbereiches des 11. Kapitels des IPRG fehlt im 
schweizerischen Recht eine Regel zur Frage des Bestandes und der etwaigen 
Wirkungen der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter 
vor schweizerischen Gerichten.552 Das schweizerische Rechtssystem steht 
aber, soweit nicht in der Schweiz gelegene Vermögenswerte eines ausländi-
schen Gemeinschuldners durch ein Verfahren betroffen sind, der Bestand der 
Befugnis ausländischer Insolvenzverwalter zur Prozessführung auch nicht 
entgegen.553 Es ist daher vom grundsätzlichen Bestand der Prozessführungs-
befugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten 
auszugehen.554 Der Bestand führt zur Geltung der von der schweizerischen 
lex fori processus der Prozessführungsbefugnis erteilten Wirkungen, d.h. ein 
ausländischer Insolvenzverwalter verfügt im Grundsatz über eine uneinge-
schränkte Prozessführungsbefugnis vor schweizerischen Gerichten.555 Eine 
Ausnahme muss lediglich dahingehend gelten, dass die Prozessführungsbe-
fugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters entfällt, sobald in der 
Schweiz gelegene Vermögenswerte des ausländischen Gemeinschuldners in 
das Verfahren eingebracht werden.556 Nur auf diese Weise kann sicherge-
stellt werden, dass die Prinzipien von Art. 166 ff. IPRG nicht verletzt werden 
und die Einheit der Rechtsordnung gewahrt bleibt. 
                                               
551  Vgl. dazu vorstehend Rz. 60. 
552  Vgl. dazu vorstehend Rz. 158. 
553  Vgl. dazu vorstehend Rz. 180. 
554  Vgl. dazu vorstehend Rz. 180. 
555  Vgl. dazu vorstehend Rz. 181. 
556  Vgl. dazu vorstehend Rz. 182. 
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Die vorstehend skizzierte Regelung steht nicht nur im Einklang mit den Inte-
ressen ausländischer Insolvenzverwalter resp. ausländischer Insolvenzmas-
sen sowie in- und ausländischer Insolvenzmassegläubiger, sondern insbe-
sondere auch mit den Interessen der Insolvenzgläubiger (auch solcher mit 
[Wohn-]Sitz in der Schweiz). Letztere verfügen über ein erhebliches Interes-
se daran, dass Ansprüche der ausländischen Insolvenzmasse prozessual gel-
tend gemacht und durchgesetzt werden können, aber auch daran, dass die 
prozessuale Abwehr von (ungerechtfertigten) Ansprüchen möglich ist, die 
gegen die Insolvenzmasse erhoben werden und (welche) die Insolvenzmasse 
mindern könnten. Dies gilt unter anderem einerseits für solche Forderungen, 
die ursprünglich dem Gemeinschuldner aus abgeschlossenen Rechtsgeschäf-
ten zustanden, andererseits auch für Forderungen, die erst im Rahmen der 
Verwaltung der Insolvenzmasse entstanden sind. Aber auch der ausländische 
Gemeinschuldner kann über ein Interesse daran verfügen, dass die Prozess-
führung vor schweizerischen Gerichten möglich ist. Es ist denn auch nicht 
ersichtlich, welche (schweizerischen) Interessen gegen den Bestand der Pro-
zessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter ausserhalb der von 
Art. 166 ff. IPRG erfassten Konstellationen sprechen würden. Insbesondere 
wäre eine Berufung auf die im Rahmen des 11. Kapitels des IPRG geschütz-
ten bzw. verfolgten territorialen Interessen557 und die damit einhergehende 
Einschränkung der prozessualen Befugnisse von ausländischen Insolvenz-
verwaltern ausserhalb der Art. 166 ff. IPRG nicht gerechtfertigt.  
Schlussendlich ist zu bedenken, dass im Falle einer Gerichtsstandsvereinba-
rung, mit welcher die Zuständigkeit schweizerischer Gerichte vereinbart 
wird, in der Regel von einer ausschliesslichen Zuständigkeit der gewählten 
Gerichte auszugehen ist. Würde ausserhalb des Anwendungsbereiches des 
11. Kapitels des IPRG ausländischen Insolvenzverwaltern die Prozessfüh-
rungsbefugnis vor schweizerischen Gerichten verweigert, dann hätte dies zur 
Folge, dass die prozessuale Geltendmachung bzw. Abwehr der von einer 
solchen Vereinbarung erfassten Ansprüchen (faktisch) nicht möglich wäre. 
Während die Prozessführung am vereinbarten Gerichtsstand nicht zulässig 
wäre, müsste ein angerufenes ausländisches Gericht seine Zuständigkeit 
aufgrund der bestehenden Gerichtsstandsvereinbarung ablehnen.558 
                                               
557  Vgl. dazu vorstehend Rz. 60. 
558  Vgl. KUHN, S. 41. 
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5. Teil:  Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Insolvenzverwalter vor Schiedsgerichten 
mit Sitz in der Schweiz 
I. Ausgangslage 
Schiedsverfahren sind – zumindest soweit Schiedsgerichte mit Sitz in der 
Schweiz betroffen sind – weitgehend losgelöst vom nationalen Verfahrens-
recht.559 In Bezug auf die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenz-
verwalter in der Schweiz könnte dies zur Folge haben, dass die diesbezügli-
chen, für die staatliche Gerichtsbarkeit geltenden Regeln und Prinzipien 
nicht unbesehen auf internationale Schiedsverfahren vor Schiedsgerichten 
mit Sitz in der Schweiz übertragen werden können bzw. müssen.560 Es stellt 
sich daher die Frage, wie es sich mit der Prozessführungsbefugnis ausländi-
scher Insolvenzverwalter vor Schiedsgerichten mit Sitz in der Schweiz ver-
hält. Zu untersuchen ist insbesondere, ob ausländischen Insolvenzverwaltern 
vor Schiedsgerichten mit Sitz in der Schweiz die Prozessführungsbefugnis in 
solchen Sachverhaltskonstellationen zukommt bzw. zukommen kann, in 
denen ihnen diese vor staatlichen Gerichten abgesprochen würde. Hinsicht-
lich der Vollstreckung von in- und ausländischen Schiedssprüchen in der 
Schweiz ist zudem die Verfahrensabfolge, im Besonderen die Anwendbar-
keit des 11. Kapitels des IPRG, zu untersuchen.561 
                                               
559  Vgl. BSK ZPO-GIRSBERGER/HABEGGER/MRÁZ/PETER/WEBER-STECHER, Vor Art. 353–
399 N 5. Vgl. zum 3. Teil der ZPO: Botschaft ZPO, S. 7392; Sutter-Somm/Hasenböh-
ler/Leuenberger-COURVOISIER/WENGER, Vorbemerkungen zum Art. 353 N 21; Ober-
hammer/Domej/Haas-DASSER, Vor Art. 353–399 N 21; BK ZPO III-PFISTERER, 
Art. 353 N 5; Brunner/Gasser/Schwander II-STACHER, Art. 353 N 9; WEHRLI, S. 112. 
Vgl. zum 12. Kapitel des IPRG: BSK IPRG-HOCHSTRASSER/FUCHS, Einl. 12. Kapitel 
N 198 ff. 
560  Vgl. VORBURGER, Rz. 101, der diese Aussage hinsichtlich der Anerkennung von aus-
ländischen Insolvenzverfahren vorbringt. 
561  Bei dieser Thematik ist die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter 
vor schweizerischen Gerichten und nicht jene vor Schiedsgerichten mit Sitz in der 
Schweiz betroffen. Aufgrund des engen Zusammenhangs dieses Diskussionspunktes 
zum Schiedsverfahrensrecht und den diesbezüglichen Fragestellungen wird er jedoch 
unter diesem Titel untersucht. 
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II. Beschränkung der Prozessführungsbefugnis 
durch das 11. Kapitel des IPRG? 
Wie in den vorangehenden Kapiteln bereits ausführlich dargestellt wurde,562 
führen die Bestimmungen des 11. Kapitels des IPRG zu einer erheblichen 
Einschränkung des Bestandes und der Wirkungen der Prozessführungsbe-
fugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten, 
soweit in der Schweiz gelegene Vermögenswerte eines ausländischen Ge-
meinschuldners betroffen sind563. Im Hinblick auf die Prozessführungsbe-
fugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor Schiedsgerichten mit Sitz in der 
Schweiz ist daher zunächst zu prüfen, ob die Regelungen der Art. 166 ff. 
IPRG auch Schiedsgerichte binden und ob sie wie von staatlichen Gerichten 
anzuwenden sind. Von dieser Frage hängt massgeblich ab, inwiefern die 
Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter auch vor 
Schiedsgerichten besteht bzw. beschränkt oder ausgeschlossen ist. 
Im Rahmen der folgenden Ausführungen sind zunächst einige Annahmen 
und Abgrenzungen in Bezug auf Schiedsverfahren und ausländische Insol-
venzverfahren zu treffen.564 Anschliessend sollen die kollisionsrechtliche 
Anknüpfung hinsichtlich der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insol-
venzverwalter vor Schiedsgerichten,565 die Auswirkungen der aktuellen 
Rechtsprechung des Bundesgerichtes zum Spannungsverhältnis zwischen 
einem (rechtshängigen) Schiedsverfahren vor einem Schiedsgericht mit Sitz 
in der Schweiz und der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über eine Partei 
im Ausland566 sowie der Bestand und die Wirkungen der Prozessführungsbe-
fugnis ausländischer Insolvenzverwalter im Rahmen von Schiedsverfahren 
mit Sitz in der Schweiz567 diskutiert werden. 
                                               
562  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87 ff. sowie Rz. 91 ff. 
563  Vgl. zum Anwendungsbereich des 11. Kapitels des IPRG vorstehend Rz. 76 ff. 
564  Vgl. dazu nachstehend Rz. 196 ff. 
565  Vgl. dazu nachstehend Rz. 202 ff. 
566  Vgl. dazu nachstehend Rz. 207 ff. 
567  Vgl. dazu nachstehend Rz. 211 ff. 
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1. Eingrenzungen und Annahmen 
A. Schiedsverfahren nach dem 12. Kapitel des IPRG 
Das schweizerische Recht unterscheidet in Bezug auf Schiedsgerichte mit 
Sitz in der Schweiz zwischen nationalen und internationalen Schiedsverfah-
ren. Während sich nationale Schiedsverfahren grundsätzlich nach den Be-
stimmungen des 3. Teils der ZPO richten, kommt auf internationale 
Schiedsverfahren in aller Regel das 12. Kapitel des IPRG zur Anwendung. 
Nach Art. 176 Abs. 1 IPRG sind die Bestimmungen des 12. Kapitels des 
IPRG auf internationale Schiedsgerichte mit Sitz in der Schweiz anwendbar, 
sofern beim Abschluss der Schiedsvereinbarung mindestens eine Partei ihren 
(Wohn-)Sitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht in der Schweiz hatte. 
Es besteht nach Art. 176 Abs. 2 IPRG für internationale Sachverhalte auch 
die Möglichkeit, den Ausschluss des 12. Kapitels des IPRG und die Anwen-
dung des 3. Teils der ZPO zu vereinbaren. Sind die Bestimmungen des 
12. Kapitels des IPRG nicht anwendbar, d.h. handelt es sich um ein nationa-
les Schiedsverfahren, dann kommt gemäss Art. 353 Abs. 1 ZPO grundsätz-
lich der 3. Teil der ZPO für Schiedsverfahren mit Sitz in der Schweiz zur 
Anwendung, es sei denn, die betreffenden Parteien hätten von der Möglich-
keit Gebrauch gemacht, die Bestimmungen der ZPO mittels Vereinbarung 
zugunsten des 12. Kapitels des IPRG auszuschliessen (vgl. Art. 353 Abs. 2 
ZPO).  
In den nachfolgenden Ausführungen zur Frage der Anwendbarkeit des 
11. Kapitels des IPRG durch Schiedsgerichte wird angenommen bzw. davon 
ausgegangen, dass es sich jeweils um ein internationales Schiedsgericht mit 
Sitz in der Schweiz im Sinne des 12. Kapitels des IPRG handelt. Diese An-
nahme ist nicht nur aufgrund der grösseren praktischen Bedeutung von in-
ternationalen Schiedsverfahren gemäss dem 12. Kapitel des IPRG gerecht-
fertigt, sondern auch vor dem Hintergrund der folgenden Überlegungen zu 
sehen: Tritt ein ausländischer Insolvenzverwalter infolge der im Ausland 
erfolgten Insolvenzeröffnung über den Gemeinschuldner in eine durch Letz-
teren abgeschlossene Schiedsvereinbarung ein,568 mit welcher die Zustän-
                                               
568  Es bestimmt sich nach der lex fori concursus, ob ein ausländischer Insolvenzverwalter 
infolge der Insolvenzeröffnung in eine für den Gemeinschuldner geltende Schiedsver-
einbarung eintritt und damit an die vom Gemeinschuldner abgeschlossene Schiedsver-
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digkeit eines Schiedsgerichtes mit Sitz in der Schweiz vereinbart wurde, 
dann kann in der Regel davon ausgegangen werden, dass zumindest der Ge-
meinschuldner zur Zeit des Abschlusses der Schiedsvereinbarung seinen 
(Wohn-)Sitz nicht in der Schweiz hatte. Eine Konstellation, in der ein rein 
nationales Schiedsverfahren unter Beteiligung eines ausländischen Insol-
venzverwalters vorliegen würde und damit der 3. Teil der ZPO anwendbar 
wäre, ist nur in den seltenen Fällen denkbar, in denen beide Parteien beim 
Abschluss der Schiedsvereinbarung ihren (Wohn-)Sitz in der Schweiz hatten 
und jedenfalls der Gemeinschuldner danach seinen (Wohn-)Sitz ins Ausland 
verlegt hat. Ferner könnten die beiden Parteien die Anwendung des 3. Teils 
der ZPO ausdrücklich vereinbart haben (Art. 176 Abs. 2 IPRG).569 Beide 
Fälle sind zwar grundsätzlich möglich, werden aber in der Praxis (wohl) 
kaum vorkommen. Aber auch bei Abschluss einer Schiedsvereinbarung 
durch einen ausländischen Insolvenzverwalter im Rahmen der Insolvenz-
masseverwaltung ist grundsätzlich das 12. Kapitel des IPRG anwendbar, 
denn dieser hat seinen (Wohn-)Sitz im Zeitpunkt des Abschlusses ausserhalb 
der Schweiz (vgl. Art. 176 Abs. 1 IPRG). 
B. Ausländische Insolvenzverfahren 
Ein ausländisches Insolvenzverfahren liegt aus der Perspektive eines 
Schiedsgerichtes dann vor, wenn das Insolvenzverfahren ausserhalb des 
Sitzstaates des Schiedsgerichtes eröffnet wurde.570 Die nachfolgenden Aus-
führungen betreffen daher ausschliesslich Insolvenzverfahren, die ausserhalb 
der Schweiz eröffnet worden sind. 
C. Inzidente Anerkennung von ausländischen 
Insolvenzverfahren durch Schiedsgerichte 
Unbestritten ist, dass die formelle Anerkennung eines ausländischen Insol-
venzdekretes nach Art. 166 Abs. 1 IPRG als Folge fehlender objektiver 
Schiedsfähigkeit nicht durch ein Schiedsgericht vorgenommen werden 
                                               
der lex fori concursus, ob ein ausländischer Insolvenzverwalter eine Schiedsvereinba-
rung abschliessen kann (vgl. BERNET, S. 8 f.; KAUFMANN-KOHLER/LÉVY, S. 271). 
569  Vgl. dazu vorstehend Rz. 197. 
570  Vgl. GÜNTER, Rz. 203; VORBURGER, Rz. 160 sowie Rz. 233; WAGNER, Abstimmungs-
fragen, S. 107. Im Ergebnis auch TRUNK, Internationales Insolvenzrecht, S. 127. A.A. 
BERNET, S. 6. 
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kann.571 In der Rechtslehre aber umstritten ist, ob die Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens im Ausland über eine an einem Schiedsverfahren beteiligte 
Partei vom zuständigen Schiedsgericht inzident anerkannt bzw. berücksich-
tigt572 werden kann resp. muss.573 Ebenso besteht Uneinigkeit darüber, nach 
welchen Regeln eine etwaige Anerkennung bzw. Berücksichtigung zu erfol-
gen hat.574 
Die Frage nach dem Bestand der Prozessführungsbefugnis eines ausländi-
schen Insolvenzverwalters vor einem Schiedsgericht mit Sitz in der Schweiz 
kann sich zwangsläufig nur dann stellen, wenn ein Schiedsgericht das aus-
ländische Insolvenzverfahren bzw. dessen Eröffnung überhaupt (inzident) 
anerkennen oder berücksichtigen kann. Dies ergibt sich daraus, dass die Pro-
zessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters eine Wirkung 
der ausländischen Insolvenzeröffnung darstellt.575 Die Beachtung des Be-
standes der Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwal-
ters vor einem Schiedsgericht ist daher zwangsläufig an eine vorausgehende 
(inzidente) Anerkennung bzw. Berücksichtigung des ausländischen Insol-
venzverfahrens resp. des ausländischen Insolvenzdekretes durch das 
Schiedsgericht gebunden.576 Nachfolgend soll daher davon ausgegangen 
werden, dass ein Insolvenzverfahren durch ein Schiedsgericht mit Sitz in der 
Schweiz (inzident) anerkannt/berücksichtigt werden kann. 
2. Kollisionsrechtliche Anknüpfung 
In Analogie zur kollisionsrechtlichen Anknüpfung bei staatlichen Gerichts-
verfahren ist bei Schiedsverfahren vor Schiedsgerichten mit Sitz in der 
Schweiz zwischen der Prozessführungsbefugnis kraft materiellen und jener 
                                               
571  Vgl. GÜNTER, Rz. 258; VORBURGER, Rz. 225. 
572  GÜNTER, Rz. 293 ff., vertritt die Ansicht, dass ein Schiedsgericht ein ausländisches 
Insolvenzverfahren auch nicht inzident anerkennen, sondern lediglich berücksichtigen 
kann. 
573  Vgl. KRÖLL, Insolvency, S. 230 f.; NADEAU-SÉGUIN, S. 83 ff.; VORBURGER, Rz. 102 
sowie Rz. 106 ff.; WAGNER, Abstimmungsfragen, S. 74 ff. 
574  Vgl. GÜNTER, Rz. 144; VORBURGER, Rz. 102 sowie Rz. 106 ff. 
575  Vgl. dazu vorstehend Rz. 176. 
576  Vgl. zur Argumentation, dass die (inzidente) Anerkennung des ausländischen Insol-
venzverfahrens der Feststellung etwaiger Wirkungen des ausländischen Insolvenzver-
fahrens voranzugehen hat: VORBURGER, Rz. 140 f. 
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kraft formellen Rechts zu unterscheiden.577 In einem Schiedsverfahren ist die 
Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters, ebenso 
wie bei Verfahren vor staatlichen Gerichten, als Prozessführungsbefugnis 
kraft formellen Rechts zu qualifizieren.578 Es sind keine Gründe erkennbar, 
die eine unterschiedliche Einordnung erfordern würden. 
Grundsätzlich ist der Bestand der Prozessführungsbefugnis kraft formellen 
Rechts im Rahmen von Schiedsverfahren nach dem gemäss Art. 182 Abs. 1 
und 2 IPRG auf das Schiedsverfahren anzuwendenden Verfahrensrecht zu 
bestimmen.579 In Bezug auf die Prozessführungsbefugnis ausländischer In-
solvenzverwalter rechtfertigt sich für (internationale) Schiedsverfahren hin-
gegen eine differenzierte Anknüpfung. In diesem Fall greifen die für die 
staatliche Gerichtsbarkeit geltenden Überlegungen, die zu einer Anknüpfung 
an die schweizerische lex fori processus führen,580 nicht. Im Gegensatz zu 
staatlichen Gerichten mangelt es Schiedsgerichten an einer territorialen Ver-
ankerung im Sitzstaat.581 Daher sind auch jene Argumente nicht einschlägig, 
die für die Anknüpfung der Prozessführungsbefugnis eines ausländischen 
Insolvenzverwalters vor staatlichen Gerichten auf dem im schweizerischen 
Recht für ausländische Insolvenzverfahren geltenden Prinzip der passiven 
Territorialität beruhen.582 
Ein ausländischer Insolvenzverwalter stützt seine Stellung auf die (ausländi-
sche) Insolvenzeröffnung und damit auf die ausländische lex fori concur-
sus.583 Infolgedessen ist der Bestand der Prozessführungsbefugnis eines aus-
ländischen Insolvenzverwalters als Ausfluss seiner Stellung als Insolvenz-
verwalter vor Schiedsgerichten mit Sitz in der Schweiz nach dem Recht am 
Ort der Insolvenzeröffnung zu bestimmen.584 Die Wirkungen der Prozessfüh-
rungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters sind nach dem ge-
                                               
577  Vgl. dazu vorstehend Rz. 39. 
578  Vgl. dazu vorstehend Rz. 83 ff. 
579  Vgl. dazu vorstehend Rz. 41. 
580  Vgl. dazu vorstehend Rz. 83 ff. 
581  BERNET, S. 5; BROWN-BERSET/LÉVY, S. 666; GÜNTER, Rz. 203; LÉVY, Insolvency, 
S. 26. Vgl. auch WAGNER, International Insolvency, S. 60. 
582  Vgl. dazu vorstehend Rz. 84 ff. 
583  Vgl. dazu vorstehend Rz. 176. 
584  Die Autorin vertrat früher noch die Ansicht, dass im Rahmen eines Schiedsverfahrens 
die Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters nach dem auf die 
Streitsache anwendbaren Recht zu bestimmen sei (KUHN/JAKOB, Rz. 39 ff.). 
203 
204 
II. Beschränkung der Prozessführungsbefugnis durch das 11. Kapitel des IPRG? 
 111 
mäss Art. 182 Abs. 1 und 2 IPRG auf das Schiedsverfahren anzuwendenden 
Verfahrensrecht zu beurteilen.585 
Spricht das Recht am Ort der Insolvenzeröffnung einem Insolvenzverwalter 
die Befugnis zur Prozessführung zu, dann ist der Insolvenzverwalter auch 
durch das Schiedsgericht als zur Prozessführung befugt anzuerkennen. Eine 
Anknüpfung nach Art. 178 Abs. 2 IPRG lässt sich hingegen nicht rechtferti-
gen, da nicht die Gültigkeit der Schiedsvereinbarung betroffen ist. Ebenso ist 
das auf die Frage des Bestandes der Prozessführungsbefugnis anwendbare 
Recht nicht nach Art. 187 Abs. 1 IPRG zu bestimmen, da die Prozessfüh-
rungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters im Ergebnis auf 
einem Hoheitsakt beruht586 und daher eine Anknüpfung nach Art. 187 Abs. 1 
IPRG, der das auf die Streitsache anwendbare Recht regelt und der Parteiau-
tonomie den Vorrang gibt, nicht gerechtfertigt ist.587 
Aus diesen Erwägungen ergibt sich, dass der Bestand der Prozessführungs-
befugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters bei einem Schiedsverfah-
ren vor einem Schiedsgericht mit Sitz in der Schweiz grundsätzlich nicht 
nach schweizerischem Recht zu beurteilen ist. Doch auch wenn – entgegen 
der hier vertretenen Meinung – der Bestand der Prozessführungsbefugnis 
eines ausländischen Insolvenzverwalters nach schweizerischem Recht zu 
beurteilen wäre, würde dies in Bezug auf in der Schweiz gelegene Vermö-
genswerte eines ausländischen Gemeinschuldners aufgrund der nachfolgen-
den Überlegungen588 nicht zu jener äusserst beschränkten Prozessführungs-
befugnis ausländischer Insolvenzverwalter führen, wie dies vor staatlichen 
Gerichten der Fall ist. 
3. Vivendi-Entscheid und das 11. Kapitel des IPRG 
In einem im Jahr 2009 ergangenen, nicht in der amtlichen Sammlung publi-
zierten Entscheid des Bundesgerichtes589 (sog. Vivendi-Entscheid)590 hatte 
                                               
585  Vgl. dazu vorstehend Rz. 41. 
586  Vgl. dazu vorstehend Rz. 176. 
587  Vgl. für das gleiche Argument hinsichtlich der Anknüpfung der Rechtsfähigkeit: 
BGE 138 III 714, 721. 
588  Vgl. dazu nachstehend Rz. 211 ff. 
589  Die Nichtaufnahme des Entscheides in die amtliche Sammlung der bundesgerichtlichen 
Entscheide weist darauf hin, dass diesem kein präjudizieller Charakter zukommen soll 
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das Gericht über den Einfluss der Eröffnung eines ausländischen Insolvenz-
verfahrens über eine ausländische Partei auf ein internationales Schiedsver-
fahren vor einem Schiedsgericht mit Sitz in der Schweiz zu urteilen.591 Im 
Rahmen des bundesgerichtlichen Verfahrens wurde insbesondere die Frage 
thematisiert, ob eine Partei eines Schiedsverfahrens über die während des 
laufenden Verfahrens die Insolvenz eröffnet wurde, noch die Fähigkeit hatte 
bzw. rechtlich in der Lage war, infolge der vor der Insolvenzeröffnung abge-
schlossenen Schiedsvereinbarung am Schiedsverfahren als Partei teilzuneh-
men.592 Das Bundesgericht führte dazu aus, dass sich die Parteifähigkeit 
(grundsätzlich) nach dem Personal- resp. Gesellschaftsstatut (Art. 34 IPRG 
bzw. Art. 154 sowie Art. 155 lit. c IPRG) zu richten habe.593 Vor diesem 
Hintergrund entschied das Gericht, dass nach dem anwendbaren polnischen 
Recht als Gesellschaftsstatut die betreffende Partei mit der Insolvenzeröff-
nung die Fähigkeit verloren habe, in einem Schiedsverfahren als Partei teil-
zunehmen, d.h. die betreffende Bestimmung im polnischen Recht der Partei 
die subjektive Schiedsfähigkeit594 entzogen habe.595 
In einem nachfolgenden Entscheid596, in dem eine in Portugal erfolgte Insol-
venzeröffnung über eine an einem internationalen Schiedsverfahren vor ei-
nem Schiedsgericht mit Sitz in der Schweiz beteiligte Partei betroffen war, 
modifizierte das Bundesgericht seine Rechtsprechung zur Bestimmung der 
subjektiven Schiedsfähigkeit nach dem Personal- bzw. Gesellschaftsstatut.597 
Das Gericht entschied,598 dass sofern «das ausländische Gebilde nach dem 
Inkorporationsstatut Rechtspersönlichkeit»599 aufweise, «es in einem interna-
tionalen Schiedsverfahren mit Sitz in der Schweiz auch parteifähig»600 sei.601 
«Allfällige spezifisch auf Schiedsverfahren bezogene Einschränkungen des 
Personal- oder Gesellschaftsstatuts, welche die Rechtspersönlichkeit des 
                                               
590  BGer v. 31.03.2009, 4A_428/2008. 
591  BERGER, ZPR Rechtsprechung 2012, S. 65. 
592  BERGER, ZPR Rechtsprechung 2009, S. 561. 
593  BGer v. 31.03.2009, 4A_428/2008, Erw. 3.2. 
594  Vgl. zur subjektiven Schiedsfähigkeit vorstehend Rz. 51 ff. 
595  BGer v. 31.03.2009, 4A_428/2008, Erw. 3.3. 
596  BGE 138 III 714. 
597  BGE 138 III 714, 720 f. 
598  Vgl. dazu vorstehend im Detail Rz. 52 f. 
599  BGE 138 III 714, 722. 
600  BGE 138 III 714, 722. 
601  BGE 138 III 714, 722. 
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ausländischen Gebildes unberührt lassen»602, seien «unter dem Gesichts-
punkt der Fähigkeit, in einem Schiedsverfahren mit Sitz in der Schweiz als 
Partei aufzutreten, grundsätzlich unbeachtlich»603. Das Bundesgericht zog 
den Schluss, dass die umstrittene Bestimmung des portugiesischen Rechts 
für die Parteifähigkeit nach schweizerischer lex arbitri unbeachtlich sei, 
solange die Insolvenzmasse über Rechtspersönlichkeit verfüge.604 
In beiden Entscheiden wurde der Rolle des ausländischen Insolvenzverwal-
ters im Schiedsverfahren keine Beachtung geschenkt.605 Ebenso erfolgte 
hinsichtlich der subjektiven Schiedsfähigkeit durch das Bundesgericht zu 
Unrecht keine Prüfung der Prozess- bzw. Handlungsfähigkeit.606 
Im Rahmen der Kritik zum Vivendi-Entscheid607 brachten einzelne Autoren 
vor, dass das Bundesgericht es versäumt habe, die Frage nach dem Einfluss 
eines über eine Partei eröffneten ausländischen Insolvenzverfahrens auf ein 
Schiedsverfahren vor einem Schiedsgericht mit Sitz in der Schweiz unter 
Berücksichtigung der Anforderungen nach Art. 166 ff. IPRG zu prüfen.608 
Bei dieser Überlegung wird allerdings verkannt, dass sich die Anwendbar-
keit des 11. Kapitels des IPRG auf jene Anwendungsfälle beschränkt, in 
denen auf schweizerischem Territorium gelegene Vermögenswerte eines 
ausländischen Gemeinschuldners betroffen sind und an die ausländische 
                                               
602  BGE 138 III 714, 722. 
603  BGE 138 III 714, 722. 
604  BGE 138 III 714, 723. 
605  NAEGELI/VORBURGER, S. 151. 
606  MÖHLER, Rz. 385. Vgl. auch PAIR, S. 617: «Problematisch erscheint [...] der Automa-
tismus, mit dem von der subjektiven Schiedsfähigkeit im engeren Sinne (der Partei- o-
der Rechtsfähigkeit) auf die subjektive Schiedsfähigkeit im weiteren Sinne (der Hand-
lungs- oder Prozessfähigkeit) geschlossen wird.» 
607  Vgl. AEBI/FREY, S. 116 ff.; KARRER, Comment on Vivendi, S. 145 ff.; KARRER, Swiss 
Federal Supreme Court, S. 111; KÜHN, S. 140 f.; LAZIĆ, S. 342 ff.; LÉVY, Bankruptcy, 
S. 106 ff.; NAEGELI, Auswirkungen, Rz. 21 ff.; NAEGELI, Bankruptcy and Arbitration, 
S. 201 ff.; NAEGELI, Capacity, S. 380 ff.; NAEGELI, Comments, S. 58 ff.; NATER-
BASS/MOSIMANN, S. 171 ff. 
608  Vgl. KREN KOSTKIEWICZ/MARKUS, S. 76; KARRER, Comment on Vivendi, S. 146; KAR-
RER, Swiss Federal Supreme Court, S. 111. A.A. im Ergbnis: KRÖLL, Insolvency, 
S. 237. Vgl. auch CATELLI, S. 71, die im Ergebnis aber die Anwendbarkeit der 
Art. 166 ff. IPRG auf internationale Schiedsverfahren als Folge des autonomen Charak-
ters des 12. Kapitels des IPRG verneint. RÖMER, S. 86, weist lediglich darauf hin, dass 
das Bundesgericht die Art. 166 ff. IPRG nicht berücksichtigt habe, ohne dieses Vorge-
hen zu bewerten. 
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Insolvenzmasse ausgehändigt werden sollen.609 Die Frage nach der Geltung 
des 11. Kapitels des IPRG für internationale Schiedsverfahren vor Schieds-
gerichten mit Sitz in der Schweiz bezieht sich folglich von vornherein nur 
auf Sachverhalte, in denen ein Schiedsverfahren in der Schweiz gelegene 
Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners erfasst. Die dem 
Vivendi-Entscheid, aber auch dem BGE 138 III 714 zugrunde liegenden 
Sachverhalte scheinen hingegen, zumindest nach den in den veröffentlichten 
Entscheiden enthaltenen Angaben, gerade keine in der Schweiz gelegenen 
Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners zu betreffen. Unab-
hängig davon ist das 11. Kapitel des IPRG aber, wie nachfolgend aufgezeigt 
wird, ohnehin nicht durch Schiedsgerichte mit Sitz in der Schweiz anzuwen-
den. 
4. Bestand und Wirkungen der Prozessführungs-
befugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor 
Schiedsgerichten mit Sitz in der Schweiz  
Nach herrschender Auffassung ist das 12. Kapitel des IPRG über die interna-
tionale Schiedsgerichtsbarkeit der Schweiz als sog. stand-alone legislation, 
d.h. als eine eigenständige Ordnung konzipiert.610 Es ist daher als ein auto-
nomes Regelungswerk zu betrachten.611 Dies gilt unabhängig davon, dass es 
systematisch einen Teil des IPRG bildet. Bei der Auslegung ist dies zu be-
rücksichtigen.612 
Es bestehen nur wenige Ausnahmen vom Grundsatz des autonomen Charak-
ters des 12. Kapitels des IPRG. Wie vorstehend erwähnt,613 hat das Bundes-
gericht in seiner neueren Rechtsprechung festgestellt, dass nach dem Perso-
nal- resp. Gesellschaftsstatut (Art. 33 f. IPRG bzw. Art. 154 sowie Art. 155 
                                               
609  Vgl. dazu vorstehend Rz. 77 ff. 
610  Vgl. Arroyo-BURCKHARDT, Art. 187 N 4; KARRER, Position of the Arbitration Chapter, 
S. 13. Vgl. auch Arroyo-BESSON, Salient Features and Amenities of Chapter 12 PILS 
N 12; Furrer/Girsberger/Müller-Chen-FURRER/GIRSBERGER/AMBAUEN, Art. 176–178 
N 1; BSK IPRG-HOCHSTRASSER/FUCHS, Einl. 12. Kap. N 202; Arroyo-HOFBAUER, His-
tory of Arbitration N 5; BSK IPRG-KARRER, Art. 187 N 19; BERGER/KELLERHALS, 
Rz. 87; GIRSBERGER/VOSER, Rz. 195; GÖKSU, Rz. 180. 
611  Arroyo-BESSON, Salient Features and Amenities of Chapter 12 PILS N 12. 
612  Vgl. BSK IPRG-HOCHSTRASSER/FUCHS, Einl. 12. Kap. N 202. Vgl. auch GIRSBER-
GER/VOSER, Rz. 195. 
613  Vgl. dazu vorstehend Rz. 52 f. sowie Rz. 207 f. 
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lit. c IPRG) zu bestimmen sei, ob einem Gebilde Rechtspersönlichkeit, d.h. 
ob einer Partei Rechtfähigkeit zukomme.614 Sofern die Rechtsfähigkeit eines 
Gebildes aufgrund ausländischen Rechts zu bestimmen sei, müsse festge-
stellt werden, ob dieses gemäss anwendbarem ausländischem Recht Träger 
von Rechten und Pflichten sein könne.615 Falls einem Gebilde durch das 
Personal- oder Gesellschaftsstatut Rechtspersönlichkeit zugesprochen werde, 
so sei dieses auch als rechts- und damit parteifähig anzusehen.616 Dadurch 
scheint die frühere Rechtsprechung, dass die Kollisionsnormen des IPRG in 
internationalen Schiedsverfahren grundsätzlich nicht massgeblich seien,617 
zumindest eingeschränkt.618 Dennoch wird in der Lehre weiterhin die An-
sicht vertreten, dass als Folge der in Art. 187 IPRG enthaltenen, speziellen 
kollisionsrechtlichen Regelung für internationale Schiedsgerichte im An-
wendungsbereich des 12. Kapitels des IPRG grundsätzlich kein Raum für 
eine direkte Anwendung der übrigen, ausserhalb des 12. Kapitels des IPRG 
enthaltenen Kollisionsnormen bestehe.619 Vereinzelt wird zudem darauf hin-
gewiesen, dass die Bestimmungen des 1.–11. Kapitels des IPRG nur dann 
analog angewendet werden können, falls sich dies aufgrund der Eigenart der 
internationalen Schiedsgerichtsbarkeit aufdränge.620 
Weder die genannten Entwicklungen in der Rechtsprechung des Bundesge-
richtes noch die dogmatischen Auseinandersetzungen in der Lehre haben 
jedoch einen Einfluss auf die Frage nach der Anwendbarkeit des 11. Kapitels 
des IPRG durch internationale Schiedsgerichte mit Sitz in der Schweiz. Zum 
einen hat die Rechtsprechung nur vereinzelt und äusserst selektiv Normen 
mit kollisionsrechtlichem Charakter aus Bestimmungen des IPRG ausserhalb 
der Art. 176 ff. IPRG für Schiedsgerichte mit Sitz in der Schweiz für an-
wendbar erklärt. Aus diesen Fällen lässt sich somit noch keine allgemeine 
                                               
614  BGE 138 III 714, 720 f. 
615  BGE 138 III 714, 721. 
616  BGE 138 III 714, 721 f. 
617  In BGer v. 08.12.1999, 4P.154/1999, Erw. 2)bb) [ASA Bulletin 2000, Issue 3, S. 554], 
hielt das Bundesgericht fest: «L’arbitre international siégeant en Suisse est en effet 
soumis exclusivement au chapitre 12 de la LDIP et les règles de conflit que doit appli-
quer le juge suisse en matières contractuelle [...] ne s’imposent pas à lui [...].» 
618  Vgl. die diesbezügliche Kritik von NAEGELI, Auswirkungen, Rz. 38 f. 
619  Vgl. BSK IPRG-HOCHSTRASSER/FUCHS, Einl. 12. Kap. N 223 f.; BSK IPRG-KARRER, 
Art. 187 N 20; BERGER/KELLERHALS, Rz. 1280. Vgl. auch schon ZK IPRG-HEINI, 
Art. 187 N 2. 
620  Arroyo-BURCKHARDT, Art. 187 N 4; BSK IPRG-KARRER, Art. 187 N 20; BERGER/KEL-
LERHALS, Rz. 1380. Vgl. auch NAEGELI, Capacity, S. 377. 
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Regel zur Geltung der im IPRG enthaltenen Kollisionsnormen, aber auch der 
übrigen Bestimmungen des IPRG für internationale Schiedsgerichte mit Sitz 
in der Schweiz ableiten. Zum anderen sind die im 11. Kapitel des IPRG ent-
haltenen Bestimmungen keine Kollisionsnormen. Die Art. 166 ff. IPRG 
regeln die «zwischenstaatliche Rechtshilfe in Konkurssachen»621 und sind 
damit ausschliesslich an staatliche (schweizerische) Gerichte gerichtet. Diese 
Ansicht steht im Einklang mit dem in der internationalen Schiedsgerichts-
barkeit verankerten Prinzip, dass diese grundsätzlich einen delokalisierten 
Ansatz verfolgt, um den Interessen eines voraussehbaren und ausgeglichenen 
Schiedsverfahrens gerecht zu werden.622 
Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die Art. 166 ff. IPRG trotz der neueren 
Tendenzen in der Rechtsprechung keine Anwendung auf internationale 
Schiedsverfahren mit Sitz in der Schweiz finden können.623 Daher kann auf-
grund von Art. 166 ff. IPRG auch keine Einschränkung der Prozessfüh-
rungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor Schiedsgerichten mit 
Sitz in der Schweiz erfolgen. Dem schweizerischen Recht ist im Übrigen 
keine andere Regelung zu entnehmen, die dem Bestand der Prozessfüh-
rungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor Schiedsgerichten mit 
Sitz in der Schweiz entgegenstehen würde. Aus schweizerischer Perspektive 
würde einem ausländischen Insolvenzverwalter daher die Prozessführungs-
befugnis vor internationalen Schiedsgerichten mit Sitz in der Schweiz zu-
kommen, unabhängig davon, ob von dessen Prozessführung in der Schweiz 
gelegene Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners betroffen 
sind oder nicht. 
Der Bestand der Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenz-
verwalters vor Schiedsgerichten mit Sitz in der Schweiz hat sich aber ohne-
hin nicht nach schweizerischem Recht, sondern nach der (ausländischen) lex 
fori concursus zu richten.624 Das schweizerische Recht ist für die Beurteilung 
der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter grundsätzlich 
unbeachtlich. Die Wirkungen der Prozessführungsbefugnis eines ausländi-
                                               
621  BGer v. 24.10.2011, 2C_303/2010, Erw. 2.4.1. Vgl. auch BGE 139 III 236, 238; BGE 
135 III 40, 44. Vgl. dazu auch vorstehend Rz. 60. 
622  NATER-BASS/MOSIMANN, S. 163. 
623  Gl.A. CATELLI, S. 71. Im Ergebnis auch BERNET, S. 5 f. A.A. KREN KOSTKIEWICZ/MAR-
KUS, S. 76; KARRER, Comment on Vivendi, S. 146; KARRER, Swiss Federal Supreme 
Court, S. 111. 
624  Vgl. dazu vorstehend Rz. 202 ff. 
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schen Insolvenzverwalters richten sich nach dem gemäss Art. 182 Abs. 1 
und 2 IPRG auf das Schiedsverfahren anzuwendende Verfahrensrecht.625 
III. Vollstreckung von Schiedssprüchen in der 
Schweiz 
Unabhängig von der Frage nach der Anwendbarkeit des 11. Kapitels des 
IPRG auf Verfahren vor internationalen Schiedsgerichten mit Sitz in der 
Schweiz626 ist zu beurteilen, welche Auswirkungen die betreffenden Be-
stimmungen (Art. 166 ff. IPRG) auf eine beabsichtigte Vollstreckung von in- 
und ausländischen Schiedssprüchen in der Schweiz auf Antrag eines auslän-
dischen Insolvenzverwalters haben. Aus der Rechtsprechung des Bundesge-
richtes zu den Art. 166 ff. IPRG627 könnte insbesondere geschlossen werden, 
dass ausländischen Insolvenzverwaltern die Befugnis zur Einleitung der 
Vollstreckung in der Schweiz fehlt, sofern der Schiedsspruch in der Schweiz 
gelegene Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners erfasst. 
Die fehlende Anwendbarkeit des 11. Kapitels des IPRG auf Schiedsverfah-
ren vor Schiedsgerichten mit Sitz in der Schweiz628 könnte darauf schliessen 
lassen, dass die Art. 166 ff. IPRG auch keine Anwendung auf die Vollstre-
ckung eines Schiedsspruches eines Schiedsgerichts mit Sitz in der Schweiz 
haben. Die angeführten Gründe, die den Ausschluss der Art. 166 ff. IPRG 
für Schiedsverfahren vor Schiedsgerichten mit Sitz in der Schweiz rechtfer-
tigen,629 sind für die Vollstreckung eines entsprechenden Schiedsspruches in 
der Schweiz jedoch nicht massgeblich. Daher muss die Rechtsprechung630, 
die ausländischen Insolvenzverwaltern im Anwendungsbereich des 11. Kapi-
tels des IPRG die Rechtsverfolgungsbefugnisse abspricht, auch für die Voll-
streckung eines Schiedsspruches, der durch ein Schiedsgericht mit Sitz in der 
Schweiz erlassen worden ist, gelten.631 Ausländischen Insolvenzverwaltern 
                                               
625  Vgl. dazu vorstehend Rz. 41 sowie Rz. 204. 
626  Vgl. dazu vorstehend Rz. 211 ff. 
627  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87 f. 
628  Vgl. dazu vorstehend Rz. 211 ff. 
629  Vgl. dazu vorstehend Rz. 213 f. 
630  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87. 
631  Gl.A. Arroyo-BÜHLER/CARTIER, Recognition and Enforcement of Awards N 166. 
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fehlt diesfalls somit die Befugnis zur Einleitung der Vollstreckung eines 
inländischen Schiedsspruches in der Schweiz. 
Im Anwendungsbereich des 11. Kapitels des IPRG ist somit die Anerken-
nung des ausländischen Insolvenzdekretes nach Art. 166 Abs. 1 IPRG, ge-
folgt von der Eröffnung des Sekundärkonkursverfahrens, notwendige Vo-
raussetzung für die Einleitung der Vollstreckung eines Schiedsspruches ei-
nes Schiedsgerichts mit Sitz in der Schweiz.632 Nur die Sekundärkonkurs-
masse kann in der Folge die Vollstreckung des Schiedsspruches einleiten.633 
Die Aushändigung etwaiger durch die Vollstreckung realisierter Vermö-
genswerte an den ausländischen Insolvenzverwalter resp. die ausländische 
Insolvenzmasse kann ausschliesslich im Rahmen des Sekundärkonkursver-
fahrens unter Erfüllung der notwendigen Voraussetzungen erfolgen.634 
Ähnliches gilt für Schiedssprüche, die von Schiedsgerichten mit Sitz im Aus-
land erlassen worden sind. Diesbezüglich fehlt einem ausländischen Insol-
venzverwalter als Folge der Art. 166 ff. IPRG und der diesbezüglichen bun-
desgerichtlichen Rechtsprechung die Befugnis, die Anerkennung und Voll-
streckbarerklärung eines ausländischen Schiedsspruches zu beantragen.635 
Die Anerkennung und Vollstreckbarerklärung können ausschliesslich im 
Rahmen eines Sekundärkonkursverfahrens auf Antrag der Sekundärkon-
kursmasse erfolgen.636 
Hinsichtlich der Vollstreckung von in- sowie ausländischen Schiedssprüchen 
können sich Probleme ergeben, falls das ausländische Insolvenzdekret man-
gels Erfüllung der in Art. 166 Abs. 1 IPRG normierten Anerkennungsvo-
raussetzungen nicht anerkannt werden kann. Diesfalls wird zumeist eine 
Vollstreckungsblockade herrschen, zumal nach der lex fori concursus mit 
der ausländischen Insolvenzeröffnung meist auch eine Beeinträchtigung der 
Handlungsfähigkeit des ausländischen Gemeinschuldners eintritt, die gemäss 
der nach der hier vertretenen Ansicht problematischen Rechtsprechung des 
Bundesgerichts637 in Anwendung von Art. 35 IPRG resp. nach Art. 154 
                                               
632  Vgl. dazu vorstehend Rz. 61 ff. 
633  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87. 
634  Vgl. dazu vorstehend Rz. 67 f. 
635  NAEGELI/VORBURGER, S. 169. 
636  NAEGELI/VORBURGER, S. 169. Im Ergebnis: Arroyo-BÜHLER/CARTIER, Recognition and 
Enforcement of Awards N 163 ff. 






Abs. 1 bzw. Art. 155 lit. c IPRG ohne Prüfung weiterer (Anerken-
nungs-)Voraussetzungen zu berücksichtigen ist.638 
IV. Fazit 
Der Bestand der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter 
ist für internationale Schiedsgerichte mit Sitz in der Schweiz nach dem 
Recht des Insolvenzeröffnungsstaates und damit grundsätzlich nicht nach 
schweizerischem Recht zu bestimmen.639 Die Frage der Anwendbarkeit des 
11. Kapitels des IPRG stellt sich daher nicht.640 Die Art. 166 ff. IPRG wären 
aber ohnehin, d.h. auch wenn sich der Bestand der Prozessführungsbefugnis 
nach schweizerischem Recht richten würde, nicht durch internationale 
Schiedsgerichte mit Sitz in der Schweiz anzuwenden, da diese Bestimmun-
gen sich ausschliesslich an schweizerische staatliche Gerichte richten.641 
Aber auch im Übrigen ergibt sich aus dem schweizerischen Recht keine 
Unzulässigkeit der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwal-
ter vor Schiedsgerichten mit Sitz in der Schweiz, auch nicht soweit in der 
Schweiz gelegene Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners 
betroffen sind.642 
Zu beachten ist aber, dass im Anwendungsbereich des 11. Kapitels des IPRG 
für die Vollstreckung eines inländischen sowie ausländischen Schiedsspru-
ches in der Schweiz die in Art. 166 ff. IPRG vorgesehene Verfahrensabfolge 
eingehalten werden muss.643 Eine Vollstreckung kann daher erst und (wohl) 
ausschliesslich im Rahmen eines Sekundärkonkursverfahrens erfolgen.644 
                                               
638  Vgl. dazu vorstehend Rz. 70 ff. 
639  Vgl. dazu vorstehend Rz. 203 ff. 
640  Vgl. dazu vorstehend Rz. 206. 
641  Vgl. dazu vorstehend Rz. 211 ff. 
642  Vgl. dazu vorstehend Rz. 214. 
643  Vgl. dazu vorstehend Rz. 217 ff. 
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6. Teil:  Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Insolvenzverwalter nach der EuInsVO 
I. Einleitende Bemerkungen zur EuInsVO 
Die Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 vom 29. Mai 2000 über Insolvenzver-
fahren (aEuInsVO) trat am 31. Mai 2002 für alle EU-Mitgliedstaaten (mit 
Ausnahme Dänemarks) in Kraft (Art. 47 aEuInsVO). Zehn Jahre nach In-
krafttreten der Verordnung legte die Europäische Kommission am 12. De-
zember 2012 einen Vorschlag zur Revision der aEuInsVO vor645. In der Fol-
ge genehmigte das Europäische Parlament am 20. Mai 2015 die Verordnung 
(EU) 2015/848 über Insolvenzverfahren (EuInsVO), eine Neufassung der am 
31. Mai 2002 in Kraft getretenen aEuInsVO, wobei die Neufassung gegen-
über dem erwähnten Vorschlag der Europäischen Kommission zahlreiche 
Änderungen enthält. Die EuInsVO ist in der Folge am 26. Juli 2015 in Kraft 
getreten und gilt in ihren wesentlichen Teilen seit dem 26. Juni 2017 (Art. 92 
EuInsVO). Gegenüber der aEuInsVO enthält die neugefasste Verordnung 
zahlreiche Änderungen, jedoch wurde mit der Revision keine vollständige 
Neuausrichtung angestrebt.646 
Die EuInsVO als supranationaler Rechtsakt erfasst grenzüberschreitende 
Insolvenzverfahren innerhalb der EU, die sich über zwei oder mehrere EU-
Mitgliedstaaten erstrecken.647 Die Verordnung regelt unter anderem die Zu-
ständigkeit für die Eröffnung von Insolvenzverfahren und für Klagen, die 
sich direkt aus diesen Insolvenzverfahren ableiten und eng damit verknüpft 
sind (vgl. Erwägungsgrund 6 Satz 1 EuInsVO). Darüber hinaus regelt sie die 
Anerkennung und Vollstreckung von in solchen Verfahren ergangenen Ent-
scheiden und enthält Vorschriften über das auf Insolvenzverfahren anwend-
bare Recht (Erwägungsgrund 6 Satz 2 EuInsVO). Ausserdem enthält die 
EuInsVO Regelungen zur Koordinierung von Insolvenzverfahren, die sich 
                                               
645  COM(2012) 744. 
646  Vgl. WIMMER/BORNEMANN/LIENAU, Rz. 3. 
647  Nach Art. 1 Abs. 2 EuInsVO ist die Verordnung nicht anwendbar auf Verfahren in 
Bezug auf Versicherungsunternehmen (lit. a), Kreditinstitute (lit. b), unter anderem 
Wertpapierfirmen (lit. c) oder Organismen für gemeinsame Anlagen (lit. d) (vgl. auch 
Art. 1 Abs. 2 aEuInsVO). 
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gegen denselben Gemeinschuldner oder gegen mehrere Mitglieder derselben 
Unternehmensgruppe richten (Erwägungsgrund 6 Satz 3 EuInsVO). 
Die Verordnung geht von einer modifizierten Universalität des Insolvenzver-
fahrens aus, wonach zwar im Grundsatz ein – am Mittelpunkt der hauptsäch-
lichen Interessen des Gemeinschuldners (Art. 3 Abs. 1 EuInsVO/aEuInsVO) 
– eröffnetes Hauptinsolvenzverfahren sich unter anderem auch auf das in 
anderen EU-Mitgliedstaaten belegene Vermögen eines Gemeinschuldners 
erstreckt.648 Gleichwohl bleiben aber Territorialinsolvenzverfahren in der 
Form von Partikular- und Sekundärinsolvenzverfahren möglich,649 für deren 
Eröffnung die Gerichte desjenigen Mitgliedstaates zuständig sind, in dessen 
Hoheitsgebiet der Gemeinschuldner eine Niederlassung hat (vgl. Art. 3 
Abs. 2 EuInsVO/aEuInsVO). Von einem Partikularinsolvenzverfahren wird 
gesprochen, wenn ein Territorialinsolvenzverfahren vor Eröffnung eines 
Hauptinsolvenzverfahrens eröffnet wird (vgl. dazu Art. 3 Abs. 4 EuIns-
VO/aEuInsVO), während Sekundärinsolvenzverfahren stets nach Eröffnung 
eines Hauptinsolvenzverfahrens eröffnet werden (Art. 3 Abs. 3 EuIns-
VO/aEuInsVO). Wird ein Hauptinsolvenzverfahren nach Eröffnung eines 
Partikularinsolvenzverfahrens eröffnet, so wird Letzteres zum Sekundärin-
solvenzverfahren (vgl. Art. 3 Abs. 4 EuInsVO).  
Das Verhältnis von in der EU eröffneten grenzüberschreitenden Insolvenz-
verfahren zu Drittstaaten sowie ausserhalb von der EU eröffneten grenzüber-
schreitenden Insolvenzverfahren zu Mitgliedstaaten wird durch die EuInsVO 
hingegen nicht geregelt.650 Diesbezüglich legt das mitgliedstaatliche nationa-
le Recht (vgl. z.B. für Deutschland: §§ 335–358 InsO; für Österreich: 
§§ 217–251 IO) die Wirkungen drittstaatlicher grenzüberschreitender Insol-
venzverfahren aus der Sicht des jeweiligen Mitgliedstaates fest.651 Demge-
genüber bestimmt das drittstaatliche Recht (z.B. für die Schweiz: Art. 166–
175 IPRG) die Wirkungen eines in der EU eröffneten grenzüberschreitenden 
                                               
648  Vgl. Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLINGER, Vorbemerkun-
gen zur EuInsVO N 43 f.; Konecny/Schubert-KLAUSER, Vor Art. 1 EuInsVO N 58 f.; 
Leonhardt/Smid/Zeuner-SMID, Art. 3 EuInsVO N 5 sowie Art. 27 EuInsVO N 1 f.; 
Buth/Hermanns-PANNEN/RIEDEMANN, § 31 Rz. 10. 
649  Vgl. Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLINGER, Vorbemerkun-
gen zur EuInsVO N 47; Konecny/Schubert-KLAUSER, Vor Art. 1 EuInsVO N 60; Uh-
lenbruck/Hirte/Vallender-LÜER, Art. 3 EuInsVO N 45; Leonhardt/Smid/Zeuner-SMID, 
Art. 27 EuInsVO N 1 f.; Buth/Hermanns-PANNEN/RIEDEMANN, § 31 Rz. 10. 
650  GEROLDINGER, S. 120.Vgl. auch SCHWANDER, Entwicklungen, Rz. 24. 
651  Vgl. GEROLDINGER, S. 120. 
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Insolvenzverfahrens auf den Drittstaat.652 Damit hat die EuInsVO keine un-
mittelbaren Auswirkungen auf die Rechtslage in der Schweiz. Es sind jedoch 
indirekte Wirkungen möglich.653 So bestimmt sich nach der Rechtsprechung 
des EuGH die internationale Zuständigkeit für insolvenzrechtliche Annex-
verfahren nach der EuInsVO, auch wenn eine solche Klage gegen einen 
Schuldner erhoben wird, der seinen (Wohn-)Sitz in einem Drittstaat hat.654 
II. Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Insolvenzverwalter 
Im Geltungsbereich der EuInsVO erfasst die Prozessführungsbefugnis655 
ausländischer Insolvenzverwalter die Befugnis zur Prozessführung in einem 
anderen EU-Mitgliedstaat als dem Insolvenzeröffnungsstaat. In Bezug auf 
Hauptinsolvenzverwalter ist die Befugnis zur Prozessführung ausserhalb des 
Hauptinsolvenzeröffnungsstaates betroffen; für Territorialinsolvenzverwal-
ter geht es um die Prozessführungsbefugnis ausserhalb des Territorial- resp. 
des Partikular- oder Sekundärinsolvenzeröffnungsstaates. 
Im Nachfolgenden wird die Prozessführungsbefugnis ausländischer Hauptin-
solvenzverwalter, vorläufiger ausländischer Hauptinsolvenzverwalter sowie 
ausländischer Territorialinsolvenzverwalter im Geltungsbereich der EuIns-
VO dargestellt. Es erfolgt eine abstrakte Erläuterung, ohne dass detailliert 
auf die Regelung resp. die Hintergründe einer Regelung eingegangen wird, 
innerhalb derer die Prozessführungsbefugnis besteht. 
                                               
652  Im Ergebnis: GEROLDINGER, S. 120. 
653  LORANDI, Grenzüberschreitende Aspekte, S. 59 f. Vgl. auch SCHWANDER, Entwicklun-
gen, Rz. 26 ff.; TRUNK, Grenzüberschreitende Insolvenz, S. 544. 
654  EuGH v. 16.01.2014, Rs. C-328/12, Ralph Schmid/Lilly Hertel, Rz. 39 (vgl. dazu vor-
stehend Rz. 141). 
655  Um die Regelung der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter unter 
der EuInsVO auf einer einheitlichen Grundlage resp. gestützt auf einem gemeinsamen 
Begriffsverständnis untersuchen zu können, wird nachfolgend von einer Definition der 
Prozessführungsbefugnis ausgegangen, welcher dem in der Schweiz verwendeten Be-
griffsverständnis entspricht (vgl. dazu vorstehend Rz. 23 ff.). 
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1. Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Hauptinsolvenzverwalter 
Auf das Hauptinsolvenzverfahren und seine Wirkungen kommt, soweit die 
EuInsVO nichts anderes bestimmt, das Insolvenzrecht des Mitgliedstaates, in 
dessen Hoheitsgebiet das Hauptinsolvenzverfahren eröffnet wurde, d.h. die 
lex fori concursus generalis, zur Anwendung (Art. 7 Abs. 1 EuInsVO/Art. 4 
Abs. 1 aEuInsVO). Diese regelt insbesondere auch die Befugnisse (Art. 7 
Abs. 2 lit. c EuInsVO/Art. 4 Abs. 2 lit. c aEuInsVO) und damit einhergehend 
die Prozessführungsbefugnis von Hauptinsolvenzverwaltern.656 
Die wirksame Eröffnung eines Hauptinsolvenzverfahrens wird in allen ande-
ren EU-Mitgliedstaaten automatisch anerkannt (vgl. Art. 19 Abs. 1 i.V.m 
Art. 20 Abs. 1 EuInsVO/Art. 16 Abs. 1 i.V.m. Art. 17 Abs. 1 aEuInsVO) 
und entfaltet in jedem anderen EU-Mitgliedstaat die Wirkungen, welche die 
lex fori concursus generalis dem Hauptinsolvenzverfahren beilegt, sofern die 
EuInsVO nichts anderes bestimmt und solange kein Sekundärinsolvenzver-
fahren in diesem anderen Mitgliedstaat eröffnet worden ist (Art. 20 Abs. 1 
EuInsVO/Art. 17 Abs. 1 aEuInsVO). Damit zieht die Anerkennung eines in 
einem EU-Mitgliedstaat wirksam eröffneten Hauptinsolvenzverfahrens 
(Art. 19 Abs. 1 EuInsVO/Art. 16 Abs. 1 aEuInsVO) automatisch kraft Ver-
ordnung die Anerkennung der Bestellung des Hauptinsolvenzverwalters657 
sowie die Anerkennung seiner Befugnisse mitsamt seiner Prozessführungs-
befugnis in allen übrigen EU-Mitgliedstaaten nach sich658. 
Als Folge der automatischen Anerkennung der Befugnisse ausländischer 
Hauptinsolvenzverwalter normiert Art. 21 Abs. 1 EuInsVO/Art. 18 Abs. 1 
                                               
656  Vgl. hinischtlich der Prozessführungsbefugnis: Konecny/Schubert-KLAUSER/POGACAR, 
Art. 18 EuInsVO N 10; Uhlenbruck/Hirte/Vallender-LÜER, Art. 18 EuInsVO N 2; Man-
kowski/Müller/Schmidt-MÜLLER, Art. 7 N 23; PAULUS, EuInsVO, Art. 18 N 5; Gott-
wald-KOLMANN/KELLER, § 133 N 13. Vgl. auch MünchKomm InsO IV-REINHART, 
Art. 4 EuInsVO 2000 N 21. 
657  VIRGÓS/SCHMIT, Rz. 158; Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPP-
LINGER/CHALUPSKY, Art. 18 N 6; Rauscher II-MÄSCH, Art. 18 EuInsVO N 1; Pannen-
PANNEN/RIEDEMANN, Art. 18 N 1. 
658  Vgl. hinsichtlich der Befugnisse ausländischer Hauptinsolvenzverwalter: VIR-
GÓS/SCHMIT, Rz. 158; Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLING-
ER/CHALUPSKY, Art. 18 N 6; Konecny/Schubert-KLAUSER/POGACAR, Art. 17 EuInsVO 
N 2; Rauscher II-MÄSCH, Art. 17 EuInsVO N 5; Pannen-PANNEN/RIEDEMANN, Art. 18 
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aEuInsVO, dass ein Hauptinsolvenzverwalter im Gebiet eines anderen Mit-
gliedstaates alle Befugnisse ausüben darf, die ihm nach dem Recht des 
Hauptinsolvenzeröffnungsstaates zustehen, solange in dem anderen Mit-
gliedstaat nicht ein weiteres Insolvenzverfahren eröffnet oder eine gegentei-
lige Sicherungsmassnahme auf einen Antrag auf Eröffnung eines Sekundär-
insolvenzverfahrens hin ergriffen worden ist. Dies gilt auch hinsichtlich der 
einem Hauptinsolvenzverwalter durch das Recht des Hauptinsolvenzeröff-
nungsstaates zugesprochenen Prozessführungsbefugnis.659 Dies bedeutet, 
dass ein Hauptinsolvenzverwalter auch in anderen Mitgliedstaaten die Pro-
zessführungsbefugnis in Bezug auf massebezogene Prozesse besitzt, wenn 
sie ihm von der lex fori concursus generalis gewährt wird.660 Ein Hauptin-
solvenzverwalter kann folglich in den anderen Mitgliedstaaten klagen und 
verklagt werden wie im Staat der lex fori concursus generalis.661 
Bei der Ausübung seiner Befugnisse hat ein Hauptinsolvenzverwalter das 
Recht des EU-Mitgliedstaates zu beachten, in dessen Hoheitsgebiet er han-
deln will (vgl. Art. 21 Abs. 3 EuInsVO/Art. 18 Abs. 3 aEuInsVO). Im Hin-
blick auf die Prozessführung hat dies zur Folge, dass vor den Gerichten eines 
anderen EU-Mitgliedstaates als dem Insolvenzeröffnungsstaat ein Hauptin-
solvenzverwalter hinsichtlich der Art und Weise der Ausübung der Prozess-
führungsbefugnis die jeweilige lex fori processus zu respektieren hat.662 
Zusätzlich zu dem soeben dargelegten Grundsatz, dass sich die Prozessfüh-
rungsbefugnis von Hauptinsolvenzverwaltern nach der lex fori concursus 
generalis richtet, enthält die EuInsVO zahlreiche Bestimmungen, die direkt 
die Prozessführungsbefugnis von Hauptinsolvenzverwaltern in EU-Mitglied-
staaten ausserhalb des Hauptinsolvenzeröffnungsstaates regeln. Diese betref-
fen insbesondere Antrags-, Widerspruchs- sowie Anfechtungs- bzw. Rechts-
mittelbefugnisse, die nachfolgend dargestellt werden.  
                                               
659  MünchKomm InsO IV-THOLE, Art. 18 EuInsVO 2000 N 6. 
660  MünchKomm InsO IV-THOLE, Art. 18 EuInsVO 2000 N 6. Vgl. auch ROSSBACH, 
S. 224. 
661  Konecny/Schubert-KLAUSER/POGACAR, Art. 18 EuInsVO N 10; PAULUS, EuInsVO, 
Art. 18 N 5.  
662  Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLINGER, Art. 15 N 35. 
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A. Antragsbefugnisse 
Die von der EuInsVO geregelten Antragsbefugnisse von Hauptinsolvenz-
verwaltern vor den Gerichten eines anderen EU-Mitgliedstaates als des 
Hauptinsolvenzeröffnungsstaates lassen sich in drei Kategorien einteilen: 
a) Antragsbefugnisse betreffend Bekanntmachung und 
Eintragung der Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens 
Diese Befugnisse betreffen Anträge zur Veröffentlichung der Bekanntma-
chung der Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens sowie zur Eintragung 
der Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens in öffentliche Register in ande-
ren EU-Mitgliedstaaten als dem Hauptinsolvenzeröffnungsstaat. Für diese 
Anträge sind die Gerichte/Behörden des Mitgliedstaates zuständig, in dessen 
Hoheitsgebiet die Veröffentlichung bzw. Eintragung beantragt wird.663 
aa) Öffentliche Bekanntmachung des Entscheides zur Eröffnung 
eines Hauptinsolvenzverfahrens  
Einem Hauptinsolvenzverwalter obliegt die Pflicht, in jedem anderen EU-
Mitgliedstaat, in dem sich eine Niederlassung des Gemeinschuldners befin-
det, die Veröffentlichung der Bekanntmachung des Entscheides zur Eröff-
nung des Hauptinsolvenzverfahrens und gegebenenfalls des Entscheides zur 
Bestellung des Hauptinsolvenzverwalters nach dem in diesem Staat vorgese-
henen Verfahren zu beantragen (Art. 28 Abs. 1 EuInsVO664). 
Darüber hinaus kann ein Hauptinsolvenzverwalter beantragen, dass die Be-
kanntmachung nach Art. 28 Abs. 1 EuInsVO in jedem anderen Mitgliedstaat, 
in dem er dies für notwendig hält, nach dem in diesem Staat vorgesehenen 
Verfahren der Bekanntmachung veröffentlicht wird (Art. 28 Abs. 2 EuIns-
VO665). 
                                               
663  Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLINGER/CHALUPSKY, Art. 21 
N 8; Pannen-EICKMANN, Art. 21 N 2; Konecny/Schubert-KLAUSER/POGACAR, Art. 21 
EuInsVO N 12; Uhlenbruck/Hirte/Vallender-LÜER, Art. 22 EuInsVO N 7; PAULUS, 
EuInsVO, Art. 21 N 2; Leonhardt/Smid/Zeuner-SMID, Art. 21 EuInsVO N 5. 
664  Vgl. auch Art. 21 Abs. 2 aEuInsVO. 
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bb) Eintragung des Entscheides zur Eröffnung eines Hauptinsol-
venzverfahrens in öffentliche Register 
Art. 29 Abs. 1 EuInsVO666 regelt die Pflicht ausländischer Hauptinsolvenz-
verwalter, die Eintragung der Informationen nach Art. 28 Abs. 1 EuInsVO 
über die Eröffnung eines Hauptinsolvenzverfahrens im Mitgliedstaat, in dem 
sich eine Niederlassung des Gemeinschuldners befindet oder in einem Staat, 
in dem unbewegliches Vermögens des Gemeinschuldners belegen ist, im 
Grundbuch, Handelsregister oder einem sonstigen öffentlichen Register zu 
veranlassen, sofern das Recht dieses Staates dies vorschreibt. 
Ein Hauptinsolvenzverwalter kann zudem die Eintragung der Informationen 
nach Art. 28 Abs. 1 EuInsVO über die Eröffnung des Hauptinsolvenzverfah-
rens im Grundbuch, Handelsregister oder in einem sonstigen öffentlichen 
Register in jedem anderen Mitgliedstaat beantragen, sofern das Recht des 
betreffenden Staates, in dem das Register geführt wird, eine solche Eintra-
gung zulässt (Art. 29 Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 sowie Art. 28 Abs. 1 
VO667). 
b) Antragsbefugnisse betreffend Sekundärinsolvenzverfahren 
Diese Anträge betreffen Einfluss- und Eingriffsmöglichkeiten eines Hauptin-
solvenzverwalters in Bezug auf ein Sekundärinsolvenzverfahren, das in ei-
nem anderen EU-Mitgliedstaat, in dem der Gemeinschuldner eine Niederlas-
sung hat (Art. 3 Abs. 2 EuInsVO/aEuInsVO), durchgeführt werden soll resp. 
durchgeführt wird. Die Anträge sind durch den Hauptinsolvenzverwalter an 
das für die Eröffnung des Sekundärinsolvenzverfahrens zuständige Gericht 
im Niederlassungsstaat zu stellen (vgl. Art. 37 Abs. 1 i.V.m. Art. 34 i.V.m. 
Art. 3 Abs. 2 EuInsVO/Art. 29 Abs. 1 i.V.m. Art. 27 i.V.m. Art. 3 Abs. 2 
aEuInsVO; Art. 38 Abs. 2, 3 sowie 4 i.V.m. Art. 34 i.V.m. Art. 3 Abs. 2 
EuInsVO; Art. 46 Abs. 1 i.V.m. Art. 34 i.V.m. Art. 3 Abs. 2 EuIns-
VO/Art. 33 Abs. 1 i.V.m. Art. 27 i.V.m. Art. 3 Abs.  2 aEuInsVO; Art. 51 
Abs. 1 i.V.m. Art. 34 i.V.m. Art. 3 Abs. 2 EuInsVO/Art. 37 Abs. 1 i.V.m. 
Art. 27 i.V.m. Art. 3 Abs. 2 aEuInsVO). 
                                               
666  Vgl. auch Art. 22 Abs. 2 aEuInsVO. 
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aa) Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens 
Ein Hauptinsolvenzverwalter kann unter anderem im Staat, in dem der Ge-
meinschuldner eine Niederlassung hat, die Eröffnung eines Sekundärinsol-
venzverfahrens beantragen (Art. 37 Abs. 1 lit. a i.V.m. Art. 3 Abs. 2 EuIns-
VO/Art. 29 Abs. 1 lit. a i.V.m. Art. 3 Abs. 2 aEuInsVO). 
bb) Nichteröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens 
Es kann aber auch ein Interesse daran bestehen, die Eröffnung eines Sekun-
därinsolvenzverfahrens zu verhindern.668 Um eine Sekundärinsolvenzverfah-
renseröffnung im Niederlassungsstaat abzuwenden, kann der Hauptinsol-
venzverwalter in Bezug auf das dort gelegene Vermögen eine einseitige Zu-
sicherung geben (Art. 36 Abs. 1 EuInsVO). Diese enthält das Versprechen, 
dass bei der Verteilung des im Niederlassungsstaat gelegenen Vermögens 
oder des bei der Verwertung dafür erzielten Erlöses die Verteilungs- und 
Vorzugsrechte gewahrt werden, die Gläubiger nach der lex fori concursus 
subsidiaris hätten, wenn ein Sekundärinsolvenzverfahren in diesem Mit-
gliedstaat eröffnet worden wäre (Art. 36 Abs. 1 EuInsVO). 
Sofern der Hauptinsolvenzverwalter eine solche Zusicherung nach Art. 36 
Abs. 1 EuInsVO erteilt hat, kann dieser beim zuständigen Gericht die 
Nichteröffnung des Sekundärinsolvenzverfahrens beantragen (Art. 38 Abs. 2 
EuInsVO). Das Gericht hat diesem Antrag Folge zu leisten, sofern es zur 
Überzeugung gelangt, dass die Zusicherung die allgemeinen Interessen der 
lokalen Gläubiger des Sekundärinsolvenzverfahrens angemessen schützt 
(Art. 38 Abs. 2 EuInsVO). 
cc) Aussetzung der Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens 
Der Hauptinsolvenzverwalter kann die Aussetzung der Eröffnung eines Se-
kundärinsolvenzverfahrens für einen Zeitraum von höchstens drei Monaten 
beantragen, sofern eine vorübergehende Aussetzung von Einzelvollstre-
ckungsverfahren gegen den Gemeinschuldner gewährt wurde (vgl. dazu auch 
Art. 1 Abs. 1 lit. c EuInsVO), um Verhandlungen zwischen dem Gemein-
schuldner und seinen Gläubigern zu ermöglichen (Art. 38 Abs. 3 EuInsVO). 
Das zuständige Gericht kann einen solchen Antrag gutheissen, wenn geeig-
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nete Massnahmen zum Schutz der Interessen der lokalen Gläubiger bestehen 
(Art. 38 Abs. 3 EuInsVO). 
dd) Eröffnung eines anderen Insolvenzverfahrens 
Auf Antrag des Hauptinsolvenzverwalters kann das Gericht abweichend 
vom ursprünglich beantragten Verfahrenstyp ein anderes in Anhang A zur 
EuInsVO aufgeführtes Insolvenzverfahren als Sekundärinsolvenzverfahren 
eröffnen, sofern die dafür notwendigen Voraussetzungen erfüllt sind (vgl. 
Art. 38 Abs. 4 EuInsVO). 
ee) Aussetzung der Verwertung der Sekundärinsolvenzmasse sowie 
Aufhebung der Aussetzung der Verwertung 
Der Hauptinsolvenzverwalter kann beim zuständigen Gericht die ganze oder 
teilweise Aussetzung der Verwertung der Sekundärinsolvenzmasse (Art. 46 
Abs. 1 EuInsVO/Art. 33 Abs. 1 aEuInsVO) sowie die Aufhebung der Aus-
setzung der Verwertung der Sekundärinsolvenzmasse beantragen (Art. 46 
Abs. 2 lit. a EuInsVO/Art. 33 Abs. 2 aEuInsVO).  
ff) Umwandlung des Sekundärinsolvenzverfahrens 
Dem Hauptinsolvenzverwalter steht nach Eröffnung des Sekundärinsolvenz-
verfahrens, sofern die notwendigen Voraussetzungen erfüllt sind, die Befug-
nis zu, die Umwandlung eines eröffneten Sekundärinsolvenzverfahrens in 
ein anderes der in Anhang A zur EuInsVO aufgeführten Insolvenzverfahren 
beim zuständigen Gericht zu beantragen (Art. 51 Abs. 1 EuInsVO669).670 
                                               
669  Vgl. auch Art. 37 aEuInsVO. 
670  Die Befugnis eines Hauptinsolvenzverwalters, die Umwandlung eines eröffneten Se-
kundärinsolvenzverfahrens zu beantragen (Art. 51 Abs. 1 EuInsVO), ist von der in 
Art. 38 Abs. 4 EuInsVO geregelten Antragsbefugnis (vgl. dazu vorstehend Rz. 245) zu 
unterscheiden. Erstere Befugnis besteht, wenn das Sekundärinsolvenzverfahren bereits 
eröffnet wurde (MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 51 EuInsVO 2015 N 3). Letzte-
re Befugnis umfasst das Recht eines Hauptinsolvenzverwalters, beim zuständigen Ge-
richt zu beantragen, dass abweichend von der ursprünglich beantragten Art des Insol-
venzverfahrens ein anderes der in Anhang A zur EuInsVO aufgeführten Insolvenzver-
fahren zu eröffnen sei. Das durch den Umwandlungsantrag betroffene Sekundärinsol-
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c) Antragsbefugnisse betreffend Insolvenzverfahren über 
gruppenangehörige Gesellschaften 
Im Zuge der Neufassung der Verordnung wurden Regelungen zur Konzern-
insolvenz in die EuInsVO aufgenommen. Auch unter der Neufassung wird 
für jede gruppenangehörige Gesellschaft ein eigenes Hauptinsolvenzverfah-
ren nach Art. 3 Abs. 1 EuInsVO/aEuInsVO zu eröffnen sein.671 Mit den ein-
gefügten Bestimmungen (Art. 56 ff. EuInsVO) soll aber eine abgestimmte 
Abwicklung der einzelnen Hauptinsolvenzverfahren über Vermögen grup-
penangehöriger Gesellschaften angestrebt werden.672 Unter anderem ist 
künftig ein Gruppen-Koordinationsverfahren (Art. 61 ff. EuInsVO) möglich, 
das der Koordinierung von Insolvenzverfahren gruppenangehöriger Gesell-
schaften dienen soll.673 Ziel ist die effiziente Sanierung des Konzerns.674 
Dem Gruppen-Koordinationsverfahren steht ein Koordinationsverwalter 
(Art. 71 ff. EuInsVO) vor. 
Die in diesem Zusammenhang bestehenden Antragsbefugnisse von Hauptin-
solvenzverwaltern betreffen Einfluss- und Eingriffsmöglichkeiten in Bezug 
auf Insolvenzverfahren über das Vermögen gruppenangehöriger Gesellschaf-
ten. Der Hauptinsolvenzverwalter, dem die nachfolgend genannten Antrags-
befugnisse zustehen, stellt einen ausländischen Hauptinsolvenzverwalter 
dar, wenn die Gerichte eines anderen Staates zuständig sind, als jenes Staates 
nach dessen Recht der Hauptinsolvenzverwalter eingesetzt wurde.675 
aa) Aussetzung von Massnahmen bezüglich der Verwertung der In-
solvenzmasse einer anderen gruppenangehörigen Gesellschaft 
Der Hauptinsolvenzverwalter eines über das Vermögen einer gruppenange-
hörigen Gesellschaft eröffneten Insolvenzverfahrens kann, sofern die not-
wendigen Voraussetzungen erfüllt sind, die Aussetzung jeder Massnahme im 
Zusammenhang mit der Verwertung der Insolvenzmasse in jedem Insol-
                                               
671  Wimmer/Bornemann/Lienau-BORNEMANN, Rz. 521. 
672  COMMANDEUR/RÖMER, S. 990. 
673  KINDLER/SAKKA, S. 466. 
674  COMMANDEUR/RÖMER, S. 990. 
675  Die Vorschriften in Kapitel V EuInsVO (Art. 56–77 EuInsVO) zu Insolvenzverfahren 
über gruppenangehörige Gesellschaften sind nur insoweit anwendbar, als Verfahren 
über das Vermögen verschiedener Mitglieder derselben Unternehmensgruppe in mehr 
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venzverfahren über das Vermögen einer anderen gruppenangehörigen Ge-
sellschaft beantragen (Art. 60 Abs. 1 lit. b EuInsVO). 
bb) Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens 
Der Hauptinsolvenzverwalter, der in einem Insolvenzverfahren über das 
Vermögen einer gruppenangehörigen Gesellschaft bestellt worden ist, kann 
bei jedem Gericht, das für das Insolvenzverfahren über eine andere gruppen-
angehörige Gesellschaft zuständig ist,676 die Eröffnung eines Gruppen-
Koordinationsverfahrens beantragen (Art. 61 Abs. 1 sowie Art. 60 Abs. 1 
lit. c EuInsVO). 
cc) Nachträgliches Opt-in 
Ein im Rahmen eines über eine gruppenangehörige Gesellschaft eröffneten 
Insolvenzverfahrens eingesetzter Hauptinsolvenzverwalter kann Wider-
spruch gegen die Einbeziehung des Insolvenzverfahrens, für das er bestellt 
wurde, in ein Gruppen-Koordinationsverfahren einlegen (Opt-out; Art. 64 
Abs. 1 lit. a EuInsVO).677 
Im Einklang mit dem dafür geltenden nationalen Recht, d.h. der lex fori con-
cursus generalis des antragstellenden Hauptinsolvenzverwalters678, kann in 
der Folge jeder Hauptinsolvenzverwalter einer gruppenangehörigen Gesell-
schaft beim Koordinationsverwalter679 (vgl. Art. 69 Abs. 2 EuInsVO) (wie-
der) die Einbeziehung des Insolvenzverfahrens, für das er bestellt wurde, in 
das Gruppen-Koordinationsverfahren verlangen (Opt-in), sofern die diesbe-
züglichen Voraussetzungen erfüllt sind (Art. 69 Abs. 1 EuInsVO). 
                                               
676  Vgl. aber Art. 66 EuInsVO zur Möglichkeit der Hauptinsolvenzverwalter gruppenange-
höriger Gesellschaften, die ausschliessliche Zuständigkeit eines Gerichtes einer grup-
penangehörigen Gesellschaft für die Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens 
zu vereinbaren. 
677  Vgl. dazu nachstehend Rz. 257. 
678  Vgl. MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 69 EuInsVO 2015 N 3. 
679  Von einer extensiven Auslegung ausgehend, fällt auch die an den Koordinationsverwal-
ter und damit an keine eigentliche gerichtliche Behörde zu stellende Antragsbefugnis 
unter den Begriff der Prozessführungsbefugnis. So geht es um die Geltendmachung ei-
nes als prozessual zu qualifizierenden Anspruches vor einem Zwangsvollstreckungsor-
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dd) Abberufung des Koordinationsverwalters 
Der Hauptinsolvenzverwalter einer gruppenangehörigen Gesellschaft kann 
beim Gericht, das das Koordinationsverfahren eröffnet hat (Art. 75 i.V.m. 
Art. 68 Abs. 1 i.V.m. Art. 61 Abs. 1 resp. Art. 66 Abs. 1 EuInsVO), die Ab-
berufung des Koordinationsverwalters beantragen, sofern die diesbezügli-
chen Voraussetzungen erfüllt sind (Art. 75 EuInsVO). 
ee) Kosten und Kostenaufteilung 
Der Koordinationsverwalter legt am Mandatsende die Endabrechnung der 
Kosten mit dem von jeder gruppenangehörigen Gesellschaft zu tragenden 
Anteil vor und übermittelt diese Abrechnung jedem am Gruppen-Koordina-
tionsverfahren beteiligten Hauptinsolvenzverwalter (Art. 77 Abs. 2 EuIns-
VO). In der Folge können die beteiligten Hauptinsolvenzverwalter innerhalb 
von 30 Tagen gegen die Abrechnung Widerspruch einlegen (Art. 77 Abs. 3 
EuInsVO).680 
Im Fall eines Widerspruches gegen die Abrechnung entscheidet das Gericht, 
welches das Gruppen-Koordinationsverfahren eröffnet hat (Art. 77 Abs. 4 
i.V.m. Art. 68 Abs. 1 i.V.m. Art. 61 Abs. 1 resp. Art. 66 Abs. 1 EuInsVO), 
unter anderem auf Antrag eines am Gruppen-Koordinationsverfahren betei-
ligten Hauptinsolvenzverwalters über die Kosten und den von jeder grup-
penangehörigen Gesellschaft zu tragenden Anteil (Art. 77 Abs. 4 EuInsVO). 
B. Widerspruchsbefugnis 
a) Einbeziehung in Gruppen-Koordinationsverfahren 
Der Hauptinsolvenzverwalter einer gruppenangehörigen Gesellschaft kann 
beim Gericht, das mit dem Antrag auf Eröffnung eines Gruppen-Koordina-
tionsverfahrens befasst ist (Art. 64 Abs. 2 i.V.m. Art. 63 Abs. 1 i.V.m. 
Art. 61 Abs. 1 EuInsVO), Widerspruch gegen die Einbeziehung des Insol-
venzverfahrens, für das er bestellt wurde, in ein Gruppen-Koordinationsver-
fahren (Art. 64 Abs. 1 lit. a EuInsVO) erheben.681 
                                               
680  Vgl. dazu nachstehend Rz. 259. 
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b) Person des Koordinationsverwalters 
Gleichermassen kann der Hauptinsolvenzverwalter einer gruppenangehöri-
gen Gesellschaft beim selben Gericht wie bezüglich des Einwandes gegen 
die Einbeziehung in ein Gruppen-Koordinationsverfahren (Art. 64 Abs. 2 
i.V.m. Art. 63 Abs. 1 i.V.m. Art. 61 Abs. 1 EuInsVO) Widerspruch gegen 
die als Koordinationsverwalter vorgeschlagene Person erheben (Art. 64 
Abs. 1 lit. b EuInsVO). 
c) Kosten und Kostenaufteilung 
Einem Hauptinsolvenzverwalter steht ferner ein Widerspruchsrecht bezüg-
lich der durch den Koordinationsverwalter nach Mandatsende vorzulegenden 
Endabrechnung zu (Art. 77 Abs. 3 EuInsVO).682  
C. Anfechtungs- bzw. Rechtsmittelbefugnisse 
a) Gerichtliche Nachprüfung des Entscheides zur Eröffnung 
eines Sekundärinsolvenzverfahrens 
Ein Hauptinsolvenzverwalter kann den Entscheid zur Eröffnung eines Se-
kundärinsolvenzverfahrens (vgl. Art. 34 EuInsVO) vor den Gerichten des 
Mitgliedstaates, in dem das Sekundärinsolvenzverfahren eröffnet wurde, mit 
der Begründung, dass das Gericht den Voraussetzungen und Anforderungen 
von Art. 38 EuInsVO nicht entsprochen habe, anfechten, d.h. einen Rechts-
behelf einlegen (Art. 39 EuInsVO). Die Anfechtungsbefugnis steht dem 
Hauptinsolvenzverwalter sowohl im Falle der Eröffnung als auch bei Ableh-
nung der Eröffnung des Sekundärinsolvenzverfahrens zu.683 
b) Gerichtliche Nachprüfung des Entscheides zur 
Einbeziehung einer gruppenangehörigen Gesellschaft in ein 
Gruppen-Koordinationsverfahren 
Gegen den Entscheid des Koordinationsverwalters über die Einbeziehung 
eines Hauptinsolvenzverfahrens über eine gruppenangehörige Gesellschaft 
in ein Gruppen-Koordinationsverfahren (Art. 69 Abs. 2 EuInsVO)684 steht 
                                               
682  Vgl. dazu vorstehend Rz. 255. 
683  MünchKomm InsO IV-Reinhart, Art. 39 EuInsVO 2015 N 2 ff. 
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jedem am Gruppen-Koordinationsverfahren beteiligten Hauptinsolvenzver-
walter sowie dem Hauptinsolvenzverwalter, dessen Antrag auf Einbeziehung 
der gruppenangehörigen Gesellschaft in das Gruppen-Koordinationsver-
fahren durch den Koordinationsverwalter abgelehnt wurde, ein Rechtsmittel 
zu. Der Entscheid des Koordinationsverwalters ist nach dem Verfahren an-
zufechten, das im Recht des Mitgliedstaates vorgesehen ist, in dem das 
Gruppen-Koordinationsverfahren eröffnet wurde (Art. 69 Abs. 4 EuInsVO). 
c) Gerichtliche Nachprüfung des Entscheides über die Kosten 
und die Kostenaufteilung 
Jeder am Gruppen-Koordinationsverfahren beteiligte Hauptinsolvenzverwal-
ter kann den infolge eines Widerspruches685 und eines entsprechenden An-
trages686 ergangenen Entscheid über die Kosten des Gruppen-Koordinations-
verfahrens und den von jeder daran beteiligten gruppenangehörigen Gesell-
schaft zu tragenden Anteil (Art. 77 Abs. 4 EuInsVO) nach dem Verfahren, 
das im Recht des Mitgliedstaates, in dem das Gruppen-Koordinations-
verfahren eröffnet wurde, vorgesehen ist, anfechten (Art. 77 Abs. 5 EuIns-
VO). 
D. Hauptinsolvenzverwalter als Beklagter/Gesuchsgegner 
Falls sich der Hauptinsolvenzverwalter der Einhaltung der zur Vermeidung 
der Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens abgegebenen Zusicherung 
(Art. 36 Abs. 1 EuInsVO)687 verweigert, müssen die Rechte der geschützten 
Gläubiger auf dem Klageweg durchgesetzt werden (vgl. Art. 36 Abs. 8 und 9 
EuInsVO).688 Aus Art. 36 Abs. 8 und 9 EuInsVO ergeben sich die passive 
Prozessführungsbefugnis des Hauptinsolvenzverwalters sowie die örtliche 
Zuständigkeit für entsprechende Rechtsschutzmassnahmen. Die Gerichte des 
Hauptinsolvenzeröffnungsstaates sind für die Sicherstellung der Einhaltung 
der Zusicherung «durch alle geeigneten Massnahmen» nach dem Recht des 
Hauptinsolvenzeröffnungsstaates zuständig (Art. 36 Abs. 8 EuInsVO). Die 
Gerichte des Sekundärinsolvenzeröffnungsstaates sind für die Anordnung 
allfälliger für die Sicherstellung der Einhaltung der Zusicherung durch den 
Hauptinsolvenzverwalter notwendigen «einstweilige[n] Massnahmen oder 
                                               
685  Vgl. dazu vorstehend Rz. 259. 
686  Vgl. dazu vorstehend Rz. 255 f. 
687  Vgl. dazu vorstehend Rz. 242. 
688  Vgl. PRAGER/KELLER, S. 808. 
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Sicherungsmassnahmen» zuständig (Art. 36 Abs. 9 EuInsVO). Diese gegen 
den Hauptinsolvenzverwalter anzuordnenden Rechtsschutzmassnahmen 
können durch «[l]okale Gläubiger» beantragt werden (Art. 36 Abs. 8 und 
Abs. 9 EuInsVO). 
Aus den genannten Zuständigkeitsbestimmungen ergibt sich, dass aus-
schliesslich bei der in Art. 36 Abs. 9 EuInsVO geregelten Konstellation, d.h. 
sofern es um den Erlass einstweiliger Massnahmen resp. Sicherungsmass-
nahmen zur Sicherstellung der Einhaltung der Zusicherung geht, der 
Hauptinsolvenzverwalter vor Gerichten ausserhalb des Hauptinsolvenzeröff-
nungsstaates auftritt und damit ein ausländischer Hauptinsolvenzverwalter 
ist.689 
2. Prozessführungsbefugnis ausländischer vorläufiger 
Hauptinsolvenzverwalter 
Vorläufige Insolvenzverwalter haben die Funktion, die Aktiven des Gemein-
schuldners während der Zeitspanne zwischen dem Gesuch auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens und dem Entscheid zur Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens zu sichern.690 
A. Antrag auf Erlass von Sicherungsmassnahmen 
Art. 52 EuInsVO/Art. 38 aEuInsVO normiert eine eigenständige, auf Ge-
meinschaftsrecht basierende Prozessführungsbefugnis vorläufiger Insol-
venzverwalter. Diese dient der Sicherung und Erhaltung von Gemeinschuld-
nervermögen, das in einem anderen EU-Mitgliedstaat als dem Staat, von 
dessen Gerichten der vorläufige Insolvenzverwalter eingesetzt wurde, gele-
gen ist (vgl. Art. 52 EuInsVO/Art. 38 aEuInsVO). Auf der Grundlage von 
Art. 52 EuInsVO/Art. 38 aEuInsVO verfügt ein vorläufiger Insolvenzver-
walter über die Befugnis, beim zuständigen Gericht des Belegenheitsstaa-
                                               
689  Vgl. MANKOWSKI, Zusicherungen, S. 969. 
690  Vgl. VIRGÓS/SCHMIT, Rz. 262; Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-
KEPPLINGER/CHALUPSKY, Art. 38 N 1; Leonhard/Smid/Zeuner-SMID, Art. 38 EuInsVO 
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tes691 jede Massnahme zu beantragen, die nach dem Recht dieses anderen 
Mitgliedstaates für die Zeit zwischen dem Antrag auf Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens und dessen Eröffnung vorgesehen ist (Art. 52 EuIns-
VO/Art. 38 aEuInsVO).692 
Aus dem in Art. 52 EuInsVO/Art. 38 aEuInsVO enthaltenen Verweis – «Be-
stellt das nach Artikel 3 Absatz 1 zuständige Gericht [...] einen vorläufigen 
Verwalter» [Kursivdruck hinzugefügt] – ergibt sich zudem die Beschrän-
kung von Art. 52 EuInsVO/Art. 38 aEuInsVO auf vorläufige Hauptinsol-
venzverfahren.693 Unter diese Bestimmung fällt daher die Prozessführungs-
befugnis des vorläufigen Hauptinsolvenzverwalters. Dieser ist vor den nach 
Art. 52 EuInsVO/Art. 38 aEuInsVO zuständigen Gerichten ein ausländi-
scher vorläufiger Hauptinsolvenzverwalter. 
Mit der wohl h.L. ist für die Anwendung von Art. 52 EuInsVO/Art. 38 
aEuInsVO das Bestehen einer Niederlassung des Gemeinschuldners im Sin-
ne von Art. 2 Nr. 10 EuInsVO/Art. 2 lit. h aEuInsVO (vgl. auch Art. 3 
Abs. 2 EuInsVO/aEuInsVO) im Mitgliedstaat, in dem der Antrag gestellt 
werden soll, zu fordern.694 In diesem Sinne bezweckt Art. 52 EuIns-
VO/Art. 38 aEuInsVO die Sicherung des Gemeinschuldnervermögens hin-
sichtlich eines etwaigen späteren Sekundärinsolvenzverfahrens.695 Dies 
ergibt sich auch aus einer systematischen Auslegung. Art. 52 EuIns-
VO/Art. 38 aEuInsVO findet sich im Kapitel III «Sekundärinsolvenzverfah-
                                               
691  Vgl. VIRGÓS/SCHMIT, Rz. 262; Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-
KEPPLINGER/CHALUPSKY, Art. 38 N 2; Hass/Huber/Gruber/Heiderhoff-HEIDERHOFF, 
Art. 38 N 1; Pannen-HERCHEN, Art. 38 N 1. 
692  Vgl. Pannen-HERCHEN, Art. 38 N 1; MOSS/FLETCHER/ISAACS, Rz. 8.440. 
693  Die Anwendungsbeschränkung von Art. 52 EuInsVO/Art. 38 aEuInsVO auf vorläufige 
Hauptinsolvenzverwalter wurde durch den EuGH bestätigt: EuGH v. 02.05.2006, 
Rs. C-341/04, Eurofood IFSC Ltd, Rz. 57. 
694  Vgl. VIRGÓS/SCHMIT, Rz. 262; Schmidt-BRINKMANN, Art. 38 EuInsVO N 5; Duursma-
Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLINGER/CHALUPSKY, Art. 38 N 9 f.; 
Uhlenbruck/Hirte/Vallender-LÜER, Art. 38 EuInsVO N 4; PAULUS, EuInsVO, Art. 38 
N 2; Münch Komm InsO IV-REINHART, Art. 38 EuInsVO 2000 N 9; Leonhard-
Smid/Zeuner-SMID, Art. 38 EuInsVO N 12. A.A. Hass/Huber/Gruber/Heiderhoff-
HEIDERHOFF, Art. 38 N 2; Pannen-HERCHEN, Art. 38 N 10 f.; Rauscher II-MÄSCH, 
Art. 38 EuInsVO N 8; Konecny/Schubert-POGACAR, Art. 38 EuInsVO N 7; Gottwald-
KOLMANN/KELLER, § 131 N 84; MOSS/FLETCHER/ISAACS, Rz. 8.441. 
695  Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLINGER/CHALUPSKY, Art. 38 
N 1. Vgl. auch Uhlenbruck/Hirte/Vallender-LÜER, Art. 38 EuInsVO N 4; Leonhard-
Smid/Zeuner-SMID, Art. 38 EuInsVO N 5; VIRGÓS/GARCIMARTÍN, S. 201. 
267 
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II. Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter 
 137 
ren».696 Diese systematische Einordnung ist denn auch im Rahmen der Neu-
fassung der EuInsVO, trotz der bestehenden Unsicherheiten hinsichtlich der 
Auslegung von Art. 38 aEuInsVO, nicht angepasst worden. Dies lässt eben-
falls darauf schliessen, dass der Anwendungsbereich von Art. 52 EuIns-
VO/Art. 38 aEuInsVO auf Niederlassungsstaaten des Gemeinschuldners 
beschränkt bleiben soll. 
B. Weitere von der Prozessführungsbefugnis erfasste 
prozessuale Befugnisse? 
In Art. 2 Nr. 5 EuInsVO wird für die Bestimmung des Begriffes des «Ver-
walters» auf Anhang B der Verordnung verwiesen (vgl. auch Art. 2 lit. b 
aEuInsVO mit Verweis auf Anhang C), der für einzelne EU-Mitglied-
staaten697 auch die Aufzählung vorläufiger Verwalter enthält.698 Vorläufige 
(Haupt-)Insolvenzverwalter sind somit von der Begriffsdefinition von Art. 2 
Nr. 5 EuInsVO (aber auch schon von Art. 2 lit. b aEuInsVO) erfasst.699 Mit 
der Neufassung der Verordnung erfuhr der Artikel zur Bestimmung des Be-
griffs «Verwalter» zudem eine Anpassung (vgl. Art. 2 Nr. 5 EuInsVO/Art. 2 
lit. b aEuInsVO). Zusätzlich zu weiteren Änderungen wurde der Wortlaut 
der Bestimmung um den Begriff «vorläufig» ergänzt: «Für die Zwecke die-
ser Verordnung bezeichnet der Ausdruck ‹Verwalter› jede Person oder Stel-
le, deren Aufgabe es ist, auch vorläufig [...] die Insolvenzmasse [...] zu ver-
walten [...]» [Kursivdruck hinzugefügt] (Art. 2 Nr. 5 lit. iii EuInsVO).700 Mit 
dieser Ergänzung erfolgte daher die Verdeutlichung, dass auch vorläufige 
Insolvenzverwalter als «Verwalter» im Sinne der Verordnung gelten.701 
Die EuInsVO verwendet den Begriff des «Verwalter[s]» in Bezug auf die 
Normierung von Antrags-, Widerspruchs- und Anfechtungsbefugnissen von 
Hauptinsolvenzverwaltern702. Aus der zuvor angesprochenen Ergänzung des 
                                               
696  So auch Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLINGER/CHALUPSKY, 
Art. 38 N 10; MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 38 EuInsVO 2000 N 10. Vgl. auch 
Nerlich/Römermann-COMMANDEUR, Art. 38 EuInsVO N 3 ff. 
697  Z.B. Belgien, Deutschland, Irland, Österreich, Vereinigtes Königreich. 
698  Vgl. Wimmer/Bornemann/Lienau-LIENAU, Rz. 160. 
699  MünchKomm InsO IV-THOLE, Art. 2 EuInsVO 2015 N 7; Wimmer/Bornemann/Lienau-
LIENAU, Rz. 160. 
700  MünchKomm InsO IV-THOLE, Art. 2 EuInsVO 2015 N 7. 
701  Wimmer/Bornemann/Lienau-LIENAU, Rz. 160. 
702  Vgl. zur Verwendung des Begriffs «Verwalter» für Antragsbefugnisse: Art. 28 Abs. 1 
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Wortlautes von Art. 2 Nr. 5 EuInsVO, aber auch aus dem Verweis in Art. 2 
Nr. 5 EuInsVO auf Anhang B (resp. in Art. 2 lit. b aEuInsVO auf Anhang C) 
wird in der neueren Literatur der Schluss gezogen, dass einem vorläufigen 
Hauptinsolvenzverwalter zusätzliche Antragsbefugnisse zustehen, über die 
auch der «endgültige» Hauptinsolvenzverwalter verfügt.703 In der Literatur 
werden diesbezüglich die folgenden Antragsbefugnisse genannt: 
- Antrag auf öffentliche Bekanntmachung der Bestellung des vorläufigen 
Hauptinsolvenzverwalters sowie von im Hauptinsolvenzeröffnungsver-
fahren angeordneten Sicherungsmassnahmen (Art. 28 EuInsVO)704,705 
                                               
EuInsVO (Eintragung in öffentliche Register eines anderen Mitgliedstaates); Art. 37 
Abs. 1 lit. a EuInsVO (Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens); Art. 38 Abs. 2 
EuInsVO (Nichteröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens); Art. 38 Abs. 3 EuIns-
VO (Aussetzung der Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens); Art. 38 Abs. 4 
EuInsVO (Eröffnung eines anderen Insolvenzverfahrens); Art. 46 Abs. 1 EuInsVO 
(Aussetzung der Verwertung der Insolvenzmasse); Art. 46 Abs. 2 lit. a EuInsVO (Auf-
hebung der Aussetzung der Verwertung der Insolvenzmasse); Art. 51 Abs. 1 EuInsVO 
(Umwandlung des Sekundärinsolvenzverfahrens); Art. 60 Abs. 1 lit. b EuInsVO (Aus-
setzung von Massnahmen bezüglich der Verwertung der Insolvenzmasse einer anderen 
gruppenangehörigen Gesellschaft); Art. 60 Abs. 1 lit. c sowie Art. 61 Abs. 1 EuInsVO 
(Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens); Art. 69 Abs. 1 EuInsVO (Nach-
trägliches Opt-in); Art. 75 EuInsVO (Abberufung des Koordinationsverwalters); Art. 77 
Abs. 4 EuInsVO (Kosten- und Kostenaufteilung). Vgl. für Widerspruchsbefugnisse: 
Art. 64 Abs. 1 lit. a EuInsVO (Einbeziehung in Gruppen-Koordinationsverfahren); 
Art. 64 Abs. 1 lit. b EuInsVO (Person des Koordinationsverwalters); Art. 77 Abs. 3 
EuInsVO (Kosten und Kostenaufteilung). Vgl. für Anfechtungsbefugnisse: Art. 39 
EuInsVO (Nachprüfung des Entscheides zur Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfah-
rens); Art. 69 Abs. 4 EuInsVO (Nachprüfung des Entscheides zur Einbeziehung einer 
gruppenangehörigen Gesellschaft in ein Gruppen-Koordinationsverfahren); Art. 77 
Abs. 5 EuInsVO (Nachprüfung des Entscheides über Kosten und Kostenaufteilung). 
703  Dabei wird keine Unterscheidung danach getroffen, ob die EuInsVO von «Verwalter» 
(vgl. z.B. Art. 28 Abs. 1 EuInsVO; Art. 29 Abs. 2 EuInsVO; Art. 60 Abs. 1 lit. b 
EuInsVO) oder von «Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens» (vgl. z.B. Art. 37 Abs. 1 
lit. a EuInsVO; Art. 38 Abs. 2 EuInsVO; Art. 46 Abs. 1 EuInsVO) spricht. 
704  Vgl. dazu vorstehend Rz. 236 f. 
705  Schmidt-BRINKMANN, Art. 21 EuInsVO N 6; Braun-EHRET, Art. 28 N 5; REINHART, 
S. 203. Vgl. auch Mankowski/Müller/Schmidt-MÜLLER, Art. 28 N 5; MünchKomm 
InsO IV-REINHART, Art. 21 EuInsVO 2000 N 3. Aus logischen Gründen kann einem 
vorläufigen Hauptinsolvenzverwalter nicht die Befugnis zukommen, die öffentliche Be-
kanntmachung des Entscheides zur Eröffnung eines Hauptinsolvenzverfahrens zu bean-
tragen (im Ergebnis auch Braun-EHRET, Art. 28 N 5). 
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- Antrag auf Eintragung der Bestellung des vorläufigen Hauptinsolvenz-
verwalters sowie von im Hauptinsolvenzeröffnungsverfahren angeordne-
ten Sicherungsmassnahmen in öffentliche Register (Art. 29 i.V.m. Art. 28 
Abs. 1 EuInsVO)706,707 
- Antrag auf Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens (Art. 37 Abs. 1 
lit. a EuInsVO/Art. 29 Abs. 1 lit. a aEuInsVO)708,709 
- Antrag auf Aussetzung der Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens 
(Art. 38 Abs. 3 EuInsVO)710,711 
- Antrag auf Aussetzung der Verwertung der Sekundärinsolvenzmasse 
(Art. 46 Abs. 1 EuInsVO/Art. 33 Abs. 1 aEuInsVO)712,713 
- Antrag auf Umwandlung des Sekundärinsolvenzverfahrens (Art. 51 
Abs. 1 EuInsVO)714,715 
                                               
706  Vgl. dazu vorstehend Rz. 238 f. 
707  Vgl. Schmidt-BRINKMANN, Art. 21 EuInsVO N 6 sowie Art. 22 EuInsVO N 4; Braun-
EHRET, Art. 29 N 6 Mankowski/Müller/Schmidt-MÜLLER, Art. 29 N 3; REINHART, 
S. 203. Im Ergebnis wohl MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 22 EuInsVO 2000 
N 2. Aus logischen Gründen kann einem vorläufigen Hauptinsolvenzverwalter nicht die 
Befugnis zukommen, die Eintragung des Entscheides zur Eröffnung eines Hauptinsol-
venzverfahrens in öffentliche Register zu beantragen (im Ergebnis auch Braun-EHRET, 
Art. 29 N 6). 
708  Vgl. dazu vorstehend Rz. 241. 
709  Braun-DELZANT, Art. 37 N 3; Mankowski/Müller/Schmidt-MÜLLER, Art. 37 N 5; 
MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 29 EuInsVO 2000 N 4 m.V.a. weitere zu erfül-
lende Voraussetzungen; MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 52 EuInsVO 2015 
i.V.m. MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 38 EuInsVO 2000 N 11. A.A. 
VIRGÓS/SCHMIT, Rz. 262; Schmidt-BRINKMANN, Art. 29 N 4 m.w.H.; Duursma-Kepp-
linger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLINGER/CHALUPSKY, Art. 29 N 9 sowie 
Art. 38 N 2; Pannen-HERCHEN, Art. 29 N 20; Konecny/Schubert-POGACAR, Art. 38 
EuInsVO N 4; Gottwald-KOLMANN/KELLER, § 131 N 84; VIRGÓS/GARCIMARTÍN, S. 201. 
Hinsichtlich der abweichenden Ansichten ist zu berücksichtigen, dass diese teilweise in 
Publikationen geäussert wurden, die zu Beginn der Geltung der aEuInsVO erschienen 
sind. 
710  Vgl. dazu vorstehend Rz. 244. 
711  MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 38 EuInsVO 2015 N 23. 
712  Vgl. dazu vorstehend Rz. 246. 
713  Braun-DELZANT, Art. 46 N 4; MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 33 EuInsVO 2000 
N 4 m.V.a. weitere zu erfüllende Voraussetzungen. M.E. muss konsequenterweise vor-
läufigen Hauptinsolvenzverwaltern auch die Befugnis zustehen, die Aufhebung der 
Aussetzung der Verwertung zu beantragen (Art. 46 Abs. 2 lit. a EuInsVO/Art. 33 Abs. 2 
lit. a aEuInsVO; vgl. dazu vorstehend Rz. 246).  
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- Antrag auf Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens (Art. 60 
Abs. 1 lit. c sowie Art. 61 Abs. 1 EuInsVO)716,717 
- Antrag auf nachträgliches Opt-in in Gruppen-Koordinationsverfahren 
(Art. 69 Abs. 1 EuInsVO)718.719 
M.E. muss hinsichtlich jeder von der Prozessführungsbefugnis erfassten 
prozessualen Befugnis, die einem (endgültigen) Hauptinsolvenzverwalter 
nach der EuInsVO zusteht, geprüft werden, ob diese Befugnis auch einem 
vorläufigen Hauptinsolvenzverwalter zukommen kann. Dies bedeutet, dass 
nicht jede Befugnis, für die die EuInsVO/aEuInsVO auf den «Verwalter» 
verweist, auch einem vorläufigen Hauptinsolvenzverwalter zusteht. Es muss 
aber einem vorläufigen Hauptinsolvenzverwalter, soweit dies mit seiner 
Stellung und Funktion vereinbar ist, möglich sein, gewisse durch die EuIns-
VO normierte Befugnisse wahrzunehmen, um die Interessen der (vorläufi-
gen) Insolvenzmasse schützen zu können. Daher muss einem vorläufigen 
Hauptinsolvenzverwalter zum Beispiel auch die Widerspruchsbefugnis ge-
gen die Einbeziehung des Insolvenzverfahrens, für das er vorläufig bestellt 
wurde, in ein Gruppen-Koordinationsverfahren (Art. 64 Abs. 1 lit. a EuIns-
VO)720 sowie gegen die als Koordinationsverwalter vorgeschlagene Person 
(Art. 64 Abs. 1 lit. b EuInsVO)721 zustehen. Ebenso spricht m.E. nichts da-
gegen, einem vorläufigen Hauptinsolvenzverwalter die Anfechtungsbefugnis 
bezüglich des Entscheides zur Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens 
(Art. 39 EuInsVO)722 sowie bezüglich des Entscheides zur Einbeziehung 
einer gruppenangehörigen Gesellschaft in ein Gruppen-Koordinationsver-
fahren (Art. 69 Abs. 4 EuInsVO)723 zuzugestehen.  
                                               
714  Vgl. dazu vorstehend Rz. 247. 
715  MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 51 EuInsVO 2015 N 4. 
716  Vgl. dazu vorstehend Rz. 251. 
717  Braun-ESSER, Art. 61 N 13; MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 61 EuInsVO 2015 
N 5 m.V.a. weitere zu erfüllende Voraussetzungen; Wimmer/Bornemann/Lienau-
BORNEMANN, Rz. 598. 
718  Vgl. dazu vorstehend Rz. 253. 
719  Braun-ESSER, Art. 69 N 4; MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 69 EuInsVO 2015 
N 7 FN 4 m.V.a. MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 61 EuInsVO 2015 N 5. 
720  Vgl. dazu vorstehend Rz. 257. 
721  Vgl. dazu vorstehend Rz. 258. 
722  Vgl. dazu vorstehend Rz. 260. 
723  Vgl. dazu vorstehend Rz. 261. 
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Wohl aus logischen Gründen werden einem vorläufigen Hauptinsolvenzver-
walter die Widerspruchs- sowie die Anfechtungsbefugnis bezüglich der für 
den Koordinationsverwalter angefallenen Kosten und der diesbezüglichen 
Kostenaufteilung (Art. 77 Abs. 3 sowie Abs. 4 EuInsVO)724 nicht zustehen, 
da davon auszugehen ist, dass im Zeitpunkt des Kostenentscheides die (end-
gültige) Hauptinsolvenzeröffnung erfolgt ist.  
3. Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Territorialinsolvenzverwalter 
Soweit die EuInsVO nichts Abweichendes bestimmt, finden auf Territorial-
insolvenzverfahren die Rechtsvorschriften des EU-Mitgliedstaates Anwen-
dung, in dessen Gebiet das Territorialinsolvenzverfahren eröffnet wurde (lex 
fori concursus territorialis), d.h. die lex fori concursus particularis resp. die 
lex fori concursus subsidiaris.725 In diesem Sinne regelt die lex fori concur-
sus territorialis denn auch die Befugnisse und damit die Prozessführungsbe-
fugnis von Territorialinsolvenzverwaltern (vgl. Art. 7 Abs. 2 lit. c EuIns-
VO/Art. 4 Abs. 2 lit. c aEuInsVO; vgl. auch Art. 35 EuInsVO/Art. 28 
aEuInsVO für das Sekundärinsolvenzverfahren). 
Die Eröffnung eines Territorialinsolvenzverfahrens wird in den anderen EU-
Mitgliedstaaten automatisch anerkannt (vgl. Art. 19 Abs. 1 EuInsVO/Art. 16 
Abs. 1 aEuInsVO), wobei die Wirkungen eines solchen Insolvenzverfahrens 
in den anderen Mitgliedstaaten nicht in Frage gestellt werden dürfen (Art. 20 
Abs. 2 EuInsVO/Art. 17 Abs. 2 aEuInsVO). 
Zwar besteht auf den ersten Blick der Eindruck, dass Territorialinsolvenz-
verwalter als Folge der territorialen Begrenzung der Wirkungen eines Terri-
torialinsolvenzverfahrens auf das im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaates 
gelegene Vermögen des Gemeinschuldners (vgl. Art. 3 Abs. 2 EuIns-
VO/aEuInsVO) grundsätzlich über keine grenzüberschreitende Prozessfüh-
rungsbefugnis verfügen. Diesbezüglich ist jedoch zu beachten, dass die Er-
                                               
724  Vgl. dazu vorstehend Rz. 255 f., Rz. 259 sowie Rz. 262. 
725  Vgl. Schmidt-BRINKMANN, Art. 4 EuInsVO N 3; Duursma-Kepplinger/Duursma/Cha-
lupsky-DUURSMA-KEPPLINGER, Art. 4 N 3 f.; Uhlenbruck/Hirte/Vallender-LÜER, Art. 4 
EuInsVO N 10 f.; Hass/Huber/Gruber/Heiderhoff-HASS/HERWEG, Art. 4 N 5; Hass/Hu-
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öffnung eines Territorialinsolvenzverfahrens nur eine massebezogene, nicht 
aber eine lokale Einschränkung des (prozessualen) Tätigkeitsbereiches des 
Territorialinsolvenzverwalters mit sich bringt.726 Der Territorialinsolvenz-
verwalter kann daher ausserhalb des Territorialinsolvenzeröffnungsstaates – 
und damit als ausländischer Territorialinsolvenzverwalter in der Form des 
ausländischen Partikular- oder Sekundärinsolvenzverwalters – diejenigen 
Befugnisse zur Prozessführung ausüben, die ihm durch die Verordnung zu-
gesprochen werden.727 
Wird der Territorialinsolvenzverwalter ausserhalb des Hoheitsgebiets tätig, 
in dem das Territorialinsolvenzverfahren eröffnet wurde, hat er bei der Aus-
übung seiner Befugnisse das Recht jenes EU-Mitgliedstaates, in dessen Ho-
heitsgebiet er handeln will, zu achten (Art. 21 Abs. 3 EuInsVO/Art. 18 
Abs. 3 aEuInsVO).728 Art. 21 Abs. 3 EuInsVO/Art. 18 Abs. 3 aEuInsVO 
findet insofern auch auf Territorialinsolvenzverwalter Anwendung.729 
A. Beantragung der öffentlichen Bekanntmachung des 
Entscheides zur Eröffnung eines Territorialinsolvenz-
verfahrens 
In Bezug auf die öffentliche Bekanntmachung des Entscheides zur Eröff-
nung des Territorialinsolvenzverfahrens sowie gegebenenfalls des Entschei-
des zur Bestellung des Insolvenzverwalters (Art. 28 EuInsVO) deckt sich die 
Prozessführungsbefugnis ausländischer Territorialinsolvenzverwalter mit 
jener ausländischer Hauptinsolvenzverwalter730.731 
                                               
726  Hass/Huber/Gruber/Heiderhoff-GRUBER, Art. 18 N 18. Im Ergebnis auch Schmidt-
BRINKMANN, Art. 18 EuInsVO N 8; Konecny/Schubert-KLAUSER/POGACAR, Art. 18 
EuInsVO N 32 ff. Vgl. auch Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-
KEPPLINGER/CHALUPSKY, Art. 18 N 24 f.; Pannen-PANNEN/RIEDEMANN, Art. 18 
N 37 ff.; Leonhardt/Smid/Zeuner-SMID, Art. 18 EuInsVO N 14; GEROLDINGER, S. 113. 
727  Vgl. FEHRENBACH, S. 257. 
728  Vgl. zu Art. 21 Abs. 3 EuInsVO/Art. 18 Abs. 3 aEuInsVO vorstehend Rz. 232. 
729  Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLINGER/CHALUPSKY, Art. 18 
N 2; Hass/Huber/Gruber/Heiderhoff-GRUBER, Art. 18 N 18; Konecny/Schubert-KLAU-
SER/POGACAR, Art. 18 EuInsVO N 37; Pannen-PANNEN/RIEDEMANN, Art. 18 N 43; 
PAULUS, EuInsVO, Art. 18 N 18a. 
730  Vgl. vorstehend Rz. 236 f. 
731  Im Ergebnis wohl Braun-EHRET, Art. 28 N 5. Vgl. bezüglich der Geltung von Art. 28 
EuInsVO für Territorialinsolvenzverwalter die Literatur zu Art. 21 aEuInsVO, die trotz 










Einem Territorialinsolvenzverwalter steht vor den Gerichten eines anderen 
EU-Mitgliedstaates die Prozessführungsbefugnis für eine Herausgabeklage 
nach Art. 21 Abs. 2 EuInsVO/Art. 18 Abs. 2 aEuInsVO zu.732 Damit kann 
ein Territorialinsolvenzverwalter in jedem anderen EU-Mitgliedstaat gericht-
lich geltend machen, dass ein beweglicher Gegenstand nach der Eröffnung 
des Territorialinsolvenzverfahrens aus dem Hoheitsgebiet des Staates der 
Territorialinsolvenzeröffnung in das Hoheitsgebiet dieses anderen Mitglied-
staates verbracht worden ist (Art. 21 Abs. 2 EuInsVO/Art. 18 Abs. 2 aEu-
InsVO). 
b) Anfechtungsklage 
Aus Art. 21 Abs. 2 EuInsVO/Art. 18 Abs. 2 aEuInsVO ergibt sich zudem die 
Prozessführungsbefugnis eines Territorialinsolvenzverwalters, eine Anfech-
tungsklage vor den Gerichten eines anderen Mitgliedstaates zu erheben 
(Art. 21 Abs. 2 EuInsVO/Art. 18 Abs. 2 aEuInsVO).733  
                                               
lich der Antragsbefugnis von Territorialinsolvenzverwaltern konsultiert werden kann: 
Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLINGER/CHALUPSKY, Art. 21 
N 6; Uhlenbruck/Hirte/Vallender-LÜER, Art. 21 EuInsVO N 5. A.A. Leon-
hardt/Smid/Zeuner-SMID, Art. 21 EuInsVO N 3 sowie N 5. 
732  Vgl. Schmidt-BRINKMANN, Art. 18 EuInsVO N 8; Duursma-Kepplinger/Duursma/Cha-
lupsky-DUURSMA-KEPPLINGER/CHALUPSKY, Art. 18 N 25; Hass/Huber/Gruber/Heider-
hoff-GRUBER, Art. 18 N 16; Konecny/Schubert-KLAUSER/POGACAR, Art. 18 EuInsVO 
N 33; Pannen-PANNEN/RIEDEMANN, Art. 18 N 39; OBERHAMMER, Anfechtungsbefugnis, 
S. 279. 
733  Vgl. zur Möglichkeit der Anhebung einer Anfechtungsklage im Detail: Duursma-
Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLINGER/CHALUPSKY, Art. 18 N 25; 
Hass/Huber/Gruber/Heiderhoff-GRUBER, Art. 18 N 17; Konecny/Schubert-KLAU-
SER/POGACAR, Art. 18 EuInsVO N 34; Pannen-PANNEN/RIEDEMANN, Art. 18 N 40; 
PAULUS, EuInsVO, Art. 18 N 16 ff.; MünchKomm InsO IV-REINHART, Art. 18 N 14 ff.; 
Leonhardt/Smid/Zeuner-SMID, Art. 18 EuInsVO N 14. Vgl. auch OBERHAMMER, An-
fechtungsbefugnis, S. 271 ff. 
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C. Weitere von der Prozessführungsbefugnis erfasste 
prozessuale Befugnisse? 
In der Lehre wird teilweise die Ansicht vertreten, dass die in Art. 21 Abs. 2 
EuInsVO/Art. 18 Abs. 2 aEuInsVO enthaltene Aufzählung nicht abschlies-
send sei und ein Territorialinsolvenzverwalter auch weitere von der Prozess-
führungsbefugnis erfasste prozessuale Befugnisse in anderen Mitgliedstaaten 
ausüben könne, soweit Vermögenswerte der Territorialinsolvenzmasse be-
troffen seien.734 
Da die Territorialinsolvenzeröffnung nur zu einer massebezogenen, nicht 
aber einer lokalen Beschränkung der Wirkungen des Territorialinsolvenzver-
fahrens führt,735 ist nach der hier vertretenen Auffassung keine Einschrän-
kung der grenzüberschreitenden Prozessführungsbefugnis von Territorialin-
solvenzverwaltern auf die in Art. 21 Abs. 2 EuInsVO/Art. 18 Abs. 2 
aEuInsVO normierten Klagerechte zu rechtfertigen.736 Daher kann Territori-
alinsolvenzverwaltern grenzüberschreitend auch eine über die in Art. 21 
Abs. 2 EuInsVO/Art. 18 Abs. 2 aEuInsVO ausdrücklich genannten Befug-
nisse hinausgehende Prozessführungsbefugnis zustehen. 
III. Fazit 
Als Folge des in der EuInsVO verankerten modifizierten Universalitätsprin-
zips regelt im EU-internen Verhältnis die lex fori concursus generalis737 
resp. die lex fori concursus territorialis738 die Befugnisse und damit auch die 
Prozessführungsbefugnis von Haupt- resp. Territorialinsolvenzverwaltern in 
grenzüberschreitenden Sachverhalten. Haupt- und Territorialinsolvenzver-
walter verfügen daher in anderen EU-Mitgliedstaaten für Verfahren bezüg-
                                               
734  Vgl. Hass/Huber/Gruber/Heiderhoff-GRUBER, Art. 18 N 18; Nerlich/Römermann-NER-
LICH, Art. 18 EuInsVO N 6. Im Ergebnis a.A.: Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalup-
sky-DUURSMA-KEPPLINGER/CHALUPSKY, Art. 18 N 24 ff.; Konecny/Schubert-KLAU-
SER/POGACAR, Art. 18 EuInsVO N 35; Pannen-PANNEN/RIEDEMANN, Art. 18 N 42; 
Leonhardt/Smid/Zeuner-SMID, Art. 18 EuInsVO N 14. Vgl. auch MünchKomm InsO 
IV-THOLE, Art. 18 EuInsVO 2000 N 18. 
735  Vgl. dazu vorstehend Rz. 275. 
736  So auch MünchKomm InsO IV-THOLE, Art. 18 EuInsVO 2000 N 18. 
737  Vgl. dazu vorstehend Rz. 231. 






lich der Haupt- resp. Territorialinsolvenzmasse über die Prozessführungsbe-
fugnis, soweit diese von der lex fori concursus generalis resp. der lex fori 
concursus territorialis gewährt wird.739 Eine Beschränkung der Prozessfüh-
rungsbefugnis ausländischer (Haupt-)Insolvenzverwalter im Sinne der Rege-
lung des IPRG ist damit im EU-internen Verhältnis nicht zulässig. 
Eine Erweiterung der grenzüberschreitenden Prozessführungsbefugnis von 
Insolvenzverwaltern im EU-internen Verhältnis erfolgt durch die Einräu-
mung von prozessualen Befugnissen durch die EuInsVO.740 Dadurch wird 
innerhalb der EU eine Sicherstellung und Vereinheitlichung der unbedingt 
notwendigen Aspekte der (grenzüberschreitenden) Prozessführungsbefugnis 
von Insolvenzverwaltern im EU-Raum angestrebt. Insbesondere Hauptinsol-
venzverwaltern soll dadurch ein Mindestmass an prozessualen Eingriffs- und 
Einflussmöglichkeiten gesichert werden. Auf diese Weise wird auch als 
Folge der prozessualen Befugnisse die Dominanz ausländischer Hauptinsol-
venzverwalter im EU-internen Raum gestärkt. Dabei stehen vornehmlich 
Eingriffs- und Einflussmöglichkeiten von (ausländischen) Hauptinsolvenz-
verwaltern hinsichtlich Sekundärinsolvenzverfahren oder Hauptinsolvenz-
verfahren gruppenangehöriger Gesellschaften im Vordergrund. In diesem 
Zusammenhang fällt auf, dass im Zuge der Neufassung der EuInsVO eine 
wesentliche Stärkung der Prozessführungsbefugnis von Hauptinsolvenzver-
waltern, ausserhalb des Hauptinsolvenzeröffnungsstaates erfolgte. Jene von 
Territorialinsolvenzverwaltern entspricht grundsätzlich derjenigen der 
aEuInsVO. 
Soweit Hauptinsolvenzverwalter betroffen sind, erschöpft sich die Prozess-
führungsbefugnis in Staaten ausserhalb des Hauptinsolvenzeröffnungsstaates 
vorwiegend in durch die EuInsVO normierten Antrags-, Widerspruchs- und 
Anfechtungsbefugnissen.741 Aber auch Territorialinsolvenzverwaltern kom-
men zusätzlich zur durch Art. 28 EuInsVO eingeräumten Antragsbefugnis 
auch die durch die EuInsVO normierten Klagerechte (vgl. Art. 21 Abs. 2 
EuInsVO/Art. 18 Abs. 2 aEuInsVO) zu.742 Letztlich wird aber auch für Mit-
gliedstaaten, die das Institut des vorläufigen Hauptinsolvenzverwalters in 
ihrem nationalen Insolvenzrecht vorsehen, durch die EuInsVO vorläufigen 
Hauptinsolvenzverwaltern die Möglichkeit zur grenzüberschreitenden Bean-
                                               
739  Vgl. dazu vorstehend Rz. 231 sowie Rz. 273. 
740  Vgl. dazu vorstehend Rz. 233. 
741  Vgl. dazu vorstehend Rz. 234 ff. 
742  Vgl. dazu vorstehend Rz. 277 ff. 
283 
284 
6. Teil: Prozessführungsbefugnis nach der EuInsVO 
 146 
tragung von Sicherungsmassnahmen nach Art. 53 EuInsVO/Art. 38 aEuIns-
VO eingeräumt.743 Darüber hinaus sollen vorläufigen Hauptinsolvenzverwal-
tern aber auch grundsätzlich diejenigen durch die EuInsVO normierten 
grenzüberschreitenden Antrags-, Widerspruchs- und Anfechtungsbefugnisse 
zustehen, über die (endgültige) Hauptinsolvenzverwalter verfügen, soweit 
diese Befugnisse mit der Stellung und Funktion des vorläufigen Hauptinsol-
venzverwalters vereinbar sind.744 
Auch mit der Normierung von Befugnissen zur Prozessführung, die Insol-
venzverwaltern grenzüberschreitend zustehen, soll das primäre Ziel der Ver-
besserung der Effizienz und der Wirksamkeit von Insolvenzverfahren mit 
grenzüberschreitender Wirkung745 erreicht werden. Unnötige Hürden und 
Kautelen, die im Ergebnis zu Lasten der Insolvenzmasse und damit der In-
solvenzgläubiger gehen können, sollen durch die EuInsVO/aEuInsVO mög-
lichst eingeschränkt werden.746 Diese Universalisierung gilt aber nur im EU-
internen Verhältnis. Sobald Drittstaaten betroffen sind, muss das diesbezüg-
liche nationale internationale Insolvenzrecht der beteiligten Staaten berück-
sichtigt werden. Abhängig von der Ausgestaltung der Prozessführungsbe-
fugnis ausländischer (Haupt-)Insolvenzverwalter im autonomen Recht des 
betroffenen Drittstaates kann die liberale Ausgestaltung der Prozessfüh-
rungsbefugnis ausländischer (Haupt-)Insolvenzverwalter da ihre Grenzen 
finden. 
                                               
743  Vgl. dazu vorstehend Rz. 266 ff. 
744  Vgl. dazu vorstehend Rz. 269 ff. 
745  Vgl. zu diesem Zweck: Erwägungsgrund 3 sowie Erwägungsgrund 8 EuInsVO. 
746  Die aEuInsVO hat, trotz bestehender Mängel, zu einer Erleichterung in der Abwicklung 
grenzüberschreitender Insolvenzverfahren geführt (vgl. COM[2012] 744, S. 2; 
SWD[2012] 417, S. 3) und gilt im Allgemeinen als erfolgreiches Instrument zur Koor-
dinierung grenzüberschreitender Insolvenzverfahren in der EU (COM[2012] 743, S. 4; 
External Evaluation, S. 10; HESS/OBERHAMMER/PFEIFFER, Rz. 34).  
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7. Teil:  Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Insolvenzverwalter nach dem 
UNCITRAL-Modellgesetz 
I. Einleitende Bemerkungen zum UNCITRAL-
Modellgesetz 
Das UNCITRAL-Modellgesetz über grenzüberschreitende Insolvenzverfah-
ren («UNCITRAL Model Law on Cross-Border Insolvency») wurde am 
30. Mai 1997 von der UNCITRAL verabschiedet.747 Es ist als Mustergesetz 
für die nationale Gesetzgebung konzipiert748 und dient Staaten, die beabsich-
tigen auf dem Gebiet des internationalen Insolvenzrechts ein Gesetz zu er-
lassen oder das bereits bestehende nationale internationale Insolvenzrecht zu 
revidieren, als Vorlage oder Empfehlung.749 Durch das Modellgesetz wird 
somit eine internationale Rechtsvereinheitlichung angestrebt.750 Bis anhin 
haben 43 Staaten ihr nationales internationales Insolvenzrecht an den Be-
stimmungen des UNCITRAL-Modellgesetzes ausgerichtet.751 Mit Griechen-
                                               
747  Vgl. http://www.uncitral.org/uncitral/en/uncitral_texts/insolvency/1997Model.html (zu-
letzt besucht am 04.11.2017).  
748  UNCITRAL Guide, Rz. 1. 
749  Vgl. BENNING/WEHLING, S. 619; BISCHOFF, S. 628; MARKUS, Internationales Insolvenz-
recht, S. 295; MARKUS, UNCITRAL-Modellgesetz, S. 19 f.; WESSELS, Current Topics, 
S. 41. Vgl. auch UNCITRAL Guide, Rz. 19 f. 
750  Vgl. BISCHOFF, S. 628. 
751  Dies sind die folgenden Staaten: Australien [2008], Benin [2015], Burkina Faso [2015], 
Kamerun [2015], Kanada [2005], Zentralafrikanische Republik [2015], Tschad [2015], 
Chile [2013], Kolumbien [2006], Komoren [2015], Kongo [2015], Elfenbeinküste 
[2015], Demokratische Republik Kongo [2015], Dominikanische Republik [2015], 
Äquatorialguinea [2015], Gabun [2015], Griechenland [2010], Guinea [2015], Guinea-
Bissau [2015], Japan [2000], Kenia [2015], Malawi [2015], Mali [2015], Mauritius 
[2009], Mexiko [2000], Montenegro [2002], Neuseeland [2006], Niger [2015], Philip-
pinen [2010], Polen [2003], Republik Korea [2006], Rumänien [2002], Senegal [2015], 
Serbien [2004], Seychellen [2013], Singapur [2017], Slowenien [2007], Südafrika 
[2000], Togo [2015], Uganda [2011], Britische Jungferninseln [2003], Gibraltar [2014], 
Grossbritannien [2006], Vereinigte Staaten von Amerika [2005], Vanuatu [2013] 
(http://www.uncitral.org/uncitral/en/uncitral_texts/insolvency/1997Model_status.html, 
zuletzt besucht am 04.11.2017). 
286 
7. Teil: Prozessführungsbefugnis nach dem UNCITRAL-Modellgesetz 
 148 
land, Grossbritannien, Polen, Rumänien sowie Slowenien sind auch fünf 
EU-Staaten zu den «UNCITRAL-Staaten» zu zählen. Die noch immer wach-
sende Relevanz des UNCITRAL-Modellgesetzes zeigt sich unter anderem 
daran, dass in den letzten Jahren zahlreiche Länder ihr nationales internatio-
nales Insolvenzrecht am Mustergesetz ausgerichtet haben, zuletzt Singapur 
im Jahr 2017. 
Das UNCITRAL-Modellgesetz752 regelt in erster Linie den Zugang ausländi-
scher Insolvenzverwalter und Gläubiger zu den Gerichten, Behörden und zu 
einem Insolvenzverfahren über den ausländischen Gemeinschuldner im Um-
setzungsstaat (Art. 9 ff. UNCITRAL-Modellgesetz), die Anerkennung aus-
ländischer Insolvenzverfahren im Umsetzungsstaat (Art. 15 ff. UNCITRAL-
Modellgesetz) sowie die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen 
Insolvenzverwaltern und Gerichten (Art. 25 ff. UNCITRAL-Modellge-
setz).753 Das Modellgesetz erfasst somit das internationale Insolvenzverfah-
rensrecht. Es wird jedoch keine Vereinheitlichung des materiellen Insolvenz-
rechts angestrebt.754 
Das UNCITRAL-Modellgesetz geht, wie die EuInsVO755, vom Grundsatz 
der modifizierten Universalität aus.756 Neben einem Hauptinsolvenzverfah-
ren, welches grundsätzlich universelle Wirkung zeitigt, sind Territorialinsol-
venzverfahren denkbar, deren Wirkungen sich auf die im Staat der Territo-
rialinsolvenzverfahrenseröffnung gelegenen Vermögenswerte des Gemein-
schuldners beschränken.757 In diesem Sinne unterscheidet das UNCITRAL-
Modellgesetz zwischen ausländischen Hauptinsolvenzverfahren (Art. 2 
lit. b; Art. 17 Abs. 2 lit. a UNCITRAL-Modellgesetz) und ausländischen 
Territorialinsolvenzverfahren (Art. 2 lit. c; Art. 17 Abs. 2 lit. b UNCITRAL-
Modellgesetz). Erstere sind im Staat, in dem sich der Mittelpunkt der haupt-
sächlichen Interessen des Gemeinschuldners befindet, zu eröffnen (Art. 2 
lit. b UNCITRAL-Modellgesetz), während Letztere am Ort der Niederlas-
                                               
752  Nach Art. 1 Abs. 2 UNCITRAL-Modellgesetz kann ein Umsetzungsstaat vorsehen, dass 
das Gesetz (das infolge der Umsetzung des UNCITRAL-Modellgesetzes in das nationa-
le Recht besteht) keine Anwendung auf Insolvenzverfahren z.B. über Banken oder Ver-
sicherungen findet. 
753  KREN KOSTKIEWICZ/RODRIGUEZ, Rz. 405. 
754  UNCITRAL Guide, Rz. 3; Pannen-HOLLANDER/GRAHAM, UNCITRAL N 15; CRONIN, 
S. 711; WESSELS, Current Topics, S. 41. 
755  Vgl. dazu vorstehend Rz. 225. 
756  Pannen-PANNEN/RIEDEMANN, Einleitung N 36; PAULUS, Grundlagen, S. 335. 
757  Vgl. WYEN, S. 18. 
287 
288 
II. Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter 
 149 
sung eines Gemeinschuldners stattfinden (Art. 2 lit. c i.V.m. lit. f UNCIT-
RAL-Modellgesetz). 
Das Modellgesetz sieht, im Gegensatz zur EuInsVO758, keine automatische 
Anerkennung von ausländischen Insolvenzverfahren vor.759 Stattdessen ist 
für eine Wirkungserstreckung eines ausländischen Insolvenzverfahrens auf 
den Umsetzungsstaat ein formelles Anerkennungsverfahren (vgl. Art. 15 ff. 
UNCITRAL-Modellgesetz) erforderlich.760 Nach der Regelung im UNCIT-
RAL-Modellgesetz erfolgt aber im Fall einer Anerkennung eines ausländi-
schen Insolvenzverfahrens, im Unterschied zur Regelung im IPRG761, keine 
automatische Eröffnung eines Sekundärkonkursverfahrens im Umsetzungs-
staat.762 
II. Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Insolvenzverwalter 
Der UNCITRAL Guide, der als Leitfaden für die Umsetzung des UNCIT-
RAL-Modellgesetzes dient,763 verweist für den in der englischen Sprache für 
Prozessführungsbefugnis verwendeten Begriff «standing» auf die Ausdrücke 
«procedural legitimation» («prozessuale Legitimation»), «active legitimati-
on» («Aktivlegitimation») resp. «legitimation» («Legitimation»).764 Die vom 
UNCITRAL Guide als Synonyme genannten Begriffe lassen darauf schlies-
sen, dass der Guide, gleich der bundesgerichtlichen Rechtsprechung,765 in 
der Begriffsverwendung ungenau und inkonsequent ist, auch wenn im Er-
gebnis das Begriffsverständnis eindeutig ist. Der UNCITRAL Guide, aber 
auch das UNCITRAL-Modellgesetz gehen im Ergebnis in Bezug auf den 
                                               
758  Vgl. dazu vorstehend Rz. 230 sowie Rz. 274. 
759  WIMMER, S. 2222. 
760  WIMMER, S. 2222. 
761  Vgl. dazu vorstehend Rz. 60 sowie Rz. 65. 
762  MARKUS, UNCITRAL-Modellgesetz, S. 19. 
763  Vgl. UNCITRAL Guide, Rz. 17. 
764  UNCITRAL Guide, FN 25. Vgl. zum Begriff «standing» auch BERENDS, S. 340: «In a 
common law system, one may say the foreign representative has ‹standing› to apply 
[...]. In the language of countries that are more civil law orientated, it is appropriate to 
say that the foreign representative has ‹procedural legitimation› or the ‹competence› to 
apply [...].» 
765  Vgl. dazu vorstehend Rz. 74 f. 
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Begriff «standing» von der Prozessführungsbefugnis und nicht etwa von der 
materiellen Berechtigung an einem streitigen Anspruch766 aus. Dies ist zum 
einen an den durch den Begriff erfassten Tatbeständen ersichtlich.767 Ande-
rerseits spricht für diese Ansicht auch, dass das Modellgesetz das materielle 
Insolvenzrecht unberührt lässt.768 
Für das UNCITRAL-Modellgesetz hat die Prozessführungsbefugnis769 eines 
ausländischen Insolvenzverwalters das Recht eines Insolvenzverwalters zum 
Gegenstand, in einem anderen Staat als dem Staat seiner Einsetzung, d.h. im 
Umsetzungsstaat, in eigenem Namen über einen Anspruch ein Verfahren zu 
führen. 
Mit Blick auf die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter 
vor nationalen Gerichten enthält das UNCITRAL-Modellgesetz ein Grund-
bedarf von ausländischen Insolvenzverwaltern zustehenden durch die Pro-
zessführungsbefugnis erfassten prozessualen Befugnissen. Dadurch wird die 
Vornahme von im Rahmen der Verwaltung einer ausländischen Insolvenz-
masse notwendigen prozessualen Handlungen durch ausländische Insol-
venzverwalter im Umsetzungsstaat ermöglicht. Daneben soll der Rechts-
schutz für ausländische Insolvenzverwalter im Umsetzungsstaat insgesamt 
gestärkt werden. Insbesondere wird durch das Modellgesetz auch eine Ver-
einheitlichung der ausländischen Insolvenzverwaltern vor nationalen Gerich-
ten zustehenden Prozessführungsbefugnis auf globaler Ebene angestrebt. 
Darüber hinaus steht es jedem Umsetzungsstaat frei, ausländischen Insol-
venzverwaltern weitere Befugnisse zur Prozessführung zu gewähren. 
Ein ausländischer Insolvenzverwalter verfügt nach dem UNICTRAL-Mo-
dellgesetz im Umsetzungsstaat über die nachfolgend aufgezeigten von der 
Prozessführungsbefugnis erfassten prozessualen Befugnisse. Diese umfassen 
Antragsbefugnisse, das Anfechtungsklagerecht sowie die Interven-
tionsbefugnis. Das UNCITRAL-Modellgesetz unterscheidet hinsichtlich der 
                                               
766  Vgl. zum Begriff der Sachlegitimation vorstehend FN 87. 
767  Vgl. dazu nachstehend Rz. 296 ff. 
768  Vgl. MARKUS, UNCITRAL-Modellgesetz, S. 19. Vgl. dazu auch schon vorstehend 
Rz. 287. 
769  Um die Regelung der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter unter 
dem UNCITRAL-Modellgesetz auf einer einheitlichen Grundlage resp. gestützt auf ein 
gemeinsames Begriffsverständnis untersuchen zu können, wird nachfolgend von einer 
Definition der Prozessführungsbefugnis ausgegangen, welche dem in der Schweiz ge-
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Prozessführungsbefugnis grundsätzlich nicht zwischen ausländischen Haupt- 
und ausländischen Territorialinsolvenzverwaltern. Da das Modellgesetz als 
Mustergesetz ausgestaltet ist, variiert die tatsächliche Ausgestaltung der 
Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter im Umsetzungs-
staat je nach Umsetzung des Modellgesetzes im nationalen Recht. 
In der angesprochenen nachfolgenden Darstellung erfolgt eine abstrakte 
Erläuterung, ohne dass detailliert auf die Regelung resp. die Hintergründe 
einer Regelung, innerhalb derer die Prozessführungsbefugnis eines ausländi-
schen Insolvenzverwalters besteht, eingegangen wird. 
1. Direkter Gerichtszugang 
Nach Art. 9 UNCITRAL-Modellgesetz ist ein ausländischer Insolvenzver-
walter berechtigt, ein Gericht im Umsetzungsstaat unmittelbar anzurufen. 
Die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter ist von Art. 9 
UNCITRAL-Modellgesetz nicht direkt erfasst. Die ausländischen Insolvenz-
verwaltern im Umsetzungsstaat zukommende Prozessführungsbefugnis wird 
durch weitere Bestimmungen des Modellgesetzes geregelt.770 Insbesondere 
soll durch Art. 9 UNCITRAL-Modellgesetz keine Ausdehnung der im Mo-
dellgesetz in weiteren Bestimmungen geregelten Prozessführungsbefugnis 
ausländischer Insolvenzverwalter erfolgen.771 Indirekt wird durch Art. 9 
UNCITRAL-Modellgesetz jedoch gewährleistet, dass ein ausländischer In-
solvenzverwalter im Umsetzungsstaat die ihm zustehende Prozessführungs-
befugnis ausüben kann.772 
2. Antragsbefugnisse 
A. Eröffnung eines Insolvenzverfahrens im 
Umsetzungsstaat 
Art. 11 UNCITRAL-Modellgesetz erteilt einem ausländischen Insolvenz-
verwalter die Befugnis, im Umsetzungsstaat die Eröffnung eines Insolvenz-
                                               
770  Vgl. Pannen-HOLLANDER/GRAHAM, UNCITRAL N 135. 
771  Vgl. MARKUS, UNCITRAL-Modellgesetz, S. 24. 
772  Vgl. WESSELS, Insolvency Law, Rz. 10256. Vgl. dazu auch Pannen-HOLLANDER/GRA-
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verfahrens zu beantragen,773 sofern die für eine solche Eröffnung nach dem 
Recht des Umsetzungsstaates notwendigen Voraussetzungen gegeben sind. 
Dieses Antragsrecht steht einem ausländischen Insolvenzverwalter ohne 
vorgängige Anerkennung des ausländischen Insolvenzverfahrens zu.774  
B. Anerkennung eines ausländischen Insolvenzverfahrens 
Ein ausländischer Insolvenzverwalter kann im Umsetzungsstaat die Aner-
kennung des ausländischen Insolvenzverfahrens, für das er bestellt wurde, 
beantragen (Art. 15 Abs. 1 UNCITRAL-Modellgesetz). Diese ist für den 
ausländischen Insolvenzverwalter notwendige Voraussetzung, um im Um-
setzungsstaat Rechtsschutz zu erhalten.775 
C. Erlass vorsorglicher Massnahmen 
Für die Dauer von der Beantragung der Anerkennung eines ausländischen 
Insolvenzverfahrens bis zum Entscheid über den Anerkennungsantrag ge-
währt Art. 19 Abs. 1 UNCITRAL-Modellgesetz einem ausländischen Insol-
venzverwalter die Befugnis, vor den Gerichten des Umsetzungsstaates die 
Anordnung vorsorglicher Massnahmen zum Schutz der ausländischen Insol-
venzmasse oder der Interessen der Gläubiger zu beantragen.776 Für die Zeit 
nach der Anerkennung eines ausländischen Insolvenzverfahrens legt Art. 21 
Abs. 1 UNCITRAL-Modellgesetz die Befugnis eines ausländischen Insol-
venzverwalters fest, im Umsetzungsstaat den Erlass vorsorglicher Massnah-
men zu beantragen. 
Ein ausländischer Insolvenzverwalter kann zudem die Änderung oder Auf-
hebung einer nach Art. 19 oder Art. 21 UNCITRAL-Modellgesetz angeord-
neten vorsorglichen Massnahme beantragen (vgl. Art. 22 Abs. 3 UNCIT-
RAL-Modellgesetz). 
                                               
773  Vgl. CRONIN, S. 716, der ausdrücklich auf die Normierung der Prozessführungsbefugnis 
ausländischer Insolvenzverwalter in Art. 11 UNCITRAL-Modellgesetz hinweist. 
774  UNCITRAL Guide, Rz. 114. 
775  Sind die formellen, in Art. 17 Abs. 1 UNCITRAL Modellgesetz enumerativ aufgeführ-
ten Voraussetzungen erfüllt, ist das Gericht zur Anerkennung des ausländischen Insol-
venzverfahrens verpflichtet. Es kann diese einzig verweigern, wenn die Anerkennung 
gegen den ordre public verstossen würde (Art. 6 UNCITRAL Modellgesetz) (BEN-
NING/WEHLING, S. 621; vgl. auch UNCITRAL Guide, Rz. 151). 
776  Pannen-HOLLANDER/GRAHAM, UNCITRAL N 202. Vgl. auch UNCITRAL Guide, 
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D. Sicherung, Verwertung und Verteilung von 
Vermögenswerten 
Nach der Anerkennung eines ausländischen Insolvenzverfahrens räumt 
Art. 12 UNCITRAL-Modellgesetz dem ausländischen Insolvenzverwalter 
das Recht ein, im Umsetzungsstaat an einem Insolvenzverfahren über den 
ausländischen Gemeinschuldner777 teilzunehmen. Als Folge dieses Teilnah-
merechts kommt einem ausländischen Insolvenzverwalter im inländischen 
Insolvenzverfahren die Befugnis zu, Anträge, Gesuche oder Eingaben778 wie 
z.B. bezüglich Sicherung, Verwertung und/oder Verteilung von Vermö-
genswerten des Gemeinschuldners zu stellen.779 
E. Verteilung der im Umsetzungsstaat gelegenen 
Vermögenswerte des Gemeinschuldners  
Nach der Anerkennung eines ausländischen Insolvenzverfahrens steht dem 
ausländischen Insolvenzverwalter ein Antragsrecht hinsichtlich der Vertei-
lung der im Umsetzungsstaat gelegenen Vermögenswerte des Gemein-
schuldners zu. Das Gericht kann auf den Antrag des ausländischen Insol-
venzverwalters hin diesen oder eine andere durch das Gericht bestimmte 
Person mit der Verteilung der Gesamtheit oder eines Teiles der im Umset-
zungsstaat gelegenen Vermögenswerte des Gemeinschuldners betrauen, 
sofern sich das Gericht vergewissert hat, dass die Interessen der lokalen 
Gläubiger angemessen geschützt sind (Art. 21 Abs. 2 UNCITRAL-Modell-
gesetz).  
3. Anfechtungsklagebefugnis 
Art. 23 Abs. 1 UNCITRAL-Modellgesetz legt fest, dass als Folge der Aner-
kennung eines ausländischen Insolvenzverfahrens nach Art. 17 UNCITRAL-
Modellgesetz einem ausländischen Insolvenzverwalter nach dem Recht des 
                                               
777  Pannen-HOLLANDER/GRAHAM, UNCITRAL N 151 sowie FN 380. Vgl. auch UNCIT-
RAL Guide, Rz. 114 sowie den Wortlaut von Art. 12 Abs. 2 UNCITRAL-Modellgesetz: 
«Upon recognition of a foreign proceeding, the foreign representative is entitled to par-
ticipate in a proceeding regarding the debtor [...]» [Kursivdruck hinzugefügt]. 
778  UNCITRAL Guide, Rz. 115 spricht von «petitions, requests or submissions». 
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Umsetzungsstaates die Befugnis zur Erhebung von Anfechtungsklagen ge-
gen gläubigerschädigende Handlungen zusteht. 
4. Interventionsbefugnis 
Nach der Anerkennung eines ausländischen Insolvenzverfahrens kann der 
ausländische Insolvenzverwalter gemäss Art. 24 UNCITRAL-Modellgesetz 
unter der Voraussetzung, dass die gesetzlichen Voraussetzungen des Umset-
zungsstaates erfüllt sind, im Umsetzungsstaat jedem Verfahren780 beitre-
ten781, in dem der ausländische Gemeinschuldner Partei ist, soweit diese 
Verfahren nicht ohnehin bereits eingestellt oder sistiert sind (vgl. Art. 20 
Abs. 1 lit. a sowie Art. 21 Abs. 1 lit. a UNCITRAL-Modellgesetz). Dem 
ausländischen Insolvenzverwalter wird diesbezüglich direkt durch Art. 24 
UNCITRAL-Modellgesetz eine entsprechende Prozessführungsbefugnis zu-
gesprochen.782 Während Art. 12 UNCITRAL-Modellgesetz dem ausländi-
schen Insolvenzverwalter die Teilnahme in einem nationalen Insolvenzver-
fahren gegen den ausländischen Gemeinschuldner ermöglicht und damit 
einhergehend ausländische Insolvenzverwalter im Umsetzungsstaat in einem 
solchen Insolvenzverfahren über diverse prozessuale Befugnisse verfügen,783 
ist Art. 24 UNCITRAL-Modellgesetz auf eine Mitwirkung bei Zivilprozes-
sen ausgerichtet, in denen der ausländische Gemeinschuldner Partei ist.784 
                                               
780  Von Art. 24 UNCITRAL-Modellgesetz sind alle vor einem Gericht oder einer Behörde 
rechtshängige Verfahren erfasst, unabhängig davon, ob der Schuldner Kläger oder Be-
klagter ist (BENNING, S. 329). 
781  Unter dem vom Modellgesetz verwendeten Terminus «intervene» («intervenieren») 
resp. «intervention» («Intervention») wird auf die Anwendungsfälle verwiesen, in denen 
ein ausländischer Insolvenzverwalter in einem Gerichtsverfahren, das der Gemein-
schuldner gegen eine Drittpartei eingeleitet hat oder das von einer Drittpartei gegen den 
Gemeinschuldner eingeleitet wurde, auftritt und Stellung nimmt (UNCITRAL Guide, 
Rz. 205). 
782  Vgl. UNCITRAL Guide, Rz. 204; Sheldon-FISCHER/AL-ATTAR, Chapter 3, Rz. 3.118. 
783  Vgl. dazu vorstehend Rz. 300. 





Nach dem UNCITRAL-Modellgesetz steht ausländischen Insolvenzverwal-
tern im Vergleich zur schweizerischen Rechtslage785 eine extensive Prozess-
führungsbefugnis zu. Hervorzuheben ist jedoch, dass das Modellgesetz über 
keine Regelung verfügt, die ausländischen Insolvenzverwaltern eine generel-
le Klagebefugnis, z.B. zur Durchsetzung von der ausländischen Insolvenz-
masse resp. dem Gemeinschuldner zustehenden Ansprüchen, erteilt. Ein 
ausländischer Insolvenzverwalter kann einzig einem rechtshängigen Zivil-
verfahren, in dem der Gemeinschuldner Partei ist, beitreten (Art. 24 UNCI-
TRAL-Modellgesetz). Der Grund für das Fehlen einer Regelung hinsichtlich 
einer generellen Klagebefugnis liegt wohl darin, dass das Modellgesetz sich 
einer Harmonisierung des materiellen Insolvenzrechts enthält.786 So soll das 
UNCITRAL-Modellgesetz einzig Mechanismen anbieten, «um die 
schlimmsten Auswirkungen der im Grunde immer noch territorialen Vorge-
hensweise, zumindest in Bezug auf das ausländische Recht, auf die interna-
tionale Zuständigkeit für Insolvenzverfahren zu verbessern»787. Daher sind 
«Konzepte des Zugangs, der Anerkennung, der Zusammenarbeit und der 
Abstimmung»788 durch das Modellgesetz geregelt.789 Davon ist eine generel-
le Klagebefugnis ausländischer Insolvenzverwalter nicht erfasst. Die Auf-
nahme einer solchen Regelung bleibt der Gesetzgebung des Umsetzungs-
staates vorbehalten.  
Die ausländischen Insolvenzverwaltern nach dem UNCITRAL-Modellgesetz 
zustehende Prozessführungsbefugnis kommt besonders den Interessen der 
ausländischen Insolvenzmasse und letztlich den Insolvenzgläubigern zu Gu-
te. Denn durch die einem ausländischen Insolvenzverwalter zustehende Pro-
zessführungsbefugnis wird insbesondere auch ermöglicht, ohne die Einhal-
tung umfangreicher zeit- und kostenintensiver Formalitäten die Interessen 
der ausländischen Insolvenzmasse im Umsetzungsstaat unter anderem auf 
prozessualem Weg zu schützen und zu verteidigen. 
                                               
785  Vgl. dazu vorstehend Rz. 90 ff. 
786  Vgl. dazu vorstehend Rz. 287. 
787  Pannen-HOLLANDER/GRAHAM, UNCITRAL N 16. 
788  Pannen-HOLLANDER/GRAHAM, UNCITRAL N 21. 




  157 
8. Teil:  Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Insolvenzverwalter vor schweizerischen 
Gerichten nach dem E-IPRG790 
I. Einleitende Bemerkungen 
Am 14. Oktober 2015 veröffentlichte das EJPD einen Vorentwurf zur Revi-
sion des 11. Kapitels des IPRG.791 Nach Durchführung des Vernehmlas-
sungsverfahrens792 erfolgte am 24. Mai 2017 die Publikation des definitiven 
Entwurfs793 sowie der diesbezüglichen Botschaft des Bundesrats794. Der 
Entwurf bezweckt eine Modernisierung der geltenden gesetzlichen Regelung 
des schweizerischen internationalen Insolvenzrechts.795 In diesem Rahmen 
soll in erster Linie die Anerkennung ausländischer Insolvenzdekrete in der 
Schweiz erleichtert werden, indem die in der geltenden Regelung vorhande-
nen Anerkennungshürden abgebaut werden sollen, die sich in der Praxis als 
unnötig oder zumindest als zu einschränkend erwiesen haben.796 Aber auch 
das bis anhin starre System der Rechtsfolgen einer erfolgreichen Anerken-
nung eines ausländischen Insolvenzdekretes soll eine gewisse Öffnung er-
fahren797.798  
                                               
790  Das vorliegende Kapitel basiert teilweise, indessen in wesentlichen Punkten überarbeitet 
und aktualisiert, auf einem Aufsatz der Autorin, der unter dem Titel «Bemerkungen zur 
Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerich-
ten nach dem Vorentwurf für eine Revision des 11. Kapitels des IPRG» am 11. April 
2016 im Jusletter veröffentlicht worden ist.  
791  Vgl. BBl 2015 7661. 
792  Vgl. dazu den Bericht über das Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens vom 26. April 
2017. 
793  Vgl. BBl 2017 4149. 
794  Vgl. BBl 2017 4125. 
795  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4126; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 2. 
796  Vgl. Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4126; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 2. 
797  Vgl. Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4126; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 2. 
798  Vgl. für eine Darstellung der zentralen Punkte des E-IPRG: Botschaft 11. Kapitel IPRG, 
S. 4130 f. Vgl. für eine Darstellung der zentralen Punkte des VE-IPRG: Erläuterungsbe-
richt IPRG-Konkurs, S. 5 ff.; GIRSBERGER/TRÜTEN, S. 95 f.; HUNKELER/WOHL, Revisi-
on, Rz. 1 ff.; MEIER/GIUDICI, S. 18 ff. Vgl. im Übrigen auch die Darstellung der Neue-
rungen im E-IPRG gegenüber dem VE-IPRG: Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4132 f. 
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Der Entwurf strebt allerdings keine vollständige Revision des internationalen 
Insolvenzrechts der Schweiz an, sondern baut auf der bestehenden Regelung 
auf und verändert diese lediglich punktuell. Er orientiert sich zudem teilwei-
se an den internationalinsolvenzrechtlichen Regelungen in Art. 37g 
BankG799.800 Diese spezialgesetzliche Norm hat bereits heute einen weiteren 
Anwendungsbereich im schweizerischen Finanzmarktrecht; namentlich fin-
det sie auch im Rahmen des VAG, des BEHG, des KAG sowie des FinfraG 
Anwendung, die allesamt auf Art. 37g BankG verweisen.801 
II. Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Insolvenzverwalter 
Im Hinblick auf die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzver-
walter vor schweizerischen Gerichten ist besonders zu beachten, dass im 
Zuge der geplanten Modifikationen des Rechtshilfeverfahrens nach dem 
11. Kapitel des IPRG der Verfahrensablauf eine Anpassung erfahren soll. 
Diese wird unter anderem zu einer Erweiterung der Prozessführungsbefugnis 
ausländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten führen. 
Nach der geltenden Regelung ist das in Art. 166 ff. IPRG geregelte Verfah-
ren in zwei Phasen unterteilt: Zunächst findet das Anerkennungsverfahren 
statt,802 welches die gerichtliche Prüfung der für die Anerkennung eines aus-
                                               
799  Nach Art. 37g BankG kann die FINMA ausländische Insolvenzdekrete und Insolvenz-
massnahmen, die im Ausland gegenüber Banken ausgesprochen wurden, ohne Durch-
führung eines Sekundärkonkursverfahrens in der Schweiz anerkennen, sofern die dafür 
notwendigen Voraussetzungen nach Art. 37 Abs. 2 BankG (gleichwertige Behandlung 
der im Sinne von Art. 219 SchKG pfandgesicherten und privilegierten inländischen 
Forderungen sowie angemessene Berücksichtigung der übrigen inländischen Forderun-
gen im ausländischen Insolvenzverfahren) erfüllt sind. Darüber hinaus kann die FINMA 
einem Anerkennungsgesuch auch ohne Vorliegen von Gegenrecht entsprechen, sofern 
dies im Interesse der betroffenen Gläubiger liegt (Art. 10 Abs. 2 BIV-FINMA; vgl. auch 
Art. 12 Abs. 2 VKV-FINMA sowie Art. 12 Abs. 2 KAKV-FINMA). Die Regelung in 
Art. 37g BankG hat sich in der Praxis nach Ansicht von LORANDI, Neuerungen, S. 14, 
bewährt. 
800  Vgl. Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4131; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 6. 
Vgl. auch STAEHELIN, Das internationale Betreibungsrecht, S. 126.  
801  Vgl. Art. 54d VAG, Art. 36a BEHG, Art. 138c KAG sowie Art. 88 Abs. 1 FinfraG. 
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ländischen Insolvenzdekretes zwingend zu erfüllenden Voraussetzungen 
umfasst. Die erfolgreiche Anerkennung eines ausländischen Insolvenzdekre-
tes führt anschliessend zur Durchführung des Vollstreckungsverfahrens,803 in 
dessen Rahmen ein Sekundärkonkursverfahren eröffnet und durchgeführt 
wird. Nach der vorgeschlagenen Neuregelung soll das Gesamtverfahren nach 
Art. 166 ff. E-IPRG künftig in drei Phasen geteilt sein: Nach dem Anerken-
nungsverfahren804 folgt neu ein Zwischenverfahren805. Im Zuge dieses neuen 
Verfahrensabschnitts wird der weitere Verfahrensablauf für das Vollstre-
ckungsverfahren bestimmt. In einer dritten Phase folgt dann das Vollstre-
ckungsverfahren806. 
1. Anerkennungsverfahren 
Das Anerkennungsverfahren soll hinsichtlich der Ausgestaltung der Prozess-
führungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter keine Änderungen zur 
heutigen Rechtslage erfahren. Ausländischen Insolvenzverwaltern soll daher 
auch künftig die Befugnis zukommen, die Anerkennung eines ausländischen 
Insolvenzdekretes bei dem nach Art. 167 E-IPRG zuständigen Gericht zu 
beantragen (Art. 166 Abs. 1 E-IPRG).807 Zudem sollen ausländische Insol-
venzverwalter weiterhin über die Befugnis zur Beantragung sichernder Mas-
snahmen nach den Art. 162–165 und Art. 170 SchKG verfügen.808 
2. Zwischenverfahren 
Das neue Zwischenverfahren würde hingegen zu einer Erweiterung der aus-
ländischen Insolvenzverwaltern vor schweizerischen Gerichten zustehenden 
Prozessführungsbefugnis führen. Dies würde einem ausländischen Insol-
venzverwalter ermöglichen, einen (bedingten) Einfluss auf den Ablauf des 
anschliessenden Vollstreckungsverfahrens zu nehmen. 
                                               
803  Vgl. dazu vorstehend Rz. 65 ff. 
804  Vgl. dazu nachstehend Rz. 310.  
805  Vgl. dazu nachstehend Rz. 311 ff. 
806  Vgl. dazu nachstehend Rz. 318 ff. 
807  Vgl. zur geltenden Regelung vorstehend Rz. 91. 
808  Vgl. zur geltenden Regelung vorstehend Rz. 92. 
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A. Antrag auf Durchführung eines ordentlichen 
Sekundärkonkursverfahrens 
Das geltende Recht sieht für das Sekundärkonkursverfahren ausdrücklich 
weder die Konstituierung einer Gläubigerversammlung noch eines Gläubi-
gerausschusses vor (Art. 170 Abs. 3 IPRG). Dennoch unterstellt das Gesetz 
das Sekundärkonkursverfahren nicht den Regeln für das summarische Ver-
fahren nach Art. 231 SchKG,809 sondern sieht ein «vereinfachtes Verfahren 
‹sui generis›» vor, das als modifiziertes ordentliches Konkursverfahren aus-
gestaltet ist.810 In praxi erfolgt die Durchführung eines Sekundärkonkursver-
fahrens hingegen oftmals als summarisches Konkursverfahren nach Art. 231 
SchKG811, teilweise auch mit der Anwendung eines an ein summarisches 
Konkursverfahren angelehnten «gestrafften ordentlichen» Verfahrens812. 
Zur Stärkung der Rechtssicherheit hinsichtlich des Verfahrensablaufs soll 
nach Art. 170 Abs. 3 E-IPRG das Sekundärkonkursverfahren künftig im 
Regelfall als summarisches Konkursverfahren nach Art. 231 SchKG durch-
geführt werden.813 Insbesondere in Bezug auf umfangreichere resp. komple-
xere Sekundärkonkursverfahren ist zu berücksichtigen, dass ein Bedürfnis 
nach Einsetzung einer ausseramtlichen Konkursverwaltung bestehen kann,814 
die jedoch ausschliesslich im Rahmen eines ordentlichen Konkursverfahrens 
möglich ist (vgl. Art. 237 Abs. 2 SchKG)815.816 
Um die Einsetzung einer ausseramtlichen Konkursverwaltung auch für die 
Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens zu ermöglichen,817 sieht der 
                                               
809  BSK IPRG-BÜRGI, Art. 170 N 12; Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 170 
N 7. A.A. BSK SchKG II-LUSTENBERGER, Art. 231 N 8; im Ergebnis auch ZK IPRG-
VOLKEN, Art. 170 N 30. 
810  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4139; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 11. 
811  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4139. Vgl. auch Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, 
S. 12. 
812  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4139; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 12. 
813  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4139; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 12. 
814  Vgl. Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4139; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 12. 
815  BGE 121 III 142, 143 f.; BSK SchKG II-LUSTENBERGER, Art. 231 N 41; Hunkeler-
SCHOBER, Art. 231 N 10. 
816  Nach Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 170 N 7, ist die Einsetzung einer 
ausseramtlichen Konkursverwaltung nach der geltenden Regelung nicht ausgeschlossen. 
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Entwurf eine Regelung vor, wonach unter anderem818 der ausländische In-
solvenzverwalter befugt sein soll, vor der Verteilung des Erlöses beim Kon-
kursamt die Durchführung eines ordentlichen Konkursverfahrens zu bean-
tragen (Art. 170 Abs. 3 E-IPRG). 
B. Antrag auf Nichtdurchführung eines 
Sekundärkonkursverfahrens 
Nach der geltenden Regelung führt die Anerkennung eines ausländischen 
Insolvenzdekretes automatisch zur zwingenden Eröffnung eines Sekundär-
konkursverfahrens (Art. 170 Abs. 1 IPRG).819 Dieser Verfahrensablauf tritt 
unabhängig davon ein, ob bevorrechtigte Gläubiger nach Art. 172 Abs. 1 
IPRG820 im Sekundärkonkursverfahren vorhanden sind,821 deren bevorzugte 
Befriedigung mit diesem Verfahren primär bezweckt wird. 
In der Praxis zeigte sich, dass dieser zwingende Verfahrensablauf häufig 
ineffizient, zu kostspielig und nicht zweckdienlich ist.822 In einer Vielzahl 
von eröffneten Sekundärkonkursverfahren stellte sich letztlich heraus, dass 
keine bevorrechtigten Gläubiger nach Art. 172 Abs. 1 IPRG vorhanden sind 
und die Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens daher lediglich 
nicht erforderliche Verfahrensschritte zur Folge hat, die unter anderem die 
mögliche Aushändigung von Aktiven verzögern823 und zu unnötigen Kosten 
führen.824 Ein solcher Verfahrensgang entspricht nicht den Grundsätzen einer 
prozessökonomischen Verfahrensausgestaltung und dient weder den Interes-
sen schweizerischer noch den Interessen ausländischer Gläubiger. Insbeson-
dere bei kleinen Forderungsbeträgen825 führen das in den Art. 166 ff. IPRG 
                                               
818  Auch die nach Art. 172 Abs. 1 IPRG bevorrechtigten Gläubiger sollen befugt sein, die 
Durchführung eines ordentlichen Konkursverfahrens zu verlangen (vgl. Art. 170 Abs. 3 
E-IPRG; Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4139; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, 
S. 12). 
819  Vgl. dazu vorstehend Rz. 65. 
820  Vgl. zu den bevorrechtigten Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 IPRG vorstehend Rz. 67. 
821  Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 12. 
822  GEHRI/KOSTKIEWICZ, S. 220. Vgl. in diesem Zusammenhang auch GIRSBERGER, S. 510. 
823  Vgl. BSK VAG-FISCHER/LUGINBÜHL, Art. 54d N 10. 
824  Vgl. Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 12; BSK VAG-FISCHER/LUGINBÜHL, 
Art. 54d N 10. 
825  Die Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4130, führt in diesem Zusammenhang aus, dass sich 
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normierte Vollstreckungssystem sowie die sich daraus ergebenden Folgen 
und die damit einhergehenden Risiken in der Praxis häufig dazu, dass von 
der Beantragung der Anerkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes in 
der Schweiz abgesehen wird.826 
Vor diesem Hintergrund soll ein ausländischer Insolvenzverwalter daher 
künftig in Anlehnung an die Regelung in Art. 37g Abs. 2 BankG827 über die 
Befugnis verfügen, den Verzicht auf die Durchführung eines Sekundärkon-
kursverfahrens828 gerichtlich zu beantragen (Art. 174a Abs. 1 E-IPRG). Auf 
Antrag hin könnte dann «auf die Durchführung eines Hilfskonkursverfahrens 
verzichtet werden» (Art. 174a Abs. 1 E-IPRG) und der ausländische Insol-
venzverwalter dürfte «unter Beachtung des schweizerischen Rechts sämtli-
che Befugnisse ausüben», die ihm nach dem Rechts des Staates der Insol-
venzeröffnung zustehen (Art. 174a Abs. 4 E-IPRG).829 Der Entscheid über 
den Verzichtsantrag stünde im Ermessen des Gerichtes,830 wobei dem Ver-
zichtsantrag nur unter der Voraussetzung stattgegeben werden könnte, dass 
keine nach Art. 172 Abs. 1 E-IPRG bevorrechtigten Forderungen im Rah-
                                               
Schweiz gelegenen Aktiven von mindestens CHF 10'000.- lohnen würde (vgl. auch Er-
läuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 5). 
826  Vgl. GEHRI/KOSTKIEWICZ, S. 220. Das auch nach dem E-IPRG weiterhin vorgesehene 
Erfordernis der gerichtlichen Anerkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes zöge 
ebenfalls erheblichen Aufwand und Kosten nach sich. Dies würde auch künftig in vielen 
Fällen zum Verzicht auf die Beantragung der Anerkennung führen (vgl. Vernehmlas-
sung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 2). 
827  Vgl. dazu vorstehend FN 799. 
828  Es ist darauf hinzuweisen, dass diesfalls auf die Durchführung, nicht aber auf die Eröff-
nung des Sekundärkonkursverzichtet werden könnte; Letztere erfolgt in jedem Fall (vgl. 
dazu Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 13).  
829  Nach GASSMANN/BOMMER, Rz. 14.87 sowie Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASS-
MANN, Art. 166 N 18, findet die zum schweizerischen internationalen Nachlassverfah-
rensrecht (Art. 175 IPRG) ergangene Rechtsprechung (BGE 140 III 379, 382 [Pra 104 
[2015] Nr. 49, S. 383 f.]; BGE 137 III 138, 141 [Pra 100 [2011] Nr. 138, S. 613 f.]; 
BGer v. 30.09.2008, 5A_267/2007, Erw. 5.3) auch auf die Art. 166–174 IPRG Anwen-
dung. Seien keine bevorrechtigten Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 IPRG im Sekun-
därkonkursverfahren vorhanden, sei daher schon nach der geltenden Regelung «keine 
schweizerische Separatkonkursmasse» zu bilden. Ausländischen Insolvenzverwaltern 
könne in diesen Fällen im Zuge der Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes 
die Prozessführungsbefugnis erteilt oder auch ein schweizerischer «Mit-Konkursver-
walter» ernannt werden. 
830  Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 13. Vgl. auch den Wortlaut von Art. 174a Abs. 1 
E-IPRG: «Auf Antrag der ausländischen Konkursverwaltung kann auf die Durchfüh-
rung eines Hilfsverfahrens verzichtet werden [...]» [Kursivdruck hinzugefügt]. 
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men des durchzuführenden Schuldenrufes (vgl. Art. 232 SchKG) angemeldet 
worden wären. Darüber hinaus müsste das zuständige Gericht auch bereits in 
diesem Zusammenhang prüfen, ob nicht-bevorrechtigte Forderungen (d.h. 
Forderungen im Sinne von Art. 219 Abs. 4 Dritte Klasse SchKG) von Gläu-
bigern mit (Wohn-)Sitz in der Schweiz im Rahmen des ausländischen Insol-
venzverfahrens angemessen berücksichtigt würden (vgl. Art. 174a Abs. 2 
E-IPRG).831 Auch wenn der Entscheid über den Verzicht letztlich beim Ge-
richt läge, erhielte der ausländische Insolvenzverwalter durch ein solches 
Antragsrecht eine Möglichkeit zur Beeinflussung des Verfahrensablaufs, die 
in der Praxis insbesondere in jenen Fällen nicht zu unterschätzen sein dürfte, 
in denen nur sehr schwache Verbindungen des ausländischen Gemein-
schuldners zur Schweiz bestehen. 
3. Vollstreckungsverfahren 
Der dritte Verfahrensabschnitt, das Vollstreckungsverfahren, soll künftig in 
zwei alternative Verfahrensabläufe gegliedert sein. Ein erfolgreicher Ver-
zichtsantrag nach Art. 174a E-IPRG832 hätte zur Folge, dass von der Durch-
führung eines Sekundärkonkursverfahrens abgesehen würde, was einer be-
deutenden Erweiterung der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insol-
venzverwalter vor schweizerischen Gerichten gleichkäme. Würde das Se-
kundärkonkursverfahren hingegen durchgeführt, sei es, dass kein Antrag auf 
Nichtdurchführung gestellt wurde, oder ein solcher nicht erfolgreich war, 
entspräche der Verfahrensablauf und insbesondere die Prozessführungsbe-
fugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters der Regelung im geltenden 
Recht.833 
A. Verzicht auf die Durchführung des 
Sekundärkonkursverfahrens 
Gewährte das zuständige Gericht den Verzichtsantrag und würde infolgedes-
sen auf die Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens verzichtet, so 
soll ein ausländischer Insolvenzverwalter «unter Beachtung des schweizeri-
schen Rechts sämtliche Befugnisse ausüben [dürfen], die [ihm] nach dem 
                                               
831  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4141; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 13. 
832  Vgl. dazu vorstehend Rz. 317. 
833  Vgl. Art. 170 Abs. 1 IPRG (für den keine Anpassung vorgesehen ist), Art. 172 E-IPRG 
sowie Art. 173 und Art. 174 IPRG (die beide unverändert bleiben sollen). 
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Recht des Staates der Konkurseröffnung zustehen»; er soll «insbesondere 
Vermögenswerte ins Ausland verbringen und Prozesse führen» dürfen 
(Art. 174a Abs. 4 E-IPRG). Mit der im Gesetzesentwurf vorgeschlagenen 
Neufassung wäre daher eine bedeutende Ausdehnung der Prozessführungs-
befugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten 
im Vergleich zu der in Kraft stehenden Regelung834 verbunden. Nach 
Art. 174a Abs. 4 E-IPRG soll ein ausländischer Insolvenzverwalter vor 
schweizerischen Gerichten Prozesse als Partei führen dürfen, soweit sich 
diese auf die der ausländischen Insolvenzmasse zur Verfügung gestellten, in 
der Schweiz gelegenen Vermögenswerte oder Forderungen des ausländi-
schen Gemeinschuldners beziehen.835 Insbesondere soll einem ausländischen 
Insolvenzverwalter die Befugnis zustehen, sämtliche Ansprüche des auslän-
dischen Gemeinschuldners, die in der Schweiz gelegen sind, gerichtlich gel-
tend zu machen.836 Damit würde einem ausländischen Insolvenzverwalter 
künftig insbesondere auch die (direkte) Befugnis zur Erhebung von insol-
venznahen Klagen zustehen. Ein ausländischer Insolvenzverwalter soll aber 
auch die Anerkennung von ausländischen Entscheiden über «Anfechtungs-
ansprüche und andere gläubigerschädigende Handlungen»837, die in einem 
engen Zusammenhang mit einem in der Schweiz anerkannten ausländischen 
Insolvenzdekret stehen, nach den Art. 25–27 IPRG beantragen können, wenn 
sie im Ursprungsstaat des Insolvenzdekretes ergangen sind oder in diesem 
Staat anerkannt werden und der Beklagte seinen Wohnsitz nicht in der 
Schweiz hat (Art. 174c E-IPRG).838 Die zuletzt genannte Erweiterung hätte 
zur Folge, dass einem ausländischen Insolvenzverwalter diesfalls auch die 
Prozessführungsbefugnis in Verfahren betreffend die Vollstreckung eines 
ausländischen insolvenznahen Entscheides zukommen müsste (z.B. im 
                                               
834  Vgl. dazu vorstehend Rz. 91 ff. 
835  Vgl. Botschaft 11. Kapitel des IPRG, S. 4141 f. Vgl. auch Erläuterungsbericht IPRG-
Konkurs, S. 14. 
836  Vgl. Botschaft 11. Kapitel des IPRG, S. 4142. Vgl. in Bezug auf die Regelung in 
Art. 37g BankG: BSK BankG-STAEHELIN, Art. 37g N 8k. Im Übrigen soll das Gericht 
nach Art. 174a Abs. 3 E-IPRG den Verzicht auf die Durchführung des Sekundärkon-
kursverfahrens mit Bedingungen und Auflagen versehen können. Dies könnte wiederum 
zu einer Einschränkung der erweiterten (Prozessführungs-)Befugnis führen. 
837  So der Wortlaut von Art. 174c E-IPRG.  
838  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4144. Vgl. auch Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, 
S. 16. Nach geltendem Recht ist die Anerkennung resp. die Vollstreckbarerklärung von 
ausländischen insolvenznahen Entscheiden in der Schweiz ausgeschlossen (vgl. dazu 
vorstehend Rz. 140). 
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Rechtsöffnungsverfahren nach Art. 80 SchKG oder in einem Realvollstre-
ckungsverfahren nach Art. 338 ff. ZPO). 
Die vorgeschlagene Neuregelung könnte (auch) im Anwendungsbereich des 
11. Kapitels des IPRG zu einer umfassenden Prozessführungsbefugnis aus-
ländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten führen. 
B. Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens 
Im Fall der Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens soll es nach 
dem Gesetzesentwurf mit Ausnahme der Normierung der Prozessführungs-
befugnis ausländischer Insolvenzverwalter zur Erhebung einer Kollokations-
klage im Sekundärkonkursverfahren839 zu keiner Änderung im Verfah-
ren(-sablauf) und zu keinen Veränderungen hinsichtlich der Prozessfüh-
rungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters im Vollstreckungs-
verfahren kommen. Ein ausländischer Insolvenzverwalter soll daher über die 
bereits nach der geltenden Regelung bestehende und von der Rechtspre-
chung zugesprochene Prozessführungsbefugnis verfügen und zusätzlich die 
Befugnis zur Erhebung einer Kollokationsklage erhalten. Sofern die diesbe-
züglichen Voraussetzungen erfüllt sind, soll er daher insbesondere befugt 
sein, im Rahmen des Vollstreckungsverfahrens eine paulianische Anfech-
tungsklage zu erheben.840 Des Weiteren soll er bestrittene Forderungen kla-
geweise geltend machen können, falls kollozierte Gläubiger fehlen.841 
Schlussendlich sollen einem ausländischen Insolvenzverwalter auch weitere, 
von der Rechtsprechung noch nicht thematisierte, ihm im Anwendungsbe-
reich des 11. Kapitels des IPRG zwingend zustehende Befugnisse zur Pro-
zessführung zukommen.842 
Im Unterschied zur vorgesehen Erweiterung der Prozessführungsbefugnis 
zur Erhebung einer Kollokationsklage im Sekundärkonkursverfahren können 
nach geltendem Recht einzig die nach Art. 172 Abs. 1 IPRG bevorrechtigten 
Gläubiger eine solche erheben (Art. 172 Abs. 2 IPRG).843 Insbesondere wird 
de lege lata ausländischen Insolvenzverwaltern eine entsprechende Prozess-
                                               
839  Vgl. dazu nachstehend Rz. 322. 
840  Vgl. zur Erhebung von paulianischen Anfechtungsklagen vorstehend Rz. 93 ff. 
841  Vgl. zur klageweisen Geltendmachung bestrittener Forderungen bei Fehlen kollozierter 
Gläubiger vorstehend Rz. 95 ff. 
842  Vgl. dazu vorstehend Rz. 101 ff. 
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führungsbefugnis nicht zugestanden.844 Die bestehende Rechtslage führt zu 
einer Regelungslücke, denn durch die fehlende Befugnis zur Erhebung einer 
Kollokationsklage können die Interessen des ausländischen Insolvenzver-
walters resp. der ausländischen Insolvenzmasse und damit die Interessen der 
Gläubigergesamtheit durch die Kollozierung einer angeblich bevorrechtigen 
Forderung beeinträchtigt werden.845 Vor diesem Hintergrund soll nach dem 
Gesetzesentwurf einem ausländischen Insolvenzverwalter im Sekundärkon-
kursverfahren künftig die Prozessführungsbefugnis zur Erhebung einer Kol-
lokationsklage nach Art. 250 SchKG zukommen (Art. 172 Abs. 3 E-IPRG 
i.V.m. Art. 250 SchKG). 
III. Ausgewählte Probleme der 
Prozessführungsbefugnis im E-IPRG 
1. Schutzmodalitäten des Art. 174a Abs. 1 E-IPRG 
Der Gesetzesentwurf sieht vor, am gegenwärtigen Schutz schweizerischer 
Forderungen festzuhalten. Mit der vorgeschlagenen Neufassung soll diesbe-
züglich auch keine Liberalisierung erfolgen. Dementsprechend soll die Mög-
lichkeit des Verzichtes auf die Durchführung des Sekundärkonkursverfah-
rens auch davon abhängen, dass keine bevorrechtigten Forderungen nach 
Art. 172 Abs. 1 E-IPRG bestehen (Art. 174a Abs. 1 E-IPRG). Ebenso soll 
die angemessene Berücksichtigung von nicht-privilegierten Forderungen von 
Gläubigern mit (Wohn-)Sitz in der Schweiz im Rahmen des ausländischen 
Insolvenzverfahrens eine notwendige Bedingung für den Verzicht auf die 
Durchführung des Sekundärkonkursverfahrens nach Art. 174a Abs. 2 
E-IPRG sein. Eine solche gesetzliche Ausgestaltung hätte unter anderem 
Auswirkungen auf die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenz-
verwalter. 
                                               
844  CR LDIP-BRACONI, Art. 172 N 18; Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, 
Art. 172 N 9. 
845  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4140. 
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Die vorgesehene Erweiterung des Zugangs ausländischer Insolvenzverwalter 
zu schweizerischen Gerichten soll nur dann anwendbar sein, wenn kein 
Schutzbedarf inländischer Forderungen zu berücksichtigen ist.846 
A. Schutz bevorrechtigter Forderungen nach Art. 172 
Abs. 1 E-IPRG 
Auch künftig sollen Forderungen, die einer gewissen Gattung angehören 
resp. spezifische Voraussetzungen erfüllen, eine bevorrechtigte Befriedigung 
erfahren (Art. 172 Abs. 1 E-IPRG).847 Die Möglichkeit, nach Art. 174a 
Abs. 1 E-IPRG von der Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens 
abzusehen, soll aus diesem Grund primär vom Vorhandensein bevorrechtig-
ter Forderungen im Sinne von Art. 172 Abs. 1 E-IPRG, d.h. pfandgesicherter 
Forderungen848 (Art. 172 Abs. 1 lit. a E-IPRG i.V.m. Art. 219 Abs. 1 
SchKG), nicht-pfandgesicherter, aber privilegierter Forderungen von Gläu-
bigern mit (Wohn-)Sitz in der Schweiz (Art. 172 Abs. 1 lit. b E-IPRG i.V.m. 
Art. 219 Abs. 4 Erste Klasse und Zweite Klasse SchKG) sowie Forderungen 
aus Verbindlichkeiten, die auf Rechnung einer in der Schweiz im Handelsre-
gister eingetragenen Niederlassung des ausländischen Gemeinschuldners 
eingegangen worden sind (Art. 172 Abs. 1 lit. c E-IPRG i.V.m. Art. 50 
Abs. 1 SchKG849), abhängig gemacht werden.850 
a) Pfandgesicherte Forderungen 
Die Pfandsicherung von Forderungen bezweckt die bevorzugte Befriedigung 
des betreffenden Gläubigers im Insolvenzfall. Unabhängig davon, in wel-
                                               
846  Vgl. Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4140. 
847  Die Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4131, hält diesbezüglich fest: «Die sozialpolitisch 
begründete Privilegierung gewisser schutzbedürftiger Gläubigerkategorien (z.B. Arbeit-
nehmende) wird nicht angetastet [...]» (vgl. auch Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, 
S. 6; vgl. diesbezüglich auch Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 4). 
848  Ausschliesslich Forderungen, die durch einen in der Schweiz gelegenen Pfandgegen-
stand gesichert sind, fallen in den Anwendungsbereich von Art. 172 Abs. 1 lit. a IPRG 
(vgl. dazu vorstehend FN 217). 
849  Die Kollozierung von Forderungen aus Verbindlichkeiten, die auf Rechnung einer in 
der Schweiz im Handelsregister eingetragenen Zweigniederlassung des Schuldners ein-
gegangen worden sind (Art. 172 Abs. 1 lit. c E-IPRG), war in Art. 172 Abs. 1 VE-IPRG 
noch nicht vorgesehen. 
850  Vgl. zur Kritik an der Privilegierung inländischer Gläubiger in Sekundärkonkursverfah-
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chem Staat das Insolvenzverfahren eröffnet wird, soll damit das potentielle 
Ausfallrisiko im Fall einer Insolvenzeröffnung reduziert werden.851 Die be-
vorrechtigte Befriedigung pfandgesicherter Forderungen hat auch eine er-
hebliche wirtschaftliche Bedeutung.852 Diese Tatsache würde insbesondere 
auch bei grenzüberschreitenden Sachverhalten dafür sprechen, den durch die 
Bevorrechtigung gesicherten Schutz pfandgesicherter Gläubiger auch wei-
terhin sicherzustellen. Die Beibehaltung der bevorrechtigten Befriedigung 
pfandgesicherter Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. a E-IPRG, also sol-
cher, die mit einem auf schweizerischem Territorium gelegenen Pfandgegen-
stand gesichert sind853, wäre folglich auch im Rahmen einer Neuregelung 
gerechtfertigt und zu begrüssen.854 
b) Privilegierte Forderungen von Gläubigern mit (Wohn-)Sitz 
in der Schweiz 
Die Beibehaltung der Bevorrechtigung privilegierter Forderungen von Gläu-
bigern mit (Wohn-)Sitz in der Schweiz ist hingegen kritisch zu hinterfragen. 
Für Arbeitnehmerforderungen (Art. 219 Abs. 1 Erste Klasse lit. a, abis, ater 
SchKG) besteht nicht selten die Möglichkeit eines Niederlassungskonkurs-
verfahrens nach Art. 166 Abs. 2 i.V.m. Art. 50 Abs. 1 SchKG.855 Nach 
Art. 166 Abs. 2 E-IPRG soll die Eröffnung eines solchen zwar nur noch bis 
zur Veröffentlichung der Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes 
nach Art. 169 Abs. 1 IPRG möglich sein. Mit der im Gesetzesentwurf vorge-
schlagenen Regelung sollen jedoch künftig Forderungen von Niederlas-
sungsgläubigern im Rahmen des Sekundärkonkursverfahrens im Kollokati-
onsplan berücksichtigt und vor Aushändigung eines allfälligen Überschusses 
an die ausländische Insolvenzmasse befriedigt werden können (vgl. Art. 172 
Abs. 1 lit. c E-IPRG).856 Daher ist der vorliegend diskutierte zusätzliche 
                                               
851  Vgl. Duursma-Kepplinger/Duursma/Chalupsky-DUURSMA-KEPPLINGER, Art. 5 N 1; 
Pannen-INGELMANN, Art. 5 N 1 f. 
852  Vgl. zur wirtschaftlichen Bedeutung pfandgesicherter Forderungen in grenzüberschrei-
tenden handelsrechtlichen Sachverhalten: BRUNNER, Gläubigerschutz, S. 5. 
853  Vgl. dazu vorstehend FN 217. 
854  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 3, wonach aber fraglich sei, ob der not-
wendige Schutz pfandgesicherter Gläubiger zwingend die Durchführung eines Sekun-
därkonkursverfahrens erfordert. Auf ein solches sollte auch verzichtet werden können, 
wenn der ausländische Insolvenzverwalter den Sicherungsgegenstand freigibt. 
855  STAEHELIN, Konkurs im Ausland, S. 417; Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 4. 
856  Vgl. dazu nachstehend Rz. 331 ff. 
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Schutz von Arbeitnehmerforderungen nicht unentbehrlich. Besteht diese 
Möglichkeit nicht, weil es an einer schweizerischen Niederlassung im kon-
kreten Fall fehlt, dann dürften wohl auch nur in Ausnahmefällen Forderun-
gen von Arbeitnehmern im vorgenannten Sinn existieren.857 Ebenso bestehen 
sozialversicherungsrechtliche Forderungen im Sinn von Art. 219 Abs. 4 
Erste Klasse lit. b sowie Zweite Klasse lit. b, c, d SchKG in einem Sekun-
därkonkursverfahren wohl nur in Einzelfällen.858 In einem Verfahren nach 
Art. 166 ff. IPRG selten vorkommen dürften familienrechtliche Forderungen 
nach Art. 219 Abs. 4 Erste Klasse lit. c sowie Zweite Klasse lit. a SchKG.859 
Und letztlich ist auch die Privilegierung von Einlagen nach Art. 37a BankG 
(Art. 219 Abs. 4 Zweite Klasse lit. f SchKG) ausserhalb des Bankeninsol-
venzrechts nach Art. 37g BankG, d.h. im ausschliesslichen Anwendungsbe-
reich von Art. 166 ff. IPRG, kaum von Relevanz.860 Dementsprechend sind 
in der Praxis im Rahmen von Sekundärkonkursverfahren wohl auch nur 
äusserst selten privilegierte Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. b IPRG 
vorhanden.861 
Die vorstehenden Ausführungen zeigen, dass eine bevorzugte Behandlung 
privilegierter Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. b E-IPRG i.V.m. 
Art. 219 Abs. 4 Erste Klasse und Zweite Klasse SchKG im Rahmen des 
schweizerischen internationalen Insolvenzrechts nicht (zwingend) erforder-
lich ist.862 Darüber hinaus sind in diesem Zusammenhang aber auch die in-
ternationalen Entwicklungen im Insolvenzrecht zu berücksichtigen.863 Vor-
wiegend im internationalen Bankeninsolvenzrecht zeigt sich eine Tendenz 
zur Gleichbehandlung in- und ausländischer Gläubiger.864 Jedoch ist die 
Beschränkung solcher internationaler Bestrebungen zur Universalität auf das 
                                               
857  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 4. 
858  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 4. Vgl. zur Kritik an der Privilegierung 
von Sozialversicherungsträgern: OBERHAMMER, Deutsche Insolvenzverwalter, S. 334 f. 
859  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 4. Vgl. zur Kritik an der Privilegierung von 
Unterhaltsgläubigern: OBERHAMMER, Deutsche Insolvenzverwalter, S. 334 f. 
860  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 4. 
861  Vgl. auch STAEHELIN, Konkurs im Ausland, S. 417; VOLKEN, S. 559; Vernehmlassung 
DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 4. 
862  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 4. 
863  BRUNNER, Gläubigerschutz, S. 4, führte diesbezüglich aus, dass die Gerechtigkeit «es an 
sich nahelegen [würde], im Zeitalter zunehmender Internationalisierung der Wirtschaft 
Unterscheidungen im Hinblick auf Eigenschaft und Herkunft der Gläubiger bei der 
Vollstreckung fallen zu lassen».  
864  Vgl. HUNKELER/WOHL, Revision, Rz. 8. 
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Bankeninsolvenzrecht bzw. auf Insolvenzen im Finanzbereich kaum zu 
rechtfertigen.865 Schliesslich betrifft die zunehmende internationale Ver-
flechtung nicht nur Finanzinstitute, sondern weite Teile der Wirtschaft. Für 
die Privilegierung einzelner, nicht-pfandgesicherter Forderungen besteht 
daher im nationalen internationalen Insolvenzrecht kein Platz mehr. Die 
fehlende Gleichbehandlung in- und ausländischer Gläubiger kann zudem – 
zumindest längerfristig – auch negative Auswirkungen auf die Kooperati-
onsbereitschaft ausländischer Staaten gegenüber der Schweiz in Bezug auf 
Insolvenzverfahren nach sich ziehen.866 
Wie gezeigt, ist die im Gesetzesentwurf weiterhin vorgesehene Bevorrechti-
gung nicht-pfandgesicherter, aber privilegierter Forderungen von schweize-
rischen Gläubigern in einem modernen Insolvenzrecht nicht mehr zu recht-
fertigen. Aus diesem Grund sollte im Rahmen einer Neuregelung vorgesehen 
werden, dass die Forderungen gemäss Art. 172 Abs. 1 lit. b E-IPRG i.V.m. 
Art. 219 Abs. 4 Erste Klasse und Zweite Klasse SchKG nicht mehr in den 
Kollokationsplan aufzunehmen sind. Dies hätte zur Folge, dass diese Forde-
rungen im Verfahren bezüglich der Nichtdurchführung des Sekundärkon-
kursverfahrens nach Art. 174a Abs. 1 E-IPRG nicht mehr zu berücksichtigen 
wären. Letztendlich würde eine entsprechende gesetzliche Ausgestaltung 
auch zu einer weniger weitgehenden Beschränkung der Prozessführungsbe-
fugnis ausländischer Insolvenzverwalter führen, da die für eine Abweisung 
des Verzichtsantrages nach Art. 174a Abs. 1 E-IPRG vorgesehenen Ableh-
nungsgründe restriktiver ausgestaltet bzw. auf das Vorliegen pfandgesicher-
ter Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. a E-IPRG i.V.m. Art. 219 Abs. 1 
SchKG beschränkt wären. 
c) Forderungen von Niederlassungsgläubigern 
Nach dem Gesetzesentwurf soll künftig – wie bereits im Zusammenhang mit 
den Ausführungen zur Frage der Notwendigkeit der Beibehaltung der Bevor-
rechtigung privilegierter Forderungen erwähnt867 – ein Konkursverfahren 
                                               
865  Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 172 N 5, weist bezüglich Art. 172 
Abs. 1 lit. b IPRG darauf hin, dass sich die einseitige Bevorzugung schweizerischer 
Gläubiger sachlich kaum rechtfertigen lasse und einen massiven Einbruch in das Prinzip 
der Gleichbehandlung von Gläubigern darstelle. 
866  Vgl. ISRAËL, S. 74. 
867  Vgl. dazu vorstehend Rz. 327. 
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nach Art. 50 Abs. 1 SchKG über eine schweizerische Niederlassung868 eines 
ausländischen Gemeinschuldners nur noch bis zur Veröffentlichung der An-
erkennung des ausländischen Insolvenzdekretes nach Art. 169 Abs. 1 IPRG 
zulässig sein (Art. 166 Abs. 2 E-IPRG). In Ergänzung zu dieser Regelung 
soll ein im Zeitpunkt des Antrags auf Anerkennung eines ausländischen 
Insolvenzdekretes bereits eröffnetes Niederlassungskonkursverfahren über 
den ausländischen Gemeinschuldner nach der Anerkennung des ausländi-
schen Insolvenzdekretes eingestellt werden, sofern im Niederlassungskon-
kursverfahren die 20-tägige Frist zur Erhebung der Kollokationsklage nach 
Art. 250 SchKG noch nicht abgelaufen ist (Art. 166 Abs. 3 E-IPRG).869 Im 
Falle einer Einstellung des Niederlassungskonkursverfahrens sollen die be-
reits in diesem Konkursverfahren angemeldete Forderungen nach Massgabe 
von Art. 172 Abs. 1 IPRG in den Kollokationsplan des Sekundärkonkursver-
fahrens aufgenommen werden (Art. 166 Abs. 3 E-IPRG). 
Mit diesem in Art. 166 Abs. 2 und 3 E-IPRG enthaltenen Regelungsvor-
schlag einhergehend hat auch die Bevorrechtigung von Gläubigern, die über 
Forderungen aus Verbindlichkeiten verfügen, die auf Rechnung einer in der 
Schweiz im Handelsregister eingetragenen Niederlassung des ausländischen 
Gemeinschuldners eingegangen worden sind, Aufnahme in den Geset-
zesentwurf gefunden (Art. 172 Abs. 1 lit. c E-IPRG). Soweit diese Forde-
rungen die Voraussetzungen nach Art. 50 Abs. 1 SchKG erfüllen, sollen sie 
unabhängig vom Forderungsrang nach Art. 219 SchKG oder dem in- oder 
ausländischen (Wohn-)Sitz des Gläubigers im Kollokationsplan des Sekun-
därkonkursverfahrens berücksichtigt werden.870 Künftig sollen daher zusätz-
lich zu pfandgesicherten Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. a E-IPRG 
sowie privilegierten Forderungen von Gläubigern mit (Wohn-)Sitz in der 
Schweiz nach Art. 172 Abs. 1 lit. b E-IPRG auch Forderungen von Nieder-
lassungsgläubigern (Art. 172 Abs. 1 lit. c E-IPRG) im Sekundärkonkursver-
fahren berücksichtigt werden, d.h. vor Aushändigung eines allfälligen Über-
schusses an die ausländische Insolvenzmasse vorab befriedigt werden.871 
                                               
868  Vom Begriff der Zweigniederlassung sollen die nach Art. 935 Abs. 2 OR zur Eintra-
gung im Handelsregister verpflichteten Zweigniederlassungen erfasst sein, soweit sie 
tatsächlich im Handelsregister eingetragen sind und damit am Ort ihrer Eintragung der 
Konkursbetreibung nach Art. 50 Abs. 1 SchKG unterliegen (Botschaft 11. Kapitel 
IPRG, S. 4137). 
869  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4137 f. 
870  Vgl. Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4139 f. 
871  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4137. 
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Die mit Art. 172 Abs. 1 lit. c E-IPRG vorgeschlagene Bevorrechtigung von 
Niederlassungsgläubigern würde zu einer Verbesserung der prozessualen 
Stellung dieser Gläubiger führen. Dies würde sich vor dem Hintergrund 
rechtfertigen, dass Gläubiger solcher Forderungen Verträge mit einer 
schweizerischen Niederlassung abgeschlossen und somit auf den bevorrech-
tigten Zugriff auf allfälliges in der Schweiz gelegenes Vollstreckungssub-
strat vertraut haben.872 Dies gilt insbesondere auch für im Ausland wohnhaf-
te Arbeitnehmer einer schweizerischen Niederlassung des ausländischen 
Gemeinschuldners (z.B. Grenzgänger oder entsendete Arbeitnehmer), deren 
Schutz sich aus sozialpolitischen Überlegungen rechtfertigen lässt.873 
B. Angemessene Berücksichtigung schweizerischer 
Drittklassforderungen 
Im Zuge des Verzichtsantragsverfahrens soll künftig nach Art. 174a Abs. 2 
E-IPRG das Gericht auch die angemessene Berücksichtigung von nicht-
bevorrechtigten Forderungen von Gläubigern mit (Wohn-)Sitz in der 
Schweiz (d.h. Forderungen im Sinn von Art. 219 Abs. 4 Dritte Klasse 
SchKG mit Ausnahme der im Rahmen eines Verzichtsantrags bereits nach 
Art. 174a Abs. 1 i.V.m. Art. 172 Abs. 1 lit. c E-IPRG berücksichtigten For-
derungen von Niederlassungsgläubigern874) im ausländischen Insolvenzver-
fahren prüfen.875 Diese Prüfung soll nach dem Massstab von Art. 173 Abs. 3 
IPRG erfolgen.876 Die Botschaft zur Änderung des 11. Kapitels des IPRG877 
weist jedoch darauf hin, dass in Bezug auf die Angemessenheitsprüfung im 
Verfahren nach Art. 174a E-IPRG dem Gericht mehr Handlungsspielraum 
als nach Art. 173 IPRG zukommen würde, da die Anerkennung des auslän-
dischen Kollokationsplanes – im Gegensatz zu Art. 173 Abs. 3 IPRG – nicht 
vorausgesetzt sei. Das Gericht würde zwar auch im Verzichtantragsverfahren 
nach der im Gesetzesentwurf vorgesehenen Regelung die Herausgabe von 
Vermögenswerten von der Anerkennung des ausländischen Kollokationspla-
                                               
872  KREN KOSTKIEWICZ/RODRIGUEZ, Rz. 374. Vgl. auch Erläuterungsbericht IPRG-
Konkurs, S. 10; HANISCH, Wirkungen, S. 743; REISER S. 325 f.; STAEHELIN, Anerken-
nung, S. 101. 
873  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 8. 
874  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4141. 
875  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 5. 
876  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4141; vgl. auch Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, 
S. 13. 
877  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4141. 
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nes abhängig machen können.878 Jedoch würde das Gericht in Fällen, in de-
nen die Interessen der Gläubigergesamtheit und die Verfahrenseffizienz es 
rechtfertigen, auch andere Nachweise der Gläubigergleichbehandlung als 
ausreichend betrachten können, wie etwa Gutachten, Zusicherungen oder die 
Kenntnis über die Gleichbehandlung in- und ausländischer Forderungen im 
ausländischen Insolvenzverfahrensrecht.879 Dies würde unter anderem dann 
eine Option darstellen, wenn Vermögenswerte in der Schweiz zwecks besse-
rer Verwertung im Rahmen eines Nachlassverfahrens oder eines Unterneh-
menskaufs schnellstmöglich der ausländischen Insolvenzmasse zur Verfü-
gung gestellt werden sollen.880 
Die FINMA hat in einer im FINMA-Bulletin veröffentlichten Verfügung in 
Bezug auf das in Art. 37g Abs. 2 lit. b BankG verankerte Angemessenheits-
erfordernis, das jenem in Art. 173 Abs. 3 IPRG881 entspricht882, ausgeführt, 
dass insbesondere zu prüfen sei, «dass Gläubiger mit (Wohn-)Sitz in der 
Schweiz im ausländischen Insolvenzverfahren nicht schlechter gestellt wer-
den, als die übrigen Gläubiger, insbesondere aufgrund ihres schweizerischen 
Wohnsitzes»883. Eine angemessene Berücksichtigung könne «zu verneinen 
sein, wenn das ausländische Insolvenzverfahren exorbitante Privilegien»884 
vorsehe, «welche im Ergebnis gegen den schweizerischen Ordre Public 
verstossen und durch ihre Grösse die mutmassliche Dividende der schweize-
rischen Drittgläubiger [sic!] in einem nicht zumutbaren Ausmass beeinträch-
tigen»885 würden.886 Wohl darf allerdings nur eine «relevante Diskriminie-
                                               
878  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4141. 
879  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4141. 
880  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4141. 
881  Vgl. zum Inhalt des Angemessenheitserfordernisses nach Art. 173 Abs. 3 IPRG: 
CR LDIP-BRACONI, Art. 183 N 5 ff.; BSK IPRG-BÜRGI, Art. 173 N 7; CR LP-KAUF-
MANN-KOHLER/RIGOZZI, Art. 173 LDIP N 9 ff.; Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASS-
MANN, Art. 173–174 N 9 f.; ZK IPRG-VOLKEN, Art. 173–174 N 9 f.; BRACONI, 
S. 108 ff.; SCHWANDER, Anerkennung, S. 345. 
882  Verfügung der FINMA vom 28. August 2012, Rz. 84. 
883  Verfügung der FINMA vom 28. August 2012, Rz. 84. 
884  Verfügung der FINMA vom 28. August 2012, Rz. 84. 
885  Verfügung der FINMA vom 28. August 2012, Rz. 84. 
886  Verfügung der FINMA vom 28. August 2012, Rz. 84. 
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rung»887 von schweizerischen Drittklassgläubigern im ausländischen Insol-
venzverfahren zu einer Abweisung des Verzichtsantrages führen.888 
Die Prüfung des Angemessenheitserfordernisses889 birgt die Möglichkeit 
einer erheblichen Verfahrensverlängerung sowie eines beträchtlichen Kos-
tenanfalls, sofern zur Prüfung der Behandlung und Berücksichtigung inlän-
discher Drittklassforderungen im ausländischen Insolvenzverfahren bei-
spielsweise umfangreiche rechtliche Abklärungen getätigt und/oder Rechts-
gutachten zum ausländischen Recht eingeholt werden müssen.890 Eine allfäl-
lige Anhörung der inländischen Drittklassgläubiger891 kann zudem zu einer 
weiteren Verzögerung des Verfahrens892 und zusätzlichem Verfahrensauf-
wand893 beitragen.894 Ein solcher Verfahrensablauf kann letztlich auch nega-
tive Folgen zeitlicher und finanzieller Natur für die ausländische Insolvenz-
masse haben, was den Interessen der schweizerischen und ausländischen 
Insolvenzgläubiger zuwiderlaufen würde.895 Im Verfahren nach Art. 174a 
Abs.  2 E-IPRG könnten die zusätzlichen Verfahrensschritte zudem schwer-
wiegendere Auswirkungen haben, als im Zuge der Prüfung der Anerkennung 
eines ausländischen Kollokationsplanes nach Art. 173 Abs. 3 IPRG.896 Dies 
ist darauf zurückzuführen, dass im Zeitpunkt des Verzichtsantragsverfahrens 
der ausländische Kollokationsplan meist noch nicht vorliegen wird und da-
her Prognosen über dessen voraussichtlichen Inhalt erstellt werden müss-
ten.897 
Der unbestimmte Rechtsbegriff der «Angemessenheit» würde aber auch die 
Möglichkeit einer restriktiven Auslegung von Art. 174a Abs. 2 E-IPRG 
                                               
887  Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 173–174 N 9. 
888  Vgl. in Bezug auf die Anwendung von Art. 173 Abs. 3 IPRG: Furrer/Girsberger/Müller-
Chen-GASSMANN, Art. 173–174 N 9. 
889  BUCHER, S. 7 hält zum Angemessenheitserfordernis in Art. 174a Abs. 2 IPRG fest: 
«Cette exigence entraînera sans doute des lourdeurs dans la pratique judiciaire.» 
890  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 5. 
891  Eine solche Anhörungspflicht war in Art. 174a Abs. 1 VE-IPRG noch ausdrücklich 
normiert: «[...] Diese Gläubiger werden angehört.» 
892  Vgl. in diesem Zusammenhang die ähnliche Argumentation hinsichtlich Art. 173 Abs. 3 
IPRG: HANISCH, Wirkungen, S. 740. 
893  Vgl. in diesem Zusammenhang hinsichtlich der Regelung in Art. 173 Abs. 3 IPRG: 
WALDER, Die international konkursrechtlichen Bestimmungen, S. 334. 
894  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 5. 
895  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 5. 
896  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 5. 
897  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 5. 
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durch die Gerichte bergen und könnte damit zu einer äusserst beschränkten 
Gewährung des Verzichtes auf die Durchführung eines Sekundärkonkursver-
fahrens führen. So ist derzeit ungewiss, was im Einzelnen im Verzichtsan-
tragsverfahren hinsichtlich des Erfordernisses der angemessenen Berück-
sichtigung geprüft werden sollte.898 Die Vereinbarkeit der Eröffnung des 
ausländischen Insolvenzverfahrens mit dem schweizerischen ordre public 
würde weiterhin bereits im Insolvenzdekretsanerkennungsverfahren 
(Art. 166 Abs. 1 lit. b i.V.m. Art. 27 IPRG) geprüft.899 Die unsachliche Dis-
kriminierung ausländischer Gläubiger im Rahmen des ausländischen Insol-
venzverfahrens stellt diesbezüglich einen der wesentlichen Fälle für eine 
Verweigerung der Anerkennung wegen einer ordre public-Verletzung dar.900 
Mit der Einführung einer solchen Regelung bestünde somit die Gefahr, dass 
zusätzliche Anforderungen an die angemessene Berücksichtigung der inlän-
dischen Drittklassforderungen im ausländischen Insolvenzverfahren gestellt 
werden.901 Die Anforderungen für die Gewährung eines Verzichtes könnten 
durch die Gerichte demnach so hoch angesetzt werden, dass einem Antrag 
auf Nichtdurchführung des Sekundärkonkursverfahrens mangels der ange-
messenen Berücksichtigung der Forderungen im ausländischen Insolvenz-
verfahren nicht oder nur äusserst selten stattgegeben werden könnte. Eine 
solche Praxis würde wiederum zu einer beträchtlichen Einschränkung der – 
eigentlich erweiterten – Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenz-
verwalter führen.902 Die bis anhin eher restriktive Rechtsprechung zum in-
ternationalen Insolvenzrecht der Schweiz könnte dadurch auch nach einer 
Revision fortgesetzt werden. Im Übrigen könnten sich auch prozessuale 
Doppelspurigkeiten hinsichtlich Art. 173 Abs. 3 IPRG ergeben, der unver-
ändert bestehen bleiben soll.903 Vor diesem Hintergrund sollte eine künftige 
gesetzliche Regelung zum Verzichtsantragsverfahren nach Art. 174a Abs. 2 
                                               
898  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 5. 
899  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 5. 
900  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 5. Vgl. auch BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, 
Art. 166 N 29; STAEHELIN, Anerkennung, S. 59. 
901  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 5. 
902  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 5 f. 
903  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 6. 
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E-IPRG keine Prüfung der angemessenen Berücksichtigung der inländischen 
Drittklassgläubiger im ausländischen Insolvenzverfahren enthalten.904 
Würde im Zuge des Schuldenrufes, welcher der Anerkennung des ausländi-
schen Insolvenzdekretes nachfolgt, keine Anmeldung von Forderungen nach 
Art. 219 Abs. 4 Dritte Klasse SchKG durch Gläubiger mit (Wohn-)Sitz in 
der Schweiz erfolgen, bestünde kein Schutzbedarf dieser Gläubiger und es 
rechtfertigte sich auch keine Prüfung der angemessenen Berücksichtigung 
solcher Forderungen im ausländischen Insolvenzverfahren.905 Daher sollte 
für den Fall, dass an der Angemessenheitsprüfung nach Art. 174a Abs. 2 
E-IPRG trotz der vorstehend aufgezeigten Bedenken festgehalten würde, 
zumindest bei Fehlen von schweizerischen Drittklassforderungen ein Ver-
zicht auf die Durchführung der Angemessenheitsprüfung vorgesehen wer-
den.906 
C. Möglichkeit des grundsätzlichen Verzichtes auf die 
Eröffnung eines Sekundärkonkursverfahrens? 
a) Verzicht im Grundsatz und Umkehr des Regel-Ausnahme-
Verhältnisses 
Die obligatorische Eröffnung eines Sekundärkonkursverfahrens907 kann un-
zweckmässig sein, wenn keine bevorrechtigten Forderungen vorhanden 
sind.908 Insbesondere kann ein solcher Verfahrensablauf zu unnötigen Kosten 
und Verzögerungen führen, die letztlich zu Lasten der ausländischen Insol-
venzmasse anfallen.909 Dafür besteht, namentlich bei Fehlen schutzbedürfti-
ger Gläubiger, aber auch bei Gutheissung eines Antrages auf die Durchfüh-
rung eines Sekundärkonkursverfahrens nach Art. 174a Abs. 1 und 2 E-IPRG 
zu verzichten, keine Rechtfertigung.910 Durch einen grundsätzlichen Verzicht 
                                               
904  Der mögliche Verzicht auf die Angemessenheitsprüfung sollte auch im Rahmen des 
Verfahrens um Anerkennung des ausländischen Kollokationsplanes nach Art. 173 
Abs. 3 IPRG in Erwägung gezogen werden. 
905  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 6. 
906  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 6. Dies sollte auch für die Angemessen-
heitsprüfung nach Art. 173 Abs. 3 IPRG gelten. 
907  Vgl. dazu Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4129 sowie S. 4140; Erläuterungsbericht 
IPRG-Konkurs, S. 13. 
908  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 6. 
909  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 6.  
910  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 6. 
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auf die Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens könnten kostspieli-
ge administrative Leerläufe vermieden werden.911 Letztlich besteht ein er-
hebliches Interesse an einer prozessökonomischen Abwicklung des Insol-
venzverfahrens, sowohl aus Sicht der Insolvenzgläubiger als auch aus Sicht 
des Gemeinschuldners.912 Ein solcher Verzicht im Grundsatz könnte zudem 
mit der Möglichkeit verbunden werden, ein Sekundärkonkursverfahren auf 
Antrag dennoch durchzuführen. 
Eine Umkehr des Regel-Ausnahme-Verhältnisses hätte zur Folge, dass im 
Sinne einer Grundregel nach der Anerkennung eines ausländischen Insol-
venzdekretes kein Sekundärkonkursverfahren eröffnet würde. Die Eröffnung 
und Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens würden lediglich auf 
Antrag eines oder mehrerer Gläubiger erfolgen. Da nach der hier vertretenen 
Ansicht das Vorabbefriedigungsrecht in Zukunft nur für pfandgesicherte 
Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. a E-IPRG i.V.m. Art. 219 Abs. 1 
SchKG sowie für Forderungen aus Verbindlichkeiten, die auf Rechnung 
einer in der Schweiz im Handelsregister eingetragenen Zweigniederlassung 
des ausländischen Gemeinschuldners eingegangen worden sind (Art. 172 
Abs. 1 lit. c E-IPRG i.V.m. Art. 50 Abs. 1 SchKG), bestehen913 und zudem 
auf die Angemessenheitsprüfung nach Art. 174a Abs. 2 E-IPRG (sowie 
Art. 173 Abs. 3 IPRG) generell verzichtet werden sollte914, würde die Be-
fugnis zur Beantragung der Eröffnung und Durchführung eines Sekundär-
konkursverfahrens nur den etwaigen Gläubigern pfandgesicherter Forderun-
gen nach Art. 172 Abs. 1 lit. a E-IPRG sowie – (wohl) sofern noch kein Nie-
derlassungskonkursverfahren nach Art. 50 Abs. 1 SchKG eröffnet wurde – 
Gläubigern von Niederlassungsforderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. c E-
IPRG zustehen. Ein entsprechender Antrag müsste innerhalb einer gesetzlich 
festgelegten Meldefrist erfolgen.915 
Im Falle eines grundsätzlichen Verzichtes auf die Eröffnung eines Sekun-
därkonkursverfahrens oblägen die Befugnisse zur Verwaltung der auf 
schweizerischem Territorium gelegenen Vermögenswerte ab der Anerken-
nung des ausländischen Insolvenzdekretes dem ausländischen Insolvenzver-
                                               
911  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 6. 
912  Vgl. in Bezug auf die Zwangsvollstreckung: DOMEJ, Internationale Zwangsvollstre-
ckung, S. 119. 
913  Vgl. dazu vorstehend Rz. 325 ff. 
914  Vgl. dazu vorstehend Rz. 333 ff. 
915  Vgl. dazu auch nachstehend Rz. 346. 
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walter. Durch eine solche Regelung könnten auch etwaige Unklarheiten oder 
unterschiedliche Auffassungen zwischen dem schweizerischen Konkursamt 
und der ausländischen Insolvenzverwaltung über die Verwaltung der inlän-
dischen Aktiven verhindert werden. Die Möglichkeit für derartige Konflikte 
bestünde nach der im Vernehmlassungsentwurf enthaltenen Regelung insbe-
sondere dann, wenn infolge der Gutheissung eines Verzichtsantrages die 
Verwaltungsbefugnisse hinsichtlich der inländischen Vermögenswerte an die 
ausländische Insolvenzverwaltung übergehen.916 So könnte z.B. die fehlende 
Vornahme von verjährungsunterbrechenden Handlungen durch das schwei-
zerische Konkursamt mit der Begründung der mangelhaften Verwaltung der 
Sekundärkonkursmasse zu Rechtsstreitigkeiten führen. 
Mit der Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes würde ein aus-
ländischer Insolvenzverwalter (wie nach Art. 174a Abs. 4 E-IPRG) grund-
sätzlich über eine umfassende Prozessführungsbefugnis verfügen. Bis zum 
Zeitpunkt, an dem feststünde, dass kein Sekundärkonkursverfahren eröffnet 
wird, müsste diese aber ruhen bzw. sistiert sein. Damit würde möglichen 
Streitigkeiten über die zwischenzeitliche Verwaltung der inländischen Akti-
ven, die infolge einer Sekundärkonkursverfahrenseröffnung entstehen könn-
ten, vorgebeugt; während dieser Schwebezeit müsste ausschliesslich die 
Beantragung einstweiliger Massnahmen durch den ausländischen Insolvenz-
verwalter zulässig sein.917 
Der Erläuterungsbericht sprach sich gegen die Möglichkeit einer Umkehr 
des Regel-Ausnahme-Verhältnisses aus,918 obschon ein solcher Verfahrens-
ablauf erhebliche Vorteile mit sich bringen würde.919 Nachfolgend sollen 
                                               
916  Die Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 7, weist diesbezüglich darauf hin, dass es 
wohl auch nach dem im Vernehmlassungsentwurf vorgesehenen Verfahrensablauf nicht 
zweckmässig wäre, im Sekundärkonkursverfahren andere als dringliche Verwaltungs-
handlungen vorzunehmen, so lange nicht geklärt ist, ob auf die Durchführung eines Se-
kundärkonkursverfahrens nach Art. 174a Abs. 1 VE-IPRG verzichtet wird. 
917  Nach der Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 7, könnten dringliche Verwaltungs-
handlungen auch so lange in der Kompetenz des schweizerischen Konkursamtes stehen, 
bis feststeht, ob ein Sekundärkonkursverfahren durchgeführt wird. M.E. müsste diesbe-
züglich die Zuständigkeit ausdrücklich gesetzlich geregelt werden, denn ohne Eröffnung 
eines Sekundärkonkursverfahrens würde grundsätzlich auch keine Zuständigkeit des 
schweizerischen Konkursamtes bestehen.  
918  Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 13 f.; Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, 
S. 6. 
919  Vgl. zu den Vorteilen vorstehend Rz. 338. 
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verschiedene Argumente, die für eine mögliche Umkehr des Regel-
Ausnahme-Verhältnisses in Bezug auf die Durchführung eines Sekundär-
konkursverfahrens sprechen, genauer betrachtet werden. 
b) Informationsmöglichkeit über das Antragsrecht 
Nach der gegenwärtigen Rechtslage werden bevorrechtigte Gläubiger im 
Sinn von Art. 172 Abs. 1 IPRG nach resp. gleichzeitig mit der Veröffentli-
chung der Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes (Art. 169 
Abs. 1 IPRG) durch den Schuldenruf (Art. 170 Abs. 1 IPRG i.V.m. Art. 232 
SchKG) aufgefordert, ihre Forderungen anzumelden.920 Nach der bestehen-
den Praxis der Konkursämter werden mit diesem Schuldenruf grösstenteils 
auch die inländischen Gläubiger von nicht-bevorrechtigten Forderungen im 
Sinn von Art. 219 Abs. 4 Dritte Klasse SchKG dazu angehalten, ihre Forde-
rungen beim zuständigen Konkursamt anzumelden.921 Die mit dem Schul-
denruf angesprochenen Gläubiger werden daher ohnehin erst durch diesen 
über die Eröffnung des Sekundärkonkursverfahrens und wohl zumeist, so-
fern die Gläubiger nicht bereits im ausländischen Insolvenzverfahren be-
kannt sind, faktisch gleichzeitig über dessen Eröffnung informiert. 
Im Fall eines grundsätzlichen Verzichtes auf die Eröffnung eines Sekundär-
konkursverfahrens könnten die Gläubiger, die zur Beantragung der Eröff-
nung und Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens befugt sein sol-
len,922 ebenfalls durch eine öffentliche Bekanntmachung über die Anerken-
nung des ausländischen Insolvenzdekretes sowie über die fristgebundene 
Möglichkeit zur Beantragung der Durchführung des Sekundärkonkursver-
fahrens informiert werden. Die Gläubiger pfandgesicherter Forderungen 
sollten angesichts der Pfandsicherung in der Regel dem ausländischen Ge-
meinschuldner resp. dem ausländischen Insolvenzverwalter bekannt sein, 
                                               
920  Vgl. Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 13; BSK IPRG-BERTI/MABILLARD, Art. 169 
N 8; Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 169 N 3; Vernehmlassung DO-
MEJ/HAAS/JAKOB, S. 7.  
921  Die Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4149, weist denn auch ausdrücklich darauf hin, dass 
der der Anerkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes nachfolgende Schuldenruf 
die nach Art. 172 Abs. 1 E-IPRG sowie alle übrigen Gläubiger des ausländischen Ge-
meinschuldners mit (Wohn-)Sitz in der Schweiz erfassen soll. 
922  Diese Befugnis soll nach der hier vertretenen Ansicht lediglich Gläubigern pfandgesi-
cherter Forderungen im Sinn von Art. 172 Abs. 1 lit. a E-IPRG (vgl. dazu vorstehend 
Rz. 339) sowie Niederlassungsgläubigern im Sinne von Art. 172 Abs. 1 lit. c E-IPRG 
(vgl. dazu vorstehend Rz. 330 ff.) zustehen. 
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sodass diese zusätzlich durch eine «Spezialanzeige» (analog der Regelung in 
Art. 233 SchKG) über ihr Antragsrecht informiert werden könnten.923 Auch 
Gläubiger von Forderungen der schweizerischen Niederlassung des auslän-
dischen Gemeinschuldners werden (regelmässig) bekannt sein; entsprechen-
de Forderungen werden meistens auch im ausländischen Hauptinsolvenzver-
fahren angemeldet worden sein. Auch diese Gläubiger könnten durch die 
zuvor erwähnte Spezialanzeige über ihr Antragsrecht in Kenntnis gesetzt 
werden. Sollte das Antragsrecht, entgegen der hier vertretenen Ansicht, kei-
ne Beschränkung auf Gläubiger pfandgesicherter Forderungen nach Art. 172 
Abs. 1 lit. a E-IPRG sowie auf Niederlassungsgläubiger nach Art. 172 
Abs. 1 lit. c E-IPRG erfahren, dann wäre zu berücksichtigen, dass die etwai-
gen übrigen Gläubiger, die durch eine öffentliche Bekanntmachung zu in-
formieren wären, zwingend über einen inländischen (Wohn-)Sitz verfügen 
müssten (vgl. Art. 172 Abs. 1 lit. b E-IPRG sowie Art. 173 Abs. 3 IPRG 
resp. Art. 174a Abs. 1 und 2 E-IPRG), was sich hinsichtlich der Informati-
onsmöglichkeit erleichternd auswirken würde. 
Vor dem Hintergrund, dass bereits nach der geltenden Regelung die Auffor-
derung an die Gläubiger zur Anmeldung ihrer Forderungen mittels eines 
Schuldenrufes im SHAB erfolgt, würde die vorgeschlagene Neufassung 
keine Veränderung der Rechtslage bzw. Verschlechterung der Position der 
Gläubiger gegenüber der gegenwärtigen (und im E-IPRG weiterhin vorgese-
henen) Situation bedeuten.924 Damit ist auch das im Erläuterungsbericht 
vorgebrachte Argument entkräftet,925 dass im Falle einer Umkehr des Regel-
Ausnahme-Verhältnisses eine Information der Gläubiger über ihr Antrags-
recht nicht vollständig gewährleistet werden könne, was jedoch für die Mög-
lichkeit der Ausübung der Antragsbefugnis Voraussetzung sei. 
c) Geringere Verfahrensverzögerungsmöglichkeit 
Durch die vorzusehende Möglichkeit, die Eröffnung und Durchführung des 
Sekundärkonkursverfahrens von einem Antrag eines oder mehrerer Gläubi-
ger abhängig zu machen, könnten nicht nur Verfahrensleerläufe, sondern 
                                               
923  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 7. 
924  Vgl. auch Furrer/Girsberger/Müller-Chen-GASSMANN, Art. 169 N 3, der ausführt, dass 
die Publikation des positiven Entscheides über die Anerkennung des ausländischen In-
solvenzdekretes Grundlage ist, um sicherzustellen, dass «interessierte Gläubiger» ihr 
rechtliches Gehör nach Art. 29 Abs. 2 IPRG auch tatsächlich ausüben können. 
925  Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 13. 
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auch unnötige Kostenfolgen,926 die im Ergebnis zu Lasten der ausländischen 
Insolvenzmasse gehen und sich damit für alle Gläubiger negativ auswirken, 
verhindert werden. Es ist anzunehmen, dass bei einer solchen Regelung, 
sofern keine Gläubiger pfandgesicherter Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 
lit. a E-IPRG sowie Forderungen von Niederlassungsgläubigern nach 
Art. 172 Abs. 1 lit. c E-IPRG (resp. privilegierter Forderungen nach Art. 172 
Abs. 1 lit. b IPRG) vorhanden wären, grösstenteils keine Eröffnung und 
Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens beantragt würde. Zwar 
müsste den antragsberechtigten Gläubigern eine Frist zur Beantragung der 
Durchführung des Sekundärkonkursverfahrens von ein bis zwei Monaten 
zugestanden werden, eine solche Verlängerung des Verfahrens wäre jedoch 
angesichts der zahlreichen prozessökonomischen Vorteile, die eine Umkehr 
des Regel-Ausnahme-Verhältnisses bringen würde, in Kauf zu nehmen. Be-
merkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass der Gesetzesentwurf für die 
Beantragung des Verzichtes auf die Durchführung des Sekundärkonkursver-
fahrens nach Art. 174a Abs. 1 E-IPRG keine Frist vorsieht. Daher bestünde 
nach der vorgeschlagenen Regelung grundsätzlich die (freilich aber wohl nur 
im Ausnahmefall wahrscheinliche) Möglichkeit, dass noch zu einem späten 
Zeitpunkt im Sekundärkonkursverfahren der Verzichtsantrag gestellt würde. 
In diesem Fall wäre aber ein grosser Teil der Kosten bereits angefallen und 
die Verfahrensdauer aufgrund der Durchführung des Sekundärkonkursver-
fahrens schon erheblich verlängert. Der hier vorgeschlagene Verfahrensab-
lauf würde daher, entgegen den im Erläuterungsbericht927 vorgebrachten 
Bedenken, zu keiner wesentlichen Verzögerung des Verfahrens führen,928 
sondern könnte einer solchen unter Umständen sogar entgegenwirken. 
d) Kein zusätzliches Risiko für Rechtsstreitigkeiten über die 
Gläubigereigenschaft 
Gegen eine Umkehr des Regel-Ausnahme-Verhältnisses brachte der Erläute-
rungsbericht zudem vor, dass eine allenfalls strittige Gläubigereigenschaft zu 
Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit der Antragsbefugnis führen 
                                               
926  Solche negativen Auswirkungen sind denkbar, wenn nach einer Anerkennung eines 
ausländischen Insolvenzdekretes ein Sekundärkonkursverfahren eröffnet wird, obwohl 
keine Gläubiger pfandgesicherter Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. a E-IPRG resp. 
privilegierter Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. b E-IPRG und Art. 172 Abs. 1 lit. c 
E-IPRG vorhanden sind (vgl. dazu auch vorstehend Rz. 316). 
927  Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 13. 
928  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 7. 
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könne.929 Zu bedenken ist in diesem Zusammenhang aber, dass auch andere 
Eigenschaften, wie z.B. die bevorrechtigte Stellung von Forderungen oder 
die angemessene Berücksichtigung von Forderungen inländischer Gläubiger 
im ausländischen Insolvenzverfahren nach der im Vernehmlassungsentwurf 
enthaltenen Ausgestaltung des Verzichtsantragsverfahrens nach Art. 174a 
Abs. 1 und 2 E-IPRG zu gerichtlichen Streitigkeiten führen können, die un-
ter Umständen über mehrere Instanzen andauern.930 Die Gefahr solcher 
Rechtsstreitigkeiten wäre auch im Fall eines alternativen Verfahrensablaufs, 
d.h. bei einer Umkehr des Regel-Ausnahme-Verhältnisses, hinzunehmen. Im 
Übrigen würde die vorgeschlagene Beschränkung der Antragsbefugnis auf 
Gläubiger pfandgesicherter Forderungen die Gefahr von Rechtsstreitigkeiten 
mindern. 
e) Einschränkung der Antragsbefugnis 
Zuletzt führte der Erläuterungsbericht aus, dass das Recht, die Eröffnung 
und Durchführung des Sekundärkonkursverfahrens zu beantragen, an spezi-
fische Kriterien geknüpft sein müsse, damit eine sinnvolle Einschränkung 
des Sekundärkonkursverfahrens erfolgen könne.931 Der Erläuterungsbericht 
führte in diesem Zusammenhang weiter aus, dass dies für Gläubiger mit 
geringen Forderungen aber einen unmöglichen oder unverhältnismässigen 
Aufwand darstellen könne.932 
Die vorstehend geforderte Beschränkung des Antragsrechts auf Gläubiger 
pfandgesicherter Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. a E-IPRG sowie For-
derungen von Niederlassungsgläubigern nach Art. 172 Abs. 1 lit. c E-IPRG 
könnte zu einer sinnvollen Einschränkung des Antragsrechts führen. Gleich-
zeitig würde verhindert, dass Gläubigern kleinerer Forderungen ein unver-
hältnismässiger Aufwand entstünde, da sich der Nachweis für das Bestehen 
einer pfandgesicherten Forderung im Vergleich zu anderen Nachweisen 
wohl verhältnismässig einfach erbringen lassen sollte. Darüber hinaus erfol-
gen Pfandsicherungen aufgrund des damit verbundenen Aufwandes in der 
Regel für grössere Forderungsbeträge.  
                                               
929  Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 13. 
930  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 7. 
931  Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 13. 
932  Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 13 f. 
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2. Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenz-
verwalter nach Art. 174a Abs. 4 E-IPRG 
Nach der Gutheissung eines Antrages nach Art. 174a Abs. 1 und 2 E-IPRG 
und aufgrund des daraus folgenden Verzichtes auf die Durchführung des 
Sekundärkonkursverfahrens soll ein ausländischer Insolvenzverwalter nach 
Art. 174a Abs. 3 E-IPRG grundsätzlich «unter Beachtung des schweizeri-
schen Rechts sämtliche Befugnisse ausüben [dürfen], die [ihm] nach dem 
Recht des Staates der Konkurseröffnung zustehen; [er soll] [...] insbesondere 
[...] Prozesse führen [dürfen]». Die ihm durch Art. 174a Abs. 4 E-IPRG ein-
geräumten Befugnisse solllen aber nicht die Vornahme hoheitlicher Hand-
lungen, die Anwendung von Zwangsmitteln oder das Recht, Streitigkeiten zu 
entscheiden umfassen. 
Der VE-IPRG enthielt noch den Wortlaut, dass ein ausländischer Insolvenz-
verwalter betreffend das [ihm] zur Verfügung gestellte Vermögen alle Be-
fugnisse ausüben [dürfe], die dem Schuldner vor der Konkurseröffnung933 
zustanden, insbesondere [...] Prozesse führen» (Art. 174a Abs. 2 VE-
IPRG934). Der Wortlaut sprach damit ausschliesslich die ursprünglich dem 
ausländischen Gemeinschuldner zustehende Prozessführungsbefugnis an. Im 
Anwendungsbereich des 11. Kapitels des VE-IPRG sollte ein ausländischer 
Insolvenzverwalter aber auch über jene Prozessführungsbefugnis verfügen, 
die ihm ausschliesslich aufgrund seiner Stellung resp. Funktion als Insol-
venzverwalter zusteht,935 d.h. solche Befugnisse, die nicht bereits dem Ge-
meinschuldner zukamen.936 Eine eng am Wortlaut von Art. 174a Abs. 2 VE-
IPRG orientierte, restriktive Auslegung hätte zu einer erneuten Einschrän-
kung der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter führen 
können. Der ausdrückliche und isolierte Verweis auf die Befugnisse des 
Gemeinschuldners in Art. 174a Abs. 2 VE-IPRG war daher irreführend und 
konnte nicht der Intention des Gesetzgebers entsprechen. Wohl auf die Kritik 
                                               
933  Der Wortlaut von Art. 174a Abs. 2 VE-IPRG liess nicht eindeutig darauf schliessen, ob 
mit «Konkurseröffnung» die ausländische Insolvenzeröffnung oder die schweizerische 
Sekundärkonkurseröffnung angesprochen ist (Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, 
S. 12). Es ist jedoch davon auszugehen, dass die ausländische Insolvenzeröffnung ge-
meint ist (Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 12). 
934  Vgl. zu Art. 174a Abs. 2 VE-IPRG: BUCHER, S. 8. 
935  Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 11 f. 
936  Vgl. Vernehmlassung MARKUS, S. 11. 
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im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens hin937 wurde der Wortlaut von 
Art. 174a Abs. 2 VE-IPRG im definitiven Gesetzesentwurf dahingehend 
ergänzt, dass einem ausländischen Insolvenzverwalter infolge der Nicht-
durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens unter anderem jene (pro-
zessualen) Befugnisse zustehen, die ihm nach der lex fori concursus zu-
kommen, mit Ausnahme etwaiger hoheitlicher Handlungen, die Anwendung 
von Zwangsmitteln oder das Recht, Streitigkeiten zu entscheiden (vgl. Art. 
174a Abs. 4 E-IPRG). 
3. Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenz-
verwalter ausserhalb des 11. Kapitels des E-IPRG 
Wie bereits erwähnt, hat das Bundesgericht einer generellen Beschränkung 
der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter durch die 
Art. 166 ff. IPRG eine Absage erteilt, wenn keine in der Schweiz gelegenen 
Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners betroffen sind.938 
Offengelassen hat es in seiner Rechtsprechung jedoch, wie es sich mit der 
Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter ausserhalb des 
11. Kapitels des IPRG verhält.939 Nach der hier vertretenen Ansicht ist aus-
serhalb des Anwendungsbereiches der Art. 166 ff. IPRG grundsätzlich von 
einer umfassenden Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwal-
ter auszugehen.940 Es besteht daher insofern eine (sekundärkonkurs-)massen-
bezogene Einschränkung der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insol-
venzverwalter vor schweizerischen Gerichten. Dennoch verbleibt mangels 
einer gesetzlichen Regelung und einer Klärung durch die Rechtsprechung in 
diesem Bereich eine erhebliche Rechtsunsicherheit. Anzustreben wäre daher, 
                                               
937  Vgl. Vernehmlassung DOMEJ/HAAS/JAKOB, S. 11 f. Die Vernehmlassung DO-
MEJ/HAAS/JAKOB, S. 12, schlug den folgenden Wortlaut vor [die Ergänzungen zu 
Art. 174 Abs. 2 VE-IPRG sind unterstrichen]: «Die ausländische Konkursverwaltung 
darf betreffend das ihr zur Verfügung gestellte Vermögen alle Befugnisse ausüben, die 
dem Schuldner vor der ausländischen Konkurseröffnung zustanden oder der ausländi-
schen Konkursverwaltung kraft ihrer Stellung zukommen, insbesondere das Vermögens 
ins Ausland verbringen und Prozesse führen. Ihre Befugnisse umfassen nicht die An-
wendung von Zwangsmitteln in der Schweiz oder das Recht, hier über Rechtsstreitig-
keiten oder andere Auseinandersetzungen zu befinden.» 
938  Vgl. dazu vorstehend Rz. 79. 
939  Vgl. dazu vorstehend Rz. 79. 
940  Vgl. dazu vorstehend Rz. 180. Vgl. zur Prozessführungsbefugnis ausserhalb des 
11. Kapitels des IPRG vorstehend im Detail Rz. 152 ff. 
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die bestehende Rechtsunsicherheit im Rahmen der Revision zu beseitigen. 
Bedauerlicherweise lässt der Gesetzesentwurf aber eine klärende Regelung 
zu dieser Thematik vermissen. 
Im Zuge der weiteren Gesetzgebungsarbeiten zur Revision des 11. Kapitels 
des IPRG sollte daher klargestellt werden, dass ausländischen Insolvenzver-
waltern eine umfassende Prozessführungsbefugnis vor schweizerischen Ge-
richten zukommt, soweit die Prozessführung keine in der Schweiz gelegenen 
Vermögenswerte des ausländischen Gemeinschuldners betrifft und daher die 
in Art. 166 ff. IPRG normierten Grundsätze keine Anwendung finden. An-
ders ausgedrückt bedeutet dies, dass die Prozessführungsbefugnis ausländi-
scher Insolvenzverwalter ausschliesslich hinsichtlich der der Sekundärkon-
kursmasse zugehörigen Aktiven Einschränkungen erfährt. 
Da die Befugnis eines ausländischer Insolvenzverwalters zur Prozessführung 
auf einem ausländischen Insolvenzdekret und damit auf einem ausländischen 
Hoheitsakt beruht,941 ist für die Anerkennung dieser Befugnis durch schwei-
zerische Gerichte allerdings die (inzidente) Anerkennung des ausländischen 
Insolvenzdekretes942 in (sinngemässer) Anwendung der Voraussetzungen des 
Art. 166 Abs. 1 IPRG erforderlich943. Eine künftige gesetzliche Regelung 
sollte einen entsprechenden Hinweis darauf enthalten, dass hinsichtlich der 
Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters aus-
serhalb des Anwendungsbereiches des 11. Kapitels des IPRG für eine Aner-
kennung derselben die Voraussetzungen nach Art. 166 Abs. 1 E-IPRG erfüllt 
sein müssen, wobei eine inzidente Prüfung genügen sollte. 
IV. Selektive Übernahme von Regelungen aus 
EuInsVO/UNCITRAL-Modellgesetz 
Angesichts der laufenden Revisionsbemühungen zum internationalen Kon-
kursrecht der Schweiz und der damit verbundenen Probleme944 soll nachfol-
gend diskutiert werden, ob im Rahmen einer Revision hinsichtlich der Pro-
                                               
941  Vgl. dazu vorstehend Rz. 176. 
942  Vgl. in diesem Zusammenhang HABSCHEID, Grenzüberschreitendes Insolvenzrecht, 
S. 469. 
943  Vgl. dazu vorstehend Rz. 179. 
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zessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter (auch) eine Über-
nahme einzelner Regelungen aus der EuInsVO bzw. aus dem UNCITRAL-
Modellgesetz sinnvoll bzw. praktikabel sein könnte. 
Im Anwendungsbereich der EuInsVO/aEuInsVO garantiert diese (ausländi-
schen) Hauptinsolvenzverwaltern eine sehr weitgehende Prozessführungsbe-
fugnis in anderen EU-Mitgliedstaaten, insbesondere durch die Einräumung 
verschiedener Antrags-, Widerspruchs- und Anfechtungs- bzw. Rechtsmit-
telbefugnisse.945 Eine staatsvertragliche Lösung zwischen der Schweiz und 
der EU, mittels derer die Regeln der EuInsVO für das Verhältnis zwischen 
den EU-Mitgliedstaaten (mit Ausnahme Dänemarks) und der Schweiz Gel-
tung erhalten würden, würde eine umfassende Anpassung des schweizeri-
schen internationalen Insolvenzrechts erfordern. Nicht erfasst würde dadurch 
hingegen die schweizerische Handhabung von Insolvenzverfahren, die aus-
serhalb des EU-Raumes eröffnet werden. Derzeit steht eine solche staatsver-
tragliche Regelung mit der EU nicht zur Diskussion.946 Ebenso kommt eine 
(einseitige) vollständige Übernahme der Bestimmungen der EuInsVO ins 
schweizerische Recht nicht in Betracht.947 
Mit Blick auf die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter 
könnte sich hingegen die Umsetzung des UNCITRAL-Modellgesetzes in das 
schweizerische Recht anbieten. Dadurch würde, soweit in der Schweiz gele-
gene Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners betroffen sind, 
eine im Vergleich zur derzeitigen Rechtslage umfassendere Prozessfüh-
rungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Ge-
richten eingeführt. Zu der gleichen Erweiterung der Prozessführungsbefug-
nis käme es unter dem E-IPRG, sofern kein Verzicht auf die Durchführung 
eines Sekundärkonkursverfahrens nach Art. 174a E-IPRG erfolgt. So könnte 
ausländischen Insolvenzverwaltern durch eine Übernahme der Regelungen 
des UNCITRAL-Modellgesetzes vor schweizerischen Gerichten ein Grund-
bedarf an prozessualen Befugnissen eingeräumt werden. Dies würde jedoch 
eine grundlegende Änderung des schweizerischen internationalen Insolvenz-
                                               
945  Vgl. dazu vorstehend Rz. 234 ff. 
946  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4134; Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, S. 7. 
947  Vgl. in diesem Zusammenhang die Argumente, die gegen eine vollständige Übernahme 
der EuInsVO ins deutsche Recht vorgebracht wurden: BT-Drs. 15/16, S. 13; 
Fridgen/Geiwitz/Göpfert-MARTINI, § 335 N 7; MünchKomm InsO III-REINHART, Vor-
bemerkungen zu §§ 335 ff. N 17; Reithmann/Martiny-HAUSMANN, Rz. 7.484. Vgl. auch 
LEIPOLD, S. 535 f.; WEHDEKING, S. 139. 
356 
357 
IV. Selektive Übernahme von Regelungen aus EuInsVO/UNCITRAL-Modellgesetz 
 187 
rechts erfordern und es ist äusserst fraglich, ob ein solcher Vorschlag die 
Zustimmung im Parlament erhalten würde. Der E-IPRG verzichtet denn 
auch auf eine «umfassende Übernahme» des UNCITRAL-Modellgesetzes.948 
Die Botschaft zur Revision des 11. Kapitels des IPRG weist aber darauf hin, 
dass der E-IPRG «die Kernelemente des UNCITRAL-Mustergesetzes» auf-
nehme.949 
In Anbetracht der Notwendigkeit einer Revision des geltenden internationa-
len Konkursrechts der Schweiz und insbesondere der Regeln zur Prozessfüh-
rungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Ge-
richten sowie unter Berücksichtigung, dass eine vollständige Übernahme 
weder der EuInsVO noch des UNCITRAL-Modellgesetzes derzeit in Be-
tracht kommt, ist (auch vor dem Hintergrund der laufenden Revisionsbestre-
bungen) zu untersuchen, ob sich aus den Regelungen zur Prozessführungsbe-
fugnis ausländischer Insolvenzverwalter in den beiden genannten Regelwer-
ken Anstösse für eine Anpassung des schweizerischen Rechts entnehmen 
lassen können.950 
In diesem Sinne sollen die nachfolgend aufgeführten Regelungen dahinge-
hend betrachtet werden, ob deren Aufnahme ins schweizerische Recht als 
sinnvoll und praktikabel angesehen werden kann. Dabei sollen auch einzelne 
wesentliche Probleme skizziert werden, die bei einer Regelimplementierung 
zu beachten wären. Es soll hingegen keine umfassende Prüfung erfolgen, ob 
und inwieweit im Falle einer Aufnahme weitere Anpassungen des schweize-
rischen Rechts erfolgen müssten. Bei dieser Betrachtung ist davon auszuge-
hen, dass im Rahmen einer künftigen Regelung an einem gewissen Schutz 
                                               
948  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4134. Vgl. auch Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, 
S. 7. 
949  Botschaft 11. Kapitel IPRG, S. 4134. Vgl. auch Erläuterungsbericht IPRG-Konkurs, 
S. 7. 
950  In Bezug auf das UNCITRAL-Modellgesetz ist zu beachten, dass sowohl das IPRG als 
auch der E-IPRG hinsichtlich der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenz-
verwalter bereits einzelne Regelungen enthalten, die mit jenen des UNCITRAL-Modell-
gesetzes vergleichbar sind (vgl. z.B. Art. 15 Abs. 1 UNCITRAL-Modellgesetz sowie 
Art. 166 Abs. 1 IPRG/E-IPRG betreffend die Befugnis eines ausländischen Insolvenz-
verwalters, die Anerkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes zu beantragen; 
Art. 19 Abs. 1 UNCITRAL-Modellgesetz sowie Art. 168 IPRG betreffend die Befugnis 
eines ausländischen Insolvenzverwalters, den Erlass sichernder Massnahmen zu bean-
tragen; Art. 23 Abs. 1 UNCITRAL-Modellgesetz sowie Art. 171 IPRG/E-IPRG betref-
fend die Befugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters, eine paulianische Anfech-
tungsklage zu erheben). 
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schweizerischer Gläubiger festgehalten wird. Dabei erfolgen die Ausführun-
gen grundsätzlich unabhängig von einer möglichen künftigen Ausgestaltung 
eines solchen Gläubigerschutzes.951 
1. EuInsVO 
A. Geltung der lex fori concursus 
Die EuInsVO geht hinsichtlich der Befugnisse und damit einhergehend der 
Prozessführungsbefugnis ausländischer Hauptinsolvenzverwalter von der 
Geltung der lex fori concursus generalis aus (Art. 7 Abs. 2 lit. c EuIns-
VO/Art. 4 Abs. 2 lit. c aEuInsVO952).953 Ein Hauptinsolvenzverwalter ver-
fügt daher in anderen Mitgliedstaaten grundsätzlich über die Prozessfüh-
rungsbefugnis, die ihm nach dem Recht des Staates der Hauptinsolvenzver-
fahrenseröffnung zusteht (Art. 21 Abs. 1 EuInsVO/Art. 18 Abs. 1 aEuIns-
VO).954 
Österreich und Deutschland haben ihr (insbesondere) im Verhältnis zu Dritt- 
staaten zur Anwendung gelangendes internationales Insolvenzrecht refor-
miert und sich dabei hinsichtlich einzelner Regelungskomplexe an den Rege-
lungen der EuInsVO orientiert.955 In Bezug auf die grundsätzliche Geltung 
der lex fori concursus für ein ausländisches Insolvenzverfahren und dessen 
Wirkungen, und damit auch hinsichtlich der Befugnisse resp. der Prozess-
führungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter stützen sich das österrei-
chische sowie das deutsche internationale Insolvenzrecht auf die entspre-
chende Regelung der EuInsVO. 
In Bezug auf das auf die Befugnisse eines ausländischen Insolvenzverwalters 
anzuwendende Recht enthält das österreichische internationale Insolvenz-
                                               
951  Vgl. diesbezüglich die Kritik an der Ausgestaltung des Schutzes schweizerischer Gläu-
biger im Rahmen des 11. Kapitels des IPRG/E-IPRG in vorstehend Rz. 327 ff. 
952  Nach dem Heidelberg-Luxembourg-Vienna-Report haben sich in der Anwendung hin-
sichtlich Art. 4 Abs. 2 lit. c aEuInsVO keine relvanten Probleme ergeben (vgl. External 
Evaluation, S. 252; HESS/OBERHAMMER/PFEIFFER, Rz. 654). 
953  Vgl. dazu vorstehend Rz. 229 ff. 
954  Vgl. dazu vorstehend Rz. 231. 
955  RODRIGUEZ, Rechtsvergleichende Betrachtungen, S. 402; WEHDEKING, S. 139 ff. Vgl. in 
Bezug auf das österreichische Recht: DELLINGER/OBERHAMMER/KOLLER, Rz. 545; GE-
ROLDINGER, S. 120. Vgl. in Bezug auf das deutsche Recht: PAPE/UHLENBRUCK/VOIGT-
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recht eine Regel, die Art. 7 Abs. 2 lit. c EuInsVO/Art. 4 Abs. 2 lit. c 
aEuInsVO entspricht (§ 221 Abs. 2 Ziff. 3 IO).956 Darüber hinaus orientiert 
sich § 241 IO, wonach unter anderem ein ausländischer Insolvenzverwalter 
in Österreich alle Befugnisse ausüben darf, die ihm in jenem Staat zustehen, 
in dem das Insolvenzverfahren eröffnet wurde (Abs. 1), an Art. 21 Abs. 1 
EuInsVO/Art. 18 Abs. 1 aEuInsVO.957 Aufgrund dieser Regel kommt einem 
ausländischen Insolvenzverwalter vor österreichischen Gerichten insbeson-
dere die ihm von der lex fori concursus übertragene Prozessführungsbefug-
nis zu,958 sofern das ausländische Insolvenzverfahren nach § 240 IO anzuer-
kennen ist959 (wobei kein Exequaturverfahren erforderlich ist, sondern die 
Anerkennung ipso iure erfolgt960). Die sich nach der lex fori concursus rich-
tende Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters 
kann durch die Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens in Österreich 
eingeschränkt werden, für dessen Verwaltung der inländische Sekundärin-
solvenzverwalter zuständig ist.961 
Für Deutschland lehnt sich § 335 InsO ebenfalls an die Regelung der EuIns-
VO (Art. 7 Abs. 1 EuInsVO/Art. 4 Abs. 1 aEuInsVO) an und bestimmt für 
ein ausländisches Insolvenzverfahren und dessen Wirkungen die grundsätz-
liche Geltung der lex fori concursus,962 sofern die Voraussetzungen für die 
Anerkennung der ausländischen Insolvenzeröffnung (vgl. § 343 InsO) erfüllt 
sind (wobei es auch im Anwendungsbereich der InsO keines Exequaturver-
fahrens bedarf963).964 Eine Einschränkung des Grundsatzes der Geltung der 
lex fori concursus kann wiederum durch die Eröffnung eines Sekundärinsol-
                                               
956  Vgl. Konecny/Schubert-MADERBACHER, § 221 N 4 sowie N 8. 
957  Vgl. Konecny/Schubert-OBERHAMMER, § 241 N 1. 
958  Vgl. Konecny/Schubert-OBERHAMMER, § 241 N 3. 
959  Vgl. Konecny/Schubert-OBERHAMMER, § 241 N 3. 
960  Konecny/Schubert-OBERHAMMER, § 240 N 4; BUCHEGGER, S. 346. 
961  Vgl. Konecny/Schubert-OBERHAMMER, § 240 N 18. 
962  Andres/Leithaus/Dahl-DAHL, § 335 N 1 f.; Fridgen/Geiwitz/Göpfert-MARTINI § 335 
N 2 f.; BerlinKomm-PANNEN, § 335 N 1; Hess II-REIMANN-RÄTTIG, § 335 N 2 f.; 
MünchKomm InsO III-REINHART, § 335 N 2 ff.; Kayser/Thole-STEPHAN, § 335 N 1 so-
wie N 3. 
963  Andres/Leithaus-DAHL, § 343 N 2; Braun-EHRET, § 343 N 6; MünchKomm InsO III-
THOLE, § 343 N 1. 
964  Vgl. Reithmann/Martiny-HAUSMANN, Rz. 7.595 m.w.H.; Kayser/Thole-STEPHAN, § 335 
N 5. Vgl. auch FREGE/KELLER/RIEDEL, Rz. 2655. 
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venzverfahrens in Deutschland erfolgen.965 Auch wenn eine ausdrückliche 
Regelung fehlt, gilt die lex fori concursus ebenso für die Befugnisse auslän-
discher Insolvenzverwalter,966 wovon die Prozessführungsbefugnis erfasst 
ist.967 Dies hat zur Folge, dass ein ausländischer Insolvenzverwalter auch vor 
deutschen Gerichten zur Prozessführung befugt ist, sofern nach der lex fori 
concursus mit der Insolvenzeröffnung die Prozessführungsbefugnis auf die-
sen übertragen wird.968  
Anders gestaltet sich die Rechtslage in Frankreich, wo eine ausdrückliche 
gesetzliche Regelung zum autonomen internationalen Insolvenzrecht fehlt.969 
Für die (Vollstreckungs-)Wirkungsentfaltung eines ausländischen Insol-
venzverfahrens auf französischem Territorium ist die Anerkennung des aus-
ländischen Insolvenzentscheides im Rahmen eines Exequaturverfahrens 
notwendig.970 Nach der Exequaturerteilung richten sich die Rechtsfolgen der 
ausländischen Insolvenzeröffnung grundsätzlich nach der (ausländischen) 
lex fori concursus.971 Ein ausländischer Insolvenzverwalter ist jedoch bereits 
mit seiner Ernennung im ausländischen Insolvenzverfahren und daher ohne 
Anerkennung des ausländischen Insolvenzentscheides in Frankreich prozess-
führungsbefugt.972 So steht ihm die Befugnis zur Forderungsanmeldung in 
einem französischen Insolvenzverfahren zu.973 Auch den Erlass sichernder 
                                               
965  Kayser/Thole-STEPHAN, § 335 N 14; FREGE/KELLER/RIEDEL, Rz. 2672a. Vgl. auch 
Schmidt-BRINKMANN, Vorbemerkungen zu §§ 335 ff. N 10; Andres/Leithaus/Dahl-
DAHL, § 335 N 4; Fridgen/Geiwitz/Göpfert-MARTINI, § 335 N 35. 
966  Vgl. BerlinKomm-PANNEN, § 335 N 4; FREGE/KELLER/RIEDEL, Rz. 2671; Gottwald-
KOLMANN/KELLER, § 134 Rz. 52; WESTPFAHL/GOETKER/WILKENS, Rz. 703.  
967  MünchKomm InsO III-REINHART, § 335 N 65; FREGE/KELLER/RIEDEL, Rz. 2672; Gott-
wald-KOLMANN/KELLER, § 134 Rz. 52. 
968  Vgl. Reithmann/Martiny-HAUSMANN, Rz. 7.595 m.w.H.; Kindler/Nachmann-KINDLER, 
§ 3 N 76. 
969  External Evaluation, S. 84; HESS/OBERHAMMER/PFEIFFER, Rz. 236; VALLENS, S. 136. 
970  Cass 1re civ., 28.03.2012, No. 11-10639; Cass. 1re civ., 25.02.1986, JDI 1988, S. 425, 
427 (JACQUEMONT); BUREAU/MUIR WATT, S. 655; NIBOYET/DE GEOUFFRE DE LA PRA-
DELLE, Rz. 90; SONNENBERGER/DAMMANN, Rz. IX 101. 
971  GRAF, Anerkennung, S. 138; SONNENBERGER/DAMMANN, Rz. IX 103; SYNVET, Rz. 96; 
VALLENS, S. 142. 
972  Vgl. BUREAU/MUIR WATT, S. 656; GRAF, Anerkennung, S. 141 m.w.H. Vgl. auch 
ANCEL, S. 1399; MARTIN-SERF, S. 46 m.w.H. Vgl. auch TGI Paris, 15.06.1988, JDI 
1990, S. 423, 428 (MATTOUT). 
973  Cass. civ., 14.05.1996, Rev. crit. DIP 1996, S. 475 (RÉMERY); GRAF, Anerkennung, 
S. 141; BUREAU/MUIR WATT, S. 656; MÉLIN, S. 77; SONNENBERGER/DAMMANN, 
Rz. IX 100; SYNVET, Rz. 77. Vgl. auch CA Paris, 09.09.2005, JCP E 2006, 1067 (DOM). 
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Massnahmen kann er beantragen.974 Darüber hinaus kann er die Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens in Frankreich beantragen975 sowie (Dritt-)Wider-
spruchsklage gegen die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens in Frankreich 
erheben976. Zudem verfügt er über die Befugnis zur Beantragung der Aner-
kennung des ausländischen Insolvenzentscheides.977 Vollstreckungs- und 
Admassierungshandlungen eines ausländischen Insolvenzverwalters bezüg-
lich auf französischem Territorium gelegenem Vermögen des ausländischen 
Gemeinschuldners sind aber erst nach der Anerkennung des ausländischen 
Insolvenzentscheides möglich.978 
In Bezug auf die Frage, ob die Implementierung einer Art. 7 Abs. 2 lit. c 
EuInsVO/Art. 4 Abs. 2 lit. c aEuInsVO entsprechenden Regel ins schweize-
rische Recht sinnvoll wäre, zeigt sich Folgendes: 
Soweit die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter durch 
das Recht eines Staates erheblichen Einschränkungen unterliegt, ist es nicht 
sinnvoll, zugleich in eben diesem nationalen Recht eine Grundsatzregel vor-
zusehen, wonach sich die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenz-
verwalter nach der lex fori concursus richten soll. Nach dem geltenden 
schweizerischen Recht, aber im Grundsatz auch nach dem E-IPRG, kommt 
ausländischen Insolvenzverwaltern vor schweizerischen Gerichten, soweit 
inländische Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners betrof-
fen sind, nur in Einzelfällen Prozessführungsbefugnis zu.979 Hinsichtlich des 
E-IPRG ist dies insoweit zu präzisieren, dass dies nur dann gelten soll, so-
fern nicht nach Art. 174a E-IPRG ein Verzicht auf die Durchführung eines 
Sekundärkonkursverfahrens erfolgt wäre.980 Soweit ein ausländischer Insol-
                                               
974  Vgl. CA Paris, 09.09.2005, JCP E 2006, 1067 (DOM); ANCEL, S. 1399; BUREAU/MUIR 
WATT, S. 656; GRAF, Anerkennung, S. 141; MÉLIN, S. 77 m.w.H.; SYNVET, Rz. 77 
m.w.H.; VALLENS, S. 139. 
975  ANCEL, S. 1399; MÉLIN, S. 77; VALLENS, S. 139. 
976  CA Paris, 07.07.1978, JDI 1978, S. 606; GRAF, Anerkennung, S. 141; SYNVET, Rz. 77.  
977  Cass. 1re civ., 25.02.1986, JDI 1988, S. 425, 434 (JACQUEMONT); ANCEL, S. 1399 
m.w.H.; BUREAU/MUIR WATT, S. 656; MÉLIN, S. 77 m.V.a. Cass. 1re civ., 24.03.1998, 
JCP 1998, 10155 (KERCKHOVE); SONNENBERGER/DAMMANN, Rz. IX 102; SYNVET, 
Rz. 83; VALLENS, S. 139. Vgl. auch CA Paris, 09.09.2005, JCP E 2006, 1067 (DOM). 
978  Vgl. CA Paris, 09.09.2005, JCP E 2006, 1067 (DOM); Cass. 1re civ., 25.02.1986, JDI 
1988, S. 425, 427 (JACQUEMONT); BUREAU/MUIR WATT, S. 656; GRAF, Anerkennung, 
S. 142 m.w.H.; SYNVET, Rz. 76; VALLENS, S. 140. 
979  Vgl. dazu vorstehend Rz. 91 ff. sowie Rz. 310 ff. 
980  Vgl. dazu vorstehend Rz. 315 ff. sowie Rz. 319 f. 
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venzverwalter somit über nahezu keine Prozessführungsbefugnis vor 
schweizerischen Gerichten verfügt, empfiehlt sich nach der hier vertretenen 
Ansicht die Aufnahme einer Bestimmung ins schweizerische Recht in An-
lehnung an Art. 7 Abs. 2 lit. c EuInsVO/Art. 4 Abs. 2 lit. c aEuInsVO nicht. 
Eine solche Regelung würde sich jedoch für Konstellationen anbieten, in 
denen ein Verzicht auf die Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens 
erfolgt wäre. Der Vorentwurf sah diesbezüglich noch eine Einschränkung in 
Art. 174a Abs. 2 VE-IPRG auf die Befugnisse, die dem Gemeinschuldner 
vor der Insolvenzeröffnung zustanden, vor.981 Der definive Gesetzesentwurf 
enthält nun eine Regel in Anlehnung an Art. 7 Abs. 2 lit. c EuInsVO/Art. 4 
Abs. 2 lit. c aEuInsVO, wonach im Falle des Verzichts auf die Durchführung 
eines Sekundärkonkursverfahrens ein ausländischer Insolvenzverwalter unter 
Beachtung des schweizerischen Rechts sämtliche Befugnisse ausüben dürfen 
soll, die ihm nach dem Recht des Staates der Insolvenzeröffnung zustehen; 
dies soll insbesondere auch die Befugnis umfassen, Prozesse zu führen 
(Art. 174a Abs. 4 E-IPRG).982 Auch für den Anwendungsbereich ausserhalb 
des 11. Kapitels des IPRG983 wäre eine Regelung sinnvoll, dass sich die Pro-
zessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter nach der lex fori 
concursus richtet.984 
B. Vermeidung der Durchführung eines 
Sekundärkonkursverfahrens durch Abgabe einer 
Zusicherung 
Vor dem Hintergrund der im E-IPRG vorgesehenen Möglichkeit des Ver-
zichts auf die Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens (Art. 174a 
E-IPRG)985 stellt sich die Frage, ob sich die in der EuInsVO zur Vermeidung 
eines Sekundärinsolvenzverfahrens enthaltene Möglichkeit der Abgabe einer 
Zusicherung durch den Hauptinsolvenzverwalter (Art. 36 Abs. 1 EuIns-
VO)986 auch für das schweizerische internationale Insolvenzrecht eignen 
würde. 
                                               
981  Vgl. dazu vorstehend Rz. 351. 
982  Vgl. dazu vorstehend Rz. 350. 
983  Vgl. dazu vorstehend Rz. 152 ff. sowie Rz. 352 ff. 
984  Vgl. dazu vorstehend Rz. 352 ff. 
985  Vgl. dazu vorstehend Rz. 315 ff. sowie Rz. 319 f. 
986  Vgl. dazu vorstehend Rz. 242 f. 
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In Anlehnung an die Regelung in Art. 36 Abs. 1 EuInsVO könnte einem 
ausländischen Insolvenzverwalter die Befugnis eingeräumt werden, zur 
Vermeidung eines Sekundärkonkursverfahrens eine Zusicherung abzugeben, 
dass bei der Verteilung der in der Schweiz gelegenen Vermögenswerte des 
ausländischen Gemeinschuldners die Vorzugsrechte der nach Art. 172 
Abs. 1 E-IPRG bevorrechtigten Gläubiger gewahrt werden. Sofern im Rah-
men einer künftigen gesetzlichen Regelung am Schutz von Drittklassforde-
rungen von Gläubigern mit (Wohn-)Sitz in der Schweiz (vgl. Art. 173 Abs. 3 
IPRG i.V.m. Art. 219 Abs. 4 Dritte Klasse SchKG) entgegen den vorge-
brachten Bedenken987 festgehalten würde, müsste eine solche Zusicherung 
überdies auch das Versprechen enthalten, dass diese Forderungen im auslän-
dischen Insolvenzverfahren angemessen berücksichtigt werden. Es erschiene 
zudem ratsam, die Wirksamkeit der Zusicherung von der Genehmigung der-
selben durch die im Rahmen des 11. Kapitels des IPRG geschützten Gläubi-
ger abhängig zu machen (vgl. diesbezüglich auch Art. 36 Abs. 5 EuInsVO).  
Die Einräumung einer solchen Befugnis könnte in Ergänzung zum vorge-
schlagenen Art. 174a E-IPRG988 erfolgen. Bei Vorhandensein bevorrechtig-
ter Gläubiger könnte durch die Abgabe einer Zusicherung durch den auslän-
dischen Insolvenzverwalter und deren Genehmigung durch die genehmi-
gungsberechtigten Gläubiger die Durchführung eines Sekundärkonkursver-
fahrens vermieden werden, während nach der vorgeschlagenen Regelung ein 
Verzichtsantrag abgewiesen werden müsste (Art. 174a Abs. 1 E-IPRG).989 
Dem ausländischen Insolvenzverwalter würden anschliessend im Sinne von 
Art. 174a Abs. 4 E-IPRG umfassende Rechtsverfolgungsbefugnisse vor 
schweizerischen Gerichten zukommen. 
Die Ergänzung von Art. 174a E-IPRG durch die Gewährung einer Zusiche-
rungsbefugnis an ausländische Insolvenzverwalter würde zu einer begrüs-
senswerten Erweiterung der Möglichkeiten zur Vermeidung der Durchfüh-
rung eines Sekundärkonkursverfahrens führen. Damit würde zudem im Ver-
gleich zu der im E-IPRG vorgeschlagenen Regelung eine zusätzliche Aus-
dehnung des Zugangs ausländischer Insolvenzverwalter zu schweizerischen 
Gerichten bewirkt. In Bezug auf die Vorteile, die ein Sekundärkonkursver-
fahrensverzicht mit sich bringen würde, kann auf die vorstehenden Ausfüh-
rungen zu Art. 174a E-IPRG verwiesen werden, die auch hier zum Tragen 
                                               
987  Vgl. dazu vorstehend Rz. 333 ff. 
988  Vgl. dazu vorstehend Rz. 317 sowie Rz. 319. 
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kommen.990 Ein gewichtiger Nachteil des Instituts der Zusicherung wäre, 
dass das Risiko von deren Nichteinhaltung auf den durch das 11. Kapitel des 
IPRG geschützten Gläubigern lasten würde (und diese die Nichteinhaltung 
resp. die daraus resultierenden Ansprüche auf dem Klageweg gelten machen 
müssten991). Dieser Nachteil lässt sich jedoch vor dem Hintergrund rechtfer-
tigen, dass diese Gläubiger die Genehmigung der Zusicherung auch verwei-
gern könnten. 
2. UNCITRAL-Modellgesetz 
A. Befugnis zur Einleitung eines Vollstreckungsverfahrens 
nach SchKG 
In Anbetracht der bundesgerichtlichen Rechtsprechung zu den Rechtsverfol-
gungsbefugnissen ausländischer Insolvenzverwalter992 kann ein ausländi-
scher Insolvenzverwalter in der Schweiz im Anwendungsbereich der 
Art. 166 ff. IPRG de lege lata kein Vollstreckungsverfahren gegen einen 
(Dritt-)Schuldner einleiten. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, 
ob sich die Aufnahme einer Regelung in das IPRG anbieten würde, wonach 
ein ausländischer Insolvenzverwalter analog Art. 11 UNCITRAL-Modell-
gesetz im Umsetzungsstaat die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens bean-
tragen kann.993 
Es wurde bereits erläutert,994 dass das geltende Recht dahingehend Defizite 
aufweist, dass für den Fall einer Gefährdung in der Schweiz gelegener Ver-
mögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners oder der drohenden 
Verjährung eines Anspruches eines ausländischen Gemeinschuldners gegen 
einen (Dritt-)Schuldner mit (Wohn-)Sitz in der Schweiz (vgl. Art. 167 
Abs. 3 IPRG) keine umgehenden (prozessualen) Handlungen des ausländi-
schen Insolvenzverwalters möglich sind. Ausschliesslich die Sekundärkon-
kursmasse kann – freilich erst nach der Anerkennung des ausländischen 
                                               
990  Vgl. dazu vorstehend Rz. 315. 
991  Vgl. in diesem Zusammenhang die Rechtslage unter der EuInsVO in vorstehend 
Rz. 263. 
992  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87. 
993  Vgl. dazu vorstehend Rz. 296. 
994  Vgl. dazu vorstehend Rz. 188. 
372 
373 
IV. Selektive Übernahme von Regelungen aus EuInsVO/UNCITRAL-Modellgesetz 
 195 
Insolvenzdekretes – entsprechende Massnahmen einleiten.995 Aus diesem 
Grund würde sich die Aufnahme einer Bestimmung in Anlehnung an Art. 11 
UNCITRAL-Modellgesetz aufdrängen. 
Zu berücksichtigen ist jedoch, dass Art. 11 UNCITRAL-Modellgesetz kon-
zeptionell wohl nur die Befugnis ausländischer Insolvenzverwalter zur direk-
ten Einleitung eines Gesamtvollstreckungsverfahrens erfasst, welche in der 
Schweiz lediglich im Rahmen eines Antrags auf Konkurseröffnung ohne 
vorgängige Betreibung (Art. 190 f. SchKG) möglich ist. Die Aufnahme einer 
Art. 11 UNCITRAL-Modellgesetz entsprechenden Bestimmung in das 
schweizerische Recht würde daher einzig die Befugnis eines ausländischen 
Insolvenzverwalters begründen, die Konkurseröffnung ohne vorgängige 
Betreibung (Art. 190 SchKG) zu beantragen. Einem ausländischen Insol-
venzverwalter sollte jedoch m.E. generell die Befugnis zustehen, Zwangs-
vollstreckungsverfahren nach SchKG einzuleiten. Eine entsprechende Rege-
lung müsste daher über die in Art. 11 UNCITRAL-Modellgesetz vorgesehe-
ne Befugnis hinausgehen. Aufgrund der Besonderheiten des schweizerischen 
Vollstreckungssystems sowie des schweizerischen internationalen Konkurs-
rechts würden sich im Falle der Aufnahme einer solchen Regel jedoch ver-
schiedene Probleme ergeben. Auf einzelne davon soll nachfolgend einge-
gangen werden. 
Das Zwangsvollstreckungsverfahren gemäss SchKG (auf Geldzahlung oder 
Sicherheitsleistung gerichtete Zwangsvollstreckungen; vgl. Art. 38 Abs. 1 
SchKG) ist im Regelfall in ein Einleitungs- und ein Fortsetzungsverfahren 
unterteilt.996 Eingeleitet wird das Zwangsvollstreckungsverfahren grundsätz-
lich durch eine Betreibung eines Gläubigers (vgl. aber Art. 190 ff. SchKG), 
unabhängig davon, ob die Befriedigung des Geldanspruches letztlich im 
Zuge einer Spezial- oder einer Generalexekution erfolgt. Das Einleitungsver-
fahren ist einheitlich ausgestaltet; die Unterschiede der Spezial- und Gene-
ralexekution zeigen sich erst im Rahmen des Fortsetzungsverfahrens.997 Vor 
dem Hintergrund dieses Verfahrensablaufs wäre eine Beschränkung der Be-
fugnis ausländischer Insolvenzverwalter ausschliesslich die Eröffnung eines 
Generalexekutionsverfahrens resp. eines Insolvenzverfahrens beantragen zu 
                                               
995  Vgl. dazu vorstehend Rz. 188. 
996  Vgl. KREN KOSTKIEWICZ, Schuldbetreibungs- und Konkursrecht, Rz. 463. 
997  Vgl. Art. 89 ff. SchKG für die Betreibung auf Pfändung, Art. 151 ff. SchKG für die 
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können, nicht sinnvoll. Eine solche Regelung müsste letztlich den Besonder-
heiten des schweizerischen Vollstreckungsrechts Rechnung tragen. 
Durch die Einleitung eines Vollstreckungsverfahrens nach SchKG auf An-
trag eines ausländischen Insolvenzverwalters würde dem ausländischen In-
solvenzdekret, auf das sich die Handlungsbefugnis des Insolvenzverwalters 
stützt, auf schweizerischem Territorium Wirkung verliehen.998 Aus diesem 
Grund müsste im Rahmen des Einleitungsverfahrens eine vorfrageweise 
Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes erfolgen. Eine solche ist 
nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung jedoch nicht zulässig,999 da die 
formelle Anerkennung nach Art. 166 Abs. 1 IPRG stets die Eröffnung eines 
Sekundärkonkursverfahrens zur Folge hat.1000 Solange die formelle Aner-
kennung eines ausländischen Insolvenzdekretes zur Eröffnung eines Sekun-
därkonkursverfahrens führt (wie dies auch nach dem E-IPRG vorgesehen 
ist1001), wird eine inzidente Anerkennung (wohl) auch im Rahmen einer 
künftigen Regelung nicht zulässig sein. 
Eine gesetzliche Regelung müsste beispielsweise dahingehend vervollstän-
digt werden, dass ein ausländischer Insolvenzverwalter innerhalb von 10 
Tagen nach der Einleitung einer Betreibung die Anerkennung des ausländi-
schen Insolvenzdekretes verlangen müsste, andernfalls die Betreibung hin-
fällig würde.1002 Sofern fristgerecht ein Anerkennungsantrag gestellt würde, 
wäre das Betreibungsverfahren zu sistieren, bis die Anerkennung des aus-
ländischen Insolvenzdekretes erfolgt ist. Im Falle einer Abweisung des An-
erkennungsantrages würde die Betreibung gegenstandslos. Durch eine solche 
Regelung könnten die Schwierigkeiten umgangen werden, die sich daraus 
ergeben, dass eine inzidente Anerkennung des ausländischen Insolvenzde-
kretes nicht zulässig und auch im Gesetzesentwurf nicht vorgesehen ist. Mit 
der Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes und der Eröffnung 
des Sekundärkonkursverfahrens würde die Zuständigkeit zur Vornahme von 
Handlungen im Rahmen des durch den ausländischen Insolvenzverwalter 
eingeleiteten Vollstreckungsverfahrens gegen einen (Dritt-)Schuldner auf die 
Sekundärkonkursmasse übergehen. 
                                               
998  Vgl. in diesem Zusammenhang vorstehend Rz. 176. 
999  Vgl. dazu vorstehend Rz. 64. 
1000  Vgl. dazu vorstehend Rz. 65. 
1001  Vgl. dazu vorstehend FN 828. 
1002  Diese Regelung würde sich an die Bestimmungen zur Arrestprosequierung nach 
Art. 279 f. SchKG anlehnen. 
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Eine solche Regelung könnte aber auch Nachteile mit sich bringen, von de-
nen nur einzelne angesprochen werden sollen. Das Verfahren auf Anerken-
nung des ausländischen Insolvenzdekretes kann zeitaufwändig sein; in be-
stimmten Konstellationen ist jedoch die schnellstmögliche Fortsetzung der 
Vollstreckung für Sicherungszwecke notwendig. Aus diesem Grunde würde 
im Vergleich zur bestehenden Rechtslage keine wesentliche Verbesserung 
geschaffen, abgesehen davon, dass ein ausländischer Insolvenzverwalter mit 
einer Betreibungseinleitung selbst die Verjährung unterbrechen könnte 
(Art. 135 Ziff. 2 OR). Probleme könnten sich zudem in Bezug auf die Mög-
lichkeit ergeben, die Konkurseröffnung ohne vorgängige Betreibung zu ver-
langen (Art. 190 SchKG). Angesichts des Schadenspotentials, welches eine 
Konkurseröffnung für einen Schuldner birgt, lässt es sich nicht rechtfertigen, 
einem ausländischen Insolvenzverwalter die Befugnis einzuräumen, die 
Konkurseröffnung über einen Schuldner nach Art. 190 SchKG beantragen zu 
können, bevor die Anerkennung des ausländischen Insolvenzdekretes erfolgt 
ist. 
Dennoch überwiegen gesamthaft die Vorteile der Gewährung einer entspre-
chenden Befugnis an ausländische Insolvenzverwalter. Auf der Grundlage 
und in Erweiterung von Art. 11 UNCITRAL-Modellgesetz ist somit die 
Aufnahme einer Bestimmung zu empfehlen, welche die Befugnis ausländi-
scher Insolvenzverwalter zur Einleitung eines Geldvollstreckungsverfahrens 
durch Anhebung einer Betreibung nach Art. 67 SchKG sowie die Befugnis 
zur Einleitung einer Konkurseröffnung ohne vorgängige Betreibung nach 
Art. 190 SchKG vorsieht. 
B. Interventionsbefugnis 
Das bestehende Recht, aber auch die vorgeschlagenen Bestimmungen des 
E-IPRG, sehen keine Interventionsbefugnis ausländischer Insolvenzverwal-
ter in Verfahren vor schweizerischen Gerichten vor. Vor diesem Hintergrund 
ist zu überlegen, ob eine Regelung in das IPRG aufgenommen werden sollte, 
die analog zu Art. 24 UNCITRAL-Modellgesetz eine Interventionsbefugnis 
ausländischer Insolvenzverwalter in Verfahren gegen den Gemeinschuldner 
vor den Gerichten des Umsetzungsstaates vorsieht.1003 Der UNCITRAL-
Guide1004 weist in Bezug auf Art. 24 UNCITRAL-Modellgesetz darauf hin, 
                                               
1003  Vgl. dazu vorstehend Rz. 303. 




8. Teil: Prozessführungsbefugnis nach dem E-IPRG 
 198 
dass nach den Zivilprozessgesetzen vieler Länder eine Drittperson, die ein 
rechtliches Interesse am Ausgang eines Verfahrens zwischen zwei anderen 
Parteien aufweist, durch das Gericht angehört werden könne. Dies lässt da-
rauf schliessen, dass Art. 24 UNCITRAL-Modellgesetz mit Blick auf das 
schweizerische Zivilprozessrecht auf die Befugnis zur Nebenintervention im 
Sinne von Art. 74 ff. ZPO abzielen würde. 
Mit der Sekundärkonkurseröffnung geht in Verfahren über das in der 
Schweiz gelegene Sekundärkonkursvermögen die Prozessführungsbefugnis 
vom ausländischen Gemeinschuldner auf die Sekundärkonkursmasse 
über.1005 Dieselbe Situation soll nach dem E-IPRG bestehen, soweit kein 
Verzicht auf die Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens nach 
Art. 174a E-IPRG erfolgt.1006 Es stellt sich die Frage, ob einem ausländi-
schen Insolvenzverwalter in solchen Konstellationen (vor dem Hintergrund 
von Art. 166 ff. IPRG) in einem hängigen Verfahren die Befugnis zur Ne-
benintervention nach Art. 74 ff. ZPO zusteht. Durch die Nebenintervention 
erfolgt die Unterstützung einer der Hauptparteien, in der hier betrachteten 
Konstellation wohl in erster Linie der Sekundärkonkursmasse. Nach Art. 76 
Abs. 1 ZPO kann die nebenintervenierende Person zur Unterstützung der 
Hauptpartei alle Prozesshandlungen vornehmen, die nach dem Stand des 
Verfahrens zulässig sind, insbesondere alle Angriffs- und Verteidigungsmit-
tel geltend machen sowie Rechtsmittel ergreifen. Stehen die Prozesshand-
lungen der nebenintervenierenden Person mit jenen der Hauptpartei im Wi-
derspruch, so sind sie im Prozess unbeachtlich (Art. 76 Abs. 2 ZPO). Die 
nebenintervenierende Person kann somit nicht zum Nachteil der von ihr 
unterstützten Hauptpartei handeln; solche Prozesshandlungen wären unbe-
achtlich, ohne dass es eines Widerspruches der betreffenden Hauptpartei 
bedarf.1007 Als Folge dieser Regelung kann auch ein ausländischer Insol-
venzverwalter im Rahmen einer Nebenintervention keine prozessualen 
Handlungen vornehmen, welche die Stellung der von ihm unterstützten Se-
kundärkonkursmasse im Verfahren schwächen würde. Aus diesem Grunde 
besteht letztlich durch eine Nebenintervention auch keine Gefahr der Beein-
trächtigung von Interessen etwaiger durch die Art. 166 ff. IPRG geschützter 
Gläubiger. In diesen Konstellationen bestehen somit keine Gründe, die ge-
                                               
1005  Vgl. dazu vorstehend FN 45. 
1006  Vgl. dazu vorstehend Rz. 321. 
1007  Oberhammer/Domej/Haas-DOMEJ, Art. 76 N 5; BSK ZPO-GRABER/FREI, Art. 76 N 10. 
Vgl. auch BK ZPO I-ZUBER/GROSS, Art. 76 N 17; STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND, 




gen die Zulässigkeit der Nebenintervention durch einen ausländischen Insol-
venzverwalter sprechen würden. Aufgrund der äusserst eingeschränkten 
Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter kann im Rahmen 
der bestehenden und der im E-IPRG für den Fall der Durchführung eines 
Sekundärkonkursverfahrens vorgeschlagenen gesetzlichen Bestimmungen 
jedoch nicht mit Sicherheit auf die Befugnis eines ausländischen Insolvenz-
verwalters zur Nebenintervention geschlossen werden. Daher würde es sich 
für die an dieser Stelle besprochenen Fälle anbieten, eine Bestimmung ana-
log jener von Art. 24 UNCITRAL-Modellgesetz in das schweizerische inter-
nationale Konkursrecht aufzunehmen. 
Für den Fall, dass im Rahmen einer künftigen Regelung auf die Durchfüh-
rung eines Sekundärkonkursverfahrens verzichtet werden kann, läge die 
Zuständigkeit zur Verwaltung des in der Schweiz gelegenen Vermögens des 
ausländischen Gemeinschuldners beim ausländischen Insolvenzverwalter. 
Als Folge des vorgeschlagenen Art. 174a Abs. 4 E-IPRG könnte einem aus-
ländischen Insolvenzverwalter grundsätzlich die umfassende Prozessfüh-
rungsbefugnis zustehen,1008 womit er freilich auch zur Nebenintervention 
befugt wäre. Eine gesetzliche Regelung würde sich für diese Fälle erübrigen. 
Die gleichen Überlegungen gelten auch hinsichtlich jener Fallkonstellatio-
nen, in denen die Nebenintervention ein Verfahren betrifft, das nicht den 
Anwendungsbereich des 11. Kapitels des IPRG berührt. 
V. Fazit 
Die vorgeschlagene Öffnung des Zugangs ausländischer Insolvenzverwalter 
zu schweizerischen Gerichten im Anwendungsbereich des 11. Kapitels des 
IPRG ist sehr zu begrüssen. Der diesbezügliche Revisionsbedarf und die 
Notwendigkeit einer Liberalisierung wurden vom Gesetzgeber erkannt. 
Insbesondere die Befugnis eines ausländischen Insolvenzverwalters, den 
Verzicht auf die Durchführung des Sekundärkonkursverfahrens zu beantra-
gen, kann bei Gutheissung des Antrages zu einer umfassenden Prozessfüh-
rungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor schweizerischen Ge-
richten führen.1009 Die Voraussetzungen für eine solche Freigabe der Pro-
                                               
1008  Vgl. dazu vorstehend Rz. 319 f. 
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zessführungsbefugnis sind jedoch im Gesetzesentwurf (noch) vergleichswei-
se hoch angesetzt. Dies obwohl letztlich nur das Vorhandensein pfandgesi-
cherter Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. a E-IPRG sowie von Forde-
rungen von Niederlassungsgläubigern nach Art. 172 Abs. 1 lit. c E-IPRG es 
rechtfertigen würde, die zwingende Durchführung des Sekundärkonkursver-
fahrens vorzusehen.1010 Darüber hinaus wäre auch die Möglichkeit in Erwä-
gung zu ziehen, die Durchführung des Sekundärkonkursverfahrens von ei-
nem Gläubigerantrag – der konsequenterweise nur durch Gläubiger pfandge-
sicherter Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. a E-IPRG sowie Niederlas-
sungsgläubigern nach Art. 172 Abs. 1 lit. c E-IPRG gestellt werden könnte – 
abhängig zu machen1011.1012 
Zu berücksichtigen ist, dass auch künftig im Fall der Durchführung eines 
Sekundärkonkursverfahrens weitgehend die gleichen ungelösten Fragestel-
lungen und Probleme bestehen bleiben werden wie nach der geltenden 
Rechtslage; insbesondere auch hinsichtlich der Prozessführungsbefugnis 
ausländischer Insolvenzverwalter. So wird auch nach dem im Gesetzesent-
wurf vorgeschlagenen Regelung ein ausländischer Insolvenzverwalter bei 
Durchführung des Sekundärkonkursverfahrens im Anwendungsbereich des 
11. Kapitels des IPRG nahezu über keine Prozessführungsbefugnis verfügen. 
Zudem bleibt die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter 
ausserhalb des 11. Kapitels des IPRG weiterhin ungeklärt.1013 
Zur Ergänzung sowie Abänderung der mit E-IPRG vorgeschlagenen Revisi-
onsbestimmungen würde sich im Übrigen die selektive Übernahme von ein-
zelnen Regelungen bzw. Instrumenten der EuInsVO sowie des UNCITRAL-
Modellgesetzes, freilich mit Anpassungen, anbieten.1014 
                                               
1010  Vgl. dazu vorstehend Rz. 325 ff. sowie Rz. 333 ff. 
1011  COURVOISIER, 2015/2016, S. 176, spricht sich im Ergebnis sogar dafür aus, dass auslän-
dischen Insolvenzverwaltern die Prozessführungsbefugnis uneingeschränkt zustehen 
sollte, d.h. dass es keine Möglichkeit der Einschränkung deren Prozessführungsbefugnis 
als Folge der Durchführung eines Sekundärkonkursverfahrens mehr geben sollte.  
1012  Vgl. dazu vorstehend Rz. 338 ff. 
1013  Vgl. dazu vorstehend Rz. 352. 
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Infolge des im internationalen Konkursrecht der Schweiz geltenden gelo-
ckerten passiven Territorialitätsprinzips können einem ausländischen Insol-
venzdekret grundsätzlich nur unter den im 11. Kapitel des IPRG normierten 
Voraussetzungen auf schweizerischem Territorium gewisse Wirkungen ver-
liehen werden.1015 Dies hat insbesondere zur Folge, dass für eine Aushändi-
gung in der Schweiz gelegener Vermögenswerte eines ausländischen Ge-
meinschuldners an einen ausländischen Insolvenzverwalter resp. an eine 
ausländische Insolvenzmasse ein zweistufiges Verfahren durchlaufen wer-
den muss.1016 Zusätzlich zur Anerkennung des ausländischen Insolvenzdek-
retes, wofür die Erfüllung der in Art. 166 Abs. 1 IPRG festgelegten Voraus-
setzungen notwendig ist,1017 hat ein rechtshilfeweises Sekundärkonkursver-
fahren in der Schweiz zu erfolgen (Art. 170 Abs. 1 IPRG)1018. Die Aushän-
digung etwaiger in der Schweiz gelegener Vermögenswerte an den ausländi-
schen Insolvenzverwalter ist jedoch nur möglich, nachdem im Rahmen des 
Sekundärkonkursverfahrens allfällige bevorrechtigte schweizerische Gläubi-
ger befriedigt worden sind (Art. 172 Abs. 1 IPRG) und der im ausländischen 
Insolvenzverfahren erstellte Kollokationsplan anerkannt wurde, wofür die 
angemessene Berücksichtigung nicht bevorrechtigter schweizerischer Gläu-
biger im ausländischen Verfahren Voraussetzung ist (Art. 173 IPRG).1019  
Dieser zwingend einzuhaltende Verfahrensablauf hat erhebliche Auswirkun-
gen auf die Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter vor 
schweizerischen Gerichten. Ausländische Insolvenzverwalter verfügen nur 
über äusserst eingeschränkte Befugnisse zur Prozessführung, soweit in der 
Schweiz gelegene Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners 
betroffen sind;1020 insbesondere ist es ausländischen Insolvenzverwaltern 
verwehrt, Forderungen in Betreibung zu setzen oder klageweise geltend zu 
machen.1021 
                                               
1015  Vgl. dazu vorstehend Rz. 60. 
1016  Vgl. dazu vorstehend Rz. 60. 
1017  Vgl. dazu vorstehend Rz. 61. 
1018  Vgl. dazu vorstehend Rz. 65. 
1019  Vgl. dazu vorstehend Rz. 67 f. 
1020  Vgl. zum Anwendungsbereich des 11. Kapitels des IPRG vorstehend Rz. 76 ff. 
1021  Vgl. dazu vorstehend Rz. 87. 
387 
388 
9. Teil:  Zusammenfassung 
 
 202 
Die bundesgerichtliche Rechtsprechung hat ausländischen Insolvenzverwal-
tern die folgenden prozessualen Befugnisse ausdrücklich zugesprochen: 
- Befugnis, die Anerkennung eines ausländischen Insolvenzdekretes zu 
beantragen (Art. 166 Abs. 1 IPRG),1022 
- Befugnis, den Erlass sichernder Massnahmen zu beantragen (Art. 168 
IPRG),1023 
- Befugnis zur Erhebung paulianischer Anfechtungsklagen (Art. 171 IPRG 
i.V.m. Art. 285–292 SchKG), sofern keine entsprechende Klage durch 
die Sekundärkonkursmasse oder durch etwaige Abtretungsgläubiger er-
folgte,1024 
- Befugnis zur klageweisen Geltendmachung bestrittener Forderungen bei 
Fehlen kollozierter Gläubiger.1025 
Darüber hinaus bestehen weitere Konstellationen, in denen ausländische 
Insolvenzverwalter vor schweizerischen Gerichten zur Prozessführung be-
fugt sein müssen; dies betrifft die folgenden Befugnisse zur Prozessführung: 
- Befugnis, die Anerkennung eines ausländischen Kollokationsplanes zu 
beantragen (Art. 173 Abs. 3 IPRG),1026 
- Befugnis zur klageweisen Geltendmachung bestrittener Forderungen 
mangels einer Abtretung an die Gläubigergesamtheit oder einzelne Gläu-
biger,1027 
- Befugnis zur Erhebung von betreibungsrechtlichen Beschwerden (Art. 17 
SchKG),1028 
- Befugnis zur Prozessführung in der Stellung eines Beklagten oder Ge-
suchsgegners,1029  
- Befugnis zur Erhebung von Rechtsmitteln.1030 
                                               
1022  Vgl. dazu vorstehend Rz. 91.  
1023  Vgl. dazu vorstehend Rz. 92. 
1024  Vgl. dazu vorstehend Rz. 93 f. 
1025  Vgl. dazu vorstehend Rz. 95 ff. 
1026  Vgl. dazu vorstehend Rz. 101. 
1027  Vgl. dazu vorstehend Rz. 102. 
1028  Vgl. dazu vorstehend Rz. 103 ff. 
1029  Vgl. dazu vorstehend Rz. 107 ff. 
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Das Bundesgericht hat in seiner Rechtsprechung die Frage offengelassen, 
wie es sich mit der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwal-
ter ausserhalb des Anwendungsbereiches des 11. Kapitels des IPRG ver-
hält.1031 Dies betrifft Sachverhalte, in denen keine in der Schweiz gelegenen 
Vermögenswerte eines ausländischen Gemeinschuldners von der Prozess-
führung eines ausländischen Insolvenzverwalters erfasst sind, d.h. Verfahren 
vor schweizerischen Gerichten hinsichtlich Insolvenzmasseforderungen so-
wie Verfahren bezüglich im Ausland gelegener Forderungen, für deren ge-
richtliche Geltendmachung ein Gerichtsstand in der Schweiz besteht.1032 
Die Frage des Bestandes und der Wirkungen der Prozessführungsbefugnis 
ausländischer Insolvenzverwalter für Verfahren ausserhalb des 11. Kapitels 
des IPRG wird durch das schweizerische Recht nicht geregelt.1033 Diesbe-
züglich weist das schweizerische Recht eine echte Lücke auf.1034 Diese ist 
dahingehend zu schliessen, dass vom grundsätzlichen Bestand der Prozess-
führungsbefugnis auszugehen ist;1035 eine inzidente Anerkennung des aus-
ländischen Insolvenzdekretes, worauf der ausländische Insolvenzverwalter 
seine Prozessführungsbefugnis stützt, ist jedoch in analoger Anwendung der 
Voraussetzungen nach Art. 166 Abs. 1 IPRG notwendig1036. Im Grundsatz 
verfügt daher ein ausländischer Insolvenzverwalter ausserhalb des Anwen-
dungsbereiches des 11. Kapitels des IPRG vor schweizerischen Gerichten 
unter den genannten Voraussetzungen über eine uneingeschränkte Prozess-
führungsbefugnis;1037 jedoch greifen die Bestimmungen des 11. Kapitels des 
IPRG, sobald in der Schweiz gelegene Vermögenswerte eines ausländischen 
Gemeinschuldners in das Verfahren eingebracht werden.1038 Auf entspre-
chende Prozesshandlungen ist daher nicht einzutreten.1039 
Hinsichtlich der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter 
vor Schiedsgerichten mit Sitz in der Schweiz zeigt sich im Vergleich zur 
                                               
1030  Vgl. dazu vorstehend Rz. 111 ff. 
1031  Vgl. dazu vorstehend Rz. 79. 
1032  Vgl. dazu vorstehend Rz. 152 ff. 
1033  Vgl. dazu vorstehend Rz. 156 ff. 
1034  Vgl. dazu vorstehend Rz. 158. 
1035  Vgl. dazu vorstehend Rz. 162 ff. 
1036  Vgl. dazu vorstehend Rz. 176 ff. 
1037  Vgl. dazu vorstehend Rz. 180. 
1038  Vgl. dazu vorstehend Rz. 182. 
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Situation vor staatlichen Gerichten ein abweichendes Bild.1040 Als Folge 
davon, dass sich der Bestand der Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Insolvenzverwalter vor Schiedsgerichten mit Sitz in der Schweiz aus 
schweizerischer Perspektive nach der lex fori concursus richtet, ist für die 
Frage des Bestandes der Prozessführungsbefugnis eines ausländischen Insol-
venzverwalters nicht schweizerisches Recht anwendbar.1041 Daher stellt sich 
auch die Frage der Anwendbarkeit des 11. Kapitels des IPRG nicht. Aber 
auch wenn der Bestand der Prozessführungsbefugnis nach schweizerischem 
Recht zu beurteilen wäre, würde das 11. Kapitel des IPRG und die damit 
einhergehenden Einschränkungen als Folge der Autonomie des für internati-
onale Schiedsgerichte mit Sitz in der Schweiz zur Anwendung gelangenden 
12. Kapitels des IPRG keine Anwendung finden.1042 Auf die Vollstreckung 
eines Schiedsspruches eines Schiedsgerichtes mit Sitz in der Schweiz ist 
aber wiederum das 11. Kapitel des IPRG anwendbar.1043 Dies hat zur Folge, 
dass ein ausländischer Insolvenzverwalter die Vollstreckung eines Schieds-
spruches in der Schweiz nicht einleiten kann.1044 Eine Vollstreckung kann 
nur nach dem in den Art. 166 ff. IPRG vorgesehenen Verfahren erfolgen.1045 
Die EuInsVO/aEuInsVO, die vom Grundsatz der modifizierten Universalität 
ausgeht1046, enthält zahlreiche Regelungen, die direkt von der Prozessfüh-
rungsbefugnis erfasste prozessuale Befugnisse von Insolvenzverwaltern 
ausserhalb des Insolvenzeröffnungsstaates für die EU-interne Prozessfüh-
rung von Insolvenzverwaltern festlegen.1047 Für den Geltungsbereich der 
EuInsVO/aEuInsVO sind dabei Hauptinsolvenzverwalter, vorläufige Haupt-
insolvenzverwalter und Territorialinsolvenzverwalter, Letztere in der Form 
von Partikular- und Sekundärinsolvenzverwaltern, zu unterscheiden.1048 Die-
se Unterscheidung hat Einfluss auf die Prozessführungsbefugnis ausländi-
scher Insolvenzverwalter nach der EuInsVO/aEuInsVO. So decken sich die 
Befugnisse zur Prozessführung insbesondere von Haupt- und Territorialin-
                                               
1040  Vgl. dazu vorstehend Rz. 193 ff. 
1041  Vgl. dazu vorstehend Rz. 204 ff. 
1042  Vgl. dazu vorstehend Rz. 211 ff.  
1043  Vgl. dazu vorstehend Rz. 217 sowie Rz. 219. 
1044  Vgl. dazu vorstehend Rz. 217 sowie Rz. 219. 
1045  Vgl. dazu vorstehend Rz. 217 ff. 
1046  Vgl. dazu vorstehend Rz. 225. 
1047  Vgl. dazu vorstehend Rz. 233 ff. 
1048  Vgl. dazu vorstehend Rz. 227. 
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solvenzverwaltern nicht.1049 Für Haupt- und vorläufige Hauptinsolvenzver-
walter bestehen namentlich als Folge der Neufassung der Verordnung Be-
fugnisse in der Form von Antrags-, Widerspruchs-, Anfechtungs- resp. 
Rechtsmittelbefugnissen.1050 Dabei entsprechen die Befugnisse zur Prozess-
führung von vorläufigen Hauptinsolvenzverwaltern (wohl) weitgehend jenen 
von Hauptinsolvenzverwaltern.1051 Territorialinsolvenzverwaltern stehen 
zusätzlich zu einer Antragsbefugnis insbesondere Klagebefugnisse zu.1052 
Das UNCITRAL-Modellgesetz, das wie die EuInsVO von der modifizierten 
Universalität ausgeht1053, legt hinsichtlich der Prozessführungsbefugnis aus-
ländischer Insolvenzverwalter im Umsetzungsstaat vorwiegend Antragsbe-
fugnisse fest.1054 Hervorzuheben ist diesbezüglich die Befugnis eines auslän-
dischen Insolvenzverwalters, die Eröffnung eines inländischen Insolvenzver-
fahrens im Umsetzungsstaat zu beantragen (Art. 11 UNCITRAL-
Modellgesetz).1055 Daneben gewährt das Modellgesetz ausländischen Insol-
venzverwaltern im Umsetzungsstaat aber auch die Befugnis, paulianische 
Anfechtungsklagen zu erheben (Art. 23 Abs. 1 UNCITRAL-Modell-
gesetz)1056 sowie die Befugnis, in jedem Verfahren, in dem der ausländische 
Gemeinschuldner im Umsetzungsstaat Partei ist, zu intervenieren (Art. 24 
UNCITRAL-Modellgesetz)1057. 
Im Rahmen der derzeitigen Revisionsbestrebungen enthält der Gesetzesent-
wurf zur Änderung der Art. 166–175 IPRG unter anderem Anpassungen 
hinsichtlich der Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter 
vor schweizerischen Gerichten.1058 In Anlehnung an die bereits für das 
BankG, KAG, VAG, BEHG und FinfraG geltende Regelung soll künftig auf 
Antrag eines ausländischen Insolvenzverwalters auf die Durchführung eines 
Sekundärkonkursverfahrens verzichtet werden können, sofern die in 
Art. 174a Abs. 1 und 2 E-IPRG normierten Voraussetzungen erfüllt sind.1059 
                                               
1049  Vgl. dazu vorstehend Rz. 234 ff. sowie Rz. 277 ff. 
1050  Vgl. dazu vorstehend Rz. 234 ff. sowie Rz. 266 ff. 
1051  Vgl. dazu vorstehend Rz. 234 ff. sowie Rz. 266 ff. 
1052  Vgl. dazu vorstehend Rz. 277 ff. 
1053  Vgl. dazu vorstehend Rz. 288. 
1054  Vgl. dazu vorstehend Rz. 296 ff. 
1055  Vgl. dazu vorstehend Rz. 296. 
1056  Vgl. dazu vorstehend Rz. 302. 
1057  Vgl. dazu vorstehend Rz. 303. 
1058  Vgl. dazu vorstehend Rz. 308 ff.  
1059  Vgl. dazu vorstehend Rz. 315 ff. 
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Ein etwaiger Verzicht auf die Durchführung des Sekundärkonkursverfahrens 
hätte zur Folge, dass der ausländische Insolvenzverwalter unter Beachtung 
des schweizerischen Rechts sämtliche Befugnisse ausüben dürfte, die ihm 
nach dem Recht des Staates der Insolvenzeröffnung zustehen (Art. 174a 
Abs. 4 E-IPRG).1060 Der ausländische Insolvenzverwalter dürfte als Folge 
davon insbesondere (auch) betreffend das ihm zur Verfügung gestellte Ver-
mögen vor schweizerischen Gerichten Prozesse führen (Art. 174a Abs. 4 E-
IPRG).1061 Die vorgeschlagene Neuregelung würde im Falle des Verzichts 
auf die Durchführung des Sekundärkonkursverfahrens daher zu einer umfas-
senden Prozessführungsbefugnis des ausländischen Insolvenzverwalters vor 
schweizerischen Gerichten führen.1062 Obschon die Revisionsbestrebungen 
zu begrüssen sind, ist die Ausgestaltung der mit Art. 174a E-IPRG vorge-
schlagenen Regelung aufgrund verschiedener Überlegungen nochmals zu 
überdenken.1063 
Es bleibt zu hoffen, dass die Revisionsbestrebungen erfolgreich sein werden 
und der E-IPRG in Bezug auf die Prozessführungsbefugnis ausländischer 
Insolvenzverwalter mit den hier angeregten Änderungen Gesetz wird. Insbe-
sondere sollte die Bevorrechtigung privilegierter Forderungen nach Art. 172 
Abs. 1 lit. b E-IPRG fallen gelassen werden.1064 Die vorgeschlagene Mög-
lichkeit des Verzichts auf die Durchführung eines Sekundärkonkursverfah-
rens (Art. 174a Abs. 1 E-IPRG) sollte daher ausschliesslich vom Bestehen 
pfandgesicherter Forderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. a E-IPRG sowie Nie-
derlassungsforderungen nach Art. 172 Abs. 1 lit. c E-IPRG abhängig 
sein.1065 Überdies sollte für das Verzichtsantragsverfahren nach Art. 174a 
Abs. 1 und 2 E-IPRG auch auf die geforderte Prüfung der angemessenen 
Berücksichtigung schweizerischer Drittklassgläubiger im ausländischen 
Verfahren verzichtet werden.1066 Nicht ausser Acht zu lassen ist auch die 
Möglichkeit des grundsätzlichen Verzichts auf die Durchführung eines Se-
kundärkonkursverfahrens, d.h. eine Umkehr des Regel-Ausnahme-
Verhältnisses.1067 Zudem sollte die unsichere Rechtslage hinsichtlich der 
                                               
1060  Vgl. dazu vorstehend Rz. 319. 
1061  Vgl. dazu vorstehend Rz. 319. 
1062  Vgl. dazu vorstehend Rz. 319. 
1063  Vgl. dazu vorstehend Rz. 323 ff. 
1064  Vgl. dazu vorstehend Rz. 327 ff. 
1065  Vgl. dazu vorstehend Rz. 325 ff. 
1066  Vgl. dazu vorstehend Rz. 333 ff. 
1067  Vgl. dazu vorstehend Rz. 338 ff. 
397 
  207 
Prozessführungsbefugnis ausländischer Insolvenzverwalter ausserhalb des 
11. Kapitels des IPRG durch eine gesetzliche Regelung geklärt werden.1068 
In Ergänzung resp. Abänderung des E-IPRG ist schliesslich die selektive 
Übernahme von Regelungen der EuInsVO und des UNCITRAL-
Modellgesetzes in Erwägung zu ziehen, um auch nach dem Gesetzesentwurf 
bestehende Regelungslücken zu schliessen.1069  
                                               
1068  Vgl. dazu vorstehend Rz. 352 ff. 
1069  Vgl. dazu vorstehend Rz. 355 ff. 
